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Einleitende  Bemerlcungen. 


Nachdem  Frankreich  unter  Ludwig  XIV.  seine  poK- 
tische  Einheit  erlangt  und  seine  Kräfte  so  konzentriert  hatte, 
dass  der  König  über  sie  absolut  verfügen  konnte,  fiel  es 
über  das  durch  die  Feudalität  noch  zerrissene  Europa  her. 
Belgien,  Luxemburg  und  das  Elsass  waren  bis  in  die  Neun- 
zigerjahre fast  ganz  in  die  Hände  der  Franzosen  gefallen. 
Bei  dieser  Lage  der  Dinge  erwarteten  die  noch  viel  schwä- 
chern Staaten  diesseits  des  Jura,  nämlich  Genf,  Neuen  bürg 
und  das  Bistum  Basel  ein  gleiches  Los.  Aber  geographische 
und  historische  Tatsachen  veranlassten  Frankreich,  die- 
selben zu  verschonen. 

Die  politische  Entwicklung  Frankreichs  zeigt,  geogra- 
phisch aufgefasst,  dass  die  natürliche  Durchbruchslinie  der 
französischen  Wachstumskräfte  im  Norden  lag.  Eine  mehr 
als  tausendjährige  Erfahrung  beweist  dies  genugsam.  Es 
liegt  nun  auf  der  Hand,  dass  eine  Stadt  in  der  Nähe  dieser 
Linie,  wie  etwa  Strassburg,  viel  mehr  bedroht  war  als  Genf. 
Genf,  in  der  Ecke  zwischen  Jura  und  Alpen  und  zudem 
an  einem  Punkte  gelegen,  wo  sich  drei  Staaten  in  bezug 
auf  ihre  weitere  Ausdehnung  in  Schach  erhielten,  befand 
sich  so  aus  zwei  Gründen  in  einer  Art  politischen  Kalmen- 
zone. Hier  stiessen  nämlich  Bern,  Savoyen  und  Frankreich 
in  ihren  Wachstumsbestrebungen  auf  einander.  Bern  und 
Savoyen  hatten  sich  im  Lausannervertrag  von  1564  und 
Savoyen  und  Frankreich  im  Lyonervertrag  von  1601  ver- 
ständigt, sodass  als  letzter  Zankapfel  der  drei  Staaten  nur 
die  Stadt  Genf  mit  ihrem  kleinen  Gebiet  zurückbheb.  Dieser 
Posten  war  aber  strategisch  und  wirtschaftlich  für  alle  drei 
Nachbarländer  von  solcher  Wichtigkeit,  dass  weder  das 
eine  noch  das  andere  es  wagte,  denselben  mit  ofi'ener  Ge- 
walt zu  nehmen. 
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Für  Bern  und  die  übrigen  Kantone  war  Genf  eine 
nicht  zu  unterschätzende  Feste,  die  sie  im  Westen  gegen 
das  immer  mächtiger  werdende  Frankreich  schützte.  Mehr 
als  einmal  sprachen  sie  auf  den  Tagsatzungen  den  Ge- 
danken aus,  es  sei  diese  Stadt  „ein  Schlüssel  und  Boll- 
werk gemeiner  Eidgenossenschaft". 

Für  Savoyen  war  Genf  von  Bedeutung,  weil  es  nicht 
nur  die  natürliche  Hauptstadt  des  Ländchen  Gex,  jenes 
Gebietes  vom  See  bis  an  den  Jura,  sondern  auch  der  bei- 
den savoyischen  Provinzen  Chablais  und  Faucigny  ist,  welche 
mit  dem  übrigen  Savoyen  nicht  zusammenhängen,  sondern 
ihren  natürlichen  Ausgangspunkt  nach  dem  Becken  des 
Genfersees  hin  finden.  ^)  Diese  Provinzen  hätten  eine  schwere 
wirtschaftliche  Schädigung  erlitten,  wenn  sie  von  ihrem 
natürlichen  Mittelpunkt  getrennt  worden  wären. 

Frankreich  trat  mit  allem  Eifer  für  den  unveränderten 
Weiterbestand  Genfs  ein,  weil  es,  am  Ausflusse  des  Sees 
gelegen,  die  linksuferige  Strasse  nach  den  Walliserpässen 
und  die  rechtsuferige  nach  der  Innerschweiz  beherrschte 
und  Frankreich  gegen  Einfälle  durch  die  Klus  oder  den 
Faucillepass  sicherte. 

Die  grosse  Bedeutung,  die  Genf  für  seine  Nachbar- 
staaten hatte,  war  geradezu  eine  Garantie  für  seine  Selbst- 
erhaltung. Es  scheint  mir,  als  könne  eine  gewisse  Aehn- 
lichkeit  zwischen  der  damaligen  politischen  Stellung  dieser 
Stadt  zu  Bern,  Savoyen  und  Frankreich  und  dem  Verhält- 
nis der  heutigen  Schweiz  zu  den  Grossmächten  nicht  ge- 
leugnet werden.  Wenn  aber  der  wachsame  Neid  der  genann- 
ten drei  Nachbarstaaten  Genf  bis  auf  einen  gewissen  Grad 
sicher  stellte,  so  konnte  das  über  das  französische  Ländchen 
Gex  und  die  savoyischen  Vogteien  Ternier  und  Gaillard 
bunt  zerstreute  Genferterritorium,  über  welches  die  Rechts- 
ansprüche Genfs  so  varierten,  dass  mancherorts  nicht  ent- 
schieden werden  konnte,  ob  eine  Ortschaft  mehr  genferisch, 
savoyisch  oder  französisch  sei,  doch  stets  Anlass  zu  bös- 


^)  Die  Genferzonen  von  Hilty,  Pol.  Jahrbuch  1894  S.  203. 
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artigen  Verwicklungen  geben.  Um  dies,  sowie  auch  andere 
Fj'agen  zu  verstehen,  denen  wir  im  Laufe  dieser  Arbeit 
begegnen  werden,  will  ich  hier  eine  kurze  Zusammenstellung 
über  die  Entwicklungsgeschichte  des  genferischen  Terri- 
toi'iums  bis  gegen  das  Jahr  1690  folgen  lassen. 

In  der  grossen  Diözese  Genf,  die  sich  im  Norden  bis 
über  den  Jura,  im  Osten  bis  nach  Aubonne  und  an  die 
Grenze  des  heutigen  Wallis  und  im  Süden  bis  über  Annecy 
hinaus  erstreckte,  übte  der  Bischof  mit  vielen  andern  Herren 
die  weltliche  Macht  aus.  In  erster  Linie  herrschte  er  über 
die  Stadt  mit  den  Faubourgs  St.  Leger,  St.  Victor  und 
St.  Gervais  und  den  Lokalitäten  Champel,  Rive  und  Palais. 
Seine  Herrschaften  in  der  Umgebung  der  Stadt  „mandements" 
(Vogteien)  genannt,  bestanden  aus  dem  mandement  von 
Peney  (später  werden  Genthod  und  Celigny  hinzugefügt), 
von  Jussy  und  von  Thiez  im  Faucigny  am  Fusse  des  Mole. 
Diese  Gebiete  bilden  den  Kern,  an  den  sich  das  übrige 
Territorium  des  heutigen  Kantons  bis  1815  anschliesst. 

Ein  anderer  Besitzer  mehr  von  Rechten  als  von  Herr- 
schaften auf  dem  Gebiet  des  Herzogs  von  Savoyen  war 
das  Kapitel  von  St.  Pierre.  Es  hatte  Rechte  auf  die  Kir- 
chen von  Bossey,  Bernex,  Evordes,  Sesenove,  Chenex,  Colex 
u.  a.  Güter  besass  es  zu  Bossey,  DuUy  (bei  Jussy),  Moins; 
Rechte  der  Jurisdiktion  zu  Onex,  Sierne,  Veyrier;  Hörige 
(des  hommes)  zu  Peicy,  Cholay,  Etonex  und  andern  Orten. 
l^]s  erhob  Zehnten  zu  Chambesy,  Pregny,  Grand  Saconnex, 
Neidens  u.  a.  Seine  wichtigsten  Besitzungen  waren  seit 
Anfang  dos  vierzehnten  Jahrhunderts  Vandocuvres,  Cologny 
und  das  Kloster  zu  Satigny. . 

Das  Kloster  St.  Victor  hatte  Gütei*  und  Rechte  am 
linken  Rhoneufer  zwischen  dem  Moiit  Saleve  und  dem 
Mont  de  Sion,  insbesondere  zu  (.Uiancy,  Epeisse,  Avully, 
Feigieres,  Passeiry,  Avusy,  Attenaz,  Songy,  Sejegnin,  Ma- 
lagny,  I^a  Toui*,  ('artigiiy,  l^a  (Jrave,  Laconnex,  Troinex, 
Landecy,  also  im  (jebiei,  das  man  sclion  im  frühen  Mittel- 
alter Champagne  nannte  und  das  heute  den  westlichen  Teil 
des  Kantons  bildet.  Es  hatte  Rechte  auf  die  Kirchen  von 
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Dardagny  und  Russin,  Gy  und  Merlinge,  Colovrex  und 
Valavran  und  auf  das  Dorf  Draillens  im  Chablais.  ^) 

Die  genannten  Dörfer,  auf  welche  das  Kapitel  St.  Pierre 
und  das  Kloster  St.  Victor  Rechte  hatten  und  die  in  die 
Bezeichnung  St.  Victor  et  Chapitre  (St.  Viktor  und  Kapitel) 
zusammengefasst  werden,  gehörten  häufig  drei  oder  vier 
Besitzern,  wovon  jeder  seine  besondern  Rechte  hatte,  z.  B. 
der  eine  auf  den  Boden,  der  andere  auf  die  Kirche,  der 
dritte  auf  die  Bewohner.  Zank  und  Streit  waren  da  un- 
vermeidlich, besonders  wenn  man  bedenkt,  dass  in  den 
einzelnen  Dörfern  manchmal  Herren  wohnten,  die  auch 
noch  ihre  Rechtsame  hatten. 

Im  Jahr  1536,  nachdem  der  Bischof  infolge  der  Re- 
form die  Stadt  verlassen  hatte,  nahmen  die  Genfer,  den 
Auszug  der  Berner  gegen  den  Herzog  benutzend,  Besitz 
von  den  obgenannten  Herrschaften  und  Rechten  des  Bischofs, 
des  Kapitels  und  des  Klosters.  Bern  liess  aber  Genf  nicht 
im  Besitz  all  dieser  Gebiete.  Im  „traite  perpetuel"  vom 
7.  August  1536  nahm  Bern  die  Herrschaft  Gaillard  und  das 
Schloss  de  la  Bätie^)^  um  von  hier  aus  Genf  allenfalls 
im  Zaum  zu  behalten,  überliess  ihm  aber  die  Besitzungen 
des  Bischofs,  des  Kapitels  und  des  Klostei-s.  Es  nahm 
aber  in  den  zwei  letzteren  das  Recht  der  hohen  Gerichts- 
barkeit (justice  criminelle)  für  sich  in  Anspruch. 

Thiez  am  Fusse  des  Mole  wurd(^  1539  von  Franz  1. 
den  Genfern  weggenommen  und  ihnen  trotz  aller  Reklama- 
tionen nicht  wieder  zurückerstattet. 

Bern,  durch  die  politischen  Verhältnisse  zum  Lau- 
sann ervertrag  von  1564  veranlasst,  gab  dem  Herzog  in  dem- 
selben das  Ländchen  Gex,  das  Chablais  und  die  Vogteien 
Ternier  und  Gaillard  zurück.  Leider  kam  damit  auch  die 
eben  erwähnte  hohe  Gerichtsbarkeit  über  die  Ortschaften 


^)  Vergleiche  „Carte  du  Lac  de  Geneve  et  des  Pays  circonvoisins 
oü  se  trouvent  les  Frontieres  de  France,  de  Savoye  et  de  Suisse  avec 
le  Territoire  de  la  Republique  de  Geneve  par  Antoine  C/iopv,  gravee 
ä  Lyon  1730.  Diese  Karte  findet  sich  in  Spon,  Histoire  de  Geneve  II, 
Geneve  1730,  chez  Fabri  et  Barrilot. 

^)  La  Bätie  ist  ein  Hügel  im  Westen  der  Stadt  Genf. 
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von  St.  Viktor  und  Kapitel,  die  über  die  abgetretenen  Ge- 
biete zerstreut  waren,  an  den  Herzog.  Hätte  Bern  im  Lau- 
sannervertrag  die  Hoheitsrechte  über  diese  Orte  zu  Gunsten 
Genfs  ausbehalten,  so  wäre  St.  Viktor  und  Kapitel  ein  un- 
bestrittener Besitz  der  Genfer  geworden  und  ihnen  der 
schwere  Kampf  um  die  Erhaltung  dieser  Herrschaften  er- 
spart geblieben.  Allerdings  musste  sich  der  Herzog  ver- 
pflichten, gegen  die  Besitzungen  Genfs  nichts  zu  unter- 
nehmen, die  von  Bern  im  Gex,  im  Chablais  und  in  Ternier 
und  Gaillard  eingeführte  Reform  zu  respektieren  und  das 
Bündnis  zwischen  Bern  und  Genf  anzuerkennen.  ^)  Durch 
die  Kriegsoperationen  Berns  und  durch  den  Lausanner- 
vertrag  war  Genf  tatsächlich  ein  unabhängiger  Staat  ge- 
worden; aber  die  Desenklavierung  seiner  Gebiete  hatte  es 
noch  nicht  erreicht. 

Um  auch  diesem  Ziele  näher  zu  rücken,  nahm  es  1589 
als  Verbündeter  Heinrich  HI.  am  Krieg  gegen  Savoyen 
teil.  In  diesem  Kriege  eroberte  Genf  das  ganze  Ländchen 
Gex  und  die  Vogteien  Ternier  und  Gaillard,  ja  sogar  einen 
Teil  des  Chablais  und  war  so  im  Besitz  eines  schön  ab- 
gerundeten Gebietes  um  die  Stadt  herum.  Doch  im  Lyoner- 
frieden  von  1601  gab  Heinrich  IV.  dem  Herzog  die  Er- 
oberungen, die  die  Genfer  und  Franzosen  gemacht  hatten, 
zurück,  behielt  aber  das  Ländchen  Gex,  dessen  er  sich 
nach  dem  Abschluss  des  Friedens  bemächtigt  hatte,  für  sich. 

Damit  hatte  dieser  letzte  energische  Versuch  Genfs, 
auf  dem  Wege  der  Eroberung  sein  Gebiet  abzurunden,  wegen 
der  Wortbrüchigkeit  Heinrich  IV.  vollständig  fehlgeschlagen. 
Genf  gab  diese  Art  der  Gebietserwerbung  notgedrungen 
auf  und  konnte  die  Abrundung  seines  Territoriums  im  sieb- 
zehnten und  achtzehnten  Jahrhundert  auch  durch  Kauf  und 
Tausch  nur  wenig  fördern.  Die  Ortschaften  von  St.  Viktor 
und  Kapitel  nebst  den  souv(n*änon  Genferbesitzungen  lagen 
wie  die  gleichfarbigen  Steine  eines  Mosaikschmuckes  in 
vollendeter  Zusammenliangslosigkeit  auf  dem  rechten  und 
linken  Rhoneufer  im  französich  gewordenen  Ländchen  Gex 


^)  Der  Lausannervertrag"  von  15B4  von  Prof.  Dr.   IT.  Orc/tsli. 
Pol.  Jahrbuch  von  Prof.  Dr.  C.  lliltii  1899,  S.  141.  ff. 
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und  in  den  savoyischen  Vogteien  Ternier  und  Gaillard. 
Allerdings  wurde  das  so  sehr  zerrissene  Genfergebiet  durch 
den  Vertrag  von  St.  Julien  von  1603  wirtschaftlich  ein  wenig 
zusammengeschlossen.  In  diesem  Vertrage  anerkannte  näm- 
li(?h  der  Herzog  das  liber  commercium,  das  Salz  ausgenom- 
men, und  die  Sonderrechte  der  genferischen  Güter  und 
Herrschaften. 

Die  Stadt  behandelte  die  Landbewohner  als  Unter- 
tanen, wie  dies  der  Bischof,  das  Kapitel  und  das  Kloster 
auch  getan  hatten.  Sie  bezahlten  an  die  Stadt  die  Grund- 
steuer (taille),  die  Kopfsteuer  (capitation)  und  die  Zehnten 
(die  zehnte  Garbe  und  den  Zehent  der  Weinlese).  Sie  muss- 
ten  Frohnden  leisten,  z.  B.  an  den  Festungswerken  arbei- 
ten, was  oft  dorfweise  geschah.  Die  Administration  und 
Rechtsprechung  besorgte  ein  Vogt,  der  vom  Rate  auf  drei 
Jahre  gewählt  wurde.  So  gab  es  einen  Vogt  zu  Jussy  und 
zu  Peney.  St.  Viktor  und  Kapitel  hatte  seinen  besondern 
Richter,  der  aus  der  Mitte  des  Rates  der  Zweihundert  ge- 
wählt wurde.  Er  begab  sich  wöchentlich  einmal  nach 
Carouge,  nach  Cartigny  oder  je  nach  Notwendigkeit  auch 
in  andere  Oertlichkeiten,  um  Gericht  zu  halten.  Das  war 
ein  schweres  Amt;  denn  die  Richter  Savoyens  anerkann- 
ten häufig  die  Funktionen  ihres  Genferkollegen  nicht.  Sie 
bestritten  in  vielen  Fällen  die  Kompetenz  des  letzteren, 
weil  die  hohe  Gerichtsbarkeit  in  St.  Viktor  und  Kapitel 
Savoyen  zukam,  und  in  manchen  Fällen  war  es  zweifel- 
haft, ob  das  Delikt  in  das  Gebiet  der  hohen  oder  niedern 
Gerichtsbarkeit  falle.  ^) 

Das  am  Ende  des  siebzehnten  Jahrhunderts  noch  in 
der  beschriebenen  Weise  zerrissene  und  durch  die  kompli- 
zierten feudalen  Rechtsverhältnisse  mancherorts  zu  stetigen 
Reibereien  mit  Savoyen  und  Frankreich  anlassgebende  Gen- 
ferterritorium  bedeutete  für  die  damals  etwa  16,000  Ein- 
wohner zählende  Stadt  keine  Stärkung,  sondern  geradezu 

')  Diese  kurze  Zusammenstelluno'  über  die  Entwicklungsge- 
schichte des  Genferterritoriums  habe  ich  einer  Konferenzarbeit  des 
Herrn  Bibliothekar  Gardy  von  Genf  entnommen,  die  er  mir  in  sehr 
verdankenswerter  Weise  zur  Verfügung  stellte. 
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eine  stetige  Gefährdung.  Genf  hielt  zwar  mit  einer  stau- 
nenswerten Zähigkeit  an  seinen  Rechten  fest,  vermied  aber 
durch  eine  gemässigte  und  khige  Politik,  sich  mit  seinen 
Nachbarn  ernstlich  zu  überwerfen.  So  hatte  es  nach  dem 
Frieden  von  St.  Julien  den  Anschein,  dass  weder  Savoyen, 
noch  Frankreich,  von  Bern  gar  nicht  zu  sprechen,  gegen 
Genf  irgend  ein  ernstliches  Unternehmen  im  Auge  hätten. 
Da  trat  aber  1690  eine  vollständige  Aenderung  der  bis- 
herigen Verhältnisse  ein.  Der  Herzog  Viktor  Amadeus  II. 
gab  seinen  Alliierten,  den  König  von  Frankreich,  auf  und 
trat  der  Liga  von  Augsburg  bei.  Infolgedessen  fiel  Savoyen 
diesseits  der  Alpen  noch  im  Sommer  des  gleichen  Jahres 
in  die  Hände  der  Franzosen.  Genf  war  nun  bis  zum  Frie- 
densschluss  zwischen  dem  Herzog  und  dem  König,  also 
volle  sechs  Jahre,  von  französischen  Truppen  geradezu  ein- 
geschlossen. Erst  nach  dem  Abschluss  des  Ryswikerfriedens 
vom  September  und  Oktober  1697  und  dem  darauf  erfolg- 
ten Abmarsch  der  savoyischen  Truppen,  die  an  Stelle  der 
im  Vorjahr  abgezogenen  französischen  Soldaten  diesseits 
der  Alpen  Quartier  genommen  hatten,  wurde  es  in  der  Um- 
gebung der  Stadt  wieder  stiller.  Diese  sieben  Jahre  waren 
für  Genf  eine  Zeit  harter  Bedrängnis  gewesen.  Mehr  als 
einmal  hatte  sich  das  Gerücht  verbreitet,  E>ankreich  werde 
sich  nächstens  der  Stadt  bemächtigen.  Wenn  es  aber  bei 
blossen  Gerüchten  bheb  und  Ludwig  XIV.  Genf  schonte, 
so  lag  der  Grund  hiefür  einerseits  in  den  allgemeinen  poli- 
tischen Verhältnissen  Europas  und  andererseits  in  der  be- 
sondern Stellung  der  kleinen  Republik  zu  Frankreich,  Bern 
und  Zürich,  die  ich  in  der  hier  folgenden  Arbeit  für  den 
Zeitraum  von  1690  bis  97  darzustellen  versuche. 
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1.  Die  Folgen  der  Kriegserklärung  Savoyens  an 
Frankreich. 


I.  Der  Herzog  tritt  in  die  Liga  von  Augsburg  ein  und  offeriert 
den  evangelischen  Orten  und  insbesondere  Bern  ein  Defensiv- 
bündnis. 

Seit  1687  machte  sich  der  junge,  energische  Herzog 
Viktor  Amadeus  II.  immer  mehr  mit  der  Idee  vertraut, 
mit  seinem  Alhierten,  dem  König,  zu  brechen  und  sich 
ins  Lager  der  Feinde  Frankreichs  zu  begeben.  Noch  im 
gleichen  Jahre  traf  er  zu  Venedig  unter  dem  Vorwand  des 
Karnevalbesuchs  den  Kurfürsten  von  Bayern  und  versprach 
ihm,  insgeheim  der  Augsburger  Liga  beizutreten.  Der  Kai- 
ser, dem  alles  daran  lag,  den  Herzog  vom  König  zu  tren- 
nen, anerkannte  ihn  als  König  von  Cypern  und  gestattete 
ihm  so,  den  Titel  „Königliche  Hoheit''  zu  führen.  Eine 
gemeinsam  unternommene  unglückliche  Expedition  gegen 
die  Waldenser,  während  welcher  der  Herzog  die  Franzosen 
im  Stiche  liess,  benahm  Ludwig  XIV.  jeden  Zweifel  an 
der  Untreue  seines  Verbündeten.  Am  3.  und  4.  Juni  schloss 
der  Herzog  einen  doppelten  Vertrag  mit  dem  Kaiser  und 
mit  Spanien.  Beide  Mächte  versprachen  ihm  bedeutende 
Hilfeleistung,  die  von  den  Franzosen  okkupierte  Feste 
Piguerolo  und  einen  Teil  der  Eroberungen,  die  man  jen- 
seits der  AJpen,  also  in  Frankreich  selbst,  zu  machen  hoffte. 
Hierauf  setzte  der  Herzog  alle  gefangenen  Waldenser  in 
Freiheit,  nahm  in  Turin  alle  Franzosen  und  den  Gesandten 
Ludwig  XIV.  gefangen,  und  die  Feindseligkeiten  begannen.  ^) 

Der  Herzog  hatte  mit  dem  Bruche  mit  Frankreich  zu 
lange  gezögert;  denn  die  Franzosen  hatten  nicht  nur  in 
Piemont,  sondern  auch  diesseits  der  Alpen  durch  die  Be- 


^)  Henri  Martin,  Histoire  de  France,  XIV,  130  ss.  —  üb.  C. 
S.  138  ff.,  145  ff,  157  ff.,  163  ff.,  179  ff'.,  189  ff.,  193  ff'.  —  Mereure 
historique  et  politique,  Mai  1690. 
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Setzung  der  Feste  Barraux  im  Departement  der  Isere  festen 
Fuss  gefasst.  Zudem  konnten  ihm  die  anderwärts  in  An- 
spruch genommenen  AUiierten  einstweilen  nicht  viel  Hilfe 
leisten.  Unter  solchen  Umständen  Avar  er  gezwungen,  den 
auf  der  Nordseite  der  Alpen  gelegenen  Teil  seines  Herzog- 
tums fast  ohne  Schwertstreich  preiszugeben.  An  eine  ernst- 
liche Verteidigung  dieses  Gebietes  war  nur  dann  zu  denken, 
wenn  es  dem  Herzog  gelang,  mit  den  Eidgenossen  ein 
Defensivbündnis  abzuschliessen.  Es  existierte  zwar  schon 
seit  langer  Zeit  eine  Allianz  zwischen  ihm  und  den  katho- 
lischen Kantonen,  aber  die  französischen  Pensionen  und 
der  wachsame  Argwohn  der  Reformierten  hielten  sie  von 
einer  nennenswerten  Hilfeleistung  an  Savoyen  ab.  Wenn 
es  jedoch  gelingen  sollte,  auch  die  evangelischen  Orte  für 
ein  Schutzbündnis  zu  gewinnen,  dann  konnte  nicht  nur 
von  ihnen,  sondern  auch  von  den  Katholiken  ein  kräftiger 
Beistand  erwartet  werden.  Alles  sprac^h  dafür,  dass  beson- 
ders Bern  eine  solche  Allianz  mit  dem  Herzog  nicht  un- 
gern eingehen  werde.  Wenn  nämlich  Savoyen  in  die  Hände 
der  Franzosen  fiel,  war  allem  Anscheine  nach  auch  Genf 
preisgegeben,  was  Bern  um  allen  Preis  verhindern  musste, 
wenn  es  nicht  das  Waadtland  seines  natürlichen  Schutzes 
berauben  wollte.  Hatte  aber  Bern  zum  Schutzbündnis  mit 
Savoyen  seine  Zustimmung  gegeben,  dann  konnte  man  auch 
auf  den  Beitritt  der  übrigen  evangehschen  Orte  rechnen. 

Auf  der  allgemeinen  Tagsatzung  zu  Baden  vom  22.  Mai 
bis  3.  Juni  1690  suchte  der  äbtische  Landhofmeister  Fidel 
von  Thurn,  vom  savoyischen  Gesandten  Solaro  di  Govone 
beauftragt,  bei  den  Abgeordneten  der  evangelischen  Orte 
und  besonders  bei  denjenigen  Berns  zu  erfahren,  ob  sie 
nicht  geneigt  wären  „aus  Betrachtung  dismaliger  Oonjunc- 
turen  ein  Defensiv -Bündnuss  zu  schütz  und  schirm  beid- 
seitiger Lande  und  Leüten  zu  schliessen.  ^)  Die  Deputierten 
Berns  zeigten  sich  in  der  Tat  den  Auseinandersetzungen 
des  Landhofmeisters  gegenüber  nicht  ablehnend.  Am  28.  Juni 
erhielt  Govone,  der  nun  die  Sache  selbst  an  die  Hand  nahm, 


')  Gb.  C.  Ö.  33  Ii-. 
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im  Grossen  Rate  Berns  Audienz  und  befürwortete  das  Zu- 
standekommen eines  Schutzbündnisses  zwischen  Savoyen 
und  den  evangelischen  Orten  der  Eidgenossenschaft. ')  Die 
V ollmacht,  die  ihm  der  savoyische  Minister  de  St.  Thomas 
ausgestellt  hatte  und  die  im  Rate  verlesen  wurde,  begrün- 
dete die  Notwendigkeit  einer  solchen  Allianz  mit  folgenden 
Worten:  ,,L'experience  des  temps  passes,  et  celle  qu'on 
fait  depuis  plusieures  annees  marque  assez  que  l'etroite 
Union  des  Etats  voisins  (de  la  France)  est  le  seul  fondement 
de  leur  conservation  reciproque,  et  qui  soit  capale  non  sans 
beaucoup  de  peine  de  retenir  suffisemment  l'impetuosite  des 
armes  etrangeres  (franeaises)."  2)  Das  von  Govone  vorge- 
schlagene Bündnis  selbst  gipfelte  in  der  Forderung,  es  sollen 
die  evangelischen  Orte  dem  Herzog  zum  Schutze  seines 
Gebietes  4000  Mann  auf  die  Dauer  von  mindestens  drei 
Monaten  zu  den  Soldansätzen  zur  Verfügung  stellen,  die 
dann  auch  für  die  savoyischen  Truppen  im  Dienste  der 
Eidgenossen  Geltung  haben  würden. 

Der  Grosse  Rat  stimmte  über  die  Vorschläge  von 
Govone  nicht  ohne  weiteres  ab,  sondern  wies  sie  zur  Be- 
gutachtung an  einen  Ehrenausschuss.  Das  Gutachten  hebt 
zunächst  die  Vorteile  hervor,  die  ein  Defensivbündnis  Sa- 
voyens  mit  den  evangelischen  Orten  für  letztere  haben 
könnte.  Im  Falle  eines  Angriffs  der  Franzosen  auf  die  Stadt 
Genf  oder  das  welsche  Land  wäre  dann  eine  Unterstützung 
des  Unternehmens  von  seite  Savoyens  nicht  zu  befürchten. 
Wenn  „dise  Statt  an  der  Einten  seithe  Von  dem  Feind 
eingethan  Were,  (würde  sie)  auf  seithen  Savoy  das  Freie 
commercium  offen  haben,  Und  davonhern  seinen  Underhalt 
(beziehen  können). "  Die  Verbündeten  Genfs,  Bern  und  Zürich 
könnten,  wenn  die  Strasse  von  Nyon  nach  Genf  etwa  bei 
dem  französischen  Versoix  durch  Truppen  Frankreichs  ver- 
legt würde,  den  „Genfischen  Securs"  über  savoyische  Bot- 
mässigkeit  in  diese  Stadt  hineinbringen.  Auch  hätte  ein 
solches  Bündnis  für  die  evangelischen  Orte  ein  allgemeines 


')  Gb.  C.  S.  81.    •^)  Gb.  C.  S.  83  jj.    ^)  Abschiede  VI,  Abt.  2, 
No.  186  und  Gb.  C.  S.  87  ff  oder  91  ff. 
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Interesse,  indem  die  Allianz  der  katholischen  Kantone  mit 
Savoyen,  die  ihre  Spitze  gegen  die  evangelischen  richten 
könnte,  in  dieser  ihrer  Wirkung  zu  nichte  gemacht  würde 
und  im  Falle  eines  Krieges  zwischen  Reformierten  und 
Katholiken  eine  Intervention  des  Herzogs  zu  Gunsten  der 
letztern  nicht  zu  befürchten  wäre. 

Aber  der  Ehrenausschuss  erkannte  wohl,  dass  die 
Nachteile  und  Gefahren,  die  das  Bündnis  Bern  und  den 
übrigen  evangelischen  Orten  bringen  würde,  viel  grösser 
wären  als  die  Vorteile.  Frankreich  werde  eine  Annäherung 
zwischen  dem  Herzog  und  den  evangelischen  Kantonen  mit 
allen  Mitteln  zu  verhindern  suchen.  Schon  vor  zwanzig 
Jahren  habe  der  französische  Gesandte  Mouslier  die  freche 
Behauptung  aufgestellt,  es  dürfen  die  Eidgenossen  mit  kei- 
nem andern  Fürsten  ein  Bündnis  schliessen,  ohne  von 
Ludwig  XIV.  dazu  die  Erlaubnis  zu  haben.  Besonders  sei 
zu  befürchten,  dass  der  Herzog  das  Bündnis  einzig  zu  seiner 
Verteidigung  ausnütze  und  sich  dann  seinerseits  um  die 
Bundespflichten  wenig  bekümmern  würde.  Es  meint  das 
Gutachten,  „Savoy  Insonderheit  (habe)  die  Reputation  des 
allerligstigsten  Undt  betrüglichsten  Hofes,  deme  zu  keinen 
Zeitgen  Wohl  zu  troAven  sein  wurde."  Zudem  werde  Genf 
und  die  Waadt,  deren  Schutz  Bern  zur  iVnnahme  des  Bünd- 
nisses treibe,  durch  dasselbe  nicht  in  der  Weise  gesichert, 
wie  etwa  erwartet  werden  könnte.  Sollte  es  nämlich  zu  einer 
Besetzung  Genfs  und  der  welschen  Lande  durch  savoyische 
und  bernische  Truppen  kommen,  so  sei  zu  befürchten,  dass 
der  Herzog  diese  Gebiete,  auf  die  er  eigentlich  nie  ganz 
verzichtet  habe,  einfach  nicht  mehr  herausgäbe.  So  beschloss 
denn  der  Grosse  Rat,  ohne  M(^inungsaustausch  mit  den 
andern  evangelischen  Orten  sich  in  keine  Unterhandlungen 
mit  Savoyen  einzulassen.  ')  Dieser  Beschluss,  die  Frucht 
vorsichtiger  Erwägungen,  war  zum  Teil  das  Werk  des 
Schulthcissen  Sigmund  von  Frlach,  Freiherrn  von  Spiez, 
der  durchaus  Gegner  des  Bündnisses  war.  -) 


')  Gl).  C.  Dieses  Gutachten  über  das  Bündnis  mit  Savoyen  träfet 
irrtümlicherweise  das  Datum  1689  anstatt  1690.    -')  Gb.  C.  S.  65  ff. 
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Da  Bern  eine  Allianz  mit  Savoyen  ohne  Zustimmung 
der  übrigen  evangelischen  Orte,  die  derselben  von  vornherein 
abgeneigt  waren,  nicht  eingehen  wollte,  fiel  es  dem  fran- 
zösischen Gesandten  Amelot  leicht,  die  Pläne  des  Herzogs 
vollständig  zu  durchkreuzen.  Zunächst  streute  er  die  vom 
genferischen  Residenten  Iberville  dem  Hofe  übermittelte, 
der  Wahrheit  aber  nicht  entsprechende  Kunde  aus,  es  sei 
der  Herzog  nur  deshalb  zu  den  Feinden  Frankreichs  über- 
gegangen, weil  ihm  dieselben  versprochen  haben,  alles  Not- 
wendige zu  liefern,  um  die  Stadt  Genf  unter  seine  Botmässig- 
keit  zu  bringen.  Der  König,  der  seinem  Gesandten  diese 
Iberville'sche  Märe  mitteilte,  fügte  hinzu:  „Je  ne  doute 
point  que  vous  ne  fassies  un  hon  usage  de  cet  avis,  et 
qu'il  ne  vous  serve  a  ramener  led.  Canton  de  Berne  dans 
les  bons  sentiments  qu'il  a  cy  devant  fait  paroitre  pour 
mes  interests.^' ')  Da  Frankreich  trotzdem  befürchtete,  es 
könnte  Bern,  von  den  Alliierten  aufgehetzt  und  unterstützt, 
einen  Einfall  in  die  Franche  Comte  machen, 2)  war  es  so- 
gar bereit,  eine  förmliche  Garantie  für  die  Sicherheit  Genfs 
und  des  welschen  Landes  zu  übernehmen,  um  so  gleich- 
zeitig die  Veranlassung  zu  einem  Bündnis  mit  Savoyen  zu 
nichte  zu  machen.  Aus  dem  gleichen  Grunde  suchte  Amelot 
auf  der  Jahrrechnungstagsatzung  zu  Baden  vom  2. — 18.  Juli 
die  Kantone  von  der  nutz-  und  ehrbringenden  Freundschaft 
des  Königs  zu  überzeugen^)  und  schwärzte  die  Feinde 
Frankreichs  und  insbesondere  den  Herzog  an,  indem  er 
ihm  alle  Schuld  des  Friedensbruches  zuschrieb,  weil  er  das 
gegebene  Versprechen,  die  Zitadelle  Turin  und  Verrua  den 
Franzosen  auszuhändigen,  gebrochen  und  schon  lange  vor 
der  Ruptur  mit  Frankreich  wegen  eines  geplanten  Einfalls 
ins  Delphinat  mit  Holland.,  England  und  dem  Kaiser  in 
Verbindung  gestanden  habe.  ^) 

Aber  Amelot  wandte  noch  ein  viel  wirksameres  Mittel 
an,  um  das  geplante  Bündnis  zum  Scheitern  zu  bringen. 
Govone  hatte  nämlich  auf  der  Jahrrechnungstagsatzung  einen 

')  G.  V.  A.  1690.  Louis  ä  Amelot,  23  Juin,  II.  64.  Ebenda^ 
x\melot  au  Roy,  28  Juin,  IV.  123  b.  ^)  Ebenda,  Louis  ä  Amelot, 
6  Juillet,  II.  70.       Gb,  C.  S.  141  ff.       Gb.  C.  S.  145  ff.,  163  ff.,  179  ff. 
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Allianzentwurf  dem  Bürgermeister  Eseher  von  Zürich  vor- 
gelegt. Ein  Spion  des  französischen  Gesandten  erwischte 
das  Schriftstück,  und  kaum  eine  Stunde,  nachdem  es  vor 
Escher  auf  den  Tisch  gelegt  worden  war,  befand  sich  Amelot 
schon  im  Besitze  desselben.  „J'en  Iis  faire  des  coppies," 
schrieb  er  seinem  König,  „et  eus  soin  de  les  faire  courir 
dans  tous  les  cantons  cathohques  qui  en  furent  fort  scan- 
dahses.  Er  unterhess  es  nicht,  die  Kathohken  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  dass  dieses  Bündnis  dasjenige,  das 
sie  mit  dem  Herzog  geschlossen  hatten,  vollständig  ver- 
nichte, sodass  sie  im  Falle  eines  Religionskrieges  nicht 
mehr  auf  die  Unterstützung  dieses  Fürsten  der  Nachbar- 
schaft rechnen  könnten.  Es  gelang  Amelot,  nicht  nur  die 
Katholiken  in  Aufregung  zu  bringen,  sondern  auch  Züi'ich 
nahm  von  ihm  beeinflusst  entschieden  Stellung  gegen  die 
Pläne  Savoyens.  ^) 

Auch  ohne  diese  Agitation  des  französischen  Gesandten 
wäre  ein  Bündnis  der  evangelischen  Orte  mit  Savoyen  wohl 
nicht  zu  stände  gekommen.  Die  Kantone  sahen  ein,  dass 
sie  damit  in  den  allgemeinen  Krieg  hineingezogen  und  auch 
im  Innern  des  Landes  die  Stürme  zwischen  den  beiden 
Konfessionen  wieder  losbrechen  würden.  So  fiel  denn  die 
Angelegenheit  trotz  der  Avarm.en  Verwendung  der  General- 
staaten -)  und  trotz  einer  gewissen  Neigung  Berns,  im 
Westen  der  Schweiz  offensiv  vorzugehen,  bald  aus  Abschied 
und  Traktanden. 

Am  folgenschwersten  wäre  dieses  Bündnis  für  Genf 
gewesen,  welches,  wie  aus  dem  vorher  genannten  Gutachten 
hervorgeht,  auch  in  irgend  einer  Form  in  dasselbe  einge- 
schlossen werden  sollte.  Mit  dem  Zustandekommen  des- 
selben wäre  nämlich  der  Kampf  zwischen  Eidgenossen  und 
Savoyarden  einerseits  und  Frankreich  andererseits  in  der 
Umgebung  dieser  Stadt  entbrannt,  und  die  unmittelbare 
Folge  wäre  wohl  die  unwiderrufliche  Annexion  Genfs  an 
Frankreich  gewesen. 

')  (J.  V.  A.  Mriuoii-c  concorniint  la  Siiisso  I.  1.    -)  Gb.  C. 

B.  241  und  247  ff.  ')  Al)scliie(lo  VI,  Abt.  2,  Nu.  18G  uiul  Gb.  C. 
S.  249  ft\ 
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2.  Die  Frage  der  Neutralität  Nordsavoyens,  insbesondere  der 
Provinzen  Savoye,  Genevois  und  Chablais. 

Der  Bruch  zwischen  Frankreich  und  Savoyen  gab  in 
Genf  zu  ernsthchen  Befürchtungen  Anlass.  Es  war  anzu- 
nehmen, dass  das  zerrissene,  genferische  Territorium,  das 
sich  inmitten  des  savoyischen  Gebietes  und  des  französischen 
Ländchen  Gex  befand,  selbst  bei  einigem  Entgegenkommen 
der  kriegführenden  Parteien  vor  Raub  und  Brand  nicht 
verschont  bleiben  würde.  Wenn  aber  die  Nachbarschaft 
der  Stadt,  aus  der  sie  den  grössten  Teil  der  Futtervorräte 
und  Lebensmittel  bezog,  der  Verwüstung  des  Krieges  preis- 
gegeben war,  dann  entstand  in  derselben  Teuerung  und 
Not,  die  den  ohnehin  gefährdeten  Platz  einem  Handstreich 
nur  noch  zugänglicher  machen  mussten.  Einigermassen 
gesichert  konnte  die  machtlose  Stadt,  die  wie  ein  verlorener 
Posten  mitten  im  Felde  des  Krieges  stand,  nur  dann  wer- 
den, wenn  sie  in  ein  bedeutendes  neutral  erklärtes  Gebiet 
schützend  eingehüllt  wurde.  Dieser  Gedanke  war  es,  der 
die  Genfer  veranlasste,  sich  schon  1603  im  Vertrag  von 
St.  Julien  vom  Herzog  Karl  Emmanuel  die  Zusicherung 
geben  zu  lassen,  dass  er  im  Umkreis  von  vier  Meilen  um 
die  Stadt  weder  Kriegsvolk  versammeln  noch  Befestigungen 
errichten  wolle.  \)  Aber  jetzt,  da  die  Umgebung  Genfs  der 
Kriegsschauplatz  zwischen  Savoyen  und  Frankreich  werden 
sollte,  war  vorauszusehen,  dass  Viktor  Amadeus  II.  an  die 
Bestimmungen  von  St.  Julien  nicht  halten  werde,  beson- 
ders weil  dieselben  für  die  französischen  Truppen  ohne 
Verbindlichkeit  waren.  In  einem  Schreiben  vom  30.  Juni 
eröffnete  Genf  seinen  „guten  Nachbaren,  besondern  Freun- 
den und  lieben  Bundesgenossen  von  Bern"  diese  Befürch- 
tungen und  Erwägungen  und  fügte  hinzu,  wie  es  für  die 
Ruhe  und  Sicherheit  der  Stadt  von  grösster  Bedeutung  wäre, 
wenn  das  Chablais  und  Genevois  und  die  Vogteien  Tei-niei* 
und  Gaillard  gegen  Savoyen  hin  und  das  Bugey,  A'al  Romey 


^)  Paul  Schiveizer,  Geschichte  der  Schweizerischen  Neutralität, 
S.  154  und  155. 
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und  Ländchen  Gex  gegen  Frankreich  hin  vor  kriegerischen 
Aktionen  verschont  bleiben  würden.  ^) 

Bern,  welches,  falls  Savoyen  der  Schauplatz  der  Kriegs- 
stürme wurde,  nicht  nur  für  das  natürliche  Bollwerk  Genf, 
sondern  auch  für  seine  welschen  Lande  Befürchtungen  haben 
musste,  trat  für  die  Neutralisation  der  Nachbarprovinzen 
Genfs  mit  allem  Eifer  ein  und  gab  seinen  beiden  Abgeord- 
neten auf  die  Jahrrechnungstagsatzung  vom  2.  bis  18.  Juli 
1690,  Nikolaus  Daxelhofer  und  Samuel  Frisching,  entspre- 
chende Instruktionen.  Es  sei  notwendig,  zu  beraten,  „Was 
einmahlen  Vorläuffig  und  ohne  Zeits  Verlust  Zur  conser- 
vation  der  Savoyischen  Gränze,  Nachbarschafft  und  Sicher- 
heit der  Statt  Genff'  und  Mrghr.  ansto^senden  Weltschen 
Landts  vor  Mittel  zu  ergreiffen  seyn  woUiad."  Nachdem 
die  Bernerabgeordneten  sich  über  diese  Angelegenheit  den 
andern  evangelischen  Orten  vertraulich  eröffnet  haben,  sollen 
auch  die  katholischen  Kantone  „mit  eingezogen  werden", 
damit  „mit  gesambter  Hand  nicht  allein  dem  Französischen 
Herrn  Ambassadoren  ohnverweilt  verdeutet,  sondern  auch 
an  Ihr  Königl.  May.  Selbsten  nachtrücklichen  geschriben 
(werde),  die  Savoyischen  angränzenden  land,  die  wir  nicht 
lassen  könnten,  zu  verschonen."  Im  Schreiben  an  den  König 
müsse  hervorgehoben  werdea,  aus  dringender  Notwendig- 
keit wüi'den  die  Orte  auf  ihrem  Verlangen  beharren  und 
im  Falle  der  Nichtberücksichtigung  zu  „kräftigeren  Men- 
suren" greifen.  Die  Abgeordneten  der  Tagsatzung  seien 
entschlossen,  dieselbe  nicht  eher  zu  verlassen,  bis  sie  eine 
befriedigende  Antwort  erhalten  haben.  Um  keine  Zeit  zu 
verheren,  solle  unverzüglich  ein  „expresser  Curier"  an  den 
französischen  Hof  abgehen,  füi'  dessen  Kosten  der  savoyische 
Gesandte  (lovone  aufzukonunen  erbietig  war,  weil  Savoyen 
wenigstens  am  Anfang  für  die  Neutralität  mit  allem  Eifer 
einstand.  Sollte  der  König  auf  eine  Schonung  der  um  Genf 
herum  liegenden  savoyischen  Provinzen  nicht  eingehen 
wollen,  so  finde  Bern  eine  Besetzung  Genfs  und  der  waadt- 
lündisclicn  Grenze  für  unverzüglich  notwendig.  (Jleichzeitig 


Abschiede  VI,  2,  No.  186  und  Gb.  C.  S.  924  und  250. 
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könne  die  Tagsatzimg  zwei  Repräsentanten  der  evangelischen 
und  der  katholischen  Orte  mit  noch  zu  bestimmenden  In- 
struktionen und  Gewalten  nach  Chambery  abschicken.  ^) 

Dieser  Instruktion  gemäss  wurde  die  Frage  der  Neu- 
tralität Hochsavoyens  zunächst  auf  der  Konferenz  der  evan- 
gelischen Orte,  die  wähi'end  der  Jahrrechnungstagsatzung 
zu  Baden  stattfand,  besprochen.  Die  Abgeordneten  erkann- 
ten zwar,  dass  löblicher  Eidgenossenschaft  und  besonders 
den  evangelischen  Orten  an  der  Neutralität  der  diesseits 
des  Gebirges  liegenden  savoyischen  Provinzen  viel  gelegen 
ist,  da  sie  eine  Vormauer  der  Eidgenossenschaft  bilden  und 
ihre  Besetzung  durch  Frankreich  den  Kantonen  nicht  wenig 
Nachteil  und  Gefahr  verursachen  würde.  Da  aber  nur  die 
Bernergesandten  instruiert  waren,  behielt  man  sich  über 
die  zu  ergreifenden  Mittel  die  Eröffnung  in  dei'  allgemeinen 
Session,  sowie  die  Berichterstattung  an  die  Obrigkeiten  vor.  -) 

Etwas  energischer  und  entschlossener  zeigte  sich  zur 
grossen  Seltenheit  die  Gesamttagsatzung.  Sie  beschloss, 
sowohl  vom  König  als  auch  vom  Herzog  zu  verlangen,  es 
möchten  die  drei  in  dem  Herzogtum  Savoyen  gelegenen, 
die  Eidgenossenschaft  begrenzenden  Provinzen  Savoyen,-^) 
Genevois  und  Chablais  vor  jeglicher  Feindseligkeit  ver- 
schont bleiben.^)  Es  wurde  unterm  11.  Juli  1690  tatsäch- 
lich ein  Schreiben  an  den  König  und  an  den  Herzog  ge- 
richtet, worin  der  Wunsch  ausgesprochen  war,  die  genannten 
drei  Provinzen  in  eine  rechte  und  wahre  Neutrahtät  zu 
setzen,  sodass  sie  sowohl  vor  französischen  als  auch  vor 
savoyischen  Waffen  verschont  bleiben  würden.  Die  beiden 
Fürsten  wurden  ersucht,  ihren  Gesandten  Vollmacht  zu 
geben,  um  mit  den  Orten  einen  solchen  Vertrag  abzuschliessen 
und  bis  zum  25.  August  auch  ohne  weiteres  das  genannte 
Gebiet  nicht  zu  beunruhigen.^) 


Gb.  C.  S,  113  ö'.  Abschiede  VI,  2,  No.  184  und  Gb.  C. 
S.  125.  Savoyen  als  Provinz  ist  das  alte  Duche  de  Savoye  mit  der 
Hauptstadt  Chambery;  siehe  Carta  Corografica  della  Sardeg-na  von 
Borgonio,  1772.  Ka.  B.  Abschiede  VI,  2,  No.  183,  h  und  Gb.  C. 
S.  137  ö'.  Gb.  C.  Brief  an  Frankreich  S.  203  ff.,  Brief  an  Savoyen 
S.  209  ff. 
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Noch  am  gleichen  Tage,  am  11.  Juli,  überbrachten  der 
Bürgermeister  Escher  und  je  ein  Deputierter  von  Luzern, 
Basel  und  Solothurn  dem  Gesandten  Amelot  ein  diesbezüg- 
liches Schreiben,  damit  er  es  mit  einer  Empfehlung  dem 
Hofe  übermittle.  Amelot  erklärte  aber  ofien,  dass  Frank- 
reich der  Neuti'ahtät  dieser  Lande  abhold  sei,  weil  dui'ch 
dieselbe  die  Dauphine  nur  gegen  Savoyen,  nicht  aber  gegen 
Piemont  geschützt  werde  und  es  zweifelhaft  wäre,  ob  die 
Alhierten  die  vom  Herzog  eingegangenen  Vei'phichtungen 
i'espektieren  würden.  ^)  und  ^). 

Der  König  ging,  wie  zu  erwarten  war,  auf  den  Wunscb 
dei'  Orte  nicht  ein.  Das  Gesuch  der  Tagsatzung  war  wir- 
kungslos geblieben,  weil  Amelot  dem  Hofe  nicht  verschwie- 
gen hatte,  dass  selbst  die  evangelischen  Orte  in  bezug  auf 
die  Neutralisation  der  savoyischen  Provinzen  uneinig  seien.-') 
Ludwig  XIV.  liess  die  Kantone  wissen,  er  werde  zur  Er- 
hahung  der  Ruhe,  die  die  Eidgenossen  bis  daliin  genossen 
bätten,  auch  fernerhin  beitragen,  im  übi'igen  habe  er  seinen 
Gesandten  über  seine  Ansichten,  die  eben  gegen  die  Neu- 
tralität waren,  unterrichtet.^) 

Etwas  unerwarteter  und  unerklärlicher  war  die  Ant- 
wort des  Herzogs.  In  seinem  Schreiben  vom  23.  Juli  teilte 
er  den  Eidgenossen  mit,  dass  diese  Neutrahtät  weder  in 
ihrem  noch  in  seinem  Interesse  sei,  wenn  nicht  sein  ganzes 
l^and  diesseits  des  Gebirges  in  dieselbe  eingeschlossen 

')  Die  Eidg-enossen  erwähnten  den  Durchmarsch  von  Truppen, 
die  Truppenwerbungen,  die  Lieferung  von  Waffen  und  Kriegsmaterial, 
den  Transport  etc.,  soweit  diese  Dinge  das  neutrale  Gebiet  betreffen, 
in  keiner  Weise.  Alles  das,  vielleicht  der  Durchmarsch  ausgenommen, 
wenn  er  zu  einem  Einbruch  ins  Feindesland  diente,  hatte  mit  dem 
Begriff  Neutralität,  der  eben  erst  im  Entstehen  war,  nichts  zu  tun. 
Es  handelte  sich  also  um  eine  unvollkommene  Neutralität,  um  eine 
blosse  Neutralisation.  l\ml  8chuieizei\  S.  37 — 72.  —  Nobst  dem  erst 
1704  neutralisierten  Chablais  und  Faucignv  gab  es  noch  andere  Ge- 
biete an  der  Grenze  der  Schweiz  oder  in  der  Nähe  derselben,  die 
vou  der  E^idgenossenschaft  als  neutrale  Gebiete  behandelt  und  ge- 
schützt wurden,  nämlich  die  FriMgralschart,  di(>  \Valdstätt(>  am  llhein, 
Strassburg,  Miililhauseu  u.  s.  w.  I*nitl  Scltn'cher,  S.  144 — 150.  -')  G. 
v.  A.  1690,  Amelot  au  Roy,  13  Juillet,  IV,  liW  b  und  c.  ')  Gb.  C. 
S.  319  ff,    4)  Gb.  C.  S.  341  ff. 
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werde. ^)  Er  nahm  diese  ablehnende  Haltung  ein,  weil  ihm 
die  Alliierten  geraten  hatten,  die  angebotene  Neutralität 
auszuschlagen,  um  die  Ostseite  Frankreichs  gegen  allfällige 
Einfälle  nicht  zu  decken  und  die  Kräfte  dieses  Landes  auf 
diese  Weise  mehr  zu  zersplittern.  Zudem  mochte  der  Herzog 
die  Befürchtung  haben,  es  könnten  die  Eidgenossen  in  dem 
zu  neutralisierenden  Gebiete  besonders  durch  häufige  Be- 
setzungen desselben  festen  Fuss  fassen.  Nachdem  auch  er 
die  Angelegenheit  von  der  Hand  gewiesen  hatte,  war  jede 
weitere  Verfolgung  derselben  unnütz. 

Bern  war  trotzdem  nicht  gesinnt,  gleich  die  Hände 
in  den  Schoss  zu  legen.  Auf  die  ausserordentliche  gemein- 
eidgenössische Tagsatzung  zu  Baden  vom  4.  bis  24.  August 
gab  es  seinen  Deputierten  folgende  Weisung:  „Wir  befin- 
dend, dass  mit  negocieren,  intervenieren  und  angelegenlichem 
instieren  man  nichts  Underlassen  solle,  wass  Unsere  Sa- 
voyische  Nachbarschaft  Vor  weiterem  Gewalt  retten,  die- 
selbe in  ruhw  setzen,  Undt  die  Unss  so  hoch  angelegene 
Statt  Genff  Und  Unss  selbsten  auss  einem  Gefährlichen 
labyrinth  ziehen  kan.''  Die  Gesandten  sollen  besonders 
den  evangelischen  Orten  nahe  legen,  dass  wenn  auch  das 
Chablais  an  Frankreich  übergehe,  „darmit  der  Circus  umb 
Unser  liebwärtes  Vatterland  gezogen.  Und  Frankreich  in 
den  Staudt  Gesetzt  were,  durch  fortificiren  und  Viel  andere 
weg,  Genff'  einzuschliessen,  sich  derselben  Statt  nach  be- 
lieben zu  bemechtigen,  Undt  darmit  Unss  die  Fessel  der 
Dienstbarkeit  anzulegen.  —  Und  damit  diese  Angelegenheit 
mit  etwass  nachtruck  begleitet  werde,  sehen  wir  gern,  dass 
in  gesamter  loblr.  oder  mehrentheils  Ohrten  nahmen,  Ihr 
Exlz.  (Amelot)  Verdeutet  werde,  dafehrn  Ihr  (der  Orte) 
ansuchen  und  recommandation  bey  Frankreich  keinen  platz 
finden  wurde,  dass  selbige  Ihr  in  Ihr  Königl.  Mayst.  diensten 
habende  Völker  heimberufen  werdind."  Würden  sich  die 
übrigen  Orte  zu  dieser  „Terüwung"  nicht  verstehen  wollen, 
so  sollen  sich  die  Gesandten  Berns  im  Namen  dieses  Kan- 
tons Amelot  gegenüber  dahin  eröffnen,  „dass  wir  (die  Berner) 


1)  Qb.  C.  S.  343  ff. 
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endtsclilossen,  da  wir  Unsere  und  der  Statt  Genff'  Sicherheit 
Unss  billich  angelegen  sein  lassen  sollend,  nicht  allein  Unser 
Erlachisches  Regiment,  sondern  Auch  alle  Unsere  in  Fran- 
tzösischen  Diensten  sich  aufhaltende  Underthanen  durch 
„avocatoria"  heimzunehmen. ^)  Ein  Schreiben  ähnlichen  In- 
halts, aber  viel  weniger  nachdrücklich  wurde  an  den  han- 
zösischen  Gesandten  direkt  abgesandt. 2) 

Die  energische  Sprache  der  Bernerdeputierten  machte 
auf  der  nach  Konfessionen  und  Kantonen  zerfallenen  Tag- 
satzung keinen  Eindruck.  Es  wurde  zwar  Genf  schriftlich 
ermahnt,  nicht  nur  auf  guter  Hut  zu  sein,  sondern  sich 
auch  mit  der  nötigen  Garnison  zu  versehen.  In  bezug  auf 
die  Sache  selbst  kam  man  aber  zu  dem  schwächlichen 
Resultate,  nochmals  eine  Gesandtschaft  und  diesmal  anstatt 
nur  von  vier  von  acht  Mitgliedern  an  Amelot  abzuordnen. 
Der  Erfolg  war  natürlich  nicht  grösser  als  das  erste  Mal, 
besonders  da  die  Tagsatzung  beschlossen  hatte,  vom  „Be- 
treüwen"  des  Zurückberufens  der  im  französischen  Dienst 
stehenden  eidgenössischen  Völker  einstweilen  abzusehen.-^) 
Wären  die  Kantone  im  stände  gewesen,  diese  Drohung 
aufrecht  zu  erhalten,  so  hätte  Frankreich  nachgeben  müssen. 4) 
Als  aber  Bern  allein  den  französischen  Gesandten  mit  der 
Abberufung  des  Regiments  von  Erlach  einschüchtern  wollte, 
sah  er  ein,  dass  dieser  Ort  allein  einen  solchen  Schritt  nicht 
ausführen  werde  und  gab,  die  Besorgnisse  dieses  Standes 
wohl  kennend,  mit  schlecht  verhaltener  Bosheit  wegen  der 
Erhaltung  Genfs  und  des  welschen  Landes  die  bestimm- 
testen Zusicherungen,  ohne  die  Neutralität  auch  nur  zu 
erwähnen,'^)  Wie  wenig  Frankreich  auf  die  Drohungen  des 
ganz  im  Stiche  gelassenen  Bern  achtete,  geht  aus  dem 
Umstände  hervor,  dass  die  französischen  Truppen,  während 
sich  die  Tagsatzungsherren  in  Baden  wegen  der  Neutralität 
ziel-  und  zwecklos  herumdisputierten,  die  in  Frage  kom- 
menden Provinzen,  unbekümmert  um  die  eidgenössischen 
Proteste,  besetzten. 

Nachdem  man  in  Bern  die  Unmöglichkeit,  die  drei 

')  Gb.  C.  S.  297  ü'.  Ol).  C.  S.  319  ff.  Ob.  C.  S.  379  iiiul  380. 
4)  G.  V.  A.  1G90,  Louis  a  Amelot,  0  Mars,  11,  21.       Gb.  C.  S.  380. 


Provinzen  Savoyen,  Genevois  und  Chablais  in  die  Neu- 
tralität einzuschliessen,  eingeselien  hatte,  wollte  man  doch 
wenigstens  das  Chablais  und  einen  zu  bestimmenden  Teil 
der  benachbarten  savoyischen  Lande  nicht  in  die  Hände 
der  Franzosen  fallen  lassen.')  Selbst  dann  noch,  als  Savoyen 
vollständig  in  die  Gewalt  der  französischen  Truppen  ge- 
kommen war  und  die  Bevölkerung  dem  König  den  Treueid 
geleistet  hatte,  gaben  die  Berner  den  Gedanken  nicht  auf, 
eidgenössische  Völker  in  das  Chablais  und  das  savoyische 
Nachbargebiet  zu  verlegen.  Diese  Lande  sollten  den  Fran- 
zosen mit  Gewalt  entrissen  und  dann  beim  Friedensschluss 
wieder  dem  Herzog  zugestellt  werden.  Auf  der  während 
der  Tagsatzung  zu  Baden  stattfindenden  evangelischen  Kon- 
ferenz vom  27.  September  1690  teilten  die  Bernergesandten, 
Johann  Rudolf  Sinner  und  .Johann  Bernhard  von  Müralt, 
in  privatem  Gespräche  den  andern  Deputierten  den  kecken 
Plan  ihrer  Regierung  mit."^)  Aus  dem  Schweigen  der  Ab- 
schiede zu  schliessen,  gingen  die  übrigen  evangelischen 
Orte  auf  die  zur  Offensive  geneigten  Absichten  Berns  nicht 
ein,  weil  sie  vor  Feindseligkeiten  mit  Frankreich  zurück- 
schi'eckten.-'')  So  eudete  diese  Neutralitätsangelegenheit  mit 
einer  vollständigen  politischen  Niederlage  der  Eidgenossen, 
die  grösstenteils  ihrer  Uneinigkeit  und  Bestechlichkeit  zu- 
zuschreiben ist. 

3.  Genf  trifft  Vorsichtsmassregein  für  die  Verteidigung  der 
Stadt  und  sucht  sein  Gebiet  vertragsmässig  gegen  die  krie- 
gerischen Operationen  Frankreichs  zu  schützen. 

Für  Genf  war  das  NichtZustandekommen  der  Neu- 
tralität von  der  Provinz  Savoyen,  vom  Genevois  und  vom 
Chablais  ein  schwerer  Schlag;  denn  diese  Gebiete  hätten 
die  Stadt,  der  sich  die  Feinde  nun  bis  unter  die  Mauern 
nähern  konnten,  wie  eine  schützende  Wehr  gegen  die  Stürme 
des  Krieges  sicher  gestellt.  Noch  schhmmer  war  es,  dass 
Genf  durch  die  Nichtschaffung  einer  neutralen  Zone  wie 
ein  verlorener  Posten  isoliert  blieb.    Das  genferische  und 


1)  Gb.  C.  S.  456.       Gb.  CL  S.  555.  ff.       Abschiede  VI,  2.  No.  197. 
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waadtländisehe  Gebiet  waren  damals  vollständig  getrennt, 
da  das  rechte  8eeufer  zwischen  Nyon  und  Genf,  Celigny 
und  Genthod  ausgenommen,  zum  französischen  Ländchen 
Gex  gehörte.  In  Kriegszeiten  blieb  der  gefährdeten  Stadt 
gegen  Bern  hin  nur  der  Seeweg  offen  und  sie  musste  des- 
halb wohl  auf  der  Hut  sein. 

Schon  im  April,  zwei  Monate  vor  dem  entschiedenen 
Bruche  mit  dem  Herzog,  hatte  Frankreich  an  der  savoyischen 
Grenze,  nämlich  in  der  Bresse,  im  Bugey  und  im  Val  Romey 
Truppen  konzentriert,  um  ihm  allenfalls  zuvorzukommen. 
Gleichzeitig  wurde  das  Fort  bei  der  Kluse  besetzt  und  unter 
der  Aufsicht  des  Marquis  de  Vins,  des  Kommandanten  der 
in  den  genannten  Gebieten  zerstreuten,  etwa  5000  Mann 
zählenden  Heeresabteilung,  durch  weitere  Befestigungs- 
arbeiten in  verteidigungsfähigen  Zustand  gestellt.^)  Die 
Besorgnis  wegen  der  Nachbarschaft  so  vieler  Truppen  und 
wegen  des  bevorstehenden  Krieges  wurde  in  Genf  so  gross, 
dass  der  Rat  beschloss,  Massregeln  zum  Schutze  der  Stadt 
zu  treffen. 

Die  Fortifikationen  wurden  untersucht  und  an  den 
schwächsten  Stellen  ausgebessert,  die  Tore  repariert  und 
mit  einer  starken  Wache  versehen,  die  Garnison  und  die 
Patrouillen  verstärkt,  des  Nachts  Ronden  gemacht,  die  Frem- 
den, die  in  die  Stadt  kamen,  genau  beaufsichtigt  und  die 
Zeug-  und  Kornhäuser  inspiziert.  Jeden  Montag  fanden 
militärische  Uebungen  der  Bürgergarde  statt.  Der  Rat  hielt 
die  Galeeren  zur  iVusfahrt  bereit,  da  im  Falle  eines  feind- 
lichen Angriffes  auf  die  Stadt  die  Verbindung  mit  Bern 
nur  auf  dem  See  offen  blieb. 

Da  die  Regierung,  um  Frankreich  nicht  zu  reiz^^n, 
bei  der  Ausführung  dieser  Massregeln  eine  Art  Heimlich- 
tuerei an  den  Tag  legte  und  sich  zud(^m  das  Gerücht  ver- 
breitete, Frankreich  beabsichtige  Genf  einzunehmen,  geriet 
das  Volk  in  grosse  Aufregung  und  verlangte,  seinen  Obern 
nicht  trauend,  die  Einberufung  des  Rates  der  Sechzig.'*) 


1)  R.  d.  C.  1690,  4  Avril.       Ebenda  11  und  15  Avril.    ')  Ebenda 
16  Avril. 
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Dieser  versammelte  sich  am  28.  April  und  bestätigte  die 
vom  Kleinen  Rat  getroffenen  Vorkehrungen.  Er  machte 
zudem  die  Anregung,  einen  Kriegsfond  von  60 — 80,000  Talern 
anzulegen  und  von  dem  verbündeten  Bern  und  Zürich 
5  -600  Mann  zur  Verstärkung  der  Garnison  und  die  Auf- 
stellung von  2000  Mann  zu  Pferd  zwischen  Coppet  und 
Nyon  zu  verlangen, 

Ludwig  XIV.  wollte  aber  nicht,  wie  er  dies  in  der 
Korrespondenz  mit  seinem  Gesandten  in  der  Schweiz  sehr 
häufig  hervorhebt,  dass  Bern  eine  zu  starke  Garnison  nach 
Genf  verlege.  Er  befürchtete  nämlich,  es  könnte  dieser  Ort 
leicht  in  Versuchung  kommen,  sich  der  Stadt  zu  bemäch- 
tigen.-) Das  suchte  er  um  allen  Preis  zu  verhindern,  weil 
er  sich  bei  guter  Gelegenheit  selbst  in  den  Besitz  des  wirt- 
schaftlich und  strategisch  wichtigen  Postens  setzen  wollte. 
Einstweilen  waren  aber  die  Zeiten  dazu  durchaus  ungün- 
stig.  Die  übrigen  Mächte  Europas  hielten  Frankreich  so 
sehr  in  Atem,  dass  es  nicht  wagen  durfte,  durch  die  Er- 
oberung Genfs  auch  noch  die  Eidgenossen  auf  sich  selbst 
loszuhetzen.  Allem  Anscheine  nach  wären  die  Schweizer 
diesmal  nicht  so  ruhig  geblieben  wie  im  Jahre  1668  bei 
der  Einnahme  der  Freigrafschaft.  Das  Abweisen  der  sa- 
voyischen  Neutralität,  sowie  die  stetigen  Transgressionen 
hatten  besonders  bei  den  evangelischen  Orten  soviel  Ver- 
stimmung gegen  B>ankreich  hervorgerufen,  dass  die  Weg- 
nahme Genfs  genügt  hätte,  sie  z.  B.  Savoyen,  das  eben 
mit  seinem  Bündnisse  lockte,  in  die  Arme  zu  werfen.  Da 
für  Ludwig  XIV.  eine  solche  Stärkung  seiner  Feinde  ge- 
fährhch  werden  konnte,  musste  er  Genf  schonen.  Mit  desto 
grösserm' Eifer  suchte  er  zu  verhindern,  dass  es  in  die  Hände 
der  Berner  falle,  und  den  Traditionen  Heinrich  IV.  schein- 
bar folgend,  gab  er  sich  in  wohlklingenden  Phrasen  als 
der  Beschützer  dieser  Stadt  aus."'')  Am  30.  Juni  teilte  der 
französische  Resident,  Charles  Francois  dTberville,  dem 
Rate  Genfs  mit,  der  König  habe  den  gegen  Savoyen  ope- 

1)  R.  d.  C.  1690,  16  Avril.  G.  v.  A.  1690,  Louis  ä  Amelot, 
27  Sept.,  II,  113  b.  ■^j  Ebenda  und  Louis  ä  Amelot,  6  Sept.,  II,  104 
und  Louis  ä  Amelot,  20  Sept.,  II,  III  a. 
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rierenden  Offizieren  den  genauen  Befehl  erteilt,  das  viel- 
fach enklavierte  genferische  Gebiet  zu  schonen, 

Da  eine  blosse  Mitteilung-  des  Residenten  nicht  zu- 
verlässig genug  war,  schickte  der  Rat  den  Alt-Sindic  Jean 
de  la  Rive  nach  Seyssel  ins  Lager  des  französischen  Kom- 
mandanten, des  Marquis  de  Vins.  De  la  Rive  bedankte 
sich  bei  ihm  für  die  Güte  des  Königs,  das  Genfergebiet 
in  seinen  Schutz  nehmen  zu  wollen  und  ersuchte  ihn,  die- 
sem Willen  des  Hofes  Nachdruck  zu  verschaffen.  Da  die 
Frage  der  Neutralität  noch  nicht  entschieden  war,  verlangte 
der  Abgeordnete  vom  Kommandanten  die  Schonung  des 
Ländchen  Gex,  des  Bugey  und  des  Val  Romey,  wogegen 
von  Savoyen  die  Neutralisation  vom  Chablais,  vom  Genevois 
und  von  den  Yogteien  Ternier  und  Gaillard  gefordert  würde. 
De  Vins  ging  auf  diese  Wünsche  nicht  ein,  stellte  aber  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  königlichen  Willen  auf  die  in 
Gex  und  Savoyen  enklavierten  Dörfer  und  Häuser  der  Genfer 
Schutzbriefe  aus.  Die  von  ihm  selbst  unterzeichneten  Schutz- 
briefe untersagten  den  französischen  Offizieren  und  Soldaten 
in  den  je  weilen  besonders  genannten  Dörfern  und  Häusern, 
von  denen  man  dem  Kommandanten  eine  genaue  Liste 
zugestellt  hatte, 2)  Einquartierungen  und  Kontributionen 
irgend  welcher  Art  zu  verlangen  oder  Ausschreitungen  zu 
begehren.-^)  Ueberall,  wo  man  es  für  notwendig  fand,  wur- 
den solche  Briefe  angeschlagen ;  aber  es  kam  trotzdem  zu 
empfindlichen  Verheerungen  und  Räubereien. 


')  R.  d.  C.  169(1,  20  Juin.     ')  R.  d.  C.  1690  15  Jiiillot.     •)  P.  h 
3860,  Ka.  G. 
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II.  Die  Haltung  Genfs  während  des  savoyischen  Krieges 
in  bezug  auf  seine  äussere  Verteidigung. 


I.  Die  Einnahme  Savoyens  durch  die  französischen  Truppen. 

Zu  Anfang  des  Monats  August  1690  ergossen  sich 
die  Franzosen  über  das  savoyische  Gebiet,  ohne  sich  um 
die  Neutralitätsgesuche  Genfs  und  der  eidgenössischen  Orte 
zu  kümmern.  Der  Marquis  de  Vins  überschritt  von  Seyssel 
aus  mit  seinen  2000  Reitern  und  3000  Infanteriesoldaten  ^ 
die  Rhone  und  warf  sich  auf  die  jenseits  des  Flusses  kam- 
pierenden savoyischen  Truppen  unter  dem  Marquis  de  Öales. 
Gleichzeitig  marschierte  der  französische  Feldherr  de  St  Ruth 
das  Tal  der  Isere  hinauf,  um,  nachdem  er  Chambery  ein- 
genommen hatte,-)  mit  seinen  5 — 6000  Mann  die  zu  Annecy 
postierten  Savoyarden  unter  dem  Grafen  von  Bernex  an- 
zugreifen. Auf  der  Westseite  von  de  Vins  und  auf  der  Süd- 
seite von  de  St  Ruth  bedroht,  der  ihnen  sogar  den  Rückzug 
nach  dem  Piemont  über  den  kleinen  St.  Bernhard  sperren 
konnte,  sahen  sich  de  Sales  und  de  Bernex  veranlasst,  mit 
ihren  Truppen,  die  an  Zahl  und  Bewaffnung  dem  Feinde 
bedeutend  nachstanden,  in  das  Tal  der  Are  oder  dieMaurienne 
und  in  das  obere  Tal  der  Isere  oder  die  Tarantaise  zurück- 
zuziehen.')  So  fiel  RumiUy  und  am  ]  7.  August  auch  iVnnecy, 
der  zweite  Hauptort  diesseits  der  Alpen,  in  die  Hände  des 
Marquis  de  St  Ruth.^)  Nun  war  ganz  Savoyen  nebst  der 
Maurienne  und  Tarantaise  den  Franzosen  offen,  und  es 
wurden  in  den  Dörfern  nicht  nur  unerschwingliche  Kon- 
tributionen an  Geld,  Schlachttieren  und  Futtervorräten  ver- 
langt, sondern  die  Ausraubung  erreichte  einen  solchen  Grad 
der  Unmenschlichkeit,  dass  die  Soldaten  den  Frauen  die 
Ringe  von  den  Fingern  rissen.-^) 


')  Ob.  C.  S.  269  und  R.  d.  C.  1690,  7  Juin.  R.  <l.  0.  1690, 
14  Aoüt.  ■'•)  i^h.  C.  ö.  269,  273  und  304.  'j  Gb.  C.  S.  307.  ')  Ob.  C. 
Ö.  61. 
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Nachdem  Annecy  gefallen  war,  begab  sich  ein  Teil 
der  französischen  Truppen  unter  de  St  Ruth,  wahrschein- 
lich der  Strasse  über  den  Mont  de  Sion  folgend,  nach  Nor- 
den und  ergoss  sich  in  das  weite  Rhonetal  zwischen  Jura 
und  Saleve,  wo  sich  die  vielfach  zerstreuten  Dörfer  und 
Güter  der  Genfer  inmitten  der  savoyischen  Vogteien  Ternier 
und  Gaillard  und  des  französischen  Ländchen  Gex  wie  viele 
kleine  Inseln  im  Meere  ausnahmen.  Beim  Herannahen  der 
Franzosen  schickte  der  Rat  den  Leutnant  Lefort  zum  Kom- 
mandanten de  St  Ruth,  um  ihn  zu  ersuchen,  die  Vog-teien 
Ternier  und  Gaillard,  in  welchen  besonders  die  zerstreuten 
Besitzungen  von  St.  Viktor  und  Kapitel  lagen,  zu  schonen. 
De  St  Ruth  versprach  es ;  kurz  darauf  drohte  er  aber  auch 
den  Genferuntertanen,  ihre  Häuser  zu  verbrennen,  wenn  sie 
die  verlangten  Kontributionen  nicht  innerhalb  drei  Tagen 
bezahlen  würden,^)  sodass  die  von  St.  Viktor  und  Kapitel 
trotz  der  erwähnten  Schutzbriefe  vielfach  in  Mitleidenschaft 
gezogen  wurden. 

Am  20.  August  erfuhr  man  im  Rate,  dass  6 — 700  Sa- 
voyarden,  die  sich  vor  den  Franzosen  flüchten  mussten, 
bei  Contamine,  also  hart  an  der  Stadtmauer,  vorbeimar- 
schiert waren.  Diese  hatten  jene  entdeckt  und  verfolgten 
sie  in  der  Richtung  nach  dem  Chablais  hin.  In  Genf  brachte 
dies  grosse  Aufregung  hervor,  sodass  die  Garnison  und  die 
Wachen  an  den  Toren  verstärkt  wurden.  Besonders  grosse 
Befürchtungen  erweckte  bei  der  Bevölkerung  in  der  Stadt 
die  Kunde,  es  werden  die  savoyischen  Führer,  der  Graf 
von  Bernex  und  der  Marquis  von  Sales,  alle  ihre  Kräfte 
bei  der  Brücke  von  Etrembieres  konzentrieren,  um  gegen 
die  Franzosen  den  Arveübergang  zu  behaupten  und  so  das 
Chablais  und  Faucigny  zu  verteidigen.  In  diesem  Falle 
hätten  die  französischen  Truppen,  wie  allgemein  angenom- 
men wurde,  die  Arvebrücke  bei  Genf  zu  passieren  gesucht, 
was  sie  leicht  auf  den  Gedanken  bringen  konnte,  auf  die 
reiche  Stadt  einen  Handsti'eich  auszuführen.-) 

Diese  Voraussetzungen  verwirklichten  sich  giücklicher- 


')  R.  cl.  C.  1690,  12  et  14  Aout.    0  K.  d.  C.  1690,  5  et  10  Aoüt 
und  Gb.  C.  IS.  273. 
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weise  nicht.  Die  savoyischen  Truppen  hatten  sich,  wie  wir 
gesehen  haben,  in  die  Maurienne  und  Tarantaise  zurück- 
gezogen, und  die  Brücke  von  Etrembieres  wurde  nur  von 
400  Mann  unter  dem  Obersten  Isaac  Geneve  de  Balthasar, 
Herr  von  Prangins,  gehütet.  Er  schildert  die  Lage  der  Dinge 
in  einem  Schreiben  an  den  bernischen  Schultheissen  Anton 
Kilchberger  folgenderweise:  „La  Resistance  que  nous  leur 
pourrons  faire  ne  sera  pas  fort  grande,  car  il  ny  a  plus 
de  800  homes  de  milice  dans  toute  la  province  (du  Chablais), 
dont  j'en  avais  hier  trois  cent  icy  aupres  de  moy,  avec 
Cent  de  mes  Dragons,  mais  c'est  la  plus  pitoyable  milice 
qu'il  y  ayt  au  monde,  ils  parlent  touts  de  mettre  bas  les 
armes,  aussitot  que  les  Ennemis  paroissent,  et  quittent  a 
tout  moment,  ils  sont  touts  mal  armes  et  meurent  de  faim. 
La  nuit  passee  a  un  heure  apres  minuit,  je  voulus  voir, 
si  touts  mes  paysans  y  etoient,  mais  je  trouvois,  que  de 
300  il  ne  m'en  restoit  pas  soixante,  le  Reste  ayant  tout 
decampe  pendant  la  nuit."  So  war  de  Balthasar  gezwun- 
gen, mit  seinen  Dragonern,  die  ihm  allein  treu  geblieben 
waren,  die  Brücke  von  Etrembieres  ohne  Schwertstreich 
den  Franzosen  zu  überlassen, 

Die  Truppen  von  de  Vins  und  de  St  Ruth  ergossen 
sich  nun  über  das  Chablais  und  Faucigny,  und  überall 
musste  dem  König  der  Treueid  geleistet  werden.^)  In  weniger 
als  einem  Monat  hatten  die  Franzosen  ganz  Savoyen  ausser 
der  Maurienne  und  der  Tarantaise  in  ihre  Gewalt  bekom- 
men und  die  festen  Plätze  mit  Garnisonen  versehen.-^)  De 
St  Ruth,  nunmehr  Oberbefehlshaber,  bestätigte  die  von  de 
Vins  ausgestellten  Schutzbriefe  und  dessen  freundliche  Ver- 
sprechungen, ermahnte  aber  die  Genfer,  eine  franzosenfreund- 
liche Haltung  einzunehmen  und  ihre  Pfarrer  Frankreich 
gegenüber  zu  gemässigteren  Predigten  anzuhalten.*)  und  ^) 

Leider  war  seine  freundliche  Gesinnung  gegen  Genf 
durchaus  nicht  aufrichtig.  Am  25.  August  teilte  nämlich 
der  Resident  dem  Rate  mit,  dass  der  Kommandant  de  Vins 
heute  Abend  auf  Befehl  des  Herrn  de  St  Ruth  mit  1500 


^)  Gb.  C.  S.  307  und  308.       R.  d.  C.  1690,  12  Aout.    ^)  Gb.  C 
S.  309  ff.    4)  R.  d.  C.  1690,  9  Aoüt.    ^)  R.  d.  C.  1690,  14  et  16  Aoüt. 
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Reitern  zu  Etrembieres  übernachten  werde,  um  allenfalls 
einen  Trupp  von  100  Reitern  zu  schützen,  die  vom  Schloss 
von  Alinges  einen  Teil  der  dort  befindlichen  Munition  nach 
La  Roche  bringen  sollen.  Da  die  unmittelbare  Nähe  dieser 
Truppen  die  Genfer  in  Aufregung  bringen  musste,  über- 
liess  es  de  Vins  dem  Gutfinden  des  Residenten,  dem  Rate 
über  das  geplante  Unternehmen  Nachricht  zu  geben.  In 
Genf  riefen  die  Eröffnungen  des  Herrn  Iberville  grosse  Be- 
stürzung und  Angst  hervor.  Schon  vor  einiger  Zeit  hatte 
de  Vins  die  Erklärung  abgegeben,  dass  die  französischen 
Truppen  unter  Zurücklassung  einer  kleinen  Besatzung  im 
Schlosse  von  Alinges  bald  aus  der  Nachbarschaft  Genfs 
abziehen  würden.  Die  Zusicherungen  des  Residenten  in 
bezug  auf  die  Sicherheit  Genfs  hatten  den  Rat  veranlasst, 
die  Aufnahme  einer  starken  Bernerbesatzung  abzuweisen. 
Das  alles  kam  nun  den  Genfern  als  eine  kluge  Machination 
vor,  deren  Zweck  es  war,  die  Berner  fern  zu  halten,  um 
die  Stadt  desto  leichter  einzunehmen.  Es  kam  ja  ganz 
unwahrscheinlich  vor,  dass  1500  Mann  zu  Pferd  notwen- 
dig waren,  um  in  einem  vom  Feinde  gesäuberten  Lande 
100  Reiter  schützen  zu  müssen.  Zudem  hatte  man  in  Genf 
jene  Nacht  vom  21.  Dezember  1602  noch  nicht  vergessen, 
in  welcher  der  böse  Feind,  die  Dunkelheit  benutzend,  von 
dem  gleichen  Schlosse  Etrembieres  her  bis  an  die  Stadt- 
mauer geschlichen  war.  Die  Angst  und  das  Misstrauen 
des  Volkes  und  der  Regierung  wurde  so  gross,  dass  diese 
dem  Residenten  mit  einer  nicht  zu  verhindernden  Demon- 
stration des  Volkes  und  mit  den  „etwas  nachdrücklichen 
Entschlüssen"  von  Bern  und  Zürich  drohte,  falls  es  zur 
Ausführung  des  von  de  St  Ruth  erteilten  Befehles  komme. 
Diese  Drohung  wirkte ;  denn  Iberville  sandte  sogleich  einen 
Eilboten  an  de  Vins  und  dieser  brachte  die  Nacht  mit  seinen 
Truppen  eine  halbe  Meile  oberhalb  Etrembieres  zu.i)  Nach 


1)  Gh.  C.  S.  429  und  R.  d.  C.  1690,  16  und  17  Aout.  —  liereiuu'r 
berichtet  in  seiner  Geschichte  Genfs,  de  St  Ruth  habe  einen  Mann 
nach  Genf  gesandt,  uin  a-uszukundschatten,  ob  die  Stadt  in  wenii«" 
Tagen  eingenommen  werch^i  könnte.  Dieser  Mann  s(m  (Mkannt  und 
vom  Rate  gewonnen  worden,  sodass  er  dem  Feldherrn  berichtete,  es 
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dieser  Begebenheit  zogen  die  französischen  Truppen  aus 
der  Nachbarschaft  Genfs  nach  Annecy  und  Chambery  ab. 
Der  König  versicherte  die  Stadt  seines  Schutzes  und  ver- 
sprach, das  Chablais  und  die  Vogteien  Ternier  und  Gaillard 
mit  Winterquartieren  zu  verschonen.-)  So  war  das  Gewitter 
für  diesmal,  ohne  Schaden  anzurichten,  an  der  Stadt  vorüber- 
gegangen. 

2.  Massregeln  Genfs  und  seiner  Alliierten,  um  die  Stadt  gegen 
allfällige  Feindseligkeiten  Frankreichs  zu  verteidigen. 

Während  der  Eroberung  Savoyens  durch  die  Fran- 
zosen war  man  in  Genf  und  besonders  in  Bern  nicht  müssig 
gewesen.  Eben  wollten  die  Herren  Alt-Sindics  Jean  de  la 
Rive  und  Jean  de  Norm  an  die  nach  Bern  und  Zürich  ab- 
reisen, um  dort  bundesgenössischen  Rat  und  Beistand  zu 
holen,  als  am  21.  iVugust  der  bernische  Repräsentant,  Daniel 
Imhof,  in  Genf  anlangte."^)  In  Bern  war  man  nämlich  um 
das  Schicksal  der  Stadt  Calvins  besorgt,  weil  nach  fast 
allgemein  verbreiteter  Meinung  die  Franzosen  die  Absicht 
hatten,  sich  während  dieses  Krieges  des  wichtigen  Platzes 
zu  bemächtigen.  Ein  Bericht  eines  Anonymus,  wahrschein- 
lich eines  Genfers,  über  die  Verteidigungs Verhältnisse  der 
Stadt  musste  die  Befürchtungen  der  Berner  noch  vermehren. 
Er  meldete,  dass  niemand  in  der  Stadt  sei,  der  im  Not- 
fall kommandieren  könnte.  Die  Festungswerke  seien  an 
einigen  Orten  in  recht  schlechtem  Zustande,  und  dennoch 
halte  man  sie  für  uneinnehmbar.  Wenn  man  die  Interessen 
Frankreichs  untersuche,  so  ergebe  sich,  dass  die  Einnahme 
Genfs  nur  ein  Werk  der  Konsequenz  sei.  Durch  die  Er- 
oberung dieser  Stadt  könne  Frankreich  nicht  nur  die  Schwei- 
erfordere die  Belag'erung  von  Genf  mehr  Zeit  und  mehr  Soldaten, 
als  ihm  zur  Verfügung  stehen.  Infolgedessen  habe  de  St  Ruth  sein 
Projekt  aufgegeben.  Leider  stimmt  bei  Berenger  auch  das  Datum  1693 
nicht,  da  de  St  Ruth  alsdann  in  Savoyen  keine  Truppen  komman- 
dierte. Die  erwähnte  Begebenheit  muss  also  wohl  als  historisch  nicht 
genugsam  erwiesen  betrachtet  werden.  Beremjer  III,  18.  R.  d.  C. 
1690,  19  Aoüt  und  Gb.  C.  S.  429  und  433  ff.  ^)  R.  d.  C.  1690,  11  und 
12  Aoüt. 
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zer  zügeln,  sondern  sich  auch  gegen  Einfälle  von  Osten 
garantieren,  da  man  von  Clenf  ungehindert  nach  Lyon  und 
nach  der  Dauphine  gelange.  Die  Franzosen  werden  zwar 
von  einer  Belagerung  absehen,  weil  sie  ihre  Truppen  an- 
derwärts notwendig  gebrauchen ;  aber  es  können  6000  Rei- 
ter, jeder  von  einem  Fusssoldaten  begleitet,  in  zwölf  Stunden 
bis  in  die  Graben  vordringen,  ohne  dass  die  genferischen 
Spione  früh  genug  Nachricht  geben  könnten,  weil  die  vielen 
Truppenbewegungen  in  der  Nachbarschaft  ein  rechtzeitiges 
Erkennen  eines  solchen  Planes  unmöglich  machten.  Mit 
2000  Pferden  oder  noch  weniger  könne  man  dann  den  ber- 
nischen Hilfstruppen  bei  Coppet  die  Passage  schliessen  und 
so  die  isolierte  Stadt  leicht  bewältigen.') 

So  war  Bern  über  die  gefahrvolle  Lage  Genfs  wohl 
aufgeklärt  und  traf  Massregeln  zum  Schutze  dieser  Stadt 
und  des  welschen  Landes.  Noch  vor  dem  Ausbruch  des 
savoyischen  Krieges  waren  die  Wachtfeuer  und  Allai*m- 
zeichen  zwischen  den  beiden  Orten  in  Bereitschaft  gestellt 
worden.^)  Auf  der  Julitagsatzung  zu  Baden  verlangten  die 
Bernergesandten  trotz  der  Zusicherungen  des  Königs  und 
des  Herzogs,-^)  dass  sich  die  Kantone  zum  Schutze  des 
Waadtlandes  verpflichten,  und  diese  erklärten,  man  wei'de 
im  Notfall  dem  löbl.  Stand  Bern  aufrichtig  und  getreulich 
beispringen. 4)  Denno(?h  traf  man  in  Bern  Vorbereitungen, 
um  Genf  und  die  Westgrenze  allenfalls  mit  den  Waffen 
in  der  Hand  zu  verteidigen.  Unterm  11.  August  1690  er- 
teilte Schultheiss  und  Rat  allen  deutschen  Amtleuten,  den 
vier  Städten  "^)  den  vier  Freiweibeln  *')  und  dem  Ammann  ^) 
den  Befehl,  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  nachzusehen,  dass 
die  Mannschaft  mit  Gewehren  und  jeder  einzelni^  mit  zwei 

^)  P.  h.  3855  Kopie  eines  Briefes,  der  einem  Schreiben  Berns 
an  Genf  vom  15.  April  1690  beig-elegt  ist.    -)  Gb.  C.  S.  III  und  262. 

G.  V.  A.  1690,  Lonis  ä  Amelot,  6  Juillet,  II,  70.  ^)  Abschiede  VI, 
2,  No.  183  k  und  Gb.  C.  S.  219  ff.  Die  vier  Städte  sind  Aaraii, 
Brugg-,  Lenzburg  und  Zofmgen.  Die  vier  Freiweibel  verwalteten 
die  Landgerichte  Seftigen  Sternenborg,  Konolfingon  und  Zollikofen, 
')  Die  viel'  Kir('hs|>iole  Muri,  V(M*liig(Mi,  StottliMi  und  Boibgon  fielen 
nicht  unter  die  gewölmlichen  Vogteicn,  sondern  wurden  je  von  einem 
Ammann  verwaltet. 


Pfund  Pulver,  vier  Pfund  Blei  und  zwei  Pfund  Lunten 
versehen  sei  und  seinen  Sammelplatz  kenne.')  Da  die  Fran- 
zosen ohne  Rücksicht  auf  die  Proteste  der  Kantone  wegen 
der  Neutralisation  einiger  savoyischen  Provinzen  immer 
weiter  in  dieses  Land  vordrangen  und  Genf  immer  mehr 
einschlössen,  wurde  die  Lage  dieser  Stadt  von  Tag  zu  Tag 
eine  gefährlichere.-)  Deshalb  erteilte  der  bernische  Rat  der 
Zweihundert  laut  Beschluss  vom  18.  August  dem  Land- 
vogt von  Lausanne,  Abraham  Stürler,  den  Befehl,  sein 
Füsilierregiment  aufzubieten  '■'')  und  in  dieser  Stadt  zu  be- 
sammeln.^)  Er  schickte  den  Oberstkommandanten  der  wel- 
schen Lande,  Albrecht  von  Wattenwyl,  ungesäumt  nach 
der  Waadt,  um  auch  „das  Genfer  Succurs-Regiment"  •^)  zum 
Abmärsche  nach  Genf  bereit  zu  halten.  Er  gab  ihm  Voll- 
macht, bei  seiner  Ankunft  im  welschen  Lande  mit  dem 
Rate  Genfs  in  Verkehr  zu  treten  und  ohne  weiteres  die 
von  demselben  gewünschte  Anzahl  Truppen  abmarschieren 
zu  lassen.'')  Infolge  des  gleichen  Beschlusses  wurde  der 
Landvogt  Daniel  Imhof  nach  Genf  gesandt,  um  die  dortige 
Bürgerschaft  zum  Widerstand  gegen  Frankreich  anzufeuern. 
Da  Genf  bis  anhin  ziemlich  untätig  gewesen  war,  befih'ch- 
tete  die  Bernerregierung,  es  könnte  der  französisch  gesinnte 
Teil  des  Rates  und  der  Bürger  an  der  Stadt  Verrat  üben. 
Deshalb  sollte  Imhof  „Insonderheit  (wahrnehmen),  wie  die 
Gemühter  der  Bürgerschaft  geneigt,  umb  demme  nach  die 
gut  und  Vatterländisch  gesinnten  in  Ihrem  Eiffer  und  guten 
Willen  ze  underhalten,  andere  aber,  die  änderst  und  Kalt- 
sinnig sich  erfinden  möchten,  zur  erhaltung  und  fortsetzung 
der  frey-  und  Sicherheit  anzufrüschen.^'  ^)  Um  jederzeit  von 
den  waadtländischen  Häfen  aus  ungestört  Truppen  nach 
Genf  verlegen  zu  können,  wurden  die  savoyischen  Barken, 
die  mit  Flüchtlingen  landeten,  am  diesseitiger  Ufer  zurück- 


Gb.  C.  S.  261.  Ebenda,  S.  281  ff.  '-^j  Ein  Füsilierregiment 
hatte  1200  Mann,  Ro<lt,  Geschichte  des  bernischen  Kriegswesens, 
S.  13  ff.  4)  Gb.  C.  S.  281.  •')  Nach  der  Org-anisation  von  1721  zählte 
das  Genfei'^  Succursreg-iment  1012  Mann  und  scheint  direkt  unter  dem 
Oberstkommandanten  der  Waadt  gestanden  zu  haben;  Rodt,  S.  13  ff. 
6)  Gb.  C.  S.  285  ff.    ')  Ebenda,  S.  285  ff. 
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behalten,  und  später  schloss  Bern  mit  dem  Besitzer  der- 
seJben  einen  Vertrag,  wornach  es  während  der  Zeit  des 
Krieges  zwischen  dem  König  und  dem  Herzog  nach  Be- 
lieben über  die  Fahrzeuge  verfügen  durfte.')  Auf  der  Tag- 
satzung vom  4. — 24.  August  1690  forderten  die  Berner- 
gesandten  die  Zürcher  auf,  auch  ihrerseits  Hills  Völker  für 
Genf  bereit  zu  halten. 2) 

Während  man  in  Bern  die  Lage  der  Dinge  für  be- 
denklich hielt,  die  abwesenden  Grossräte  wegen  der  Be- 
ratungen für  die  Verteidigung  Genfs  und  der  welschen 
Lande  nach  Hause  berief  •'•)  und  die  Genfer  indirekt  durch 
Zürich^)  und  durch  Imhof^)  und  direkt  durch  allarmierende 
Schreiben^')  zur  Aufnahme  einer  bernischen  Garnison  zu 
bewegen  suchte,  zeigte  sich  die  Genferregierung  diesem 
Anerbieten  gegenüber  misstrauisch  und  ablehnend.  Diese 
sonderbare  Haltung  Genfs  war  eine  Folge  der  eifrigen  Agi- 
tation des  französischen  Residenten  gegen  die  Aufnahme 
bernischer  Truppen.  Der  Hof  zu  Versailles  hegte  nicht 
nur  die  Befürchtung,  Bern  werde  sich  für  die  Alliierten 
erklären  und  durch  einen  Einfall  in  die  Freigrafschaft  die 
Offensive  gegen  Frankreich  ergreifen,'^)  sondern  war  über- 
zeugt, dass  dieser  Ort  den  savoyischen  Krieg  benutze,  um 
sich  Genfs  zu  bemächtigen. ^"^j  So  schrieb  der  König  am 
27.  September  an  seinen  Gesandten:  „Je  ne  doute  pas  que 
le  Canton  de  Berne  fasse  tout  ce  qui  luj  sera  possible  pour 
se  rendre  maitre  de  la  viUe  de  Geneve,  mais  comme  ceux 
qui  la  gouvernent  connoissent  bien  quel  est  le  dessein  de 
ceux  qui  la  veulent  secourir,  et  le  fondement  certain  de 
ma  protection,  tant  qu'ils  se  conduiront  sngement,  il  y  a 
heu  de  croire  qu'ils  ne  se  voudront  pas  donner  de  nouveaux 
maitres,  pour  eviter  un  danger  imaginaire."  Diese  schwer- 
wiegende Erklärung  des  Königs,  die  er  häuhg  wiederholte  '^^) 

1)  Gl).  C.  S.  391  ff.,  453  ff.,  491  ff.,  529  ff.,  743  ff.,  753  ff.,  839  ff. 
und  959  ff.  Gb.  C.  S.  297  ff.  und  353  ff.  Gb.  C.  S.  349  ö".  Ebenda, 
S.  361  ff.  Ebenda,  S.  357  ff.  Ebenda,  8.  359  ff.  ')  G.  v.  A.  1690, 
Louis  a  Amelot,  28  Juin,  IV,  123  b.  Ebenda,  Louis  ä  Anielot, 
6  Septembre  et  20  Sept.,  II  104  und  II,  III  a.  ■*)  Ebenda,  Louis  a 
Amelot,  27  Septembre,  II.  113  b.  '^')  Ebenda,  Louis  a  Amelot,  6  Sep- 
tem bre  et  13  Decemb.,  II,  104  und  II,  145  a. 
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und  die  in  Genf  nicht  unbekannt  wai',  wurde  vom  Rate 
nicht  missverstanden.  Ludwig  XIV.  betrachtete  also  die 
Aufnahme  einer  starken  bernisehen  Gai'nison  als  eine  De- 
monstration gegen  Frankreich;  denn  das  „tant  qu'ils  se 
conduiront  sagement"  spricht  diesen  Gedanken  deuthch  genug 
aus.  Wenn  also  Genf  Bernei  truppen  aufnahm,  so  musste 
es  befürchten,  die  Protektion  des  Königs  zu  verlieren.  Auf 
den  Schutz  Frankreichs  hätten  die  Genfer  zwar  gerne  ver- 
zichtet, da  derselbe  tatsächlich  in  nichts  anderem  als  in 
einer  Bevormundung  und  Einschüchterung  der  Stadt  be- 
stand, die  ihr  jede  freie  Bewegung  nahmen  und  sie  den 
Interessen  des  Hofes  von  Versailles  dienstbar  machten. 
Wenn  aber  der  König  vom  Entzug  seines  Schutzes  sprach, 
so  hatte  er  nicht  im  Sinne,  dieses  Geltendmachen  seiner 
Macht  einfach  aufzugeben  und  Genf  seinem  Schicksal  zu 
überlassen.  Er  war  vielmehr  entschlossen,  die  für  die  Re- 
publik lästige  Freundschaft  in  eine  offene  P^eindschaft  zu 
verwandeln.  Wie  gefährlich  diese  aber  bei  der  Nähe  so 
vieler  französischer  Truppen  für  Genf  werden  konnte,  war 
leicht  einzusehen.  Eine  von  Frankreich  verhängte  Lebens- 
mittelsperre hätte  genügt,  um  die  durch  die  Festungsbauten 
finanziell  erschöpfte  Stadt  in  eine  bedenkliche  Lage  zu  ver- 
setzen. Es  war  schon  ein  böses  Vorzeichen  für  Genf,  dass 
der  französische  Befehlshaber  de  St  Ruth  Während  der 
Okkupierung  Savoyens  die  dortige  Getreideausfuhr  nach 
Genf  verbot,  unter  Androhung  einer  Busse  von  500  livres, 
der  Konfiskation  des  Gewächses,  des  Bosses  und  des  Wa- 
gens und  der  Verbrennung  des  Hauses,  aus  dem  die  Frucht 
kommen  würde.  ^)  Aber  noch  mehr  als  durch  die  Rück- 
sichten auf  das  gefürchtete  Frankreich  wurde  die  Aufnahme 
einer  Bernerbesatzung  durch  die  im  obigen  Schreiben  auch 
erwähnte  und  von  Iberville  wacker  ausgenutzte  Behauptung 
hintertrieben,  es  verfolge  Bern  mit  seiner  Garnison  lediglich 
die  Absicht,  Genf  in  seine  Gewalt  zu  bringen.  Die  Genfer 
mit  Misstrauen  gegen  Bern  zu  erfüllen,  war  eine  leichte 
Sache;  denn  sie  hatten  es  nicht  vergessen,  dass  die  Bernei* 
im  Jahr  1536  kraft  des  Eroberungsrechtes  das  Vidomnat 
1)  Gb.  C.  S.  429  ff. 
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und  die  Hoheitsreclite  des  Bischofs  über  Genf  in  Anspruch 
nahmen,  um  es  zu  einer  Untertanen stadt  herabzudrücken, 

So  ist  es  denn  begreifhch,  wenn  sich  der  Rat  Imhof 
gegenüber  zurückhaltend  zeigte,  obwohl  das  Volk,  das  sich 
nicht  von  der  Politik,  sondern  von  seinen  Gefühlen  leiten 
lässt,  über  den  Eifer  Berns  für  die  Verteidigung  der  Stadt 
hoch  erfreut  war.-)  Um  Bern  nicht  zu  entfremden,  dankte 
ihm  zwar  die  Genferregierung  in  ihrem  Schreiben  vom 
22.  August  für  die  bundesgenössische  Zuneigung  und  die 
Aufstellung  von  Truppen  im  Waadtlande,  erwähnte  aber 
die  Aufnahme  einer  Garnison  absichtlich  mit  keinem  Worte,  ■^j 
Am  gleichen  Tage  erhielt  Imhof  zumx  ersten  Male  Audienz 
im  Rate.  Er  wies  auf  die  gefährliche  Lage  der  Stadt  hin, 
die  in  vierundzwanzig  Stunden  von  so  viel  Truppen  ein- 
geschlossen werden  könnte,  dass  es  Bern  und  Zürich  un- 
möglich wäre,  ihr  Hilfe  zu  bringen.  Die  Befürchtung,  bei 
Frankreich  Misstrauen  zu  erwecken,  dürfe  die  Bürger  nicht 
abhalten,  die  Stadt  in  Verteidigungszustand  zu  setzen ;  denn, 
wenn  dem  so  wäre,  müssten  die  Franzosen  jetzt  schon  Pläne 
zum  Verderben  Genfs  geschmiedet  haben.  Imhof  suchte 
nachzuweisen,  dass  die  ausgedehnten,  teilweise  in  schlech- 
tem Zustand  sich  befindenden  Fortifikationen,  wenn  sie 
nicht  mehr  zum  Schaden  als  zum  Nutzen  gereichen  sollen, 
viel  Verteidigungsmannschaft  erfordern.  Unter  Hinweisung 
auf  das  Schicksal  von  Strassburg  trachtete  er  den  Rat  zur 
Aufnahme  von  2000  Mann  Bernertruppen  zu  bestimmen.^) 
Die  Regierung  ging  auf  das  Anerbieten  Imhofs  nicht  ein, 
sondern  ernannte  eine  Kommission,  bestehend  aus  den  Sin- 
dics  Pierre  Pabry  und  Jacob  Pictet  und  den  Alt-Sindics 
Jean  de  la  Rive,  Jacob  Grenus  und  Jacob  de  Norman  die, 
die  die  Beratungen  wegen  der  Verteidigung  der  Stadt  mit 
Imhof  weiter  führen  sollte.  Dieser  Ausschuss  eröfinete  dem 
berniöchen  Repräsentanten,  dass  Genf  von  Bern  und  Zürich 
nur  600  Mann  wünsche,  über  deren  Verköstigung  man  sich 
später  verständigen  möge.    Da  Imhof  aber  gemäss  dem 

^)  Der  Lausaniiervci'trag  von  15G4  von  Prof.  Dr.  W.  OecL^U, 
Pol.  Jahrbuch  von  /lifh/  1889,  S.  1G9  und  170.  -i)  Gb.  C.  S.  338.  •")  Ob. 
C.  S.  387  ff.    ^)  Ii.  d.  C.  1G90,  12  AoCit  und  Gb.  C.  S.  403  ff. 
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Wunsche  seiner  Obern  auf  der  Zahl  von  2000  Mann  be- 
stand, wurde  der  Rat  der  Zweihundert  einberufen. 

Diese  Behörde  liess  sich  in  ihrer  Sitzung  vom  24.  und 
25.  August  auf  die  Forderung  des  Repräsentanten  auch  nicht 
ein,  sondern  befasste  sich  ausschhesshch  mit  der  Kosten- 
frage der  aufzunehmenden  Garnison.  Im  Bündnis,  das  1584 
zwischen  Genf  einerseits  und  Bern  und  Zürich  andererseits 
abgeschlossen  wurde,  hatten  sich  nämlich  beide  Parteien 
bei  allfälliger  Hilfeleistung  für  die  Hälfte  der  dadurch  ent- 
stehenden Kosten  verpflichtet.^)  Seit  dieser  Zeit  waren  die 
politischen  Verhältnisse  ganz  andere  geworden.  Frankreich 
hatte  sich  unterdessen  zu  einer  Macht  entwickelt,  die  nicht 
nur  Genf,  sondern  auch  das  Bernergebiet  bedrohte.  Deshalb 
fand  der  Rat  der  Zweihundert,  es  könnte  Bern  und  Zürich 
diesmal  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  wenig  ausgestat- 
teten Kornhäuser  und  den  „schwachen  Seckel"  -)  etwas 
mehr  als  nur  die  Hälfte  an  die  Kosten  ihrer  Hilf s Völker 
bezahlen,  ohne  dass  dadurch  die  Bestimmungen  des  Bünd- 
nisses dauernd  aufgehoben  würden. 

Die  Stadt  war  in  der  Tat  in  bezug  auf  die  Getreide- 
vorräte und  die  finanziellen  Mittel  so  sehr  erschöpft,  dass 
Imhof  selbst  zugeben  musste,  es  sei  Genf  nicht  im  stände, 
mehrere  Tausend  Mann  längere  Zeit  zu  veipflegen.  Zudem 
wollten  die  Genfer,  vom  Residenten  beeinflusst,  keine  Ber- 
nertruppen  in  die  Stadt  hineinlassen  ohne  die  gleichzeitige 
Aufnahme  von  zürcherischen  Völkern.  Auf  diese  Weise 
hoffte  man,  die  Berner  durch  die  Zürcher  zu  neutralisieren 
und  allfällige  Eroberungspläne  der  erstem  unmöglich  zu 
machen.  Da  Genf  überdies  befürchtete,  durch  die  Aufnahme 
einer  Bernergarnison  Frankreich  herauszufordern,  musste 
Imhof  trotz  seines  energischen  Auftretens  •'')  von  seinen 
Forderungen  abstehen.  Er  verständigte  sich  mit  dem  Rate 
dahin,  dass  erst  nach  der  Ankunft  des  Zürcherrepräsen- 
tanten  definitive  Verteidigungsmassregeln  getroffen  werden 
sollen.^)    Immerhin  war  man  genferischerseits  bereit,  bis 

^)  Siehe  Bündnisvertrag",  Spon,  Histoire  de  Geneve,  II,  228  et 
229.  Gb.  C.  S.  408.  Gb.  C.  S.  547  ff.  nnd  R.  d.  C.  1690,  16  Sep- 
tembre.    ^)  Gb.  C.  S.  597  ff. 
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dahin  300  Mann  des  waadtländischen  Füsilierregiments  auf- 
zunehmen; aber,  um  Frankreich  nicht  zu  reizen,  soüten 
sie  nicht  als  Garnisonssoldaten,  sondern  als  Arbeiter  für 
die  Fortifikationen  in  die  Stadt  kommen.  Genf  verpflich- 
tete sich,  jedem  Soldaten  einen  Taglohn  von  drei  Batzen 
zu  bezahlen,  und  Bern  musste  jedem  Manne  täglich  zwei 
Batzen  Sold  und  das  Brot  geben.  ^) 

Am  6.  Oktober  1690  kamen  die  drei  Kompagnien  auf 
Barken  in  Genf  an.  Ihre  Waffen  wurden  noch  am  gleichen 
Abend  in  einem  besondern  Schiffe  und  wohl  verdeckt  nach 
der  Stadt  transportiert  und  heimlich  in  den  Häusern  einiger 
Bürger  untergebracht.^)  Die  ankommenden  Soldaten  durf- 
ten keine  Trommel  rühren  und  bezogen  in  aller  Stille  ihre 
Quartiere.-^) 

Trotz  dieser  übertriebenen  Rücksichten  auf  Frankreich 
liess  es  dennoch  seinen  Groll  wegen  der  Aufnahme  dieser 
bernischen  Mannschaft  recht  empfindlich  spüren.  Die  von 
de  St.  Ruth  über  Savoyen  verhängte  Getreidesperre  wurde 
nun  auch  über  das  Ländchen  Gex  ausgedehnt*)  und  die 
französischen  Beamten  machten  den  Genfern  sogar  Schwie- 
rigkeiten wegen  der  Brotfrüchte,  die  sie  von  St.  Viktor  und 
Kapitel  nach  der  Stadt  führen  wollten. 5)  Wohl  erinnerten 
die  Berner-  und  Zürchergesandten  auf  der  Tagsatzung  zu 
Baden  vom  27.  September  bis  5.  Oktober  den  französischen 
Ambassadoren  an  das  beim  Beginn  des  Krieges  gegebene 
Versprechen  des  Königs,  den  freien  Getreidehandel  gegen 
Genf  nicht  zu  beschränken ;  aber  diese  Bemühungen  blie- 
ben ohne  Erfolg.*')  So  entstand  in  Genf  eine  empfindliche 
Teuerung,  die  sich  schon  Ende  August  1690  so  fühlbar 
gemacht  hatte,  dass  der  Rat  den  Aufsehern  in  den  zehn 
Zehnten  (dixaines)  der  Stadt  den  Befehl  erteilte,  Listen 
von  denjenigen  Roligionsflüchtlingen  aufzunehmen,  die  keine 
Mittel  und  Arbeit  haben,  um  sie  nach  Ueberreichung  eines 
Zehrpfenigs  im  Namen  der  Regierung  aufzufordern,  innert 

')  R.  d.  C.  1690,  23  ot  24  Septembre  und  Gb.  C.  S.  619.  R. 
d.  C.  1690,  27  Septem bre  und  Gb.  C.  S.  603  ff.  Gb.  C.  S.  582.  ^)  R. 
d.  C.  1690,  8  Septembre.  •')  Ebenda,  9  et  10  Septembre,  3,  11,  13,  14. 
et  20  Oetobre.    '"')  Gb.  C.  ^.  559  ff.,  563  ff.,  567  if.,  571  tf.  und  671. 
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acht  Tagen  die  Stadt  zu  verlassen.  ^  Nur  das  Einschreiten 
der  „venerable  compagnie  des  pasteurs"  verhinderte  den 
Rat  an  der  Ausführung  dieser  harten  Massregel. 2) 

In  Zürich  liess  man  sich  trotz  der  Mahnungen  Berns, 
es  suche  der  Resident  die  Genfer  mit  allzu  süssen  und  desto 
verdächtigeren  Worten  in  eine  nichtige  Sicherheit  einzu- 
schlafen/^) mit  der  Absendung  eines  Repräsentanten  gute 
Weile.  Zürich  war  von  Genf  zu  weit  entfernt,  um  an  dessen 
Verteidigung  ein  direktes  Interesse  zu  haben.  Zudem  be- 
fürchtete es,  Bern  könnte  leicht  zu  weit  gehen  und  einen 
Bruch  mit  Frankreich  herbeiführen.  Aus  diesen  beiden 
Gründen  erklärt  sich  das  zurückhaltende  Benehmen  der 
Zürcher.  Um  sie  aus  ihrer  Untätigkeit  aufzurütteln,  machte 
ihnen  die  Bernerregierung  von  einem  geplanten,  aber  nicht 
zur  Ausführung  gelangten  Ueberfall  auf  Genf  Mitteilung. 
Aus  einem  interzipierten  Schreiben  an  Amelot  ging  her- 
vor, dass  sich  fünfundzwanzig  französische  Offiziere  beim 
Residenten  hätten  einfinden  sollen,  um  sich  der  Tore  der 
Stadt  zu  bemächtigen  und  mit  Hilfe  der  dazu  bestellten, 
ausserhalb  der  Mauern  wartenden  Truppen  die  Stadt  zu 
überrumpeln. 4)  In  Zürich  machte  diese  allarmierende  Nach- 
richt der  Berner  keinen  Eindruck,  da  Genf  eines  solchen 
„Spezialattentats  halber"  keine  Meldung  tat  und  man  des- 
halb an  der  Wahrheit  der  Mitteilung  zweifelte.'^)  Zürich 
sah  sich  auch  gar  nicht  veranlasst,  einstweilen  einen  Re- 
präsentanten abzuschicken ;  denn  die  Genfer  verlangten  trotz 
der  mit  Imhof  getroffenen  Abmachungen  statt  eines  solchen 
die  Absendung  des  Obersten  Hans  Heinrich  Oberkan,  um 
ihre  Stadt  in  Verteidigungszustand  zu  setzen/')  Dieses  Vor- 
gehen erbitterte  die  Berner.  Sie  sahen  ein,  dass  die  Nach- 
barstadt in  ihrer  eingebildeten  Sicherheit  „entschläfiet  Ver- 
bleibet" und  alles  „SoUicitiren  wo  nicht  Verdächtig  doch 
Vergeblich  fallet. "  ' )  Infolgedessen  wurden  die  getroffenen 

1)  R.  d.  C.  1690,  23  Aoüt.  ^)  Ebenda,  3  Sept.  3)  Gb.  C.  S.  445  ff. 
^)  Gb.  C.  S.  461  ff.  Amelot  bestreitet  auf  der  Tagsatzung  zu  Baden 
vom  September  und  Oktober  1690,  dass  ein  solcher  Plan  je  bestanden 
habe;  Gb.  C.  S.  651  und  655  ^)  Gb.  C.  S.  485.  6)  Gb.  C.  S.  519  ff. 
')  Gb.  C.  S.  524. 
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militärischen  Massregeln  wieder  rückgängig  gemacht.  Das 
Projekt  des  Obersten  und  spätem  Generals  Nikolaus  von 
Diesbach,  einer  Befestigung  der  Talenge  bei  St.  Maurice, 
kam  nicht  zur  Ausführung/)  und  das  Genfer  Succurs -Re- 
giment wurde  entlassen.  Man  trug  sogar  den  Gedanken, 
das  aufgebotene  Füsilierregiment  Stürlers  durch  Freiwillige, 
„die  Armuht  halb  oder  sonsten  nicht  im  land  zu  behalten 
wären,''  zu  ersetzen. 2)  Immerhin  unterliess  es  Bern  nicht, 
durch  ein  Schreiben  und  durch  mündliche  Besprechung 
auf  der  Tagsatzung,^)  den  Stand  Zürich  zur  Absendung 
eines  Repräsentanten  nach  Genf  aufzufordern.  Endlich,  am 
2.  Oktober,  kam  derselbe  in  der  Person  des  Oberst-Feld- 
hauptmann der  eidgenössischen  Defensionaltruppen,  Andreas 
Meyer,  in  Bern  an.^) 

Am  folgenden  Tage  fand  eine  Konferenz  statt  zwischen 
Meyer  und  einem  Ehrenausschuss  aus  Mitgliedern  des  Klei- 
nen und  Grossen  Rates,  nämlich  Deutsch-Seckelmeister 
Hans  Rudolf  Tillier,  Welsch-Seckelmeister  Hans  Rudolf 
Sinner,  Alt-Landvogt  Emanuel  Steiger  und  Alt-Hofmeister 
Alexander  von  Wattenwyl.^')  Meyer  stellte  in  beweglichen 
Worten  dar,  wie  sowohl  Zürich  als  Bern,  „welche  beide 
Ständ  obgleich  zwey  lieber  dennoch  nur  eine  Seel  machind, "  ^) 
die  Erhaltung  Genfs,  das  bei  Aufrichtung  des  Bundes  von 
1584  als  ein  Schlüssel  der  Eidgenossenschaft  erkannt  wor- 
den sei,  am  Herzen  liege.  Man  verständigte  sich  auf  der 
Konferenz,  es  solle  eine  Garnison  von  1000 — 1200  Mann 
nach  Genf  verlegt  werden,  ohne  die  Stadt  mit  den  Kosten 
derselben  zu  sehr  zu  „überbürden".  Die  Mitglieder  der  Kon- 
ferenz verhehlten  sich  nicht,  dass  diese  Massregel  bei  Frank- 
reich grosse  Verstimmung  hervorrufen  werde ;  jedoch  waren 
sie  der  Meinung,  es  müsse  sich  Frankreich  wohl  bedenken, 
mit  Bern  und  Zürich,  den  mächtigsten  Orten,  zu  brechen, 
umsomehr,  da  anzunehmen  sei,  es  treten  die  übrigen  Orte 
und  besonders  Freiburg  und  Solothurn  im  Notfalle  auch 
für  Genf  ein.^) 

1)  Gl).  C.  S.  413  ff.  und  541  ff.    ^)  Gb.  C.  S.  509  und  545  ff. 
Gb.  C.  S.  607  If.    4)  Gb.  C.  S.  611  ff.    s)  Gb.  C.  S.  631.    '^j  Gb.  C. 
S.  479.    ')  Gb.  0.  IS.  625.    ^)  Gb.  0.  S.  623  fl'. 
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Inzwischen  leitete  Oberst  Oberkan  in  Genf  die  Arbeiten, 
um  die  Fortifikationen  in  bessern  Verteidigungszustand  zu 
setzen.  Er  hatte  sich  auf  den  Ruf  Genfs  von  Zürich  aus 
nach  dieser  Stadt  begeben  und  war  am  19.  September  dort 
angelangt.  Der  tüchtige  Offizier  war  früher  in  französischen 
Diensten  gewesen  und  hatte  sich  dann,  weil  man  ihm  nicht 
die  Führung  des  Pfyffer'schen  Regimentes  anvertraute,  für 
den  König  von  England  engagieren  lassen.  König  Wilhelm, 
ein  Freund  der  Stadt  Calvins,  gab  Oberkan  durch  seinen 
Gesandten  Göxe  die  Erlaubnis,  nach  Genf  zu  gehen.  ^)  Ober- 
kan nahm  eine  genaue  Besichtigung  der  Festungswerke 
vor  und  fand,  dass  der  Zustand  derselben  in  grosser  Un- 
voUkommenheit  sei.  Die  ausgedehnten  Gräben  mit  ihren 
Böschungen,  sowie  die  gedeckten  Wege  (chemins  couverts)  -) 
waren  stellenweise  arg  zerfallen,  obwohl  die  Genfer  für  ihre 
Fortifikationen  grosse  Anstrengungen  machten.-'')  Oberkan 
gab  mit  Energie  und  Sachkenntnis  Anleitung  zur  Instand- 
setzung der  Festungswerke^)  und  empfahl  die  Aufnahme 
des  ganzen  Stürler'schen  Regiments  in  der  Stärke  von  etwa 
1200  Mann. 

Nachdem  der  Zürcherrepräsentant  in  Bern  die  Wünsche 
der  dortigen  Regierung  kennen  gelernt  hatte,  traf  er  am 
7.  Oktober  in  Genf  ein.  Am  9.  Oktober  eröffneten  Meyer 
und  Imhof  dem  Rate  Genfs  die  Wünsche  und  Absichten 
ihrer  Obern.  Der  Rat  sah  ein,  dass  wenn  auch  Zürcher- 
truppen  in  der  Stadt  seien,  man  von  Bern  nichts  zu  be- 
fürchten habe  und  war  deshalb  mit  der  Aufnahme  einer 
starken  Garnison  einverstanden.  Immerhin  wünschte  er,  es 
solle  Bern  und  Zürich  ihre  nach  Genf  zu  verlegenden  Trup- 
pen mehr  als  nur  zur  Hälfte  verköstigen,  und  es  möchte 

1)  P.  h.  3362.  Die  „chemins  couverts"  werden  später  in  Genf 
„dömes"  genannt  und  hatten  Aehnlichkeit  mit  den  heutigen  Arkaden 
Berns,  nur  waren  sie  aus  Holz  gebaut  und  durch  Pfähle  gestützt. 
Diese  domes  dienten  bei  Märkten  dem  Kleinhandel,  aber  auch  der 
Zirkulation  der  Bürger  zum  Schutze  gegen  Regen,  Wind  und  Hitze. 
Galiffe,  Geneve  historique  et  archeol.  p.  183 — 185.  ^)  Die  Ausgaben 
für  die  Fortifikationen  waren  im  Jahr  1714  auf  6  Millionen  Gulden 
bestimmt,  überstiegen  aber  diese  Summe  um  mehr  als  das  Doppelte. 
Galiffe  S.  154.       R.  d.  C.  1690,  12  Sept.  und  Gb.  C.  S.  547  ff. 
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auch  die  Frage  behandelt  werden,  ob  zur  Sicherung  der 
Stadt  nicht  ein  Bündnis  derselben  mit  allen  Orten  der  Eid- 
genossenschaft anzustreben  wäre. 

Die  zAvei  Repräsentanten  nebst  der  früher  schon  er- 
wähnten fünfgliedrigen  Kommission,  in  die  noch  der  Sindic 
Ezechiel  Gallatin  gewählt  wurde,  traten  am  11.  Oktober 
1690  zur  ersten  Sitzung  zusammen.  Es  wurde  in  erster 
Linie  die  Getreidenot  Genfs  besprochen ;  denn  eine  vorherige 
Besichtigung  der  Schiffe,  Pulvertürme,  des  Zeughauses  und 
der  Kornhäuser  hatte  ergeben,  dass  letztere  nicht  reichlich 
ausgestattet  waren.  Eine  Vermehrung  der  Garnison  war 
nur  dann  zweckdienlich,  wenn  Genf  für  anderthalb  Jahre 
mit  Brotfrüchten  versehen  wurde.  Um  wenigstens  vorläufig 
zu  helfen,  sollte  Zürich  seine  6000  in  Burgund  gekauften 
Becher  Getreide  an  Genf  abtreten  und  sich  in  dem  mit  einer 
reichen  Ernte  gesegneten  Süddeutschland  nach  Ersatz  um- 
sehen. Damit  die  Stadt  bleibend  aus  der  Not  komme,  wollte 
man  mit  Hilfe  des  enghschen  Gesandten  Göxe  bei  den 
Alliierten  für  sie  die  Erlaubnis  erwirken,  Getreide  aus  den 
nördlichen,  östlichen  und  südlichen  Nachbarländern  der 
Schweiz  ausführen  zu  dürfen. 

Oberkan,  der  auch  an  den  Verhandlungen  teilnahm, 
fand,  es  müsse  Genf  mit  4000  Zentnern  Pulver  versehen 
werden.  Bern  war  bereit,  in  der  Stadt  wohlversehene  Pul- 
vermagazine zu  halten,  wenn  es  in  Besitz  von  Lokalitäten 
und  des  Monopols  gesetzt  werde.  Da  die  Waffen  der  Bürger 
und  der  Garnison  wegen  des  verschiedenen  Kalibers  un- 
genügend waren,  übernahmen  Bern  und  Zürich,  um  Frank- 
reich nicht  zu  reizen,  in  ihrem  Namen  den  Ankauf  von 
2000  zweilötigen  Suhlerflinten. 

In  den  Sitzungen  vom  12.  und  14.  Oktober  wurde  die 

1)  Suhl  (Siihla)  Stadt  im  prcussischcn  Rcg-ioniiiysbezirk  Erfurt, 
Kreis  Schleusing-en,  an  der  Südseite  des  Thiiring-cr  Waldes  im  Tale 
der  Hasel.  Die  Gewehrfabrikation  in  Suhl  ist  seit  Jahrhunderten  in 
grossem  Rufe,  nicht  nur  in  Jagdgewehron,  sondern  auch  in  Luxus- 
waffen aller  Art.  Suhla  wird  zuerst  1330  als  Dorf  erwähnt,  das  durch 
Kauf  an  die  Grafen  von  Heneberg  kam  und  1527  das  Stadtrecht  er- 
hielt. 1815  kam  es  zu  Preussen.  Vergl.  Werther,  Chronik  der  Stadt 
Suhl,  1846—47,  11.  B.    Siehe  A/evers  Konversat.-Lex.  XVI,  Suhl. 
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Stärke  der  aufzustellenden  Garnison  auf  1100  Mann  an- 
gesetzt. Bern  sollte  infolgedessen  zu  den  300  Mann,  die  als 
Arbeiter  schon  in  der  Stadt  waren,  noch  100,  Zürich  200 
und  Genf  500  Soldaten  stellen.  Genf  verlangte,  dass  ihm 
die  Oberleitung  und  die  Jurisdiktion  über  sämtliche  Trup- 
pen, sowie  deren  Verwendung  zu  Festungsarbeiten  einge- 
räumt werde  und  dass  die  Verpflegung  der  Berner-  und 
Zürchersoldaten  ausschliesslich  diesen  beiden  Ständen  zur 
Last  fallen  solle. 

In  der  letzten  Konferenz  der  Repräsentanten  und  der 
Kommission  wurde  vereinbart,  es  solle  Bern  und  Zürich 
in  der  Waadt  eine  bedeutende  Anzahl  Truppen  bereit  halten, 
damit,  wenn  Frankreich  die  geplante  Befestigung  von  Versoix 
ausführen  und  damit  Genf  von  seinen  Bundesgenossen  ab- 
sperren wollte,  im  Notfall  der  Durchpass  von  Nyon  nach 
Genf  erzwungen  werden  könnte.  In  bezug  auf  das  Bündnis 
Genfs  mit  den  übrigen  Orten  der  Eidgenossenschaft  Avurde 
beschlossen,  eine  bessere  Zeit  abzuwarten.^) 

Die  beiden  Repräsentanten,  Imhof  und  Meyer,  reisten 
hierauf  ab,  um  ihren  Regierungen  das  Resultat  der  Kon- 
ferenzen mitzuteilen  und  genehmigen  zu  lassen.  Am  2.  No- 
vember kam  es  deshalb  in  Bern  zu  einer  Besprechung,  in 
der  der  Stand  Zürich  durch  Meyer  vertreten  wurde.  Die 
Abmachungen  der  beiden  Repräsentanten  mit  Genf  wurden 
genehmigt  und  in  bezug  auf  die  Befürchtung,  es  könnte 
Genfs  Verbindung  mit  dem  Waadtlande  abgeschnitten  Aver- 
den,  erklärte  Bern,  es  sei  im  Besitz  von  genügend  Schiffen, 
um  den  Weg  auf  dem  See  stets  offen  zu  halten. 2)  Dagegen 
entstand  zwischen  Bern  und  Genf  ein  langwieriger  Streit 
wegen  der  Jurisdiktion  über  die  Truppen,  und  Zürich  sei- 
nerseits erklärte  nachträglich,  dass  es  die  Kosten  für  seine 
200  Mann  nur  zur  Hälfte  übernehmen  werde,  wie  dies  das 
Bündnis  von  1584  vorschrieb.-^) 

Immerhin  hatte  die  Regierung  von  Bern  das  Gefühl, 
es  sei  die  Stadt  Genf  mit  1100  nur  auf  dem  Papier  stehenden 

1)  P.  h.  3864;  Abschiede  VI,  2,  No.  199;  Gb.  C.  S.  235  ff- 
2)  Abschiede  VI,  2,  No.  200  und  Gb.  C.  S.  735  ff.  ^)  Abschiede  VI,  2, 
No.  202,  f. 
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Truppen  nicht  genügend  verteidigt.  Zudem  erweckten  die 
vielen  französischen  Soldaten,  die  in  Burgund,  in  Gex,  in 
der  Bresse,  im  Delphin at,  im  Chablais  und  in  andern  sa- 
voyischen  Provinzen  Winterquartiere  bezogen,  mit  Recht 
ernste  Besorgnisse.^)  Auf  der  Novembertagsatzung  1690 
teilten  deswegen  die  Bernergesandten  ihrer  Instruktion  ge- 
mäss den  Zürcherabgeordneten  mit,  dass  nach  dem  Gut- 
achten von  Oberkan  die  Verteidigung  Genfs  im  Falle  eines 
Angriffes  ausser  der  Burgerschaft  eine  Besatzung  von  6000 
bis  8000  Mann  erfordere.  Zürich  solle  die  zwei  Fünftel, 
die  es  nach  der  Konvention  von  1667  an  diese  6—8000  Mann 
leisten  müsse,  in  Bereitschaft  halten. 2)  Da  es  bei  einem 
Angriff  auf  Genf  zu  einem  Bruch  mit  Frankreich  käme, 
so  zähle  Bern  zudem  auf  die  6000  Mann,  die  Zürich  anno 
1686  zum  Schutze  Genfs  versprochen  habe."^)  Zürich  ging 
auf  die  erste  Forderung,  weil  sie  den  Abschieden  nach 
ungerechtfertigt  war,  nicht  ein,  dagegen  war  es  bereit,  den 
im  März  1686  eingegangenen  Verpflichtungen  nachzukom- 
men.^) Um  sich  für  den  Ernstfall  auch  der  katholischen 
Orte  zu  versichern,  ersuchte  Bern  diejenigen  unter  ihnen, 
die  sich  über  den  Schirm  der  Waadt  noch  nicht  erklärt 
hatten,  dies  zu  tun,  und  die  bezüglichen  Orte  versprachen, 
nötigenfalls  ihren  Bundespflichten  zu  genügen. Sogar  mit 
Graubünden  trat  Bern  wegen  allfälliger  Hilfeleistung  in  Be- 
ziehung. <^)  Auf  diese  Weise  hatte  es  gleichsam  nach  allen 
Seiten  seine  Fühler  ausgestreckt,  um  im  Falle  eines  Krie- 
ges mit  Frankreich  nicht  isoliert  zu  sein. 

Am  10.  November  wurde  die  Kompagnie  Vevey  von 
Nyon  aus  nach  Genf  übergeschifft,  um  die  300  Mann,  die 
Bern  schon  in  dieser  Stadt  hatte  und  die  nun  auf  Wunsch 
Genfs  nicht  mehr  als  Arbeiter,  sondern  als  Soldaten  be- 


1)  ab.  C.  S.  806  11  Die  Konvention  von  1667  verpflichtet 
Bern  und  Zürich  Genf  gegenüber  zai  einer  Hilfeleistung  bis  auf  2000 
Mann,  wovon  Bern  1200  und  Zürich  800  zu  stellen  hatte.  Es  ist  also 
allerdings  das  Verhältnis  von  '^/r,  :  'Vr,  festgesetzt;  aber  es  braucht  die 
Hilfeleistung  2000  Mann  nicht  zu  übersteigen;  Abschiede  VI,  1,  No.  464 
Zusatz  a.  Abscliiede  VI,  2,  No.  98.  Abschiede  VI,  2,  No.  202,  f,  4. 
Abschiede  VI,  2,  No.  201,  d.        Gb.  ü.  !S.  761  II 
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trachtet  wurden,  auf  die  Zahl  von  400  zu  bringen.')  Da 
diese  vier  Kompagnien  zum  Stürler'schen  Regimente  ge- 
hörten, wurde  Oberst  Abraham  Stürler  selbst  nach  Genf 
geschickt,  wo  er  als  Kommandant  und  bernischer  Reprä- 
sentant bis  zum  24.  März  1691  verblieb. 2) 

Zürich  war  mit  der  Absendung  der  200  Mann  weniger 
eilig.  Trotz  aller  Vorstellungen  Berns  blieb  es  bei  dem  Ent- 
schlüsse, dieselben  nicht  nach  dem  Oktoberabschied  von 
Genf  oder  kostenlos,  sondern  nach  dem  Bündnis  von  1584 
oder  zu  halben  Kosten  abzugeben.  Die  genauen  Informa- 
tionen Berns  wegen  allfälliger  Hilfeleistung  gegen  Frank- 
reich liessen  nur  zu  deutlich  erkennen,  dass  Bern  im  Falle 
eines  französischen  Angriffes  auf  Genf  oder  die  Waadt  zum 
sofortigen  Losschlagen  entschlossen  war.  In  dem  mehr 
zurückhaltenden  Zürich  wollte  man  dagegen  einen  Bruch 
mit  Frankreich  auch  um  den  Preis  kleinerer  Verluste  an 
der  Westgrenze  vermeiden.  Die  Haltung  Berns  erweckte 
in  Zürich  Befürchtungen.  Zudem  wurde  bei  den  Zürchern 
von  Genf  aus  das  Misstrauen  genährt,  es  könnte  Bern  eigent- 
lich doch  nur  um  die  Eroberung  Genfs  zu  tun  sein.-^)  In- 
folge dieses  Misstrauens  forderte  der  Rat  Zürichs  sein  Mit- 
glied David  Hess  auf,  mit  irgend  einem  Herrn  der  Genfer- 
regierung  in  geheime  Korrespondenz  zu  treten,  damit  man 
sich  gegenseitig  etwas  freier  über  die  gemeinsamen  Interessen 
aussprechen  könne.  Zweifellos  bestanden  diese  gemeinsamen 
Interessen  Zürichs  und  Genfs  darin,  einerseits  die  allfälhgen 
Eroberungspläne  der  Berner  zu  durchkreuzen  und  anderer- 
seits allzu  energische  Massregeln  derselben  gegen  Frank- 
reich, die  vielleicht  gar  zum  Kriege  führen  könnten,  zu 
verhindern.  Hess  trat  in  Beziehung  zu  seinem  Freunde, 
dem  genferischen  Stadtschreiber  Pierre  Gautier,  und  dieser 
fand  bei  seinen  Obern  volles  Verständnis  und  grosse  Zu- 
neigung für  eine  solche  Korrespondenz.^)  Damit  ging  von 
nun  an  parallel  mit  dem  offiziellen  Verkehr  zwischen  Zürich 
und  Genf  ein  privater  Briefwechsel,  der  viel  mehr  Bedeu- 

0  R.  d.  C.  1690,  21  Octob.  et  1  Novemb.    2)  Qb.  D.  S.  219  ff. 
P.  h.  3853,  Hess  ä  Gaiitier,  4  Septembre  1690.    *)  R  d.  C.  1690, 
17  Novembre. 
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tung  hatte  und  zuweilen  gerade  im  Gegensatz  zu  den  obrig- 
keitlichen Schreiben  stand. 

Während  Zürich  mit  der  Absendung  der  200  Mann 
abwartete,  weil  es  von  Genf  dazu  nicht  aufgefordert  wurde,  ^) 
verbreitete  sich  neuerdings  die  Kunde,  dass  Frankreich  sich 
der  Stadt  Genf  bemächtigen  wolle.  Es  hiess,  die  Franzosen 
hätten  die  Absicht,  durch  das  Neuenburgische  ins  Berner- 
gebiet einzufallen  und  während  Bern  mit  sich  selbst  be- 
schäftigt sei,  die  von  Zuzug  entblösste  Stadt  zu  überrum- 
peln.2)  Diese  Kunde'  veranlasste  die  Regierung  von  Bern, 
unverzüglich  den  Ratsherrn  Bernhard  von  Muralt  und  den 
Vogt  von  Lenzburg,  Christoffel  Steiger,  nach  Zürich  ab- 
zuordnen, um  die  Zürcher  in  ihrer  grossen  „Kaltsinnigkeit" 
mit  lebendiger  Stimme  zu  animieren,  damit  gemeinsam  und 
mit  mehr  Eifer  alle  Mittel  zur  Erhaltung,  Sicherheit  und 
Rettung  nicht  nur  der  Stadt  Genf,  sondern  auch  des  in 
Gefahr  stehenden  ganzen  Vaterlandes  an  die  Hand  genom- 
men werden  können.-^) 

Vom  2.  bis  4.  Dezember  fanden  in  Zürich  zwischen 
einem  Ehrenausschuss  des  Rates  und  den  Bernerabgeord- 
neten  Konferenzen  statt,  in  welchen  diese  die  gefährliche 
Lage  Genfs  mit  beredten  Worten  schilderten.  Es  liege 
Frankreich  ganz  besonders  daran,  führten  sie  aus,  Genf 
zu  besitzen,  um  damit  die  Strasse  nach  Italien  über  die 
Walliserpässe  zu  beherrschen.  In  der  Absicht  eines  Ueber- 
falls  konzentrieren  die  Franzosen  unter  dem  Verwände  der 
Winterquartiere  so  viele  Truppen  in  der  Nachbarschaft  der 
Stadt.  Die  Zusicherungen  und  Versprechungen  des  Resi- 
denten vergleichen  sie  mit  Sirenengesang  und  gefährlicher 
Einschläfung  und  kennzeichnen  sie  als  Mittel,  die  auch 
Strassburg  zum  Falle  geführt  hätten.  Der  Resident  suche 
„Einte  oder  andere  Gemühter  vermittelst  allerhand  Interesse 
(Geld)  Zu  der  Cron  Frankreich  Vortheil  zu  verleiten."  Man 
wisse,  „was  für  ein  hoch  importierlicher  platz  die  Statt 
Genf  (sei).  Und  wie  Sie  nach  dem  führenden  Sinnenbild 
Ihres  Waapens  ein  Schlüssel  Seige,  weUicher  mit  mögiich- 

•)  Gb.  C.  S.  855  11  Gb.  C.  S.  851)  und  867.  Gb.  C.  S.  863  ff. 
und  871  IT. 
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ster  Behutsame  dergestalten  Zu  verwahren,  dass  niemand 
denselben  Ohnvermutheten  Dingen  Und  hstiger  Weiss  aus 
denen  Umb  etwas  erschwacheten  Händen  (der  Eidgenossen) 
winden  und  reissen  möge."  Bleibe  dieser  Schlüssel  in  den 
Händen  der  Eidgenossen,  so  sei  man  gegen  einen  Anschlag 
von  Westen  her  gesichert ;  sollte  derselbe  aber  an  Frank- 
reich übergehen,  so  würde  er  zu  einem  schädlichen  „passe 
partout"  gebraucht  werden.  Dann  könnte  es  in  Genf  zur 
Wiedereinsetzung  des  Bischofs  kommen,  was  für  die  Sache 
des  Protestantismus  böse  Folgen  hätte.  Der  Hass  des  Klerus, 
der  Genf  als  eine  .,pepiniere  d'heresie"  betrachte,  zeige 
deutlich  genug,  dass  man  ein  vorsichtiges  Auge  auf  die 
Stadt  haben  müsse.  Aus  all  diesen  Gründen  solle  Zürich 
zum  Oktoberabschied  von  Genf  seine  Zustimmung  geben 
und  die  200  Mann  endlich  abgehen  lassen.  Wenn  die  wenigen 
Zürcher-  und  Berner truppen  Genf  auch  keinen  besondern 
Schutz  bieten,  so  bilden  sie  doch  eine  Art  Salva  guardia 
und  beweisen  die  Einmütigkeit  der  mit  dieser  Stadt  ver- 
bündeten Orte.  Für  die  Kosten  seiner  Truppen  solle  sowohl 
Bern  als  Zürich  selbst  einstehen  und  die  Mannschaft  auf 
unbestimmte  Zeit,  d.  h.  bis  die  Gefahr  vorüber  sei,  in  Genf 
belassen.  1) 

Der  zürcherische  Ehrenausschuss  erinnerte  als  Ent- 
gegnung auf  diese  Auseinandersetzungen  an  den  verhäng- 
nisvollen Schirmvertrag  von  1579,  durch  welchen  sich  Frank- 
reich mit  Bern  und  Solothurn  zum  Schirm  der  Rhonestadt 
vereinte.  Nach  diesem  Vertrag  erhielt  die  gefährliche  Nach- 
barmacht in  der  Tat  ein  Recht,  in  Genfer  Angelegenheiten 
ein  Wort  mitzusprechen;  die  Stadt  war,  wenn  auch  das 
Wort  „protection"  auf  ihr  inständiges  Bitten  aus  dem  Ver- 
trage ausgemerzt  wurde,  halb  unter  schweizerisches,  halb 
unter  französisches  Protektorat  gestellt.  Frankreich  aner- 
kannte Genf  insofern  als  einen  Bestandteil  der  Schweiz, 
als  es  dasselbe  in  den  ewigen  Frieden  von  1516  aufnahm; 
aber  es  sonderte  gleichzeitig  die  Genfer  von  den  Schweizern, 
indem  es  sie  von  den  Zollprivilegien  der  letzteren  ausschloss 


1)  Gb.  C.  S.  931  ff. 
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und  in  bezug  auf  Handel  und  Wandel  den  französischen 
Untertanen  gleichstellte.^)  Unter  Ludwig  XIV.  trat  diese 
Schutzherrschaft  immer  unverhüllter  hervor.  Die  Zürcher 
hatten  also  nicht  ganz  Unrecht,  wenn  sie  mit  Hinweis  auf 
den  erwähnten  Vertrag  die  Befürchtung  aussprachen,  es 
könnte  der  König  gleich  viel  Truppen  wie  Bern  und  Zürich 
in  die  Stadt  hineinlegen  wollen  oder  zum  Schimpfe  gar 
die  Abberufung  der  eidgenössischen  Besatzung  durchsetzen. 
,,Es  möchte  darzu  kommen,"  meinten  sie,  „dass  die  Artz- 
ney,  welliche  eine  Lobl.  Statt  Bern  bei  gegenwärtiger  Zeit 
für  die  Statt  Genf  gut  befindet  (Hineinlegung  einer  Gar- 
nison), gefahrlicher  were,  als  aber  die  Krankheit  an  Und 
für  sich  Selbsten."  Am  Schlüsse  rückte  Zürich  mit  dem 
heraus,  was  ihm  wohl  am  meisten  Kümmernis  machte.  Es 
sind  dies  die  Kosten,  die  eine  längere  Zeit  in  Genf  ver- 
weilende Mannschaft  verursachen  würde. 2) 

Die  Bernergesandten  Muralt  und  Steiger  entkräftigten 
diese  Gegengründe,  indem  sie  nachweisen,  wie  das  freund- 
schaftliche Verhältnis,  das  im  Jahr  1579  zwischen  Frank- 
reich und  Genf  bestand,  nun  ein  anderes  geworden  sei. 
Wenn  Zürich  die  Absicht  habe,  England  die  Aushebung 
von  vier  Regimentern  zu  gestatten,  so  werde  Frankreich 
damit  weit  mehr  gereizt  als  mit  der  Verlegung  einer  Gar- 
nison nach  Genf. 3)  Wenn  der  König  allenfalls  über  die 
Rhonestadt  eine  strenge  Getreidesperre  verhänge,  so  sei 
dies  der  beste  Beweis,  dass  es  nicht  zu  frühzeitig  war,  diesen 
Platz  mit  Truppen  zu  versehen.  Der  Fruchtsperre  könne 
man  nötigenfalls  das  Verbot  des  Pferdekaufs  entgegensetzen. 
Im  Falle  einer  Hungersnot  würde  man  Weiber  und  Kinder 
aus  Genf  entfernen  und  sie  in  den  zwei  Kantonen  verteilen ; 
aber  es  sei  immer  noch  besser  den  Leib,  „umb  etwas  mit 
Fasten  casteyen  als  denselben  gar  verlieren.''  Die  Genfer 
seien  in  Handelsinteressen  klüger  als  in  Sachen  ihres  Standes 
Sicherheit  und  hätten  viel  zu  viel  Vertrauen  zu  Frankreich. 


1)  Jahrbuch  für  Schweizerische  Geschichte,  XIII,  Orte  und  Zu- 
gewandte von  Professor  Oechsli,  S.  213.  -)  Gb.  C.  S.  939  ff.  Die 
Aushebung  der  vier  Regimenter  ist  zwar  schliesslich  gescheitert. 
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Würde  abe^  diese  Stadt  verloren  gehen,  dann  wären  die 
nächstgelegenen  Orte  gezwungen,  die  französische  Freund- 
schaft und  Gewogenheit  gleichsam  „la  besace  ä  la  main 
abzeheuschen."  ^ 

Diese  Auseinandersetzungen  wirkten.  Zürich  erklärte 
sich  nun  bereit,  die  200  Mann  abzusenden,  hielt  aber  be- 
züglich der  Kosten  am  Wortlaut  des  Bundes  von  1584  fest. 
Immerhin  offerierte  es,  von  Bernhardt  von  Muralt  dazu 
veranlasst,  ein  (jeschenk  von  3000  Reichstalern  zur  Be- 
streitung der  halben  Kosten,  womit  Genf  belastet  blieb. 2) 

Damit  waren  die  Schwierigkeiten  noch  lange  nicht 
beseitigt.  Genf  erklärte,  es  nehme  die  Zürchertruppen  nur 
dann  auf,  wenn  sie  wie  die  bernischen  Völker  ganz  kosten- 
los, d.  h.  nach  dem  Oktoberabschied,  verabfolgt  würden. 
Diese  kleinliche  Differenz  genügte,  um  zwischen  Zürich  und 
Genfeine  mehr  als  ein  Jahr  dauernde  Zwistigkeit  heraufzu- 
beschwören."') Bern  suchte  zu  vermitteln,^)  aber  es  bewähr- 
ten sich  hier  nur  allzusehr  die  oben  erwähnten  Worte  der 
Bernerdeputierten,  dass  die  Genfer  in  Handelsinteressen 
klüger  seien  als  in  Sachen  ihres  Standes  Sicherheit.  Die 
200  Mann  Zürichs  hätten  nämlich  nicht  nur  zum  Schutze 
gegen  Frankreich  gedient,  sondern  sie  wären  auch  gleich- 
zeitig eine  Garantie  gegen  allfällige  die  Unabhängigkeit 
Genfs  bedrohende  Pläne  der  Berner  gewesen. 

Diese  Reibereien  zwischen  Zürich  und  Genf  mussten 
besonders  auf  das  Ausland  einen  schlechten  Eindruck  machen, 
weil  sie  deutlich  zeigten,  dass  Genf  nicht  allzusehr  auf  seinen 
Bundesgenossen  rechnen  konnte.  Für  Frankreich  waren  sie 
geradezu  eine  Anspornung  zu  einem  Handstreiche. 

Der  seit  dem  22.  September  in  der  Schweiz  weilende, 
holländische  Gesandte  Peter  Valkenier  hielt  es  nun  an  der 
Zeit,  sich  in  die  Angelegenheit  einzumischen.  „Begeisterung 
für  Oranien  als  den  Retter  Hollands  und  des  Protestan- 
tismus und  Hass  gegen  Frankreich,  verbunden  mit  dem 
unablässigen  Bestreben,  die  evangelischen  Kantone  dessen 


1)  Gb.  C.  S.  943  ff.   2)  Abschiede  VI,  2,  No.  204.      Gb.  D.  S.  21  ff. 
und  25  ff.    ^)  Gb.  D.  S.  33  ff.,  41  ff.  und  137  ff. 
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Einfluss  zu  entziehen  und  sie  zum  Beitritt  zur  Allianz  gegen 
Ludwig  XIV.  zu  bewegen"  ^)  waren  die  Motive,  die  diesen 
geistreichen,  energischen  und  zugleich  intriganten  Mann 
veranlassten,  für  die  Rhonestadt  einzustehen.  Während 
seines  vierzehnjährigen  Aufenthaltes  in  der  Schweiz  war 
es  ein  Hauptpunkt  senies  politischen  Programms,  das  von 
Frankreich  bedrohte  Genf  dem  Protestantismus  zu  erhalten 
und  es  nicht  in  die  Hände  des  von  ihm  so  sehr  gehassten 
Monarchen  gelangen  zu  lassen.  Um  für  Genf  Stimmung 
zu  machen,  liess  Valkenier  einen  Brief,  den  die  Königin 
Elisabeth  am  18.  Juli  1590  an  die  Eidgenossen  geschrieben 
hatte,  um  sie  zu  mahnen,  Genf  nicht  an  einen  fremden 
Herrscher  geraten  zu  lassen,  vervielfältigen  und  unter  der 
Hand  durch  die  Kantone  laufen,  damit  sie  sich  den  Rat 
einer  so  weisen  Königin  zu  Herzen  nehmen.-)  Nachdem 
Valkenier  in  Zürich  für  die  Verteidigung  Genfs  Propaganda 
gemacht  hatte,  hielt  er  auf  Wunsch  des  Herrn  von  Muralt 
am  29.  Dezember  auch  im  Rate  Berns,  in  dem  manch  eifriger 
Freund  Frankreichs  sass,  für  die  gleiche  Sache  eine  be- 
geisterte Rede.  Ein  altes  Sprichwort  sage,  Gallum  amicum, 
sed  non  vicinum  habeas.  Wer  sich  seinen  gefährlichen  Nach- 
baren zu  nahe  rücken  lasse,  der  mache  sich  zu  dessen 
Sklaven  und  müsse  ihm  nach  den  Augen  sehn  wie  ein 
Ueberwundener.  Man  mache  sich  mit  Mittelwegen  keine 
Freunde,  noch  befreie  man  sich  dadurch  von  Feinden.  „Ja, 
sagt  einer,  es  ist  noch  keine  Gefahr  da.  Wann  aber  will 
dieser  die  Gefahr  anfangen  zu  rechnen,  wann  keine  Rettung 
mehr  da  ist?  Steht  nicht  Hannibal  vor  dem  Thorr*  Die 
Eidgenossenschaft  müsse  einiger  unter  sich  werden,  sie  solle 
sich  ein  Beispiel  nehmen  an  den  auf  der  Weide  miteinander 
kämpfenden  Ochsen,  sobald  der  Wolf  komme,  liessen  sie 
ab  vom  Streit  und  wendeten  sich  einträchtig  gegen  den 
gemeinsamen  Feind.    Hätten  die  griechischen  Republiken 


^)  Bernerdisscrtation  von  Freifrau  (Jhristinc  roit  Uoiiiimien-lJuene, 
Beiträg'e  zur  Geschichte  der  Bczichung-en  zwischen  der  Schweiz  und 
Holland  im.  XVII.  Jahrhundert  S  14.  ^)  Bernerdissei  tatioii  von  Frau 
Dr.  i'ou  lloh)i)uj('n.-l liicne  S.  43.  Hri(^f  der  König'in  l-i]lisabeth  ist 

abgedruckt  in  llillns  Politischem  .);ilii'l)iicli  ISHT,  S.  778. 
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bei  Zeiten  auf  Einigkeit  gedacht,  dann  wären  sie  nicht  zur 
Beute  Phihpps  von  Makedonien  geworden.^) 

Die  Bemühungen  Valkeniers,  Bern  und  Zürich  zur 
Ergreifung  energischer  Massregeln  für  die  Verteidigung 
Genfs  zu  veranlassen,  hatten  keinen  Erfolg.  Ja,  als  im 
Januar  1691  das  Waadtland  von  Luzern,  Freiburg,  Solo- 
thurn  und  vom  Abt  von  St.  Gallen  in  den  eidgenössischen 
Schirm  aufgenommen  wurde  -)  und  so  nur  noch  die  kleinen 
katholischen  Kantone  am  Schutz  der  Westgrenze  keinen 
Anteil  nehmen  wollten,  da  nahm  auch  Berns  Eifer  für  die 
Verteidigung  Genfs  bedeutend  ab.  Allerdings  irrte  sich  Bern, 
wenn  es  diesem  Schirmwerk  grosse  Bedeutung  beimass; 
denn  Amelot  war  es  gelungen,  die  böse  Klausel  hinein- 
zubringen, das  Waadtland  werde  nur  geschirmt,  wenn  es 
gegen  Recht  und  Billigkeit  angegriffen  würde  und  Bern 
dazu  keine  erhebliche  Ursache  gegeben  habe.-'')  Immerhin 
rief  Bern  die  im  welschen  Lande  aufgestellten  Truppen, 
die  zeitweise  mit  den  nach  Genf  geschickten  400  Mann  zwei 
R(igimenter  umfassten,  ab.-^)  Als  Genf,  um  seine  Festungs- 
werke in  guten  Verteidigungszustand  zu  setzen,  von  Bern 
noch  200  Mann  vom  Stürler'schen  Regimente  verlangte, 
wurde  diese  Bitte  abgewiesen  und  als  Ersatz  ebensoviel 
aargauische  Untertanen  offeriert,  die  Genf  selber  hätte  be- 
zahlen und  unterhalten  müssen.'^)  Der  bernische  Kriegsrat 
legte  der  Regierung  sogar  ein  Gutachten  vor,  welches  die 
Abberufung  der  in  Genf  befindlichen  400  Mann  befürwor- 
tete. Als  diese  Frage  im  Grossen  Rat  am  18.  Juli  1691 
zur  Sprache  kam,  befand  sich  gerade  der  genferische  Advokat 
Jacob  de  Normandie  in  der  Stadt,  und  seinem  energischen 
Auftreten  gelang  es,  die  Grossräte  zu  bewegen,  für  die 
weitere  Belassung  der  vier  Kompagnien  zu  stimmen.^') 

Es  ging  aber  nicht  lange,  so  wurden  die  Genfer  und 
ihre  Bundesgenossen  aus  der  eingetretenen  Erschlaffung 
recht  tüchtig  aufgerüttelt.  Im  Herbst  1691  begannen  näm- 

^)  Bernerdissertation  von  Frau  Dr.  von  Hoiningen-Huene  S.  51. 
2)  Tillier  IV,  328  ff.  und  Abschiede  VI,  2,  No.  204,  Anmerkung  zu  c. 

G.  V.  A.  1691,  Memoire  sur  la  Suisse,  I,  1  w.  Gb.  D.  S.  245  ff. 
^)  Gb.  C.  ö.  247  ff.       Gb.  D.  S.  321  ff.  und  R.  d.  C.  1691,  10  Juillet. 
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lieh  die  Franzosen  die  Belagerung  der  Feste  Montmelian, 
die  noch  im  Besitz  des  Herzogs  war  und  das  Tal  der  Isere 
absperrend,  die  Maurienne  und  Tarantaise  beherrschte.  In 
Genf  liefen  nun  Berichte  ein,  es  gelten  die  von  den  Fran- 
zosen getroffenen  Vorbereitungen  zur  Belagerung  von  Mont- 
nielian  eigentlich  der  Rhonestadt.  Des w( igen  wurden  gute 
Spione  ausgesandt,  um  sich  über  den  Zweck  der  vor  Mont- 
melian  liegenden  Artillerie  zu  informieren.  Man  inspizierte 
die  Geschütze,  die  in  Genf  waren  und  liess  die  Umgebung 
der  Stadt  durch  reitende  Patrouillen  überwachen.  ^)  Um  Mont- 
melian  konzentrierten  sich  allmählich  6  —  7000  Mann  und  in 
der  Nachbarschaft  Genfs,  nämlich  im  Chablais  und  Genevois, 
bezogen  die  französischen  Truppen  ihre  Winterquartiere. 
All  das  und  die  fortgesetzte  Befestigung  des  Schlosses  Joux 
und  des  b^orts  bei  der  Klus  der  Rhone  erregte  sowohl  in 
Genf  als  auch  in  Bern  neuerdings  Besorgnisse.-^) 

Trotz  der  Zusicherungen  Amelots,  dass  Genf  ausser 
Gefahr  sei,-^)  schickte  die  Bernerregierung  Beat  Ludwig 
Thormann,  Altlandvogt  zu  Romainmotier,  als  Repräsentan- 
ten nach  Genf  und  ersuchte  Zürich,  die  Genfer  zur  Auf- 
nahme einer  stärkern  Garnison  zu  bestimmen,  damit  sie 
die  angebotenen  Truppen  annehmen  und  so  den  Franzosen 
nicht  zu  einem  Ueberfall  geradezu  Anlass  geben. Gleichzeitig 
erhielt  der  Kriegsrat  den  Befehl,  das  Regiment  de  Orousaz 
aufzubieten  und  auszurüsten,  die  Offiziere  in  der  Stadt  Bern 
zu  stündlicher  Bereitschaft  zu  mahnen  und  die  deutschen 
und  welschen  Amtleute  aufzufordern,  ihre  Milizen  marsch- 
bereit zu  halten.'')  Oberst  Albrecht  von  Mülinen  wurde  in 
Abwesenheit  des  Oberkommandanten  von  Watten wyl  nach 
dem  welschen  Lande  gesandt,  um  die  Befehle  auszufühi'en, 
die  er  von  Zeit  zu  Zeit  vom  Kriegsrat  erhalten  wei'de.') 

Thormann  begab  sich  nach  dem  Wunsche  seiner  Obern 
nach  Genf  und  machte  am  3.  Dezember  1691  den  Rat  mit 
dem  Zwecke  seiner  Abordnung  bekannt.  Er  legte  den  Gen- 
fern nahe,  wie  die  vielen  Völker  vor  Montmehan,  sowie 

1)  R.  d.  C.  1681  14  et  16  Noverabre.  ^)  Gb.  D.  S.  411  ff.  ^)  Gb. 
D.  S,  367  ff.  4)  P.  h.  3865,  Amelot  a  Berne,  30  Octobre  1691.  Gb. 
D.  S.  373  ff.  und  387  ff.       Gb.  D.  S.  281  ö'.    ')  Gb.  C.  S.  383  ff. 
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diejenigen,  die  in  Savoyen  Winterquartiere  bezogen  hatten 
und  noch  beziehen  sollten,  wohl  zu  einem  üeberfalle  Genfs 
bestimmt  sein  könnten  und  dies  umsomehr,  weil  die  geringe 
Wachsamkeit  der  Bürger  zu  einem  solchen  Unternehmen 
reize.  Würde  die  Stadt  von  den  Franzosen  eingeschlossen 
werden,  so  wäre  es  Bern  und  Zürich  nicht  mehr  möglich, 
Hilfstruppen  in  die  Mauern  zu  legen.  Die  kleine  Genfer- 
garnison,  die  allerdings  nie  auf  die  im  Oktoberabschied  des 
Vorjahres  fixierte  Zahl  von  500  Mann  gebracht  worden 
war,  mit  den  400  Bernern  sei  für  die  Verteidigung  der 
Stadt  ungenügend.  Die  Bernerregierung  habe  an  der  Er- 
haltung Genfs  so  viel  Interesse,  dass  sie  nicht  anstehe, 
trotz  der  grossen  Ausgaben,  die  ihr  die  400  Mann  während 
fünfzehn  Monaten  verursachten,  weitere  Truppen  auf  eigene 
Kosten  zu  hefern. 

Anstatt  eine  bestimmte  Antwort  zu  geben,  ernannte 
der  Rat  eine  Kommission,  die  die  Verhandlungen  mit  Thor- 
mann absichtlich  in  die  Länge  zog.  Vergeblich  bediente 
er  sich  aller  erdenkhchen  Beweismittel,  um  die  Regierung 
zu  überzeugen,  dass  die  Stadt  wirklich  in  grosser  Gefahr 
sich  befinde.  Unter  den  Franzosen  verbreitete  sich  näm- 
lich die  Nachricht,  es  werde  der  Herzog  zum  Entsatz  von 
Montmelian  mit  einem  Heere  über  den  St.  Bernhard  heran- 
rücken, und  Bern  beabsichtige,  nachdem  es  sich  durch  die 
Hineinwerfung  von  2000  Mann  der  Stadt  Genf  versichert 
habe,  an  den  Operationen  gegen  Frankreich  teilzunehmen. 2) 
Thormann  befürchtete,  die  Verbreitung  dieses  Gerüchts 
könnte  französischerseits  nur  dazu  dienen,  unerwartet  über 
Genf  herzufallen  und  dann  den  Friedensbruch  mit  der  Aus- 
rede zu  entschuldigen,  man  hätte  den  Feinden  zuvorkom- 
men müssen,  um  den  strategisch  wichtigen  Platz  nicht  in 
ihre  Hände  fallen  zu  lassen  und  einen  Einfall  nach  Frank- 
reich zu  verhindern.  Bern  und  Zürich  würden  die  Fran- 
zosen mit  der  Versicherung  beschwichtigen,  es  sei  nicht 
ihre  Absicht,  Genf  zu  behalten,  sondern  man  werde  die 
Stadt  beim  Friedensschluss  in  ihrer  alten  Unabhängigkeit 

1)  R.  d.  C.  1691,  23  Novembre.  2)  q.  y  a.  1691,  Amelot  au 
Roy,  8,  14  et  12  Septembre,  IV,  51  c,  54  d  et  56  a  et  b. 
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anerkennend)  Alle  Bemühungen  Thormanns  und  selbst 
dessen  Di'ohung,  es  könnte  das  beleidigte  Bern  am  Ende 
alle  seine  Truppen  abberufen, 2)  vermochten  die  Genfer  nicht 
zur  Aufnahme  von  mehr  Bernermannschaft  zu  veranlassen. 
Die  Genferregierung  liess  sich  einzig  dazu  herbei,  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  letztjährigen  Oktoberabschied  die 
eigene  Garnison  bis  auf  500  Mann  zu  verstärken  und  im 
Falle  einer  Zunahme  der  Gefahr  noch  200  Soldaten  des 
Stürler' sehen  Regiments  auf  Kosten  Berns  in  die  Mauern 
aufzunehmen.-^) 

Aber  wenn  sich  Genf  auch  gegen  die  energischen 
Massregeln  Berns  sträubte,  so  lag  es  ihm  dennoch  ferne, 
es  zu  einem  Bruche  oder  auch  nur  zu  einer  Entfremdung 
kommen  zu  lassen.  Immerhin  glaubte  der  Rat,  die  Unab- 
hängigkeit und  Sicherheit  der  kleinen  Republik  gerade  in 
dieser  gefährlichen  Zeit  durch  das  Spiel  einer  Schaukel- 
rolle zwischen  Bern  und  Frankreich  am  ehesten  sichern 
zu  können.  Er  fand,  dass  er  gerade  jetzt,  da  so  viele  fran- 
zösische Truppen  in  der  Nachbarschaft  waren,  die  Protek- 
tion und  die  geheuchelte  Freundschaft  eines  Ludwig  XIV., 
die  tatsächlich  mehr  einer  positiven  Heri'schaft  glich,  nicht 
von  der  Hand  weisen  dürfe.  Wenn  sich  aber  Genf  zum 
Schutze  gegen  Frankreich  ganz  in  die  Arme  Berns  warf, 
dann  hatte  es  die  offene  Feindschaft  des  mächtigen  Nach- 
baren zu  befürchten,  und  diese  war  immer  noch  gefähr- 
licher als  die  lästige  Protektion.  Zwar  wusste  man  in  Genf 
gut  genug,  dass  Frankreich  sich  mit  der  Absicht  trug,  bei 
Gelegenheit  Hand  auf  die  Stadt  zu  legen,  um  damit  auch 
diesseits  des  Jura  festern  Fuss  zu  fassen;  aber  man  hoffte 
durch  ein  unterwürfiges  Betragen  dem  Sonnenkönig  gegen- 
über das  Unheil  wenigstens  für  einige  Zeit  von  sich  ab- 
zuwenden. Allerdings  wurden  die  Genfei'  durch  die  vielen 
Rücksichten  auf  Frankreich  gegen  diese  Macht  in  keiner 
Weise  sicher  gestellt,  und  gerade  jetzt,  unmittelbar  vor  der 
Uebergabe  von  Montmelian,  stieg  die  Besorgnis  und  Angst 
aufs  Höchste.  Mit  dem  Fall  von  Montmelian  wurden  näni- 


R.  d.  C.  1691,  23  Novembre.    ')  Ebenda  und  üb.  D.  S.  415  ff. 
und  421  ff.       R.  d.  C.  1691,  25  Novembre  und  Gb.  D.  S.  433  ff. 


lieh  auf  einmal  etwa  6000  Mann  frei,  die  mit  Artillerie 
wohl  versehen  waren,  Diese  Truppen  konnten,  wie  es 
ein  Gerücht  bestätigte,  zur  Einnahme  Genfs  benutzt  werden. 
Die  Eroberung  des  nur  mit  7—  800  Mann  besetzten  Platzes 
wäre  nicht  sehr  schwer  gewesen.  Ein  Zeitgenosse  meinte, 
mit  drei  Bomben  könnte  man  die  ganze  Stadt  einäschern. 
Die  Arkaden  (domes),  die  durch  die  Stadt  führten  und  ganz 
aus  Holz  gebaut  waren,  könnte  man  mit  einem  Zündhölz- 
chen in  Brand  stecken.  Es  werde  Genf  wohl  wie  Strass- 
burg  gehen ;  denn  es  sei  durch  blosse  Einschliessung  auch 
ohne  Verwendung  von  Bomben  und  Brandkugeln  zur  Ueber- 
gabe  zu  zwingen.^)  In  Genf  erkannte  man,  dass  die  Lage 
der  Dinge  eine  ernste  sei.  Der  Rat  ernannte  eine  Sicher- 
heitskommission zur  Ueberwachung  der  Stadt.  Die  fremden 
Offiziere,  die  die  Tore  passierten,  wurden  genau  bewacht, 
um  Spionage  und  Verschwörungen  zu  verhüten.-^)  Gegen- 
über Bern  zeigte  sich  die  Genferregierung  nunmehr  weniger 
ablehnend  und  nahm  noch  zwei  Kompagnien  des  Stürler- 
schen  Regiments  auf,  die  am  19.  Dezember  in  Genf  ein- 
marschierten.^) Als  aber  am  21.  Dezember  Montmelian  fiel 
und  Thormann  infolgedessen  vom  Rate  die  Aufnahme  der 
letzten  vier  Kompagnien  des  Stürler'schen  Regiments  ver- 
langte,-^) da  hielt  es  der  Resident  an  der  Zeit,  aus  dem 
dunklen  Reiche  seiner  Intriguen  hervorzutreten  und  offen 
gegen  die  Forderung  von  Thormann  Stellung  zu  nehmen. 
Am  22.  Dezember  1691  teilte  er  zwei  Mitgliedern  des  Rates 
mit,  dass  Bern  mit  den  Alliierten  im  Einverständnis  sei, 
um  einen  Einfall  nach  Frankreich  zu  machen,  wobei  Genf 
als  Ausgangspunkt  der  Operationen  dienen  solle.  Den  Ober- 
sten Oberkan  stellte  er  als  einen  Spitzel  der  Alliierten  hin, 
der  in  Genf  alles  vorbereite,  was  zur  Ausführung  des  ge- 
nannten Planes  nützlich  sei.  Un sinnigerweise  warf  er  den 
Genfern  vor,  mit  der  Aufnahme  dieses  Offiziers  den  Solo- 
thurn  er  vertrag  von  1579  verletzt  zu  haben.  Er  riet  ihnen, 
die  Garnison  anstatt  mit  Bernertruppen  mit  Zürchervölkern 

')  Gb.  D.  S.  487  ff.  Mercure  historique  et  politique,  Janvier 
1691.  R.  d.  C.  1691,  4  et  5  Decembre.  *)  Gb.  D.  S.  546.  Gb. 
D.  S.  587  ff.  und  R.  d.  C.  1691  13  et  14  Decembre. 
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zu  verstärken,  um  damit  die  Pläne  Berns  zu  durchkreuzen. 
Iberville  warnte  die  Magistrate,  Massregeln  zu  treffen,  die 
beim  König  den  Verdacht  erwecken  könnten,  als  wollten 
sie  die  Vorhaben  der  Verbündeten  unterstützen.'-)  Dieser 
Platz  sei  für  Seine  Majestät  von  solcher  Wichtigkeit,  dass 
Sie  die  Alliierten  an  der  Ausführung  ihrer  Pläne  auf  alle 
„Weis  und  Weg"  hindern  werde. Der  Rat  sandte  zwar 
zwei  Abgeordnete  zum  Residenten,  um  ihn  von  seinem 
ungerechtfertigten  Misstrauen  gegen  Bern  und  gegen  Genf 
selbst  abzubringen ;  aber  die  Verunglimpfungen  von  Iber- 
ville blieben  dennoch  nicht  ohne  Wirkung  auf  den  arg- 
wöhnischen Geist  der  Genfer,  der  ein  besonderer  Zug  ihres 
Charakters  ist.^)  So  hatten  sie  infolge  der  Anschwärzungen 
des  Residenten  das  Vertrauen  zu  dem  Obersten  Oberkan 
vollständig  verloren.'')  Auch  verweigerten  sie  trotz  der  tat- 
sächlichen Gefahr  nicht  nur  die  Aufnahme  der  letzten  vier 
Kompagnien  des  Stürler'schen  Regiments,^')  sondern  schick- 
ten, von  Iberville  beeinflusst,^)  einen  Expressen  nach  Zürich, 
der,  ohne  auf  den  Kostenpunkt  weiter  zu  insistieren,  die 
Absendung  der  200  Mann  verlangte.  Immerhin  verständigte 
sich  der  Rat  in  Anbetracht  der  grossen  Gefahr  mit  Thor- 
mann wegen  der  Allarmzeichen  ^)  und  sandte  auf  dessen 
Wunsch  eine  Barke  nach  Nyon,  um  im  Falle  der  Not  die 
400  offerierten  Mannen  schnell  nach  der  Stadt  transpor- 
tieren zu  köimen.'O  Der  Vorschlag  des  energischen  Berners, 
die  Genfej  durch  Androhen  der  Abberufung  aller  Truppen 
zur  Aufnahme  der  vier  Kompagnien  zu  zwingen, ^^)  fand 
bei  seinen  Obern  keinen  Anklang ;  denn  der  Plan  des  Her- 
zogs, mit  einem  bedeutenden  Heere  Montmelian  zu  ent- 
setzen, fiel  mit  der  Uebergabe  dieser  Feste  ins  Wasser, 
und  eine  Verlegung  des  Krieges  in  die  Nachbarschaft  Genfs 
und  eine  daherige  bedeutende  Gefährdung  der  Stadt  war 
nun  für  einstweilen  um  so  weniger  zu  befürchten,  als  das 
Belagerungsheer  nach  allen  Seiten  abzog. 

')  R.  d.  C.  1691,  14  Drcembre.       Gb.  D.  S.  577.    ")  Gb.  D.  S.  589. 
4j  JuUim,  Histoirc  de  Gencvc  p.  347.        Gb.  I).  S.  577.        R.  d.  C. 
1691,  15  Decembrc.    ')  Gb.  \).  S.  591.        Gb.  I).  S.  595  ff.  und  599. 
Gb.  D.  ö.  590,  591  und  596.        Gb.  D.  iS.  592.    ")  Gb.  ü.  Ö.  593. 
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Am  13.  Januar  1692,  also  nachdem  die  Truppen  vor 
Montmelian  ihre  Winterquartiere  bezogen  hatten  und  Genf 
also  schon  nicht  mehr  so  sehr  gefährdet  war,')  gingen  die 
200  Mann  von  Zürich  ab.  Nach  dreizehn  Tagemärschen, 
wobei  sie  in  Lenzburg,  Safenwil,  Langenthal,  Winigen, 
Krauchthal,  Bümplitz,  Peterlingen,  Milden,  Lausanne,  Morges, 
Rolle  und  Nyon  ihr  Nachtlager  aufschlugen,  kamen  sie 
am  25.  Januar  in  Genf  an.  Am  Nachmittag  des  gleichen 
Tages  marschierten  sie  mit  fliegenden  Fahnen,  klingendem 
Spiel  und  brennenden  Lunten,  an  ihrer  Spitze  der  Feld- 
hauptmann, Hans  Heinrich  Lochmann,  durch  die  Tore  von 
Cornevin  und  durch  die  engen  Gassen  der  Stadt  bis  vor 
das  Ratshaus.-)  Trotzdem  Zürich  ausdrücklich  erklärte, 
es  erfolge  dieser  Zuzug  nach  dem  „Begeist"  des  Oktober- 
abschiedes des  Jahres  1690,  also  kostenlos,-^)  liess  es  durch 
David  Hess  dem  Stadtschreiber  Gautier  mitteilen,  dass  es 
die  200  Mann  auch  während  der  6  Monate  laut  dem  Bündnis 
von  1584  nur  zur  Hälfte  verköstige  und  für  die  andere 
Hälfte  die  früher  schon  angebotene  Summe  von  3000  Talern 
offeriere.^)  Dieses  hinterlistige  Vorgehen  hatte  wahrschein- 
lich den  Zweck,  Bern,  welches  650  Mann  auf  eigene  Kosten 
unterhielt,  nicht  zu  Reklamationen  zu  veranlassen. 

Trotzdem  die  französischen  Truppen  vor  Montmelian 
in  ihre  Winterquartiere  abzogen  •^)  und  die  Geschütze  nach 
Grenoble  abgeführt  wurden,'')  sodass  man  in  Genf  wieder 
erleichtert  aufatmete,  verlangte  der  Rat  dieser  Stadt  von 
Zürich  die  Absendung  eines  Repräsentanten.  Am  7.  Januar 
1692  kam  derselbe  in  der  Person  des  Oberst  Feldhaupt- 
mann Andreas  Meyer  in  Genf  an.*)  Meyer  wurde  von  der 
Regierung  mit  Freuden  empfangen ;  denn  nun  konnte  man 

Amelot  richtete  ein  Schreiben  an  Bern  und  Zürich  und  später 
an  alle  XIII  Orte  und  erklärte  in  denselben  namens  des  König-s,  dass 
nun  nach  dem  Falle  von  Montmelian  ein  Einfall  der  Verbündeten 
nicht  mehr  zu  befürchten  sei  und  infolgedessen  eine  Beunruhigung 
der  Stadt  Genf  unterbleiben  werde.  P.  h.  3865,  Amelot  ä  Berne  et 
Zürich,  5  Janvier  1692,  Amelot  aux  13  Cantons,  9  Janvier.  '')  Ab- 
schiede VI,  2,  No.  239  und  R.  d.  C.  1692,  15  Janvier.  ^)  P.  h.  3867 
Zürich  an  Genf,  17.  Dezember  1691.  *)  R.  d.  C.  1691,  22  Decembre. 
^)  Gb.  D.  S.  621.       Gb.  D.  S.  615.    'j  R.  d.  C.  1691,  29  Decembre. 
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den  mit  der  Schaukelpolitik  Genfs  einverstandenen  Zürcher  ^) 
dem  etwas  hartnäckigen  Thormann  entgegensetzen,  der 
mit  den  stetigen  Forderungen  neuer  Truppenaufnahmen 
bei  den  Magistraten  Misstrauen  erweckt  hatte.  Es  wurde 
aber  ganz  unnötig,  Meyer  gegen  Thormann  ausspielen  zu 
wollen;  denn  gerade  zu  Anfang  des  Jahres  1692  trat  in 
dem  gespannten  Verhältnis  zwischen  Frankreich  und  Bern 
eine  Aenderung  ein.  Ludwig  XIV.  hätte  nämlich  gerne 
mit  dem  Herzog  Frieden  geschlossen,  um  seine  ganze  mili- 
tärische Macht  im  Norden  konzentrieren  zu  können.  Er 
hoffte  die  Eidgenossen  und  vor  allem  Bern  für  die  Ver- 
mittlung desselben  zu  gewinnen.'-)  So  gab  Frankreich  dem 
Stande  Bern  eine  Herabsetzung  der  Salzpreise  zu  und 
die  Berner  kamen  damit  entgegen,  dass  sie  dem  Obersten 
Oberkan  verboten,  im  Waadtlande  Truppen  für  die  Alliierten 
zu  werben  und  ihm  bedeuteten,  als  Offizier  derselben  Genf 
zu  verlassen.^)  Die  im  welschen  Lande  noch  auf  Füssen 
stehenden  vier  Kompagnien  des  Stürler'schen  Regiments 
wurden  entlassen  und  die  Offiziere,  die  sich  dort  befanden, 
abberufen.^)  Auf  der  Konferenz,  die  am  11.  Februar  in  Genf 
zwischen  den  beiden  Repräsentanten  und  sechs  Abgeord- 
neten der  dortigen  Regierung  stattfand,  trat  Thormann  von 
seiner  Forderung,  es  sollen  400  odej'  wenigstens  200  Mann 
Bernertruppen  in  die  Stadt  aufgenommen  werden,  zurück. 
Allerdings  wurde  bei  diesem  Anlasse  festgestellt,  es  solle 
Genf  mit  einer  ständigen  Besatzung  von  700  Mann  ver- 
sehen werden;  aber  dieser  Punkt  wurde  ad  referendum 
genommen  und  kam  nicht  zur  Ausführung.'^) 

Nach  der  am  14.  Februar  erfolgten  Abreise  der  beiden 
Repräsentanten  brach  zwischen  den  Berner-  und  Zürcher- 
truppen  ein  heftiger  Streit  aus.  Die  Berner  wollten  gemäss 
dem  Wunsche  ihrer  Obern  dem  Residenten  und  den  vier 


1)  G.  V.  A.  1692,  Amelot  aa  Roy,  2  Mars,  V,  18  a.  -■)  G.  v.  A. 
1692,  Amelot  au  Roy,  6  Janvier,  V,  2  und  P.  h.  3865  Amelot  aux 
XIII  Cantons,  9  Janvier  1692.  ')  G.  v.  A.  1692,  Amelot  au  Roy,  6  Jan., 
V,  2  b.  4)  G.  V.  A.  um,  Aiiu'loi  ;iu  Roy,  1  et  S  ,)aii.,  V,  1  et  V,  o. 
5)  Gb.  D.  S.  631  ff.,  653  IT.,  657  IT.  ■  und  675  ff.  Abschiede  VI,  2, 
Abschied  230. 


56 


Sindics  das  Gewehr  nicht  präsentieren,  während  die  Zürcher 
dazu  bereit  waren.  Die  Offiziere  der  beiden  Stände,  die  im 
Grade  gleich  hoch  standen,  zankten  sich  wegen  des  Vor- 
ranges. ^  Besonders  viel  Aufsehen  erregte  der  Streit  zwischen 
dem  bernischen  Major  B.  Regis  und  dem  Zürchermajor 
Werdmüller."-)  Einst  kam  es  zwischen  den  mit  Festungs- 
arbeiten beschäftigten  Soldaten  der  beiden  Orte  bloss  wegen 
eines  Stosskarrens  zu  einer  regelrechten  Prügelei.  Ebenso 
fehlte  es  nicht  an  Auseinandersetzungen,  weil  sowohl  Berner 
als  Zürcher  die  Wache  beim  Stadthause  übernehmen  woll- 
ten, da  dies  als  eine  besondere  Ehre  galt.-^)  Diese  Hän- 
deleien  wurden  so  leidenschaftlich,  dass  die  Berner-  und 
Zürchertruppen  eine  Zeit  lang  ihren  Dienst  gesondert  aus- 
führten.^) Dazu  kamen  noch  die  stetigen  Auseinander- 
setzungen zwischen  der  Berner-  und  Genferregierung  wegen 
der  Jurisdiktion  über  die  bernischen  Truppen.'^)  Diesen 
Zwistigkeiten  entsprach  begreiflicherweise  die  Disziplin  der 
Mannschaft.  Während  der  Sonntagspredigt  machten  sich 
die  Soldaten  durch  die  Tore  der  Stadt  davon  und  liessen 
sich  für  besser  bezahlte  fremde  Dienste  anwerben.^)  Viele 
verdingten  sich  bei  den  Genfern,  die  Güter  ausserhalb  der 
Stadt  hatten,  als  Mähder  und  Drescher  und  blieben  wäh- 
rend der  Nacht  ausserhalb  der  Mauern."^) 

Es  ist  einleuchtend,  dass  eine  solche  Besatzung  den 
Franzosen  nicht  allzu  grossen  Respekt  einflösste.  Immer- 
hin  war  Genf  durch  die  Anwesenheit  von  bernischen  und 
zürcherischen  Truppen  mehr  oder  weniger  gesichert  und 
freute  sich  an  dem  Eifer,  mit  welchem  die  Garnison  die 
Festungswerke  ausbaute.  Deshalb  suchte  die  Genferregie- 
rung die  Herren  von  Zürich  umzustimmen,  als  sie  schon 
nach  6  Monaten,  also  im  Juli  1692,  die  200  Mann  nach 
Hause  beriefen.^)  Bedeutend  länger,  nämlich  bis  im  Juni 
1693,  beliess  Bern  seine  650  Mann  starke  Besatzung  in 


')  Ebenda.  ')  Gb.  D.  S.  759  ff.  und  R.  d.  C.  1692,  26  Mai.  Gb. 
ü.  S.  759  ff.  ^)  R.  d.  C.  1692,  12  Avril.  Qb.  D.  S.  829  ff.,  835  ff. 
und  839  ff.  ^)  R.  d.  C.  1692,  17  Septembre.  ')  R.  d.  C.  1692,  29  Aoiit. 
8)  Gb.  D.  S.  781  ff.,  785  ff.,  793  ff.  und  801  und  R.  d.  C.  1692,  31  Mai, 
1,  10,  14,  19  et  20  Juin. 


57 


Genf.  Laut  Ratsbes(^hluss  vom  27.  Mai  des  gleichen  Jahres 
wurden  zunächst  200  Mann,  hauptsächlich  Hausväter,  ab- 
berufen und  das  Kommando  über  die  zurückbleibenden 
Truppen  an  Stelle  des  abberufenen  Oberstleutenant  Samuel 
Monnier  dem  Major  B.  Regis  übergeben.^)  Anfangs  Juli 
1695  berief  Bern  von  den  450  Mann  neuerdings  150  zurück  -) 
und  wollte  mit  Schreiben  vom  14.  Juni  1696  den  Rest  der 
Besatzung  entlassen,  weil  durch  eine  genferische  Deputation 
an  den  französischen  Hof  die  Zwistigkeiten  zwischen  Lud- 
wig XIV.  und  der  kleinen  Republik,  die  in  anderem  Zusam- 
menhange dargestellt  werden,  vollständig  beigelegt  worden 
waren. Philibert  d'Herwart  des  Marais,  Baron  d'Huninguen, 
seit  1692  englischer  Gesandter  in  der  Schweiz,  legte  bei 
der  Bernerregierung  ein  Memorial  ein  gegen  die  Abberufung 
der  300  Mann,^)  sodass  dieselbe  unterblieb.  Aber  am  24.  Juni 
1697  beschlossen  Rat  und  Burger  trotz  der  neuerdings  er- 
hobenen Einsprache  des  englischen  Gesandten,')  die  Be- 
satzung, die  seit  dem  Oktober  1690  mehr  als  eine  Million 
Gulden  gekostet  hatte  und  in  ihrer  geringen  Stärke  bei 
einer  Beschiessung  der  mit  weitläufigen  Fortifikationen  um- 
gebenen Stadt  doch  nicht  viel  ausrichten  konnte,'^)  abzu- 
berufen.'^) Die  Abberufung  durfte  in  der  Tat  ohne  Befürch- 
tungen für  Genf  erfolgen;  denn  seit  dem  Friedensschluss 
zwischen  Frankreich  und  Savoyen  im  Herbst  1696  hatten 
sich  die  französischen  Truppen  aus  diesem  Lande  zurück- 
gezogen und  die  allgemeinen  P^riedensunterhandlungen  gaben 
jetzt  schon  ein  gewisses  Gefühl  der  Sicherheit. 


1)  Gb.  D.  S.  843  K,  845  ff„  847  ff.  und  Manual  des  Kriegsrates 
XXIV,  109  und  Iii  ff.  -")  i\b.  D.  S.  009  ff.  und  R.  d.  C.  1695,  5,  7, 
18,  26  et  28  Juin.  P.  h.  3940,  Born  an  (}onf,  4.  Juni  1696.  Rats- 
manual 1696,  15.  und  18.  Juni.  Ob.  E.  S.  163  ff.  und  167  ff.  Gb.  E. 
ö.  153  ff.  und  157.    ')  P.  Ii.  3960,  Bern  an  (Jenf,  9.  Juni  1697. 
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III.  Die  Rolle  Genfs  In  der  französischen  Politik. 


I.  Frankreich  hintertreibt  die  Einsetzung  eines  englischen 
Gesandten  in  Genf. 

Als  im  Jahre  1689  Wilhelm  von  Oranien  König  von 
England  wurde,  stellte  er  sich  hauptsächlich  die  Aufgabe, 
die  Macht  Ludwig  XIV.,  die  ganz  Europa  aus  dem  Gleich- 
gewicht gebracht  hatte,  zu  schwächen.  Alle  Feinde  Frank- 
reichs wurden  durch  sein  Eingreifen  geeinigt  und  jede  Ge- 
legenheit bis  hinab  zur  kleinsten  Interessenfrage  wurde 
benutzt,  um  dem  französischen  König  den  Gegner  zu  stellen. 
Ganz  besonders  hatte  Wilhelm  III.  ein  wachsames  Auge 
auf  Genf;  denn  die  Erhaltung  Genfs  war  für  die  prote- 
stantische Welt  von  ganz  besonderem  Interesse.  In  dieser 
Stadt  hielt  Ludwig  XIV.  seit  1679  Residenten,  deren  Auf- 
gabe es  war,  den  französischen  Einfluss  gegenüber  dem 
bernisch-eidgenössischen  zu  vertreten.  Genf  sollte  soviel 
als  möglich  von  der  Eidgenossenschaft  getrennt  und  bei 
günstiger  Gelegenheit  auch  tatsächlich  mit  Frankreich  ver- 
einigt werden.  Die  Drohungen,  Schmeicheleien  und  Intri- 
guen  des  französischen  Residenten  benahmen  der  Regie- 
rung von  Genf  nicht  nur  das  freie  Handeln,  sondern  auch 
das  freie  Wort  und  Urteil.  Der  englische  König  kam  des- 
halb auf  die  Idee,  um  den  französischen  Einfluss  in  Genf 
zu  brechen,  auch  einen  Residenten  in  dieser  Stadt  einzu- 
setzen. Er  wurde  umsomehr  dazu  veranlasst,  weil  er  wusste, 
dass  alle  Sympathien  des  Genfervolkes  auf  seiner  Seite 
waren.  ^) 

Im  Mai  1689  machte  er  dem  Rate  von  seinem  Vor- 
haben Mitteilung  und  im  September  des  gleichen  Jahres 
zeigte  er  ihm  an,  dass  er  zu  seinem  Residenten  den  Herrn 
Philibert  d'Hervart  des  Marais,  damals  in  Holland,  ernannt 
habe.  Aber  Charles  Francois  d'Iberville  bekam  von  diesem 


')  R.  d.  0.  1691,  p.  447,  Journal  de  De  la  Rive  et  Lefort. 


59 


Plane  Wind  und  suchte  den  Rat  mit  Drohungen  einzu- 
schüchtern.^) Deshalb  erhielt  der  Stadtschreiber  Jean  Robert 
Chovet  den  Auftrag,  dem  Herrn  Gilbert  Burnet,  Bischof 
von  Salisbury,  in  einem  Schreiben  die  gefährliche  Lage 
darzustellen,  in  die  Genf  durch  die  Anwesenheit  zweier 
Residenten  versetzt  würde.  Ebenso  wurde  der  Zunftmeister 
Heinrich  Escher  in  Zürich  ersucht,  den  dort  residierenden 
englischen  Gesandten  Thomas  Göxe  in  gleichem  Sinne  zu 
bearbeiten.  Wilhelm  HI.  liess  sich  aber  nicht  beirren  und 
im  Dezember  1690  hiess  es,  Hervart  befinde  sich  in  der 
Schweiz  und  reise  eben  von  St.  Gallen  nach  Zürich.  Es 
wurde  schleunigst  an  Zürich  und  Bern  geschrieben,  um 
den  Residenten  zur  Umkehr  zu  bewegen  oder  ihn  wenig- 
stens aufzuhalten. 2)  Hervart  liess  sich  aber  in  Zürich  nicht 
zur  Umkehr  bestimmen,  obwohl  der  englische  Gesandte 
ihn  über  die  gefährlichen  Folgen  seiner  Mission  aufklärte.-^) 
Iberville,  der  an  der  Ankunft  seines  Rivalen  nicht  mehr 
zweifelte,  gab  dem  Rate  die  Erklärung  ab,  dass  er  vom 
König  den  Befehl  erhalten  habe,  bei  der  allfälligen  Ankunft 
des  englischen  Residenten  unverzüglich  abzureisen.  Die 
Regierung  sandte  hierauf  einen  berittenen  Boten  nach  Bern, 
wo  Hervart  unterdessen  angekommen  war.^)  Hier  wurde 
eine  Kommission  von  vier  Senatoren  ernannt,  deren  Auf- 
gabe darin  bestand,  mit  allen  Mitteln  Hervart  in  Bern 
zurückzubehalten,  da  man  unterdessen  beim  englischen 
König  seine  Rückberufung  durchzusetzen  hofi'te.  Hervart 
erklärte  in  Bern,  dass  er  auf  Befehl  des  Königs  in  Genf 
zunächst  ohne  politischen  Charakter  auftrete  und  deshalb 
diese  Stadt  nicht  in  böse  Händel  verwickeln  werde.  Er  tat,' 
als  wollte  er  auf  die  Jagd  gehen  und  entkam  so*  aus  der 
Hut  der  vier  hohen  Wächter.'^) 

Am  1.  Januar  1691  kam  Hervart  incognito  in  Genf 
an.  Noch  am  gleichen  Tage  versammelte  sich  der  Rat  der 
Sechzig  und  schickte  die  Herren  Stürler  und  Oberkan  zu 

')  fordet,  Histoiro  dos  residoiUs  p.  27  ot  28.  -)  R.  d.  C.  1690, 
16,  20  et  22  Decoinbro.  ')  P.  h.  3854  Hess  ii  (laiitior,  21  Decembre 
1690.  ')  R.  d.  C.  1690,  10  Deceinbre.  R.  d.  C.  1690,  22  et  23  De- 
cembre und  R.  d.  C.  165)1,  p.  442  .Jouriuil  Üe  l;i  Rive  et  Lefort. 
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ihm,  um  zu  erfahren,  ob  er  als  Resident  aufzutreten  gedenke 
oder  nicht  und  ihn  in  jenem  Falle  davon  abzuhaltend) 
Hervart  sprach  sich  über  seine  Mission  nicht  bestimmt  aus, 
teilte  aber  am  11.  Januar  dem  ersten  Sindic  den  wahren 
Zweck  seines  Aufenthaltes  mit  und  übergab  ihm  ein  Memorial 
und  die  notwendigen  Beglaubigungsschreiben. 2)  Der  Rat 
der  Sechzig,  von  Zürich  aus  wegen  Hervart  gewarnt,"^)  teilte 
am  folgenden  Tage  dem  englischen  Residenten  mit,  dass 
man  ihm  auf  sein  Memorial  und  auf  seine  Kreditive  keine 
Antwort  geben  könne,  bis  man  die  verbündeten  Orte  Bern 
und  Zürich  um  Rat  gefragt  habe.  x\uch  müsse  die  An- 
gelegenheit zuvor  noch  vor  den  Rat  der  Zweihundert  ge- 
bracht werden  und  da  zu  Anfang  des  Jahres  die  Wahlen 
in  die  Räte  stattfänden,  so  könne  man  ihm  nicht  alsobald 
Bescheid  geben.  Man  wollte  Zeit  gewinnen  und  versam- 
melte deshalb  den  Rat  der  Zweihundert  erst  am  18.  Januar. 
Da  aber  diese  Behörde  ohne  vorherige  Meinungsäusserung 
Berns  und  Zürichs  auf  die  Frage,  ob  die  Kreditive  des 
englischen  Residenten  anzunehmen  seien  oder  nicht,  eben- 
falls nicht  eintreten  wollte,  fühlte  sich  Hervart  an  seiner 
Ehre  gekränkt.  Er  verlangte  die  sofortige  Annahme  der 
Beglaubigungsschreiben  und  drohte  im  andern  Falle  unter 
Hinweis  auf  die  Schmach,  die  dem  König  Wilhelm  angetan 
würde,  mit  der  sofortigen  Abreise.  Der  Rat  der  Zweihun- 
dert suchte,  ohne  jedoch  von  dem  gefassten  Beschlüsse  ab- 
zukommen,^) einen  solchen  Schritt  mit  Ausflüchten  aller 
Art  zu  verhindern.  Hervart  sah  ein,  dass  man  ihn  mit  leeren 
Worten  hinzuhalten  suchte  und  reiste  am  20.  Januar  wirk- 
lich ab. 

Die  Regierung  von  Genf  wollte  aber  die  freundlichen 
Beziehungen  zum  englischen  König  um  allen  Preis  aufrecht 
erhalten  und  sandte  deshalb  den  Leutnant  Jean  Jacques 
De  la  Rive  und  den  Alt-Sindic  Ami  Lefort  nach  Bern  und 
Zürich,  um  dort  Rat  zu  holen,  wie  das  Vorgefallene  wieder 
gut  gemacht  werden  könnte.  In  der  mitgegebenen  Instruk- 
tion wurde  auf  die  Unmöglichkeit  hingewiesen,  die  Resi- 

')  R.  d.  C.  169Ü,  22  Decembre.       R.  d.  0.  1690  2  Janvier  1691, 
Ebenda.    ^)  R.  d.  C.  1690,  3  Janvier  1691  und  R.  d.  C.  1691,  9  Janvier. 
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denten  zweier  feindlicher  Monarchen  in  einer  so  kleinen 
Stadt  zu  haben  und  betont,  wie  verderblich  es  für  Genf 
gewesen  wäre,  wenn  es  durch  die  Annahme  der  Kreditive 
den  französischen  Residenten  zur  Abreise  gezwungen  hätte. 
Die  beiden  Deputierten  waren  beauftragt,  besonders  bei 
Yalkenier  und  Göxe  die  Handlungsweise  Genfs  zu  recht- 
fertigen.^) Dies  konnte  nicht  schwer  fallen,  da  Göxe  die 
Errichtung  einer  britanischen  Residenz  in  Genf  zum  voraus 
vei'urteilt  hatte. Am  29.  Januar  fand  eine  Konferenz  der 
dl  ei  Städte  zur  Besprechung  der  Residenzaö'äre  in  Bern 
statt.  Hervart  hatte  sich  zu  den  Abgeordneten  Zürichs, 
Heinrich  Escher  und  Statthalter  Andreas  Meyer,  über  das 
Betragen  der  Genfermagistrate  in  zornigen  Ausdrücken 
geäussert.  Es  sei  das  Volk  so  sehr  für  ihn  eingenommen 
und  gegen  die  Regierung  erbittert  gewesen,  dass  mehrere 
Räte  grosse  Gefahr  liefen  und  er  viel  Unheil  hätte  anstiften 
können.  Anstatt  ihm  dankbar  zu  sein,  weil  er  das  Volk 
beschwichtigt  habe,  sei  ei'  und  sein  König  mit  Schimpf 
belohnt  worden.-^)  Weniger  aufgebracht,  ja  sogar  scherzend 
hatte  sich  Hervart  zum  Schultheissen  Sigmund  von  Erlach 
über  seine  fehlgeschlagene  Mission  geäussert.  Zwischen 
seinem  Auftreten  in  Genf  und  demjenigen  des  ersten  fran- 
zösischen Residenten,  Laurent  de  Ghauvigny,  bestehe  fol- 
gendei'  Unterschied:  Ghauvigny  sei  zuerst  aufgenommen 
worden  und  dann  erst  habe  man  die  verbündeten  Orte  um 
Rat  gefragt;  ihn  dagegen  habe  man  zuerst  verjagt  und 
erst  dann  die  Meinung  der  Bundesgenossen  eingeholt.^) 
Auf  der  Konferenz  selbst  wurde  sowohl  von  Bern  als  auch 
von  Zürich  die  Haltung  Genfs  in  der  Residenzangelegen- 
heit gebilligt.'*)  Erlach  meinte,  dass  man  am  enghschen 
Hofe  die  Stellung  Genfs  zu  Frankreich  nicht  genügend 
kenne;  denn  sonst  hätte  die  Aufnahme  eines  Residenten 
nicht  verlangt  werden  können.  Da,  wo  der  Feind  auf  der 
Schwelle,  der  Freund  aber  150  Meilen  entfernt  sei,  dürfe 

1)  R.  d.  C.  1691,  12  Janvier.    ^)  P.  h.  3854  Hess  ä  Gaiitier, 

21  Decerabre  1680  und  P.  h.  3864,  27  Decembre  1690.    •)  R.  d.  C. 

1691,  p.  469,  Journal  De  la  Rive  et  Lefort.  ^)  Ebenda,  p.  443.  Ab- 
schiede VI,  2,  No.  210. 
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man  jenen  nicht  reizend)  Zürich  war  sogar  der  Ansicht, 
es  habe  England  mit  der  Einsetzung  eines  Residenten  in 
Genf  die  Schweiz  in  den  europäischen  Krieg  hineinziehen 
wollen. 2)  Gegenüber  dem  englischen  Gesandten  Göxe,  der 
auch  gei-ade  in  Bern  war,  rechtfertigten  die  Genfer  ihr  Ver- 
halten mit  dem  Hinweis  auf  die  Tatsache,  dass  schon  im 
Jahr  1689,  also  vor  der  Absendung  des  Herrn  Hervart, 
dem  englischen  König  die  Gründe  mitgeteilt  worden  seien, 
warum  kein  Resident  Englands  in  ihre  Stadt  aufgenommen 
werden  könne/^)  Der  Vorschlag  Zürichs,  im  Namen  aller 
drei  Stände  ein  Rekommandationsschreiben  an  König  Wil- 
helm zu  senden,  fand  bei  Bern,  aus  Furcht  den  Monarchen 
zu  verletzen,  keinen  Anklang.*)  So  blieb  es  Genf  über- 
lassen, mit  England  eine  Verständigung  herbeizuführen. 

Unterdessen,  nämlich  am  23.  Januar,  hatte  der  Rat 
Genfs  ein  Schreiben  an  Wilhelm  III.  gerichtet  und  ihm 
offenherzig  die  Gründe  seines  Betragens  auseinandergesetzt. 
Es  heisst  in  demselben  unter  anderem:  „Onoyque  nous 
considerassions  cet  envoy  (du  resident)  comme  une  Illustre 
et  precieuse  marque  de  la  bienveillance  de  V.  M.  Fetat 
neantmoins  et  la  Situation  ou  nous  nous  rencontrons,  la 
concurrence  du  Resident  de  France  qui  est  en  cette  ville, 
les  grandes  mesures  que  le  voisinage,  ou  nous  sommes, 
nous  oblige  de  garder,  s'opposoyent  ä  Tinclinätion  de  nos 
coeurs,  et  a  faire  eclatter  en  cette  occasion  notre  veritable 
penchant.'"  Die  Gründe,  welche  Genf  schon  vor  der  Be- 
setzung Savoyens  durch  die  Franzosen  gegen  die  Einsetzung 
eines  englischen  Residenten  angeführt  habe,  seien  nun  noch 
in  erhöhtem  Masse  in  Betracht  gekommen.  „Par  la  reuo- 
lution  arriuee  depuis  peu  de  mois  dans  notre  voisinage, 
elles  (ces  causes)  sont  mesmes  deuenues,  plus  fortes  et 
plus  pressantes,  enuironnes  que  nous  sommes  maintenant 
de  tous  costes  des  Estats  et  des  troupes  d'une  Puissance, 
ä  laquelle  nous  ne  seauions  assez  euiter  de  donner  aucun 
suiet  de  mecontentement.^) 

1)  R.  d.  C.  1691,  p.  443.  ^)  R.  d.  0.  1691,  p.  469,  Journal  de 
De  la  Rive  et  Lefort.  R.  d.  C.  1691,  Journal  de  De  la  Rive  et 
Lefort.       Gb.  D.  S.  215  ff.       R.  d.  C.  1691,  12  Janvier. 
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In  Genf  hofi'te  man,  dieses  Schreiben  werde  vor  dem- 
jenigen des  Herrn  Hervart  in  die  Hände  des  Königs  ge- 
langen und  infolge  dessen  bei  ihm  eine  Verstimmung  nicht 
aufkommen  lassen.  Aber  der  Sohn  des  Alt-Sindic  Jean 
Antoine  Lullin,  Charles  Lullin,  der  sich  im  Haag  aufhielt, 
teilte  mit,  dass  der  erste  englische  Staatssekretär  und  Mini- 
ster, der  Graf  von  Nottingham,^)  gegen  Genf  sehr  aufge- 
bracht sei.-)  Hierauf  richtete  der  Rat  ein  Rechtfertigungs- 
schreiben an  den  Grafen  von  Nottingham,  in  welchem  er 
ersucht  wurde,  seinen  Einfluss  beim  König  zu  Gunsten 
Genfs  geltend  zu  machen.'')  Fast  gleichzeitig  wurde  dem 
Professor  Friedrich  Spanheim  zu  Leyden,^)  einem  persön- 
lichen Freunde  des  Königs  und  an  den  Herrn  Bonnet, 
Agenten  des  Kurfürsten  von  Brandenburg  am  Hofe  Wilhelms, 
geschrieben.^)  Spanheim  begab  sich  nach  dem  Haag,  wo 
er  den  Grafen  von  Nottingham  traf  und  stellte  ihm  das 
Vorgehen  der  Genferregierung  als  einen  Akt  der  Notwen- 
digkeit dar.  Nottingham  erklärte  ihm,  dass  der  König  das 
Betragen  Genfs  durchaus  nicht  übeJ  genommen  habe.^) 
Spanheim  hatte  beim  Monarchen  selbst  eine  Audienz,  und 
dieser  erklärte,  es  sei  ihm  wohl  bekannt,  wie  Genf  von 
seinem  mächtigen  Nachbaren  bedroht  werde  und  es  habe 
nicht  in  seiner  Absicht  gelegen,  diese  Stadt  in  eine  miss- 
liche Lage  zu  versetzen.  Die  Abreise  des  Herrn  Hervart 
sei  durch  die  Unvorsichtigkeit  einer  Person  übereilt  wor- 
den, deren  Name  Spanheim  leider  nicht  angibt.  Der  König 
versicherte,  dass  er  den  Genfern  nichts  nachtrage  und  fügte 
den  Wunsch  hinzu,  es  möchte  der  Rat  zur  Sicherheit  der 
bedrohten  Republik  stets  heilsame  Entschlüsse  fassen.^)' 

*)  Es  ist  der  Sohn  des  Heneage  Finch,  Daniel  Finch,  welch 
ersterer  von  Karl  II.  den  Titel  Graf  von  Nottingham  erhielt.  Ency- 
clopsedia  Britanica  XVII,  600  und  historisch  geograph.  Lexikon  von 
Iselin  III,  G77.  •^)  R.  d.  C.  1691,  6  Fevrier.  'j  R.  d.  C.  1691,  24  et 
27  Fevrier.  *)  Friedrich  öpanheim,  Professor  der  Theologie  in  Leyden, 
ist  der  Sohn  des  gleichnamigen  Professors  der  Philosophie  und  Theologie 
in  Genf.  Er  ist  der  Bruder  des  Professors  und  Diplomaten  Ezechiel 
Spanheim.  Charles  Borgeaud,  Histoire  de  l'universite  de  Gen^ve  p.  536. 
^)  R.  d.  C.  1691,  11  Mars.  r.  d.  C.  1691,  13  Avril.  ')  R.  d.  C. 
1691,  8  Mai. 
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Auch  fernerhin  hielt  der  edelmütige  König  seine  schützende 
Hand  über  die  kleine  Republik.  Um  dies  mit  Erfolg  tun 
zu  können,  trat  er  in  intime  Beziehung  zu  dem  in  Genf 
weilenden  Refügierten,  dem  Marquis  d'Arzilliers,  der  mit 
allem  Eifer  für  die  Sache  seines  Glaubens  eintrat  und  fast 
mit  dem  ganzen  protestantischen  Europa  in  Korrespondenz 
stand.  Schon  seit  1696  vertrat  Arzilliers  die  Interessen  Eng- 
lands in  Genf^)  und  schliesslich  versah  er  tatsächlich  die 
Funktionen  eines  englischen  Residenten.  Allerdings  geschah 
dies  unter  der  Hand,  denn  König  Wilhelm  wollte  seine 
Freunde  am  Leman  nicht  noch  einmal  beunruhigen  und 
gefährden.  2) 

Damit  hatten  sich  die  bösen  Gewitterwolken,  die  über 
Genf  schwebten,  wieder  verzogen.  Die  hochherzige  Nach- 
giebigkeit des  englischen  Königs,  der  dem  kleinen  Volke 
verzieh,  das,  sein  Heil  suchend,  die  königliche  Ehre  durch 
die  Abweisung  seines  Residenten  verletzt  hatte,  verschonte 
die  Republik  vor  weiteren  Aengsten  und  Nöten.  Wie  ganz 
anders  offenbarte  sich  dagegen  die  geheuchelte  Gewogen- 
heit eines  Ludwig  XIV.,  der  jeden  vermeintlichen  Verstoss 
der  Genfer  gegen  die  Würde  der  sehr  christlichen  Majestät 
mit  Drohungen  und  Schikanen  aller  Art  beantwortete.  Die 
Genferregierung,  die  diese  Eigenschaft  ihres  Nachbarn  ge- 
nügend kannte,  hat  sich  mit  grosser  Geschicklichkeit  und 
politischem  Weitblick  aus  der  schwierigen  Lage  zu  winden 
gewusst.  David  Hess  schrieb  darüber:  „De  quil  coste  qu'on 
reflechira,  sur  les  articles  des  bleds,  du  sei  et  d'autres 
commerces,  vostre  ville  se  pourra  tres  difficilement  dispenser 
des  faueurs  de  la  France,  bien  que  d'aiUeurs  on  ait  sujet 
de  menager  les  allies;  c'est  une  conduitte  bien  difficile. 
Je  prie  Dieu  d'inspirer  par  sa  grace  aux  Magistrats  d'une 
et  d'autre  part  les  sentiments  qui  seront  salutaires  a  la 
Patrie." 


1)  R.  d.  C.  1696,  12  Oetobre.       Dictionnaire  des  familles  gene- 
voises,  par  Louis  Sordet,  ancien  archiviste  de  Geneve,  voir  d'Ayrolles. 
P.  h.  3867  Hess  ä  Gautier,  12  Janvier  1691. 
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2.  Streben  Genfs  um  Aufnahme  in  die  Eidgenossenschaft  oder 
um  Abschluss  eines  Bündnisses  mit  den  hauptsächlichsten 
Orten  derselben  und  Vereitelung  dieser  Pläne  durch  Frank- 
reich. 

Seit  dem  ewigen  Vertrag  von  1536,  nach  welchem 
Genf  zu  allen  Zeiten  in  Krieg  und  in  Frieden  den  Herren 
von  Bern  ofien  stehen  und  ohne  ihr  Wissen  und  Wollen 
keinerlei  anderweitige  Verbindungen  eingehen  oder  einen 
anderweitigen  Schirm  anrufen  solle,  ^)  war  es  das  Haupt- 
ziel der  genferischen  Politik,  in  gemeine  Eidgenossenschaft 
aufgenommen  zu  werden.  Damit  konnte  sich  Genf  einer- 
seits gegen  Savoyen  besser  sichern  und  andererseits  sich 
von  Bern  unabhängiger  machen.  So  lange  Bern  stark  genug 
war,  das  Becken  des  Leman  ohne  weitere  Hilfe  zu  behaup- 
ten, zeigte  es  sich  einer  solchen  eidgenössischen  Verbindung 
abgeneigt.-)  Als  aber  1560  sechs  katholische  Orte,  Freiburg 
ausgenommen,  mit  Savoyen  ein  Bündnis  schlössen  und 
damit  Waadt  und  Genf  ernstlich  bedrohten,  '')  da  trat  Bern 
mit  aller  Energie  für  die  Erhaltung  dieser  Gebiete  ein  und 
förderte  wacker  den  Anschluss  derselben  an  die  Eidgenossen- 
schaft. Trotzdem  scheiterten  alle  Versuche  Genfs,  gleich 
wie  St.  Gallen,  Mühlhausen  und  Rottweil,  ein  zugewandter 
Ort  zu  werden an  der  Kurzsichtigkeit  und  am  Fanatismus 
der  V  Orte.  Freiburg  und  Solothurn,  die  sich  mehrmals 
für  Genf  entschieden  hatten,  wurden  von  den  V  Orten  mit 
der  Drohung  gemassregelt,  sie  würden  im  Falle  einer  Ver- 
bindung dieser  beiden  Städte  mit  Genf  nicht  ermangeln, 
die  Allianz  kraft  der  Bünde  zu  hintertreiben."')  So  blieben 
die  Schritte,  die  die  Genfer  in  den  Jahren  1558,")  1571  und 
1572,'?)  1584^^)  und  1603-1605  •')  zur  A'erwirklichung  ihres 
Lieblingsgedankens  auf  den  Tagsatzungen  machten,  infolge 
der  023position  der  V  Orte  ohne  Resultat.  Ja  diese  taten 
ihr  Möglichstes,  um  die  Brutstätte  der  Ketzerei  Savoyen 

')  Oee/isli,  Oi'to  und  Zngowaiidto,  .Jahrbnch  für  Sohweizerische 
Geschichte  XllI,  452.  ')  Kbonchi,  S.  A'y'A  ff.  •)  Ebenda,  S.  458.  ^)  Ebenda, 
S.  456.  '0  Ebendii,  S.  4G3.  ^)  Ebenchi,  S.  456  ff.  ')  Ebenda,  S.  460  ff. 
8)  Ebenda,  S.  471.  ff.    ^)  Ebenda,  ö.  478  ff. 
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in  die  Hände  zu  liefern.^)  Allerdings  bemühte  sich  Genf 
im  Jahr  1572  auch  bei  den  vier  evangehschen  Städten  ver- 
geblich um  ein  Schutzbündnis. 2)  Bis  zum  Anfang  des  sieb- 
zehnten Jahrhunderts  waren  es,  soweit  der  Einfluss  des 
Auslandes  in  Betracht  kam,  besondeis  Savoyen  und  der 
Papst,  die  an  der  Vereitelung  der  genferisehen  Bündnis- 
bewerbungen den  Hauptanteil  hatten.  Aber  von  dieser  Zeit 
an  nahm  der  Einfluss  Frankreichs  in  der  Rhonestadt  in 
dem  Masse  zu,  dass  die  Tendenz,  Genf  von  der  Eidgenosen- 
schaft  zu  trennen,  immer  deutlicher  zu  Tage  trat.  Während 
Frankreich  bis  dahin  den  Anschluss  Genfs  an  die  Orte  eher 
begünstigte,  war  es  von  nun  an  eine  Maxime  seiner  Politik, 
die  Bündnisbestrebungen  Genfs  womöglich  zu  durchkreuzen. 

Als  die  französischen  Heere  im  Sommer  1690  Savoyen 
überschwemmten  und  Genf  bedrohten,  da  meinte  der  Rat, 
es  sei  die  Aufnahme  der  Stadt  in  die  Eidgenossenschaft 
die  beste  Massregel  zum  Schutze  derselben.  Deshalb  er- 
hielten die  zwei  Gesandten  De  la  Rive  und  Lefort,  die  vom 
24.  Januar  bis  zum  27.  Februar  1691  wegen  der  Residenz- 
affäre in  Bern  und  Zürich  waren,  den  Auftrag,  bei  Privat- 
personen und  auf  Konferenzen  in  Erfahrung  zu  bringen, 
welche  Mittel  zu  ergreifen  wären,  um  ein  Bündnis  mit  allen 
oder  doch  einigen  Orten  zu  stände  zu  bringen.-^)  Die  Zeit 
schien  dazu  sehr  günstig  zu  sein ;  denn  Savoyen  und  Frank- 
reich waren  miteinander  im  Kriege  und  konnten  wenigstens 
nicht  gemeinsam  gegen  die  Pläne  Genfs  intrigieren.  Ja, 
es  war  sogar  anzunehmen,  dass  wenn  der  einte  der  beiden 
Nachbarn  gegen  den  Anschluss  der  Rhonestadt  an  die  Eid- 
genossenschaft auftrat,  der  andere  aus  Feindschaft  sich  dafür 
verwendete.  Bürgermeister  Eschei',  der  von  den  Genfer- 
deputierten  wegen  dieser  Angelegenheit  interpelliert  wurde, 
verhehlte  ihnen  zwar  nicht,  dass  Savoyen  und  Frankreich 
es  an  geheimer  Opposition  nicht  fehlen  lassen  werden,  wie 
dies  beim  Schirmwerke  der  Waadt  trotz  gegenteiliger  Ver- 
sicherung auch  der  Fall  war.  Immerhin  ermunterte  er  die 
Genfer,  das  Werk  frisch  an  die  Hand  zu  nehmen.  Er  riet 
ihnen,  die  drei  Waldstätti;  mit  Zug  einstweilen  aus  dem 

^)  Ebenda,  S.  465.   ^)  Ebenda,  S.  462.  3)  r.  d.  C.  1691,  12  Janvier. 
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Spiele  zu  lassen,  dagegen  reiburg,  Solothurn  und  Luzern 
durch  schnelles  Handeln  zu  überrumpeln,  wie  dies  Bern 
mit  dem  Schirmwerke  der  Waadt  getan  hatte, ^)  um  so  der 
Gegenintrigue  zuvorzukommen. 2)  Escher  war  der  Ansicht, 
es  solle  Genf  sein  Begehren  schon  auf  der  nächsten  März- 
tagsatzung zur  Sprache  bringen,  weil  dann  auch  die  Auf- 
nahme des  Bistums  Basel  in  die  Zugewandtschaft  zur  Be- 
handlung kam.-^)  Der  Bürgermeister  gab  De  la  Rive  und 
Lefort  auch  den  Rat,  um  bei  den  übrigen  Orten  Eifersucht 
auf  Zürich  zu  vermeiden,  diese  ihre  Unterredung  unerwähnt 
zu  lassen.  Wie  in  Zürich  so  gab  man  den  Genferdepu- 
tierten  auch  in  Solothurn  und  Freiburg  4)  Hoffnung  für  das 
Zustandekommen  eines  Bündnisses  mit  Genf,  und  auf  Bern 
durfte  so  wie  so  gerechnet  werden. 

Die  günstigen  Berichte,  die  De  la  Rive  und  Lefort 
nach  Hause  brachten,  veranlassten  den  Rat,  die  Aufnahme 
Genfs  als  Schirmort  mit  allem  Eifer  zu  verfolgen.'^)  Auf 
der  Märztagsatzung  war  ein  gleicher  Wunsch  des  Bischofs 
von  Basel  nicht  abgelehnt  worden^')  und  Genf  durfte  auf 
ebensoviel  Wohlwollen  rechnen.  Zudem  hatten  die  evan- 
gehschen  Orte  auf  der  Tagsatzung  den  Besch! uss  gefasst, 
die  Bündnisbewerbung  des  Bischofs  nur  dann  zu  berück- 
sichtigen, wenn  sich  die  katholischen  Orte  gleichzeitig  gegen- 
über Genf  verpflichten  würden.'^)  Auf  diese  Weise  wurde 
auf  letztere  ein  Druck  ausgeübt;  denn  sie  vertraten  mit 
Wärme  die  Interessen  des  Bistums.  Genf  unterhess  es, 
aus  Furcht  durch  ein  zu  frühzeitiges  öffentliches  Auftreten 
seiner  Sache  zu  schaden,  der  Tagsatzung  sein  Begehren 
offiziell  zu  unterbreiten :  ^)  dagegen  erforschte  Escher  im 
Auftrag  der  Genierregierung  die  Stimmung  bei  den  frem- 
den Gesandten  und  bei  den  Abgeordneten  von  Luzern,  von 

1)  TilUer  IV,  328  und  329  und  Schweiz.  Museum  1785,  S.  1057. 
R.  d.  C.  1691  p.  400  SS.  ■>)  Abschiede  VI,  2,  No.  213,  q.  ^)  In  Solo- 
thurn war  es  besonders  der  Schultheiss  Joh.  Victor  von  Besenval  und 
in  Frei  bürg  der  Schultheiss  Franz  Philip])  von  Lauten,  die  ihre  Mit- 
wirkung- für  das  Geling"en  des  Werkes  versprachen.  R.  d.  C.  1691, 
p.  494  et  502  ss.  P.  h.  3872,  Geneve  ä  Zürich  et  Berne,  20  Fevrier 
1691  et  Gautier  ä  Hess,  24  Mars.  ^)  Abschiede  VI,  2,  No.  213.  ')  Ebenda, 
No.  214,  e.    ^)  P.  h.  3872,  De  Mouralt  ä  Franconis,  2  Avril  1691. 
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Preiburg,  von  Solothurn  und  von  der  Abtei  St.  Gallen.  Der 
französische  Gesandte  Amelot  versicherte  Escher  in  An- 
wesenheit des  Schultheissen  Johann  Rudolf  Dürler  von 
Luzern,  dass  sich  der  König  den  Massnahmen,  die  man 
zur  Sicherheit  Genfs  treffe,  nicht  widersetze  und  er  per- 
sönlich werde  von  ganzem  Herzen  zum  Gelingen  der  Sache 
beitragen.^)  Der  österreichische  Gesandte,  der  Graf  von 
Düdron,  forderte  die  Orte  geradezu  auf,  für  die  Sicherstellung 
der  so  wichtigen  Stadt  an  der  Westgrenze  Schritte  zu  tun. 
Escher  warf  einen  schalkhaften  Blick  auf  den  nebenan- 
stehenden Schultheissen  Dürler  und  erwiderte  dem  Grafen, 
dass  besonders  dieser  Mann  viel  zum  Schutze  Genfs  bei- 
tragen könnte.  Dürler,  auf  diese  Weise  ganz  überrascht, 
versprach  das  Seine  zu  tun,  um  den  Rat  von  Luzern  für 
ein  Bündnis  mit  der  Rhonestadt  zu  gewinnen. 2)  Allerdings 
verhehlte  er  nicht,  dass  die  Abgeordneten  Luzerns  einst- 
weilen einer  Verbindung  mit  Genf  nicht  zuzustimmen  wag- 
ten, weil  der  Aerger  des  Herzogs  und  des  Nuntius  über 
das  Zustandekommen  des  Schirm  werkes  mit  der  Waadt  bei 
den  Luzernern  noch  in  zu  frischem  Gedächtnis  sei.-^)  Ferner 
wies  Dürler  auf  den  Abscheu  der  Katholiken  hin,  sich  mit 
dieser  Ketzerstadt  in  nähere  Beziehungen  einzulassen.  „Oue 
Ton  avoit  une  grande  repugnance  a  s'allier  avec  une  ville 
ou  on  imprimoit  tous  les  iours  des  choses  contre  la  religion 
catholique,  qui  estoient  si  horribles,  que  le  Diablo  n'en 
pourroit  pas  inventer  de  plus  mechantes.'^  I3er  Schultheiss 
Besenval  von  Solothurn,  der  persönlich  einem  Bündnis  mit 
Genf  freundlich  gesinnt  war,  machte  Eschei'  auf  eine  Schwie- 
rigkeit aufmerksam,  die  nicht  leicht  aus  dem  Wege  geräumt 
werden  konnte.  Die  VI  katholischen  Orte  (ohne  Freiburg) 
hatten  nämlich  im  Jahr  1560  mit  dem  Herzog  Emanuel 
Philibert  ein  ewiges  Freundschaftsbündnis  geschlossen 
und  es  1577  mit  Einschluss  von  Freiburg  und  Ausschluss 
von  Solothurn  in  ein  ,Jiülfliches"  Bündnis  umgewandelt. 

1)  P.  h,  3872,  Normandie  ä  Gautier,  18  Mai  1691.  Ebenda. 
3)  P.  h.  3872,  Normandie  ä  Gautier,  23  Avril  1691.  P.  h.  3872,  Nor- 
mandie ä  Gautier,  18  Mai  1691.  Orte  und  Zugewandte,  Jahrbuch 
für  Schweizerische  Geschichte  XIII,  458. 
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Ihm  zufolge  verpflichteten  sich  die  VI  Orte,  die  Genfer  so 
wenig  als  andere  Untertanen  des  Herzogs  in  Schutz  und 
Schirm  zu  nehmen,  bis  dessen  Ansprüche  auf  die  Rhone- 
stadt auf  rechtlichem  oder  gütlichem  Wege  zur  Geltung 
gebracht  wären.  ^)  Diese  Allianz  mit  Savoyen  wurde  von 
den  VI  katholischen  Orten  in  den  Jahren  1634,  1651  und 
1684  erneuert  und  1685  traten  auch  Solothurn,  katholisch 
Glarus,  Appenzell-Innerrhoden  und  der  Abt  von  St.  Gallen 
derselben  bei.  Die  Urkunde  von  1577  blieb  dabei  im  Wesent- 
lichen unverändert  und  wiederholte  stets  die  Verpflichtung 
der  katholischen  Orte,  die  Stadt  nicht  in  Schutz  und  Schirm 
zu  nehmen.-)  Dieses  Bündnis  des  Jahres  1685  war  bei  den 
Katholiken  noch  in  frischer  Erinnerung,  und  es  stand,  wie 
Besenval  richtig  bemerkte,  zu  befürchten,  dass  sie,  auf  diese 
Allianz  sich  stützend,  ein  Schirmwerk  mit  Genf  kurzum 
von  der  Hand  weisen  würden."^)  Fidel  von  Thurn  erklärte 
unverhohlen,  es  werde  das  äbtische  Kapitel  aus  religiösen 
Gründen  auf  einen  Schirm  Genfs  wohl  nicht  eingehen.^) 

Wenn  auch  das  Resultat  der  eben  erwähnten  Unter- 
redungen Eschers  mit  einigen  Abgeordneten  der  katholischen 
Orte  für  die  Bestrebungen  Genfs  wenig  zuversichtlich  war, 
so  verlor  der  Rat  den  Mut  dennoch  nicht.  Er  erwählte  zur 
Weiterführung  der  Angelegenheit  eine  Kommission  von  eilf 
Mitgliedern,  die  mit  absoluter  Vollmacht  ausgestattet  wurde.  ') 
Eines  der  Mitglieder,  der  in  politischen  Affären  wohl  be- 
wanderte Auditor,  Jacob  de  Normandie,  wurde  in  die  Eid- 
genossenschaft gesandt,  um  zunächst  mit  dem  bernischen 
Ratsherrn  Johann  Bernhard  von  Muralt  zu  konferieren,'') 
der  von  nun  an  mit  Johann  Rudolf  Sinner  am  Zustande- 
kommen des  Bündnisses  am  eifrigsten  arbeitete. 

Am  1.  Mai  1691  kam  de  Normandie  in  Bern  an  und 
beriet  sich  mit  den  angesehensten  Staatsmännern,  besonders 
mit  Muralt,  Sinner  und  dem  Venner,  Nikolaus  Dachsel- 
hofer.    Er  wies  ihnen  nach,  wie  der  Anschluss  Genfs  an 

')  Orte  und  Zugewandte  S.  464  und  Abschiede  IV,  2,  Beilagen 
S.  1547.  ^)  Orte  und  Zugewandte  S.  479.  P.  h.  3872,  Normandie  ä 
Franconis,  23  Avril  1691.  ^)  P.  Ii.  3872,  Nornuindie  a  Gautier,  18  Mai 
1691.    ••)  K.  d.  G.  1691,  17  et  18  Mars.       U.  d.  C.  1691,  19  Mai. 
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die  Eidgenossenschaft  das  einzige  Mittel  sei,  um  die  kleine 
Republik  gegen  das  mächtige  Frankreich  zu  sichern.  Basel, 
das  ähnlich  wie  Genf  zwischen  den  Ländern  grosser  Fürsten 
liege,  verdanke  seine  Sicherheit  einzig  dem  Umstände,  dass 
es  ein  Ort  der  Eidgenossenschaft  sei.  Ein  Bund  Genfs  nur 
mit  Bern  und  Zürich  habe  so  lange  genügt,  als  die  Stadt 
nur  den  Herzog  zu  ihrem  Feinde  hatte.  Jetzt,  da  sie  sich 
gegen  den  mächtigsten  Monarchen  schützen  müsse,  gewähre 
diese  Allianz  nicht  mehr  genügende  Sicherheit.  Einerseits 
seien  es  religiöse  Motive,  die  den  König  zur  Eroberung 
Genfs  treiben;  denn  die  Geisthchkeit  hetze  ihn  zur  Aus- 
rottung des  Protestantismus  in  dieser  Stadt.  iVndererseits 
werde  Ludwig  XIV.  durch  die  Erwägung  zur  Einnahme 
dieses  festen  Platzes  getrieben,  dass  er  nicht  nur  für  die 
Erhaltung  des  französisch  gewordenen  Savoyens,  sondern 
auch  für  die  Rückeroberung  der  an  Bern,  Freiburg  und 
Wallis  verloren  gegangenen  savoyischen  Gebiete  wichtig 
sei.  Durch  die  Anspielung  auf  einen  allfälhgen  Verlust  des 
Waadtlandes  wollte  de  Normandie  die  Berner  ganz  beson- 
ders für  die  Sache  Genfs  entflammen, 

Die  nächste  Wirkung  dieser  Auseinandersetzungen  war 
die  Ernennung  eines  fünfgliedrigen  Ausschusses,  bestehend 
aus  Nikolaus  Dachselhofer,  Venner,  Johann  Karl  von  Büren, 
Venner,  Johann  Rudolf  Sinner,  Welsch- Seckelmeister, 
Emanuel  von  Graffenried,  Salzdirektor,  und  Johann  Bern- 
hard von  Muralt.2)  Diese  Herren  rieten  de  Normandie,  vor 
allem  die  Innerkantone  aus  dem  Spiele  zu  lassen.  Genf 
solle  zunächst  mit  dem  Bischof  von  Basel  in  Unterhand- 
lungen treten;  aber  dieselben  ja  recht  geheim  halten,  weil 
dieser  Kirchenfürst  nicht  öffentlich  zu  der  protestantischen 
Stadt  in  Beziehung  treten  dürfe  und  die  auf  Genf  geltend 
gemachten  Ansprüche  des  Bischofs  von  Annecy  respektieren 
müsse.  Habe  man  sich  dann  mit  dem  Bischof  hinsichtlich 
des  Verfahrens  geeinigt,  so  solle  jeder  Teil  wieder  getrennt 
handeln  und  nicht  merken  lassen,  dass  gewisse  Massregeln 


')  P.  h.  3872,  Normandie  ä  Gautier,  23  Avril  et  1  Mai  1691. 
P.  h,  3872,  Normandie  ä  Oautier,  30  Avil  1691. 
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zusammen  getroffen  worden  seien.  Der  Ausschuss  empfahl 
de  Normandie  im  fernem,  auf  die  mit  dem  Bischof  getroffene 
Verständigung  hin  unverzüglich  nach  Freiburg  und  dann 
nach  Basel  zu  gehen,  wo  wegen  ausgebrochener  Unruhen 
eidgenössische  Repräsentanten  und  unter  diesen  auch  der 
Schultheiss  Dürler  von  Luzern  und  Franz  Ludwig  Blasius 
von  Stäffis,  Herr  zu  MoUondin,  von  Solothurn  weilten, 
David  Hess  von  Zürich  unterstützte  in  seiner  Korrespon- 
denz mit  de  Normandie  diese  Art  des  Vorgehens  und  be- 
tonte, dass  man  als  die  Mehrinteressierten  zunächst  Frei- 
burg und  Solothurn  gewinnen  müsse,  bevor  man  sich  mit 
Luzern  und  eventuell  mit  dem  Abt  von  St.  Gallen  in  Unter- 
handlungen einlasse.  „Cette  methode  de  negocier  par  degre 
et  d'un  Canton  a  l'autre  s'est  prattique  cy  devant  ä  la 
conclusion  de  la  plus  part  des  ligues  de  la  Suisse.  II  est 
vray  qu'il  seroit  plus  commode  si  on  pouvoit  faire  tomber 
l'arbre  d'un  coup,  mais  si  Ton  voit  qu'il  est  impossible  de 
faire  les  choses  comme  l'on  veult  il  les  faut  faire  comme 
Ton  peust. "  2) 

Da  die  Repräsentanten  Basel  verliessen,  bevor  de  Nor- 
mandie in  Bern  zur  Abreise  kam,  so  begab  er  sich  nach 
Zürich  zum  Bürgermeister  Escher.  Escher  war  nämlich 
auch  als  Repräsentant  in  Basel  gewesen  und  hatte  unter 
den  Kollegen  eine  lebhafte  Propaganda  für  Genf  gemacht. 
Alle  sechs  Repräsentanten  waren  schliesslich  der  Meinung 
gewesen,  es  sollen  sämtliche  Orte  die  Verteidigung  Genfs 
auf  sich  nehmen  ^)  und  ihre  Deputierten  wegen  des  Schirm- 
werkes mit  dieser  Stadt  und  mit  dem  Bistum  auf  die  nächste 
Tagsatzung  instruieren.'^)  Wie  in  Bern  so  wurde  auch  in 
Zürich  ein  iVusschuss  eingesetzt,  bestehend  aus  Bürger- 
meister Johann  Heinrich  Escher,  Statthalter  Andreas  Meyer, 


')  P.  h.  3872,  Normandie  ä  Gautier,  3  Mai  et  14  Mai  1691  und 
Abschiede  VI,  2,  No.  21 L       P.  h.  3872,  Normandie  ä  Gautier,  14  Mai. 

Während  der  innern  Unruhen  in  Basel  fig-uriertcn  als  eidgenössische 
Repräsentanten:  Bürgermeister  Escher  und  von  Wartensee  von  Zürich, 
Samuel  Fresching  von  Bern,  Schultheiss  Dürler  und  Jost  von  Flecken- 
stein von  Luzern  und  von  Mollondin  von  Solotliurn.  P.  h.  3872, 
Normandie  ä  Gautier,  14  Ma.i  1G91.      Abschiede  VI,  2,  No.  211,  Schluss. 
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Seckelmeister  Johann  Heinrich  Waser  und  Statthalter  David 
Hess.  Das  vom  Bernerausschuss  vorgeschlagene  Vorgehen 
wurde  genehmigt  und  de  Normandie  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  es  sich  ja  nicht  um  die  Aufnahme  Genfs 
als  vollberechtigter  Ort  handeln  könne,  wie  diese  Ansicht 
in  Genf  mehrfach  verbreitet  war,  sondern  um  ein  blosses 
Schutzbündnis,  für  das  zunächst  Freiburg  und  dann  auch 
Solothurn  und  Luzern  gewonnen  werden  solle.  ^) 

In  Zürich  setzte  sich  Jacob  de  Normandie  mit  dem 
holländischen  Gesandten  Peter  Valkenier  in  Verbindung. 
Er  teilte  ihm  mit,  dass  die  Alhanz  der  katholischen  Orte 
mit  Savoyen  ein  Schutzbündnis  derselben  mit  Genf  aus- 
schliesse.  Die  vielen  Dienste,  die  der  Gesandte  der  kleinen 
Republik  schon  geleistet  hatte,  hervorhebend,  ersuchte  er 
ihn,  seinen  Einfluss  beim  Herzog  geltend  zu  machen,  damit 
dieser  Fürst  dem  Schirmwerk  kein  Hindernis  in  den  Weg 
lege.  Der  Herzog  war  ja  ein  intimer  Freund  Englands  und 
Hollands  geworden  und  eine  Intervention  Valkeniers  konnte 
nicht  ohne  Wirkung  sein.  Allerdings  wünschte  de  Nor- 
mandie, dass  die  Unterhandlungen  des  Gesandten  mit  Sa- 
voyen  geheim  bleiben.  Wenn  nämlich  Frankreich  den  Be- 
ziehungen Genfs  mit  dem  Herzog  auf  die  Spur  kam,  dann 
bot  es  alles  auf,  um  die  Allianzpläne  zu  durchkreuzen. 
Valkenier  war  gerne  bereit  in  Turin  zu  intervenieren ;  um 
aber  recht  geheim  und  wirksam  vorzugehen,  fand  er  es 
am  besten,  mit  dieser  Angelegenheit  direkt  an  den  Pen- 
sionär des  Königs  Wilhelm,  Heinsius,  zu  gelangen.  Heinsius 
würde  die  Schreiben  nicht  den  Ministern,  sondern  dem  König 
selbst  übergeben.  Dieser  könnte  durch  seinen  Gesandten 
in  Turin  mit  dem  Herzog  direkt  in  Verkehr  treten,  sodass 
dessen  Minister,  die  mit  Frankreich  Beziehungen  haben 
sollen,  mit  der  heiklen  Angelegenheit  nichts  zu  tun  hätten. 
Valkenier  hoffte  auf  diese  Weise  bei  den  Franzosen  die 
Meinung  zu  erwecken,  es  sei  der  englische  König  aus  eigener 
Initiative  in  der  Bündnisangelegenheit  interveniert.  Vor 
allem  riet  er  den  Genfern,  keine  Zeit  zu  verlieren,  da 


1)  P.  h.  3872,  Noraiciiidie  ä  Gautier,  25  Mai  1691. 
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dem  Vernehmen  nach  der  Herzog  mit  Frankreich  Frieden 
schhessen  wolle J) 

Nachdem  de  Normandie  in  Zürich  seine  politische 
Mission  erfüllt  hatte,  finden  wir  ihn  am  14.  Juni  wieder 
in  Bern.  Von  hier  aus  wollte  er  den  getroffenen  Verab- 
redungen gemäss  nach  Freiburg  gehen,  um  mit  der  Propa- 
ganda für  das  Schirmwerk  allen  Ernstes  zu  beginnen.  Von 
Zürich  und  Bern  bekam  er  Empfehlungsschreiben  an  ver- 
schiedene freiburgische  Magistrate.  Er  war  zwar  nicht  mit 
grossen  Hofihungen  erfüllt  und  beklagte  sich  gegenüber 
dem  Stadtschreiber  Pierre  Gautier  über  die  Unbeständigkeit 
und  Bestechlichkeit  der  Freiburger.  „A  Fribourg  ils  ne 
font  aucun  scrupule  de  se  dire  Francois  ou  Espagnols ;  on 
me  dit  donc  que  Vondreveit etoit  Espagnol,  Mr.  de  Cugi 
avoit  ete  Espagnol  mais  qu'il  avoit  change  aussi  bien  que 
plusieurs  autres,  par  ce  que  les  Louis  d'or  y  sont  plus 
abondans  que  les  pistoles  d'Espagne. "  Ein  Ereignis,  welches 
zwischen  Freiburg  und  Bern  eine  momentane  Verstimmung 
hervorrief,  die  auch  auf  die  Genferangelegenheit  ihre  Rück- 
wirkung hatte,  verhinderte  de  Normandie  eine  Zeit  lang 
an  der  Verfolgung  seines  Planes.^)  Am  24.  Mai  1691  war 
nämlich  die  lüderliche  Ehehälfte  des  Jakob  Stephan  de 
Chavel,  Herr  zu  Sepey  an  der  freiburgischen  Grenze,  wäh- 
rend sich  ihr  Mann  im  Gottesdienst  befand,  mit  einem 
Herrn  Perrea  von  Freiburg,  den  drei  Kindern  und  der  besten 
Habe  durchgebrannt.  Das  interessante  Paar  liess  sich  in 
Freiburg  nieder  und  Bern  verlangte  die  Herausgabe  der 
drei  Kinder.  Freiburg  weigerte  sich  und  forderte  von  Bern 
als  Gegenleistung  die  Kinder  des  leichtfertigen,  zum  Ka- 
tholizismus übergetretenen  und  nach  Freiburg  übergesie- 
selten  Beat  Ludwig  Tscharner.  Dieser  Zwischenfall  erzeugte 


')  Ebenda,  Normandie  a  Gautier,  1  Jiiin.  Ob  dieser  konii)lizierte 
Operationsplan  zur  Ausführung  kam,  kann  ich  nach  den  juir  bekann- 
ten Quellen  nicht  entscheiden.  Immerhin  hat  Savoyen  dem  Bündnis 
keine  wirksame  0])position  gemacht.  ')  Simon  Peter  Vonderwcid. 
•')  Schultheiss  Franz  Philipp  von  Lauten,  genannt  Heid,  Herr  zu  Cugi, 
Vcsin  und  Aumont,  Leu  XI,  371.  ^)  P.  h.  3872,  Normandie  a  Gautiert 
7  Juin  1G91. 
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grosse  Leidenschaftlichkeit,  sodass  die  Tagsatzung  den  Streit 
schhchten  musste.^) 

De  Normandie,  dadurch  für  längere  Zeit  brach  gelegt, 
blieb  allerdings  nicht  untätig.  Er  ersuchte  Bernhard  von 
Muralt,  der  eben  nach  Freiburg  ging,  sich  über  die  Stim- 
mung in  dieser  Stadt  zu  informieren.  In  Freiburg  hatte 
die  Nachbarschaft  Frankreichs  besonders  seit  der  Eroberung 
Savoyens  Anlass  zu  Befürchtungen  gegeben,  sodass  sich 
dort  wirklich  Neigung  zeigte,  wenigstens  während  dieses 
Krieges  mit  Genf  ein  Defensivbündnis  zu  schliessen.  Aber 
für  Genf  war  eine  solche  Allianz  nicht  nur  wertlos,  sondern 
geradezu  gefährlich.  De  Normandie  äusserte  sich  darüber: 
„Par  mon  avis  nous  ne  demandons  pas  une  AUiance  sur 
le  pied  qui  vous  (mes  Seigneurs)  est  propose,  puisque  outre 
qu'elle  nous  seroit  fort  inutile,  n'estant  que  pendant  cette 
guerre,  il  n'y  auroit  rien  de  plus  propre  pour  nous  attirer 
les  douceurs  de  la  France,  contre  qui  on  verroit  clairement 
que  nous  voudrions  nous  precautionner. "  -) 

Noch  bedenklicher  als  die  Verstimmung  zwischen  Frei- 
burg und  Bern  war  für  das  Zustandekommen  des  Schirm- 
werkes das  plötzliche  Zurücktreten  des  Bischofs  von  seiner 
Bündnisbewerbung.  Nicht  nur  die  Versicherungen  des  Kai- 
sers und  des  französischen  Königs,  das  Bistum  zu  schonen, 
sondern  noch  viel  mehr  die  Vorstellungen  der  katholischen 
Orte,  es  sei  die  Inkorporation  dieses  Gebietes  bedenklich 
und  unausführbar,'^)  brachten  den  Bischof  von  seinem  Ent- 
schlüsse ab.  Die  katholischen  Orte  nahmen  dem  Nuntius 
zum  Trotze  diese  Haltung  ein,  weil  sie  dadurch  dem  Schirm- 
werke mit  Genf  aus  dem  Wege  gehen  konnten."^)  Unter 
diesen  Umständen  fand  es  die  Bündniskommission  in  Genf 
für  geraten,  die  Berner-  und  Zürcherdeputierten  zu  ersuchen, 
entgegen  dem  von  den  Repräsentanten  in  Basel  getroffenen 
Abschied  die  Bündnisbewerbung  Genfs  auf  der  Julitagsatzung 
in  Baden  wenigstens  in  offener  Diskussion  nicht  zu  erwähnen. 

Abschiede  VI,  2,  No.  219,  h.  P.  h.  3872  Normandie  ä  Gautier, 
25  Juin  1691.  ^)  Orte  und  Zugewandte  S.  346.  Ebenda  und  P.  h. 
3872  Normandie  ä  Gautier,  23  Avril  1691.  P.  h.  3872,  la  commission 
ä  de  Normandie,  9  Juin  1691. 
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Die  Deputierten  Berns  luden  während  der  Tagsätzung 
die  Abgeordneten  der  drei  katholisciien  Städte  und  den  äb- 
tischen Landhofmeister  Fidel  von  Thurn  zu  einer  Privat- 
konferenz ein.  Die  Gesandten  Solothurns  waren  einem 
Schutzbündnis  mit  Genf  nicht  abgeneigt,  falls  sich  die  evan- 
gelischen Orte  für  den  Schirm  des  Bistums  verpflichteten, 
welches  Solothurn  im  Rücken  sicherte ;  ')  aber  die  übrigen 
katholischen  Abgeordneten  nahmen  eine  ablehnende  Haltung 
ein.-)  Wohl  wurde  auf  der  Tagsatzung  die  Anregung  ge- 
macht, es  sollen  die  an  den  Grenzen  liegenden  Stände  sich 
zur  Verteidigung  derselben  verständigen  und  Genf  in  eines 
der  so  entstehenden  Defensionale  eingeschlossen  werden; 
aber  eine  solche  Organisation  kam  nie  zu  stände. 

An  ein  Gelingen  des  Schirmwerkes  war  also  einst- 
weilen nicht  zu  denken  und  dies  umsomehr,  da  sich  der 
Prozess  Chanal  in  die  Länge  zog  und  die  Erbitterung 
zwischen  Freiburg  und  Bern  zunahm.  Ueber  die  Köpfe 
der  Freiburgerregierung  hinweg  mit  der  Bürgerschaft  an- 
zubinden, wie  dies  Samuel  Frischiag  unüberlegterweise  riet, 
fiel  dem  weitsichtigen  Genferpolitiker  nicht  ein.  Er  machte 
sich  gegenüber  Gautier  über  diesen  Rat  lustig.  „Je  trouuai 
le  conseil  tres  bon,  mais  il  me  fit  ressouuenir  de  celui 
qu'un  rat  donnoit  a  ses  camarades,  d'attacher  un  grelot  au 
col  du  Chat,  qui  echoua  faute  d'executeur."  ^)  Da  de  Nor- 
mandie  die  Unmöglichkeit,  etwas  auszurichten,  einsah,  ver- 
langte er  Ende  Juli  1691  nach  dreimonatlicher  Abwesenheit 
seine  Rückberufung  nach  Genf.'') 

Damit  schlummerte  die  Angelegenheit  einige  Zeit,  er- 
wachte aber  zu  neuem  Leben,  als  der  Bischof  von  Basel 
im  Herbst  des  gleichen  Jahres,  den  Plan,  mit  Bern,  Frei- 
burg, Solothurn  und  allenfalls  Luzern  ein  Schutzbündnis 
zu  schliessen,'')  mit  allem  Eifer  wieder  aufnahm.  Er  knüpfte 

')  P.  h.  3872,  Normandie  ä  Gauticr,  16  Juillct  1691.  -)  P.  h. 
3892,  Normandie  ä  Gaiitier,  16  Juillct,  1691.  Absclüodo  VI,  2.  No.  218, 
1,  5  und  P.  h.  3872,  16  Juillet.  *)  Ebenda.  ')  P.  h.  3872,  Normandie 
ä  Gautier,  19  Juillct  1691.  Der  Bischof  von  Basel  seliloss  im  Jahr 
1579  mit  VI  katholischen  Orten  ein  Bündnis,  das  hauptsiichlicli  den 
Zweck  vcrfoltj'te,  das  Bistum  g'cj^'en  (his  Eindringen  des  Protestantismus 
zu  schützen.    Die  mehrmals  erneuerte  Allianz  war  gegen  die  evan- 
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zunächst  mit  Bern  allein  an,  und  es  kam  zwischen  Ver- 
tretern des  Bistums  und  Berns,  unter  denen  auch  Bernhard 
von  Muralt  war,  am  17.  November  1691  in  Biel  zu  einer 
Konferenz.'^)  In  Genf  befürchtete  man,  es  wolle  der  Bischof 
mit  jedem  einzelnen  evangelischen  Orte  Bündnisse  ab- 
schliessen,  um  so  den  Katholiken  nicht  eine  Allianz  mit 
Genf  aufzuzwingen.  Die  Evangelischen  hatten  nämlich  auf 
der  Märztagsatzung,  wie  schon  bemerkt,  den  Beschluss 
gefasst,  sich  nur  dann  für  den  Schirm  des  Bistums  zu  ver- 
pflichten, wenn  die  Katholiken,  d.  h.  die  drei  katholischen 
Städte  ihrerseits  ein  Schutzbündnis  mit  Genf  eingehen  wür- 
den. De  Normandie  erinnerte  Bern  und  Zürich  im  Namen 
der  genferischen  Bündniskommission  an  diese  Abmachung, 
obwohl  diese  beiden  Stände  durchaus  nicht  die  Absicht 
hatten,  Genf  im  Stiche  zu  lassen.^) 

Bern  hatte  ganz  im  Gegenteil  seit  der  Heimkehr  de 
Normandies  am  Zustandekommen  des  Schirmwerkes  unab- 
lässig gearbeitet.  Besonders  war  der  Pannerherr  Johann 
Rudolf  Sinner  für  die  Interessen  Genfs  tätig  gewesen.  Im 
Dezember  1691  hatte  er  in  Solothurn  mit  dem  französischen 
Gesandten  Amelot  einen  neuen  Salzvertrag  für  Bern  ab- 
geschlossen und  dabei  Gelegenheit  gehabt,  mit  dem  dor- 
tigen Schultheissen  Franz  Suri  und  dem  Seckelmeister 
Johaqn  Ludwig  von  Roll  über  die  Gefahren  zu  sprechen, 
die  der  Schweiz  von  Frankreich  her  drohten.  Er  machte 
geltend,  dass  Genf,  jetzt  noch  eine  Wehr  und  ein  Schlüssel 
der  Eidgenossenschaft,  leicht  zu  einer  Feste  gegen  dieselbe 
werden  könnte  wie  Hüningen  und  Landskron.  Die  Tätigkeit 
Sinners  in  Solothurn  hatte  die  Einsetzung  einer  Geheim- 
gelischen Orte  gerichtet  und  bot  gegen  äussere  Feinde  wenig  Schutz. 
Im  Frühling  1691  beim  Ausbruch  des  zweiten  Koalitionskrieges  gegen 
Ludwig  XIV.  bewarb  sich  der  Bischof  zur  Sicherung  seines  Landes 
um  die  Aufnahme  in  die  Eidgenossenschaft,  suchte  dann  aber,  die 
Unmöglichkeit  der  Sache  einsehend,  im  Herbste  des  gleichen  Jahres 
wenigstens  mit  Bern,  Freiburg,  Solothurn  und  allenfalls  Luzern  ein 
Schirmwerk  zum  Schutze  gegen  die  gefährlichen  Kriegsstürme  zu 
Stande  zu  bringen.  Orte  und  Zugewandte,  S.  351  ff.  und  345  ff.  ')  P.  h. 
4872,  Mouralt  ä  Normandie,  25  Octobre  1691.  ^)  P.  h.  3872,  26  Octobre 
1691  et  Mouralt  ä  de  Normandie,  19  Novenibre  1691. 
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kommission  zur  Folge,  um  mit  Bern  und  Freiburg  wegen 
des  Schutzes  der  schweizerischen  Westgrenze,  d.  h.  der 
Erhaltung  Genfs,  Neuenbürgs  und  des  Bistums  im  Statusquo 
zu  konferieren.  Eine  solche  Kommission  wurde  auch  in 
Bern  und  hierauf  in  Freiburg  eingesetzt,  nachdem  Sinner 
die  zwei  amtierenden  freiburgi sehen  Schultheissen  für  diese 
wichtige  Sache  gewonnen  hatte. 

Vom  11. — 14.  Februar  1692  fand  zwischen  den  drei 
Städten  eine  Konferenz  zu  Aarberg  statt,  um  die  Frage 
der  Erhaltung  Genfs,  Neuenbürgs  und  des  Bistums  im 
Statusquo  zu  besprechen.  Um  den  französischen  Gesandten 
hinters  Licht  zu  führen,  war  als  Zweck  der  Zusammenkunft 
die  Besprechung  der  hohen  Kornpreise,  des  Ueberschwalls 
fremder  Bettler  u.  s.  w.  angegeben  worden.  Bei  der  Be- 
ratung zeigte  sich,  dass  Solothurn  fih  den  Schirm  des  Bis- 
tums, in  dem  es  einige  Dörfer  besass,  eifrig  eintrat,  sich 
dagegen  für  Genf  wenig  interessierte.  Freiburg  dagegen 
hatte  mehr  Neigung  für  eine  Verbindung  mit  Genf  als  mit 
dem  politisch  fernliegenden  Bistum  einzugehen.  Es  befürch- 
tete bei  einer  Allianz  mit  Genf  und  dem  Bistum  im  Falle 
einer  Bedrohung  der  Westgrenze  seine  Kräfte  zu  stark  zer- 
splittern zu  müssen.^)  Die  Konferenz  konstatierte,  dass  der 
Bischof  neuerdings  in  seinem  Eifer  für  das  Schirmwerk 
nachgelassen  hatte.  Um  ihm  wieder  die  Augen  zu  öffnen, 
sollte  Seckelmeister  von  Roll  auf  seiner  vorhabenden  Reise 
nach  Burgund  in  Pruntrut  die  Angelegenheit  zur  Sprache 
bringen  und  empfehlen  und  die  darüber  gemachten  Erwä- 
gungen auf  seiner  Rückreise  wieder  in  Erfahrung  bringen. 
Wenn  sich  die  Dispositionen  gebessert  hätten,  so  solle  er 
eine  Konferenz  mit  den  drei  Städten  vorschlagen,  wenn 
nicht,  so  würden  die  Städte  auf  anderem  Wege  dem  Ziele 
zusteuern.  2) 

Am  25.  März  fand  zu  Fraubrunnen  zwischen  Sinner 
und  Seckelmeister  von  Roll  eine  Unterredung  statt  über 
die  Verrichtungen  des  letztern  beim  Bischof  von  Basel  in 
Pruntrut.  Von  Roll  war  vor  acht  Tagen  in  Pruntrut  gewesen 


1)  P.  h.  3872,  Normandie  ä  Gautier,  7  Avril  1692.    ^)  Abschiede 
VI,  2,  No.  232. 
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und  hatte  sich  mit  dem  Coadjutor,  mit  dem  Bischof  und 
endhch  vor  einem  Ausschusse  über  seine  Mission  ausge- 
lassen. Nach  längerem  Gedankenaustausch,  während  wel- 
chem von  Roll  sich  über  die  Unsicherheit  des  Bistums  und 
die  freundhche  Disposition  der  drei  Städte  aussprach,  ver- 
ständigte man  sich  dahin,  dass  der  Coadjutor  in  eigener 
Person  nebst  einigen  Domherren  und  Räten  mit  genugsanier 
Instruktion  bei  einer  bald  festzusetzenden  Konferenz  sich 
einfinden  werde,  um  womöglich  unter  billigen  Bedingungen 
auf  Ratifikation  hin  einen  Schluss  zu  fassen.  Um  auch 
Freiburg  von  dem  günstigen  Resultate  der  Reise  des  Seckel- 
meisters  von  Roll  nach  Pruntrut  zu  unterrichten,  fanden 
die  beiden  Herren  eine  Zusammenkunft  Sinners  mit  dem 
Schultheissen  von  Lauten  an  der  Sense  für  notwendig.  Von 
Roll  wies  seinen  Kollegen  ein  Gutachten  der  Geheimräte 
von  Solothurn  vor,  welches  folgende  Vorschläge  machte: 

1.  Nach  dem  Inhalt  des  Abschiedes  von  Aarberg  soll 
auch  Luzern  zum  Beitritt  eingeladen  und  dessen  allfälliger 
Abneigung  entgegengearbeitet  werden.  Schultheiss  Besenval 
von  Solothurn  wird  deshalb  den  Schultheissen  Dürler  zu 
einer  Unterredung  nach  St.  Urban  bescheiden  und  ihn  für 
das  Vorhaben  zu  gewinnen  suchen. 

2.  Wenn  durch  diese  Verrichtung  des  Schultheissen 
von  Besenval  die  Dinge  in  Luzern  einen  glücklichen  Aspekt 
gewinnen  sollten,  erfolgt  eine  vierstädtische  genauere  Unter- 
redung in  St.  Urban  und  nachhei*  eine  Konferenz  mit  dem 
Bischof  von  Basel  in  Biel. 

3.  Um  dieser  Konferenz  in  Biel  einen  rascheren  und 
fruchtbareren  Verlauf  zu  geben,  machen  die  Geheimräte 
von  Solothurn  einen  Bündnisvorschlag,  für  welchen  der 
Genferbund  mit  Zürich  von  1584  zum  Vorbild  genommen 
wird.i) 

So  weit  waren  die  Dinge  fortgeschritten,  als  es  Bern- 
hard von  Muralt  an  der  Zeit  hielt,  dass  Genf  nun  mit  seiner 


')  Abschiede  VT,  2,  No.  232,  g,  2.  Selbstverständlich  wäre  diese 
Allianz  mit  dem  Bistum  ihrerseits  wieder  ein  Vorbild  gewesen  für 
das  Bündnis  mit  Genf. 
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Bündnisbewerbung  eingreife.  ^  De  Normandie  musste  neuer- 
dings die  schwierige  Mission  auf  sich  nehmen,  obwohl  Be- 
scheidenheit und  Zweifel  in  das  Gelingen  ihn  die  Wahl 
einer  andern  Person  wünschen  Hessen.  „Mes  connoissances 
politiques  sont  trop  bornees  pour  une  affaire  de  cette  im- 
portance/'  schrieb  er  an  Muralt.  2)  Aus  den  Instruktionen, 
die  die  Regierung  de  Normandie  erteilte,  geht  hervor,  dass 
auch  sie  am  Erfolge  zweifelte.  Schon  häufig  hätten  ihre 
Vorfahren  eine  Allianz  mit  den  Kantonen  gewünscht,  „et 
s'ils  n'ont  pas  ete  assez  heureux  de  parvenir  ä  leurs  fins 
par  le  malheur  des  conjonctures,  nous  voyons  par  nos  Re- 
gistres  (Ratsregister)  que  nosdits  allies  les  ont  toujours 
exhorte  de  ne  pas  rebutter,  dans  l'esperance  que  la  Provi- 
dence  en  suseiteroit  quelque  iour  de  plus  heureuses."  Zwei 
Punkte  dieser  Instruktion  zeigen,  mit  welcher  politischen 
Weitsichtigkeit  die  genferi sehen  Magistrate  die  Lage  der 
Dinge  überschauten.  So  wird  erstens  die  Wichtigkeit  der 
Erhaltung  Genfs  mit  folgenden  Worten  hervorgehoben: 
„Cette  place  ne  pourroitpas  tomber  soubs  une  autre  Puissance 
Sans  exposer  tous  les  Cantons  quoy  que  les  uns  plus,  les 
autres  moins ;  en  teile  maniere  qu'on  peut  dire  que  la  con- 
servation  du  repos  de  la  Suisse  est  comme  inseparable  de 
la  subsistance  de  Geneve  dans  Tetat  ou  eile  est.'*  Die 
Schwierigkeiten  wegen  der  Verschiedenheit  der  Konfessionen 
widerlegt  die  Instruktion  auf  folgende  Weise:  „D'ailleurs 
le  bien  et  le  salut  de  l'Estat  doibt  tousiours  etre  la  sou- 
veraine  Loy,  en  teile  maniere  que  si  des  Estats  quoy  que 
faisans  Profession  de  difierentes  Religions  trouvent  leur 
repos  et  leurs  avantages  reciproques  dans  des  aUiances  et- 
(jonfoederations,  ils  n'hesitent  iamais  de  les  contracter.  Ce 
qui  se  passe  auiourd'huy  dans  le  monde  nous  en  fournit 
de  grands  exemples.  L'on  void  d'un  coste  le  Roy  Tres 
Chretien  de  bonne  inteUigence  avec  le  Grand  Seigneur-^) 
et  de  l'autre  tant  de  Puissances  alliees  dans  une  parfaite 
Union  quoy  que  de  difierentes  Religions." 

1)  P.  h.  :i872,  Moiiralt  k  de  Normandie,  24  Mars  1692.  ^)  P.  h. 
3872,  Normandie  ä  Mouralt,  22  Mars  1092.  „Le  Grand  Seigneiir" 
ist  der  Sultan.    *)  P.  h.  3872,  Instruction  ä  Mr.  de  Normandie. 
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Gegen  die  Mitte  des  Monats  April  1692  begab  sich 
de  Nomiandie  nach  Bern  und  fast  gleichzeitig  fielen  die 
Würfel  zu  Ungunsten  des  Schirmwerkes,  für  das  er  seine 
ganze  Energie  eingesetzt  hatte.  Nämlich  in  der  ersten  Hälfte 
April  fand  den  Abmachungen  von  Fraubrunnen  zufolge  in 
Uffhusen  bei  Huttwil  eine  Zusammenkunft  des  Schultheissen 
Besenval  mit  dem  Schultheissen  Dürler  statt.  Dürler  er- 
klärte, dass  Luzern  weder  mit  dem  Bistum  noch  mit  Genf 
ein  Schutzbündnis  eingehen  wolle.  ^)  Durch  diese  schroffe 
Haltung  Luzerns  kam  auch  Freiburg  ins  Wanken  und  Bern 
rief  deshalb  ohne  Zeitverlust  eine  Konferenz  der  drei  Städte 
zusammen,  um  die  unbeständigen  Fi'eiburger  wieder  um- 
zustimmen. De  Normandie  forderte  die  Herren  von  Bern 
mit  feurigen  Worten  auf,  ja  nichts  zu  versäumen,  um  das 
bedroht'"  Schirmwerk  zu  retten.  Er  meinte,  wenn  man  jetzt, 
wo  infolge  des  Gleichgewichtes  zwischen  Frankreich  und 
den  Alliierten  die  Konjunkturen  günstig  seien,  das  Bündnis 
nicht  zu  Stande  bringe,  dann  sei  es  um  dasselbe  für  alle 
Zeiten  geschehen.  „Si  nous  (Genevois)  laissions  echapper 
l'occasion  de  nous  fortifier  par  des  alliances  dans  les  con- 
ionctures  presentes,  nous  n'en  recouurerons  iamais  les  moiens, 
puisque  ce  n'est  que  dans  l'equilibre  ou  sont  les  affaires 
tant  de  la  France  que  des  AUies,  que  nous  trouuerons  les 
dispositions  fauorables  et  les  obstacles  plus  faciles  a  leuer. 
Et  la  plus  forte  raison  que  i'ay  cru  leur  (ä  Messieurs  de 
Berne)  deuoir  mettre  en  auant,  et  qui  m'a  paru  les  plus 
toucher,  est  que  de  quel  cote  que  les  euenemens  de  la 
guerre  facent  pancher  la  balance,  notre  dessein  trouuera 
des  oppositions  qui  en  empecheront  infailliblement  le  succes. 
Si  la  France,  leur  dis-ie,  est  victorieuse,  bien  loin  de  fauo- 
riser  notre  entreprise,  eile  se  seruira  de  l'occasion  qu'elle 
aura  en  main  de  brider  la  Suisse  et  sur  tout  le  Canton  de 
Berne,  qui  est  le  plus  puissant  et  celui  qu'elle  craint  le 
plus  ....  D'un  autre  cote  le  succes  des  armes  Des  AUies 
ne  nous  est  pas  plus  fauorable,  puisque  le  Duc  de  Sauoie, 
qui  en  profiteroit,  ne  manqueroit  pas  de  s'opposer  a  ce  que 
nous  ne  vinssions  a  bout  de  ces  Alliances,  aiant,  (par)  ses 

^)  Abschiede  VI  2,  No.  232,  Anmerkung  3  zu  g. 
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pretentions  sur  Geneue,  le  pais  de  Vaud,  et  les  terres  sur 
lui  conquises  par  Fribourg,  un  Interest  tout  particulier 
D'empescher  qu'une  union  plus  estendue,  ne  le  mist  hors 
d'Estat  de  faire  reuiure  ses  pretentions  .  .  .  .i) 

Diese  Auseinandersetzungen  blieben  nicht  ohne  Wir- 
kung; aber  den  Bernern  fiel  es  trotz  ihres  energischen 
Vorgehens  nicht  leicht,  das  abtrünnige  Freiburg  zum  Be- 
suche einer  weitern  Konferenz  zu  bestimmen.  Diese  konnte 
erst  am  29.  April  zu  Aarberg  abgehalten  werden.  Die  drei 
Städte  beschlossen,  einstweilen  auch  ohne  Luzern  mit  Genf, 
dem  Bistum  und  eventuell  Neuenburg  ein  Schirm  werk  auf- 
zustellen. Die  Geheimräte  in  den  drei  Städten  sollen  das 
Resultat  ihrer  bisherigen  Tätigkeit  unter  Diskretion  den 
Regierungen  mitteilen.  Wenn  diese  sich  in  zustimmendem 
Sinne  aussprechen,  so  tritt  die  Konferenz  abermals  zusammen, 
um  die  nötigen  Mittel  und  Gedinge  für  das  Bündnis  mit 
Genf,  dem  Bistum  und  Neuenburg  festzusetzen  und  zunächst 
die  mit  dem  Bischof  vereinbarte  Zusammenkunft  in  Biel 
anzuberaumen.-)  Um  die  Sache  eher  zum  Ziele  zu  führen, 
wird  sie  zuerst  in  den  ihr  günstig  gestimmten  Räten  Berns 
und  Solothurns  zur  Sprache  kommen  und  dann  das  Re- 
sultat der  mehr  ablehnenden  Regierung  Freiburgs  zugestellt 
werden.-^) 

Am  10.  Mai  erhielt  Sinner  ein  Schreiben  von  Seckel- 
meister  Johann  Ludwig  von  Roll,  wornach  der  Kleine  und 
Grosse  Rat  von  Solothurn  mit  den  Beschlüssen  von  Aar- 
berg sich  einverstanden  erklärten  und  ohne  Zeitverlust  die 
Ausführung  derselben  verlangten."^)  Um  Freiburg,  dem  be- 
sonders ein  Bündnis  mit  dem  Bischof  zuwider  war,  aus 
diesem  Grunde  nicht  zu  einer  abschlägigen  Antwort  zu 
veranlassen,  schlug  de  Normandie  vor,  es  solle  sich  Zürich 
an  Stelle  dieses  Ortes  für  den  Schirm  des  Bistums  ver- 
pflichten, sodass  Freiburg  nur  den  Schutz  Genfs  auf  sich  zu 
nehmen  gehabt  hätte.  Aber  dieser  (iedanke  erwies  sich  als 


P.  h.  3872,  Normaiulio  ä  (Uuitior,  14  Avril  et  17  Avril  IGiVi. 
')  AbschicHlo  Vi,  2,  No.  235.  ')  P.  h.  3872,  Noniumdio  ä  (Jautier,  21  Avril 
1692.       F.  h.  3872,  Normandie  a  Gautier,  1  Mai  1692. 
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unausführbar.  1)  Am  1.  Juni  kam  endlich  der  Brief  des 
Schultheissen  Heid  in  Bern  an.  De  Normandie  hatte  in 
höchster  Spannung  den  Boten  erwartet;  aber  der  Inhalt 
des  Schreibens  enttäuschte  ihn  bitter.'^)  Im  Grossen  Rate 
Freiburgs  waren  nämlich  am  29.  Mai  folgende  Beschlüsse 
gefasst  worden: 

1.  Wenn  Luzern  zum  Mithalten  zu  vermögen  ist,  so 
erklärt  sich  Freiburg  bereit,  mit  den  drei  Städten  beim 
französischen  Gesandten  vorstellig  zu  werden,  dass  Neuen- 
burg nicht  von  der  Krone  annexiert  werde,  sondern  den 
nächsten  Erben  der  Frau  von  Nemours  zukomme.'') 

2.  Fi'eiburg  lässt  sich  ohne  Zustimmung  der  V  Orte 
in  ein  beschwerliches  Bündnis  mit  dem  Bistum  nicht  ein. 

3.  Freiburg  wäre  bereit,  das  alte  Burgrecht  mit  Genf 
zu  erneuern,  da  aber  dieser  Punkt  mit  dem  vorigen  konnex 
ist,  so  bleibt  die  Beratung  darüber  einstweilen  eingestellt.^) 

Damit  hatte  B^eiburg  dem  Defensivbündnis,  auf  das 
man  so  viel  Hoffnung  setzte,  den  Todesstoss  gegeben.  Aber 
sowohl  in  Bern  als  auch  in  Genf  richtete  sich  der  darüber 
empfundene  Groll  wenigei'  gegen  Freiburg  als  gegen  Frank- 
reich, das  durch  seine  geheime  Agitation  das  Schirmwerk 
zu  Falle  gebracht  hatte.  ,/Il  n'est  que  trop  uisible,"  schrieb 
Normandie  am  22.  Mai  a.  K.  an  Gautier,  „que  tout  et  les 
demarches  de  ces  Cantons  (Fribourg  et  Soleur)  et  des  autres 
Catholiques  ne  se  font  que  par  Torgane  de  Mr.  Amelot, 
cet  Abscheid  (la  decision  de  I^  ribourg)  en  est  une  tres  forte 
preuue;  car  ie  ne  crois  pas  ces  Mrs.  de  Fribourg  asses  adroits 

1)  P.  h.  3872,  Normandie  ä  Gaiitier,  1  et  5  Mai  1692.  2)  P.  h. 
3872,  Normandie  ä  Gantier,  22  Mai  1692.  '■')  Da  die  Familie  Long-ueville 
am  Aussterben  war,  befürchtete  man  eine  Annexion  Neuenbürgs  durch 
Frankreich.  Um  dies  zu  hindern,  hatte  Bern  ein  Schirmvertrag  mit 
diesem  Fürstentum  im  Auge,  sodass  es  zu  drei  gesonderten  Bünd- 
nissen mit  Genf,  Neuenburg  und  dem  Bistum  gekommen  wäre.  In 
der  Frage  der  Nachfolge  trat  Bern  für  die  Herzogin  von  Nemours 
oder  deren  nächste  Erben  und  nicht  für  deren  Rivalen,  den  Prinzen 
von  Conti,  ein,  um  damit  das  Fürstentum  bei  der  „schwächern  Hand" 
zu  erhalten.  Freiburg  machte  also  Bern  eine  kleine  Konzession;  denn 
die  Katholiken  waren  für  den  Prinzen  von  Conti  eingenommen.  Orte 
und  Zugewandte  S.  439  ff.       Abschiede  VI,  2,  No.  235,  a. 
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pour  auoir  pris  de  leur  chef  les  resolutions  qui  y  sont  con- 
tenues,  et  cette  esperance  qu'on  y  laisse  tant  pour  Geneue 
que  pour  Neufcliatel,  mais  apres  des  Conferences  qui  se  feront 
a  loisir;  tout  cela  part  a  mon  sens  D'une  plus  habile  teste 
que  Celles  des  Magistrats  de  ce  Canton/'  ^)  Ein  weiteres 
Verfolgen  der  Angelegenheit  war  nun  zwecklos,  und  de 
Normandie  wurde  von  der  „chambre  secrette'%  die  ihm  trotz 
des  Misserfolges  für  seine  Tätigkeit  verdientes  Lob  aus- 
sprach, nach  Hause  berufen. 

De  Normandie  hatte  sich  nicht  geirrt,  wenn  er  Frank- 
i'eich  für  das  Zerschlagen  der  genferischen  Bündnisbewer- 
bung verantworthch  machte.  Als  Ludwig  XIV.  im  Herbst 
1 69 1  von  den  Plänen  Berns,  die  kleinen  Weststaaten  Genf, 
Neuenburg  und  das  Bistum  durch  Schirmverträge  enger 
an  die  Eidgenossenschaft  anzuschliessen,  Kunde  bekam, 
empfahl  er  seinem  Gesandten,  die  Schwierigkeiten,  die  sich 
dem  Abschluss  von  Schutzbündnissen  zwischen  diesen  drei 
Ländchen  und  den  Orten  entgegenstellen  würden,  nicht 
wegzuräumen.  Nach  dem  strikten  Sinne  dieser  Instruktion 
hätte  Amelot  einfach  passiv  bleiben  sollen.  Wenn  er  aber 
trotzdem  in  den  Gang  der  Dinge  eingriff,  so  war  zum  grossen 
Teil  die  vei'j'äterische  Haltung  des  Schultheissen  Dürler 
daran  schuld.  Auf  der  Märztagsatzung  1691  hatte  dieser 
dem  Schultheissen  Escher  versprochen,  das  Seine  zu  tun, 
um  den  Rat  von  Luzern  für  ein  Schutzbündnis  mit  Genf 
zu  gewinnen.  Als  ihm  Escher  später  diesbezüglich  schrieb, 
hielt  es  der  edle  Patriot  für  angezeigt,  den  französischen 
Gesandten  um  seine  Meinung  zu  befragen.  Amelot  merkte 
wohl,  dass  sich  Dürler  ihm  damit  sozusagen  zur  Verfügung 
stellte,  und  er  kam  auf  den  Gedanken,  vermittelst  dieses 

1)  P.  h.  3872,  Normandie  ä  Gautier,  22  Mai  1G02.  De  Norman- 
die war  hauptsäciilich  deswegen  auf  den  Gedanken  gekommen,  dass 
der  französische  Gesandte  Freiburg-  zu  der  abschlägigen  Antwort  ge- 
bracht hatte,  weil  er  beim  üeffnen  des  freiburgisclu'ii  Postpaketes  in 
Bern  drei  Briefe  dos  Schultheissen  H(M(1  an  dei'  Schriri  und  am  Siegel 
dieses  Herrn  erkannte.  Das  eine  dieser  drei  Sdiiciben,  die  nach  der 
Ansicht  de  Normandie's  über  die  Preiburgerbeschlüsse  Aufschluss 
gaben,  war  an  Bern,  das  zweite  an  Amelot  und  das  dritte  an  Dürler 
gerichtet.    P.  h.  3992,  22  Mai  1692. 
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einfiussreichen  Mannes  die  katholischen  Orte  unter  der  Hand 
von  den  angeregten  Schirmverträgen  mit  Genf  und  den 
zwei  andern  Grenzstaaten  abzubringen.')  „J'agirai  .  .  .  dans 
ce  qui  regarde  l'incorporation  de  plusieurs  Estats  voisins 
dans  l'union  heluetique  de  la  maniere  que  je  croirai  la  plus 
propre  a  en  detourner  les  succes  sans  les  cantons  puissent 
s'aperceuoir  qu'on  j  forme  aucun  obstacle  de  la  part  de 
Vostre  Majeste."  -)  Aber  nicht  nur  Dürler,  sondern  auch  die 
Magistrate  von  Freiburg  und  Solothurn  waien  grösstenteils 
devote  Diener  Frankreichs.  So  erlaubte  sich  Amelot,  den 
freiburgischen  und  solothurnischen  Gesandten  auf  die  Kon- 
ferenz nach  Aarberg  den  Auftrag  zu  geben,  Bern  unter 
Androhung  der  Rache  Frankreichs  zu  einem  freundlichen 
Betragen  gegen  diese  Macht  zu  ermahnen.-^) 

Da  die  Aarbergerkonferenz  trotzdem  ein  günstiges  Re- 
sultat ergab,  machte  er  den  König  auf  den  Nachteil  auf- 
merksam, den  ein  Anschluss  Genfs  an  die  Eidgenossen- 
schaft hätte.  Amelot  meinte,  man  müsste  in  diesem  Falle 
die  Eroberung  Genfs  durch  Bern  und  Einfälle  der  Alliierten 
von  der  Rhonestadt  aus  nicht  mehr  befürchten;  dagegen 
könne  es  den  Interessen  des  Königs  nicht  entsprechen,  dass 
die  politische  Stellung  der  kleinen  Republik  eine  andere 
werde.  „Ainsi  je  croy  qu'il  est  mieux  de  m'appliquer  a 
destourner  sous  main  tout  ce  qui  iroit  a  unir  pour  toujours 
la  ville  de  Geneve  aux  Cantons."^)  Der  König  ging  auf 
die  Ausführungen  von  Amelot  ein.  Er  erklärte  sich  sogar 
bereit,  die  halben  Kosten  der  Genfergarnison  auf  sich  zu 
nehmen,  wenn  damit  das  Zustandekommen  des  Schirm- 
werkes verhindert  werden  könne  und  empfahl  seinem  Ge- 
sandten, dasselbe,  wenn  es  doch  zu  stände  kommen  sollte, 
wo  möglich  auf  kurze  Zeit  zu  beschränken.^) 

Damit  war  Amelot  zum  Eingreifen  aufgefordert.  Zu- 
nächst wandte  er  sich  an  den  Schultheissen  von  Baden, 


G.  V.  A.  1691,  25  Novembre,  Amelot  au  Roy,  IV,  73  a  et  b. 
^)  G.  V.  A.  1Ü9I,  16  Decembre,  Amelot  au  Roy,  IV,  79  a.  G.  v.  A. 
1692,  10  Fevi'ier,  Amelot  au  Roy,  V,  14  b.  ^)  G,  v.  A.  1692,  9  Mars, 
Amelot  au  Roy,  V,  28.    ^)  G.  v.  A.  1692,  9  Avil,  Louis  ä  Amelot,  II,  19. 
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Kaspar  Ludwig  SchnorffV)  dessen  Bruder  Franz  Bernhard 
Domherr  im  Kapitel  des  Bistums  Basel  war  und  der  durch 
seinen  grossen  Einfluss  den  Bischof  von  dem  Schirmwerk 
abspenstig  machen  sollte.  Gleichzeitig  legte  er  den  Frei- 
burgern  und  Solothurnern  nahe,  sich  erst  dann  mit  Genf 
einzulassen,  wenn  ihnen  Bern  wegen  den  Streitigkeiten,  die 
die  Schiffahrt  auf  der  Aare,  die  Zölle  und  andere  Dinge 
betrafen,  Satisfaktion  gegeben  hätte.  Er  sandte  eine  seiner 
Kreaturen,  den  Herrn  Baron,  nach  Freiburg,  um  den  Schult- 
heissen  Franz  Phihpp  von  Lauten  zu  bearbeiten.  Baron 
stellte  ihm  vor,  dass  das  Bistum  durch  ein  solches  Schutz- 
bündnis weder  gegen  Frankreich,  noch  gegen  das  Reich 
mehr  geschützt  sei.  Luzern  und  die  übrigen  katholischen 
Orte  werde  man  durch  diese  neue  Allianz  aufs  Höchste 
beleidigen ;  denn  sie  richte  in  Wirklichkeit  ihre  Spitze  gegen 
das  Bündnis,  das  katholischerseits  1579  zum  Schutze  der 
Religion  mit  dem  Bischof  geschlossen  wurde.  Nachdem 
Bern  die  zwei  Orte  P'reiburg  und  Solothurn  durch  neue 
Bande  an  sich  gefesselt  habe,  könne  es  sie  noch  schonungs- 
loser behandeln  und  seinem  Mutwillen  und  seinen  Leiden- 
schaften noch  kecker  folgen.  Bei  drohender  Gefahr  werde 
Bern  soviel  Truppen  nach  Genf  und  nach  dem  Bistum  ver- 
legen, dass  es  in  seiner  Macht  stehe,  die  einte  oder  andere 
Kriegspartei  nach  Belieben  zu  unterstützen.  Würden  aber 
die  Allianzbestimmungen  allen  drei  Orten  gleich  viel  Hilfs- 
truppen auferlegen,  dann  wäre  Bern  nicht  zu  gut,  seine 
zwei  Nachbaren  jeden  Augenblick  zu  allarmieren  und  sie 
durch  immerwährende  Besatzungen  zu  schwächen.  Bern 
wolle  später  auch  Zürich,  Basel  und  Schaffhausen  in  das 
Bündnis  mit  Genf  und  dem  Bistum  aufnehmen,  während 
Luzern  und  die  übrigen  katholischen  Orte  nie  in  dasselbe 
eintreten  würden.  Die  Evangelischen,  die  jetzt  schon  an 
Macht  überlegen  seien,  würden  es  in  Sachen  Genfs  und 
des  Bistums  '^)  auch  noch  durch  die  Stimmenzahl. 

Diese  Gründe  gegen  das  Schirmwerk  waren,  wenn  sie 
der  Wirklichkeit  auch  nicht  entsprachen,  so  glücklicli  ge- 

')  Leu  XXl,  421.  Neiionbui-o'  wird  nicht  erwähnt.  G.  v.  A. 
1692,  20  Avril,  Aniolot  tiii  Roy,  V,  27. 
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wählt,  dass  sie  den  Fanatismus  und  das  Misstrauen  der 
Katholiken  aufs  Höchste  steigern  mussten.  Schultheiss  von 
Lauten  versicherte  den  französischen  Gesandten,  er  werde 
in  der  Allianzangelegenheit  den  kundgegebenen  Ansichten 
entsprechend  handeln.^)  Weniger  Wirkung  hatte  die  Be- 
redtsamkeit  von  Amelot  auf  den  Schultheissen  Besenval 
von  Solothurn,-)  denn  wenn  der  Kleine  und  Grosse  Rat 
dieser  Stadt  die  Beschlüsse  der  iVarbergerkonferenz  geneh- 
migte, so  war  dies  sein  Verdienst.  Um  die  evangelischen 
Orte  hinter  das  Licht  zu  führen,  gab  Amelot  jedermann, 
der  ihn  wegen  des  Schirmwerkes  befragte,  die  Erklärung 
ab,  dass  er  das  Zustandekommen  desselben  unterstütze. 
„Je  dis  ä  tous  ceux  qui  m'en  parlent  que  c'est  aux  Can- 
tons  ä  prendre  les  mesures  qui  leur  paroistront  les  plus 
convenables  pour  leur  repos  et  pour  la  surete  de  leur  voi- 
sinage,  et  que  V.  M.  verra  toujours  avec  plaisir  tout  ce 
qui  conduira  ä  cette  fin.""^) 

Die  Intriguen  von  Amelot  wurden  am  Hofe  noch  weiter 
gesponnen  und  er  erhielt  von  dort  aus  den  Auftrag,  beim 
Gesandten  des  Kaisers  die  Meinung  zu  erwecken,  als  ob 
er  die  Negotiationen  für  das  Defensivbündnis  Genfs  und 
des  Bistums  unterstütze,  „et  il  y  a  bien  de  l'apparence  que 
toute  la  honte  du  mauvais  succes  tombera  sur  luy  (le  baron 
de  Neveu),  et  que  la  ville  de  Geneue  et  TEuesque  de  Basle 
n'auront  a  se  plaindre  que  contre  ce  Ministre,  des  difficultes 
qui  se  rencontreront  ä  leur  union  au  corps  heluetique." 
Amelot  gelang  es  in  der  Tat,  den  Grafen  Franz  Nikolaus 
von  Neveu,  sowie  den  savoyisshen  und  niederländischen 
Gesandten,  Solaro  di  Govone  und  Peter  Valkenier,  hinter 
das  Licht  zu  führen.  Als  sie  vernahmen,  dass  Frankreich 
für  das  Schirmwerk  eintrete,  arbeiteten  sie  mit  Nachdruck 
gegen  das  Zustandekommen  desselben.  Ludwig  XIV.  lachte 
sich  ins  Fäustchen  und  erklärte  seinem  Gesandten :  „Je 
suis  bien  aise  d'apprendre  que  le  Baron  (de  Neveu)  continue 
d'employer  ses  soins  a  empescher  l'union  de  (l'Eveche  de 

')  G.  V.  A.  1692,  27  AvriJ,  Amelot  au  Roy,  V,  28  G.  v.  A. 
27  Avril,  Amelot  au  Roy,  V,  28.  Ebenda.  ^)  G.  v.  A.  1692,  Mai, 
Extrait  d'une  lettre  du  Sr.  Schnorf,  advoye  de  la  ville  de  Bade,  IV,  6. 
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Basle  et  de  la  ville  de  Geneue)  au  corps  heluetique,  et  je 
m'assure  que  vous  ne  feres  de  vostre  coste  que  les  demarches 
qui  vous  soient  necessaires  pour  le  mieux  persuader  que 
vous  prenes  quelque  interest  au  sucees  de  cette  union,  sans 
rien  faire  neamoins  qui  la  puisse  auaneerJ)  So  weit  ging 
der  Erfolg  der  französischen  Intriguen  allerdings  nicht; 
denn  sowohl  in  Bern  als  auch  in  Genf  wusste  man  gar 
wohl,  dass  Amelot  und  nicht  der  Graf  von  Neveu  am 
Scheitern  des  Schirmwerkes  schuld  war.-) 

Im  Jahr  1696  machte  Genf  neuerdings  Anstrengungen, 
mit  Frei  bürg,  Solothurn  und  Luzern  ein  Schutzbündnis 
abzuschhessen.  Die  Veranlassung  dazu  gab  besonders  Bern; 
denn  dieser  Stand  hätte  die  grossen  Kosten  für  die  Erhal- 
tung einer  Besatzung  in  Genf  lieber  nicht  allein  getragen. 
„Weilen  aber  der  Nervus  aller  Dingen  gellt  ist.  Und  die 
Erfahrung  bezeuget,  dass  dieses  Metall  auch  die  schwärsten 
Sachen  liecht  gemacht",-^)  sollten  diesmal  die  hauptsäch- 
lichsten Magistrate  der  drei  katholischen  Städte  durch  Be- 
stechung gewonnen  werden.  Aber  in  Genf  hielt  man  die 
Zeit  für  ungünstig,  weil  der  König  und  der  Herzog  nun 
ausgesöhnt  waren  und  deshalb  gemeinsam  gegen  das  Schirm- 
werk vorgehen  konnten.  Auch  hatten  die  Genfer  wenig 
Lust,  ohne  mit  einiger  Sicherkeit  auf  Erfolg  rechnen  zu 
dürfen,  100,000  Franken  zu  opfern.  So  zerschlugen  sich  die 
Verhandlungen,  die  zwischen  Bern  und  Genf  in  Gang  ge- 
kommen waren,  und  „ist  darauff  das  Geschäfft  an  sein  Ohrt 
in  die  Genffer-Truken  gelegt  worden."^) 


')  G.  V.  A.  1692,  22  Mai,  Louis  ä  Amelot,  II,  23.  ^)  Wenn  Prof. 
Oechsli  in  seiner  Arbeit  „Orte  und  Zugewandte"  das  Zerschlagen  der 
genferischen  Bündnisbestrebungen  lediglich  dem  Nuntius,  dem  Grafen 
von  Neveu  und  den  katholischen  Orten  zur  Last  legt,  so  ist  dieses 
Urteil  wenigstens  für  die  hier  in  Botr-aclit  kommende  Zeit  nicht  ge- 
rechtfertigt. '■')  Gb.  E.  S.  126.  ')  Gb.  E.  S.  29  ff.,  33  ff.,  37  ff.,  41  ff. 
und  125  ff.  R.  d.  C.  1696,  p.  198  ss.,  201.  202,  216,  305,  368  ss.,  372  ss., 
378  ss.,  399  ss.,  433  ss.,  439  et  459.   Abschiede  VI,  2,  No.  336,  n. 
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3.  Frankreich  sucht  die  Kantone  zur  Vermittlung  eines  Friedens 
zu  veranlassen,  indem  es  sie  wegen  eines  geplanten  Ueberfalls 
der  Stadt  Genf  durch  die  Alliierten  allarmiert. 

Ludwig  XIV.  hatte  das  Bestreben,  den  abgefallenen 
Herzog  Viktor  Amadeus  IL  wieder  zu  gewinnen,  um  den 
Krieg  im  Südosten  seines  Landes  zum  Stillstand  zu  bringen, 
und  alJe  Kräfte  in  Flandern  und  am  Rhein  verwenden  zu 
können.  Die  Vertreibung  Jakob  II.  aus  Irland  und  das 
Eingreifen  Wilhelm  III.  in  den  festländischen  Krieg,  das 
Niederwerfen  der  Türken  bei  Salankemen,  wodurch  dem 
Kaiser  neue  Kräfte  gegen  Frankreich  frei  wurden  und  ganz 
besonders  der  Tod  des  unersetzlichen  Louvois ')  liessen  ver- 
muten, dass  Frankreich  allmählich  den  anstürmenden  Fein- 
den erliegen  müsse.  Ludwig  XIV.  sah  sich  deswegen  nach 
Bundesgenossen  um  und  dachte  an  den  ungetreuen  Herzog. 
Gleichzeitig  mit  dem  savoyiscben  Frieden  erstrebte  Frank- 
reich eine  Neutralisation  der  italienischen  Staaten,  um  auch 
von  dieser  Seite  nicht  mehr  beunruhigt  zu  werden.-)  Der 
Herzog  aber  ging  nur  dann  auf  einen  Frieden  ein,  wenn 
die  Bedingungen  sehr  günstig  waren  und  durch  eine  dritte 
Macht  garantiert  wurden.  Eine  Vermittlung  und  eine  Garan- 
tie des  Friedens  konnte  jedoch  von  niemand  so  gut  über- 
nommen werden  wie  von  den  neutralen  Eidgenossen.  Sie 
hatten  an  den  Kriegen  Ludwig  XIV.  nicht  teilgenommen 
und  ihre  Mediation  konnte  deshalb  am  ehesten  Vertrauen 
einflössen.  Zudem  errang  Frankreich  einen  bedeutenden 
politischen  Erfolg,  wenn  sich  die  Eidgenossen  auf  dieses 
Glatteis  locken  liessen.  Hatte  ihre  Vermittlung  nämlich 
Erfolg,  so  bekam  der  König  am  Herzog  einen  nicht  zu 
unterschätzenden  Bundesgenossen,  wenn  sie  aber  misslang, 
dann  waren  sie  an  ihrer  Ehre  so  gekränkt,  dass  sie  viel- 
leicht in  den  Krieg  hineingezogen  werden  konnten.  Frank- 
reich hatte  besonders  das  Letztere  im  iVuge ;  denn  Ludwig 
XIV.  erklärte,  es  sei  nicht  seine  Absicht,  die  Orte  in  den 
savoyischen  Krieg  hineinzuziehen.-^) 

Am  16.  Juli  1691.        G.  v.  A.  1692,  2  Mars,  Araelot  au  Roy, 
V,  18  b  et.  c.    -^j  G.  V.  A.  1692,  7  Fevrier,  Louis  ä  Anielot,  II,  9. 
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Der  König  bot  zunächst  den  Eidgenossen  die  Mediation 
direkt  an.  Da  diese  auf  das  Anerbieten  nicht  eingingen, 
suchte  er  ein  Mittel,  um  sie  sozusagen  zu  zwingen.')  Die 
französische  Diplomatie,  an  Intriguen  nicht  verlegen,  streute 
das  Gerücht  aus,  es  wollen  sich  die  Alliierten  im  Namen 
und  Auftrag  des  Herzogs  der  Stadt  Genf  bemächtigen,  um 
ihn  durch  diesen  Liebesdienst  in  ihrer  Mitte  zu  erhalten. 
Damit  wollte  man  besonders  die  evangelischen  Orte  für 
die  Mediation  gewinnen;  denn  die  Führer  der  Katholiken 
und  ganz  besonders  Dürler  waren  bereit,  auf  die  Wünsche 
Frankreichs  einzugehen.  Dürler  erkundigte  sich  sogar  beim 
französischen  Gesandten,  ob  er  sich  in  dieser  Angelegenheit 
nützlich  machen  könne. 2)  Lieber  den  Gang  der  Intrigue 
äusserte  sich  der  König  zu  Amelot:  .,J'ay  fait  ecrire  au 
8r.  d'Iberville  de  dire  aux  Magistrats  de  Geneue,  que  je 
suis  bien  informe  du  dessein  que  mes  Ennemis  ont  forme 
sur  leur  ville,  Et  qu'il  est  de  la  prudence  des  d.  Magistrats 
de  prendre  les  precautions  necessaires  pour  leur  surete.  Je 
luy  ordonne  aussy  de  vous  ecrire  une  lettre  ostensible  sur  ce 
sujet.  Et  mon  Intention  est  que  vous  fassies  entendre  aux  Can- 
tons  (et  mesme  au  Sr.  Escher  que  j'auois  desja  receu  cet  auis, 
et  que  je  suis  bien  auerty  que  (mes  ennemis  font  esperer  au  duc 
de  Sauoye,  pour  l'empescher  de  s'accommoder  auec  moy,  qu'ils 
le  rendront  bientost  maistre  de  lad.  ville).  Mais  que  je  m'assure 
que  les  Cantons  qui  ont  un  si  notable  interest  a  s'y  opposer, 
jjrendront  (ou  entr'  eux  ou  auec  moy),  toutes  les  mesures 
necessaires  pour  preuenir  l'execution  de  ce  dessin. "  4) 


')  Ebenda  und  Louis  ä  Amelot,  29  Pevrier,  II,  12.  G.  v.  A. 
1692,  2  Mars,  Amelot  au  Roy,  V,  18  b  et  e.  Escher,  der  mit  Amelot 
in  Korrespondenz  stand,  sollte  wegen  der  geplanten  Einnahme  Genfs 
besonders  benachrichtigt  werden,  weil  dieser  einflussreiche  Mann, 
wenn  er  von  der  Sache  überzeugt  war,  die  evangelischen  Orte  sehr 
leicht  in  Allarm  versetzen  konnte.  Der  französische  Gesandte  konnte 
sich  dann  in  der  weitern  Verbreitung  der  Nachricht  auf  Escher  stützen 
und  hatte  so  das  Misstrauen  der  evangelischen  Orte  weniger  zu  be- 
fürchten. Die  diesfälJigen  Quellen  sind  vielleicht  absichtlich  unklar 
gehalten.  G.  v.  A.  1692,  27  Fevrier,  Anu^lot  :ui  \io\\  V,  IT;  2  Mars, 
Amelot  au  Roy,  V,  18;  9  Mars,  Amelot  au  l-ioy,  V,  19;  15  Mars,  Louis 
ä  Amelot,  11,  15.   *)  G.  v.  A.  1692,  14  Fevrier,  Louis  ä  Amelot,  11,  IIb. 
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Dem  Befehl  des  Königs  gemäss  richtete  Iberville  am 
26.  Februar  1692  ein  Schreiben  an  Amelot,  in  welchem  es 
hiess :  „Je  Suis  averti  d'un  endroit  tres  Seur,  que  les  Ennemis 
du  Roy  pretendent  Se  rendre  bientost  maistres  de  Geneve 
et  qu'ils  font  esperer  ä  Mr.  le  Duc  de  Savoye  de  le  mettre 
en  possession  de  cette  Ville  et  de  luy  fournir  les  trouppes 
necessaires  pour  luy  donner  moyen  de  porter  la  guerre  en 
ces  Quartiers.  C'est  uniquement  Sur  cette  esperance  qu'ils 
Tempechent  de  S'accommoder  avec  Sa  Majeste  et  de  procurer 
le  repos  ä  toute  l'Italie,  qui  va  etre  desolee  d'une  guerre 
dont  les  Suisses  auroient  peut-estre  trouve  moyen  d'arreter 
le  Cours  etc."  ^)  Unterm  6.  März  sandte  Amelot  die  Kopien 
dieses  Briefes  mit  einem  kleinen  Begleitschreiben  an  die 
XIII  Orte  und  gelangte  am  25.  März  mit  einer  von  ihm 
verfassten  Epistel  an  dieselben.  Der  erste  Teil  dieses  Skrip- 
tums lautete:  „Vous  aurez  pu  voir  d'un  maniere  bien  con- 
vaincante  par  les  öftres  que  ie  vous  ay  faites  de  la  part 
du  Roy  d'accepter  vostre  mediation  pour  un  accommodement 
avec  Mr.  le  Due  de  Savoye  et  par  les  autres  demarches 
qui  ont  precede  ou  qui  ont  suivi  cette  declaration  dans 
toutes  les  choses  ou  il  estoit  question  d'affermir  vostre 
repos  et  celuy  de  vos  frontieres,  avec  combien  d'ardeur  et 
de  sincerite  Sa  Majeste  desiro  vostre  tranquilite.  Vous  ne 
pouvez  douter  aussy  non  plus  que  tous  les  Princes  et  Estats 
qui  voudront  juger  sainement  des  choses  qu'au  milieu  des 
prosperitez  dont  Dieu  beni  jusqu'ä  present  les  armes  de 
Sa  Majeste,  eile  n'ait  extremement  ä  coeur  de  retablir  le 
calme  dans  toute  la  Chrestiente  et  principalement  dans 
ritalie  qui  en  fait  une  partie  si  considerable,  et  aux  mou- 
vements  de  laquelle  le  voisinage  semble  devoir  particuliere- 
ment  vous  interesser.  Les  avances  que  i'ay  faites  aupres 
de  vous  de  la  part  du  Roy  vous  auront  donne  suffisamment 
a  connoistre  le  plaisir  que  Sa  Majeste  se  seroit  fait,  qu'un 
ouvrage  si  utile  et  si  glorieux  au  monde  Chretieu,  eust  este 
le  fruit  de  vos  soins  et  de  vostre  entremise. "  Dieses 
Schreiben,  welches  die  Gefährdung  Genfs  nicht  mehr  er- 

1)  P.  h.  3884,  Copie  de  la  lettre  d'Iberville  ä  Amelot,  26  Fevrier 
1692.    -)  G.  V.  A.  1692,  25  Mars,  Amelot  aux  XIII  Cantons,  VI,  4. 
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wähnte,  zeigte  deutlich  genug,  dass  es  Frankreich  nicht 
um  die  Rettung  dieser  Stadt,  sondern  einzig  um  die  Ver- 
mittlung des  Friedens  mit  Savoyen  zu  tun  war. 

Der  komplizierte  Apparat,  den  die  französische  Diplo- 
matie in  Bewegung  setzte,  funktionierte  nicht  so,  wie  sie 
es  voraussetzte.  Der  Resident  in  Genf  machte  dem  dortigen 
Rate  schon  am  25.  Februar,  also  ein  Tag  vor  der  Absen- 
dung  des  Briefes  an  Amelot,  Mitteilung  von  dem  Anschlage 
der  Alhierten  auf  die  Rhonestadt.  ^)  Der  Rat,  über  diese 
Nachricht  höchst  erschreckt  und  misstrauisch  gemacht, 
wandte  sich  unverzüglich  an  Bern  und  Zürich,  sodass  die 
Schreiben  Genfs  an  diesen  zwei  Orten  vor  der  von  xlmelot 
abgesandten  Kopie  des  Iberville'schen  Briefes  anlangten. 
Die  Folge  davon  war,  dass  auch  in  Bern  und  Zürich  Miss- 
trauen gegen  Frankreich  erwachte,  das  durch  die  Kopie 
des  Iberville'schen  Skriptums  und  das  darauf  folgende 
Schreiben  von  Amelot  nur  erhöht  wurde. 2) 

Der  französische  Gesandte  erkannte  sofort  den  Miss- 
erfolg und  legte  deshalb  dem  König  nahe,  es  sollte  Iberville 
in  Zukunft  dem  Rate  Genfs  Mitteilungen,  die  alle  Kantone 
betreffen,  wenigstens  so  lange  nicht  übermitteln,  bis  er  Zeit 
gehabt  habe,  die  einzelnen  Orte  von  denselben  in  Kenntnis 
zu  setzen.  .,11  se  trouve,  ainsi  qu'il  est  deja  arrive  dans 
l'affaire  de  la  mediation,  que  divers  particuliers  de  Geneve 
ecrivant  de  coste  et  d'autre  dans  les  Cantons  d'une  maniere 
passionnee  ou  peu  juste,  il  se  trouve,  dis-je,  lorsque  les 
lettres  de  vostre  Ambassadeur  viennent  dans  les  Cantons 
qu'elles  rencontrent  les  esprits  desja  prevenus  ou  mal  in- 
formes,  ce  qui  peut  quelquefois  empescher  qu'elles  ne  pro- 
duisent  Teffet  que  Ton  auroit  lieu  d'attendre."  ') 

Der  König  hoö'te  trotzdem  auf  das  Gehngen  des  Planes. 
„Je  ne  crois  pas  que  les  Cantons  puissent  soupconner  les 
auis  que  vous  leur  aues  donne  de  ma  part,  d'aucun  autre 


')  R.  d.  0.  1{)5)2,  IG  Fövrier.  G.  v.  A.  1B92,  0  Mars,  Amelot 
au  Roy,  V,  19;  P.  h.  3884,  Born  an  (Jonf  27.  und  28.  Kobruar,  ebenda, 
Hess  an  (lautier,  25.  Februar  und  ebenda,  Ziirieh  an  (Jenf,  25.  Februar; 
Gb.  D.  S.  733,  741,  743  und  747.  ')  (J.  v.  A.  161)2,  \)  Mars,  Amelot 
au  Roy,  V.  19. 
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interest,  que  celuy  que  j'ay,  d'empecher  que  mes  ennemis 
ne  s'emparent  d'un  poste  aussy  considerable  qu'est  la  ville 
de  Geneve,  et  qu'ils  ne  puissent  rien  entreprendre  de  ce 
coste  la,  qui  soit  contraire  au  repos  des  Cantons  et  a  la 
surete  de  mes  frontieres."  ')  Allerdings  erkannte  Ludwig 
XIV. j  dass  die  vorgegebene  Bedrohung  Genfs  die  Eidge- 
nossen nicht  zur  Vermittlung  des  Friedens,  sondern  ledig- 
lich auf  den  Gedanken  führen  konnte,  Genf  mit  Truppen 
zu  schützen  oder  es  gar  in  den  Bund  aufzunehmen.  Um 
das  Letztere  zu  verhindern,  war  der  König  bereit,  die  Hälfte 
an  eine  allfällige  schweizerische  Bezatzung  zu  bezahlen  und 
forderte,  wenn  auch  dies  nicht  helfen  sollte,  seinen  Gesandten 
auf,  die  Katholiken  unter  der  Hand  gegen  den  Änschluss 
Genfs  an  die  Eidgenossenschaft  aufzuhetzen. 2) 

In  den  Kantonen  machte  man  allerlei  Suppositionen 
über  die  wirklichen  Absichten  Frankreichs.'^)  Da  es  an 
Warnungen  von  allen  Seiten  nicht  fehlte,  wurde  an  der 
Redlichkeit  derselben  allgemein  gezweifelt.^)  So  meinte  z.  B. 
der  Landgraf  von  Hessen:  „Cet  artifice  desdits  Ministres 
de  France  (est)  trop  grossier  et  trop  visible  pour  attirer 
dans  le  piege  ceux  qui  aiment  la  conservation  de  leur  liberte 
et  de  la  religion  reformee  autant  que  vous  (les  Genevois) 
et  vos  aucestres  avec  les  louables  Cantons  de  Suisse  prote- 
stante  .  .  .  .'^)  Unter  solchen  Umständen  unterliessen  es 
die  Eidgenossen,  eine  Mediation  zu  übernehmen,  die  sie 
doch  nicht  durchzuführen  im  stände  gewesen  wären.  Aus 
dem  Schweigen  der  Abschiede  muss  man  schliessen,  dass 
die  Angelegenheit  auf  den  Tagsatzungen  nicht  einmal  zur 
Sprache  kam. 

Frankreich  erlitt  damit  eine  politische  Niederlage,  die 
umsomehr  zu  Tage  trat,  als  im  Frühjahr  1692  die  Alliierten 
den  vielen  Berichten  nach  sich  wirklich  mit  dem  Plane 
beschäftigten,  den  St.  Bernhard  zu  überschreiten  und  von 


^)  G.  V.  A.  1692,  24  Mars,  Louis  ä  Amelot,  II,  17.  ^)  G.  v.  A. 
1692,  24  Mars,  Louis  ä  Amelot,  II,  17.  ^)  P.  h.  3872,  Mouralt  ä  de 
Normandie,  10  Mars  1692.  *)  G.  v.  A.  1692,  13  Marzo,  Govone  ai  XIII 
Cantoni,  V,  2.  -'')  P.  h.  3884,  Charles,  Landgrave  de  Hesse  ä  Geneve, 
Cassel  26  Mars  1692. 
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Savoyen  aus  einen  Einfall  in  die  Dauphine  zu  unterneh- 
men.') Allerdings  lag  es  nicht  in  ihrer  Absicht,  Genf  zu 
erobern  und  damit  die  Eidgenossen  herauszufordern  oder 
sie  ganz  in  die  Arme  Frankreichs  zu  treiben.  Genf  und 
Bern  hatten  dies  wohl  erkannt  und  deswegen  den  War- 
nungen Frankreichs  keinen  Glauben  geschenkt.  Die  Fran- 
zosen waren  erbost,  dass  man  ihre  unlautern  Pläne  so  voll- 
ständig durchschaut  hatte.  Als  Amelot  sah,  wie  die  Eid- 
genossen die  Mediation  von  der  Hand  wiesen,  da  rächte 
er  sich,  indem  er  das  Schirmwerk  zu  Falle  brachte.  Bern 
liess  er  seinen  Groll  in  einem  leidenschaftlichen  Memorial 
fühlen,  in  dem  er  diesem  Orte  wegen  der  Werbungen  der 
Hugenotten  in  der  Waadt  Vorwürfe  und  Drohungen  machte 
und  sich  sogar  zu  der  Erklärung  verstieg,  Frankreich  würde, 
wenn  Bern  nicht  gegen  die  Refügierten  einschreite,  bei  einer 
allfälligen  Verfolgung  derselben  die  Grenzen  dieses  Standes 
nicht  respektieren. 2) 

Im  folgenden  Jahre,  1693,  tauchte  die  Frage  der 
Mediation  in  veränderter  Form  neuerdings  auf.  Das  er- 
schöpfte Frankreich  fürchtete,  unterliegen  zu  müssen  und 
suchte  unter  der  Hand  die  Schweiz  und  die  nordischen 
Mächte  zur  Vermittlung  eines  allgemeinen  Friedens  zu  ver- 
anlassen. Aber  nicht  nur  die  evangehschen,  sondern  auch 
die  katholischen  Orte  wiesen  die  gefährliche  Mission  von 
der  Hand.-^)  Da  tauchte  die  Frage  der  Mediation  im  nächsten 
Jahre  neuerdings  auf.  Der  Alt-Sindic,  Ezechiel  Gallatin 
von  Genf,  ein  nichtswürdiger  Mensch,  der  für  die  Erteilung 
eines  herzoglichen  Adelsbriefes  ein  ergebener  Spion  Sa- 
voyens  und  des  Bischofs  von  Annecy,  Jean  d'Aranthon, 
geworden  war,^)  hoffte  seine  Ruhmsucht  zu  befriedigen, 

1)  G.  V.  A.  1692,  1  Avril,  Isaac  Durand  de  Turin,  VII,  34;  Avis 
donne  par  le  Sr.  Onesnot,  VII,  36;  1  Juin,  Amelot  au  Roy,  V,  36; 
8  Juin,  Amelot  au  Roy,  V.  37;  11  Juin,  Gurten  ä  Amelot,  IV,  8. 
^)  G.  V.  A.  1692,  Memoire  pour  Mr.  le  Baron  de  Reding  allant  ä  Berne, 
15  Avril,  1,  4.  G.  v.  A.  1693,  Amelot  au  Roy,  13  D.MMMuhre,  V, 
77  a;  Mercuro  bist,  et  polit.  1692,  Janvier.  ')  MiKjnicr,  Los  rvoiiues  de 
Geneve  p.  134,  137,  138,  139  et  141  ;  B.  A.  Turin,  Geul'erangeleg'enheiten 
im  17.  Jahrhundert:  L'evcque  (h^  (icneve  au  duc,  Thonon,  25  Acut 
1687  et  Annecy,  17  Octobre  1687.  Gali/p',  Noticc^s  ,i>rur:iloo'iques  I,  370. 
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wenn  er  mit  Hilfe  der  Eidgenossen  einen  europäischen 
Frieden  zu  stände  brächte.  Der  Vaterlandsverräter  ent- 
wickelte als  Friedensapostel  eine  rege  Tätigkeit.  Er  suchte 
sich  bei  Iberville  und  Amelot  einzuschmeicheln.  Aber  nie- 
mand traute  diesem  Intriganten  und  der  König  ermahnte 
seinen  Gesandten  zur  Vorsicht.^)  Als  der  holländische  Ge- 
sandte von  der  Propaganda  des  Genfers  Wind  bekam  und 
ihn  als  einen  Agent  von  Amelot  hinstellte,  bedeutete  dieser 
dem  Herrn  Gallatin,  seine  Tätigkeit  als  Friedensapostel 
einzustellen.  2) 

Da  die  Geheimkonferenz  von  Steckborn  im  Dezember 
1694  einen  Frieden  zwischen  Frankreich  und  dem  Kaiser 
nicht  zu  Stande  brachte  und  Gallatin  um  allen  Preis  eine 
Weltberühmtheit  werden  wollte,  drängte  er  sich  im  Sep- 
tember 1695  beim  französischen  Gesandten  neuerdings  als 
Agent  für  die  Mediation  auf.  In  einer  langen  Epistel  an 
Amelot  stellte  er  sich  selbst  ein  glänzendes  Zeugnis  aus 
und  betonte  besonders  seine  Verschwiegenheit.  „On  peut 
absolument  compter  sur  moy  pour  la  discretion,  etant  ma 
meilleure  qualite.'"  ■'•)  Amelot,  der  das  Schreiben  des  Herrn 
Gallatin  nicht  einmal  einer  Antwort  würdigen  wollte,^)  er- 
hielt vom  König  den  Befehl,  ihn  an  einer  weitern  Agitation 
für  die  Vermittlung  zu  verhindern.  „Vous  pouves  repondre 
au  Sr.  Gallatin  que  je  ne  desire  pas  qu'il  fasse  aucune 
demarche  pour  porter  les  Cantons  a  entreprendre  la  mediation 
de  la  paix  et  le  prier  mesme  de  ne  donner  aucun  mouvement 
sur  cette  affaire."  ^) 


^)  G.  V.  A.  1694,  21  JanYfer,  Louis  ä  Amelot,  II,  4  a  et  Amelot 
au  Roy,  17  Jan  vier,  V.  4  a.  -)  G.  v.  A.  1694,  9  Mai,  Amelot  au  Roy, 
V,  41  b.  ^)  G.  V.  A.  1695,  Septembre,  Gallatin  ä  Amelot,  IV,  6.  *)  G. 
Y.  A.  1695,  23  Septembre,  Amelot  au  Roy,  V,  44.  °)  G.  v.  A.  1695, 
Louis  ä  Amelot,  24  Octobre,  II,  42. 
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IV.  Das  Verhältnis  Genfs  zu  Frankreich  wird  Immer 

gespannter. 


\.  Schikanen  Frankreichs  besonders  in  bezug  auf  den 
Getreidehandel. 

Als  der  französische  König  im  Sommer  1690  Savoyen 
einnahm,  versprach  er  den  Genfern,  in  ihrer  Nachbarschaft 
keine  nachteiligen  Neuerungen  vorzunehmen.  Dieses  Ver- 
sprechen des  Monarchen  war  von  grösster  Wichtigkeit,  da 
besonders  die  komplizierten  feudalen  Verhältnisse  in  St.  Vik- 
tor und  Kapitel  zu  stetigen  Zwistigkeiten  Anlass  geben 
konnten.  Im  Laufe  der  Zeit  hatte  sich  infolge  vieler  Hän- 
deleien  mit  den  Beamten  des  Herzogs  in  diesen  Gebieten 
eine  Art  Gewohnheitsrecht  gebildet,  das  beiderseits  mehr 
oder  weniger  respektiert  wurde.  Das  leidliche  Verhältnis, 
das  auf  diese  Weise  allmählich  zu  stände  gekommen  war, 
schien  aber  bedroht,  als  Savoyen  und  damit  die  Souveränetät 
auf  St.  Viktor  und  Kapitel  ^)  in  die  Hände  eines  neuen  ge- 
walttätigen Fürsten  kam.  Ludwig  XIV.  war  nicht  der  Mann, 
der,  einmal  im  Besitz  der  Hoheit,  die  Herrschaftsrechte,  die 
er  mit  Genf  teilen  musste,  zu  respektieren  gedachte.  Dies 
musste  umsomehr  eintreten,  als  die  sehr  komplizierten  Ver- 
hältnisse unfehlbai-  zu  Auseinandersetzungen  führten.  Zu- 
dem hatten  die  neuen  französischen  Beamten  von  den  Rechts- 
zuständen und  Gebräuchen  in  St.  Viktor  und  Kapitel  auch 
nicht  die  Ahnung.  Einer  unter  ihnen,  der  als  Genfer  diese 
Verhältnisse  doch  einigermassen  hätte  kennen  sollen,  meinte : 
„Ny  (moi)  ny  personne  en  Savoye  ny  dans  le  Piedmont 
sont  exactement  informes  de  la  natui*e  des  droits  de  St  Victor 
et  Chapitre,  de  quoy  la  ville  de  Geneve  poui'i'oit  tirer  de 
grands  avantages  si  Elle  avoit  plus  d'attention  qu'elle  n'a, 

')  Die  ^:50uveräneüit  über  St.  Viktor  unil  Kiipitol  war  dorn  Herzog 
eigen  und  fiel  durch  die  i^roboi'iing  yavoyons  diMii  lv(inii4'  zu;  dagegen 
die  Herrschaftsrechte  wie  niiKiere  Gerichtsbarkeit,  Frolindenrecht  und 
Abgaben  waren  zum  grössten  Teil  im  Besitz  der  Stadt  Genf. 


96 


de  donner  les  charges  de  Chatelain  de  ces  lieux  lä  qu'a 
des  personnes,  qui  eüssent  toute  l'adresse  et  l'experience 
requise."  ^) 

In  den  ersten  Jahren  nach  der  Eroberung  Savoyens 
trachteten  die  französischen  Beamten  darnach,  dem  Verspre- 
chen des  Königs  gemäss,  die  Gebräuche  und  Rechtsame 
der  Genfer  nicht  anzutasten.  Sie  Hessen  die  Genfer  ungestört 
ihr  Getreide  und  andere  Produkte  der  Landwirtschaft  von 
ihren  Gütern  in  die  Stadt  führen  und  störten  den  Richter 
von  St.  Viktor  und  Kapitel  in  seinen  Funktionen  nicht. 
Aber  dies  dauerte  nicht  lange.  Fi'ankreich  konnte  den  Gen- 
fern die  Aufnahme  einer  bernischen  und  zürcherischen  Be- 
satzung nicht  verzeihen.  Man  war  am  französischen  Hofe 
erbost,  dass  die  jungen  Genfer  es  vorzogen,  dem  König 
Wilhelm  zu  dienen.  Die  Aufnahme  der  vielen  Refügierten, 
die  durch  ihre  Korrespondenz  mit  allen  protestantischen 
Höfen  eine  rege  Agitation  gegen  Frankreich  entwickelten, 
betrachtete  der  Hof  von  Versailles  als  eine  böswiUige  Mani- 
festation gegen  Frankreich.  Amelot  und  Iberville  behaup- 
teten sogar,  es  verfolgen  diese  Leute  den  Plan,  mit  Hilfe 
der  Alliierten  von  Genf  aus  einen  Einfall  ins  französische 
Gebiet  zu  unternehmen.  Das  Misslingen  jenes  Planes  der 
französischen  Diplomatie,  die  Eidgenossen  zur  Vermittlung 
eines  Friedens  zu  veranlassen,  war  nicht  zum  geringen 
Teile  dem  Misstrauen  Genfs  gegenüber  Frankreich  zuzu- 
schreiben. 

Das  sind  die  Gründe,  warum  Frankreich  seit  1693 
besonders  in  Savoyen  und  im  Ländchen  Gex  Massregeln 
zu  ergreifen  begann,  deren  Spitze  gegen  Genf  gerichtet 
war.  Im  Vertrag  von  St.  Julien  hatte  der  Herzog  den  Gen- 
fern mit  Ausnahme  des  Salzhandels  in  ganz  Savoyen  das 
liber  commercium  eingeräumt,  es  aber  im  Laufe  der  Zeit 
bedeutend  eingeschränkt.  Frankreich  ging  noch  weiter  und 
verhängte  trotz  des  Freihandels  die  Getreidesperre  über 
Savoyen.  Schon  im  Jahr  1691  wurde  den  Leuten  von 
St.  Viktor  und  Kapitel,  um  dem  Getreideliandel  Einhalt  zu 
tun,  verboten,  ohne  ein  „billet  de  concigne"  ihr  Korn  in 

^)  üb.  E,  Manual  der  Standeskommission,  Beilage  7. 
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die  Mühlen  zu  führen.  Im  folgenden  Jahre  verlangten  die 
französischen  Beamten,  um  die  Weinausfuhr  einzuschränken, 
solche  „billets  de  concigne"  für  den  Wein,  den  die  Genfer 
aus  ihren  Weinbergen  in  Savoyen  nach  der  Stadt  trans- 
portieren wollten.')  Am  28.  Januar  1693  erliess  der  Intendant 
von  Savoyen,  Nicolas  Franeois  de  Bonval,  auf  Befehl  des 
Königs  von  Chambery  aus  ein  Verbot,  welches  die  Getreide- 
ausfuhr nach  Genf  strengstens  untersagte.  Die  Genfer  konn- 
ten nicht  einmal  die  ganze  Ernte  ihrer  eigenen  in  Savoyen 
gelegenen  Güter  wegführen,  sondern  mussten  soviel  Ge- 
treide auf  denselben  belassen,  als  die  Pächter  zu  ihrem 
Unterhalte  bedurften  und  als  zur  Saat  notwendig  war.  Um 
sie  in  diesem  Sinne  kontrollieren  zu  können,  musste  sich 
jeder  ein  Ausfuhrschein  (billet  de  sortie)  verschaffen,  welcher 
aber  erst  ausgestellt  wurde,  nachdem  der  Betreffende  sich 
über  das  Quantum  des  geernteten  und  des  abzuführenden 
Getreides  ausgewiesen  hatte.  Diese  Ausfuhrscheine  mussten 
von  den  Genfern  bei  einem  besondern  Beamten  geholt  wer- 
den, der  sich  alle  Donnerstage  in  der  Wächterhütte  am 
jenseitigen  Ende  der  Arvebrücke  bei  Genf  einfand.  Sie 
waren  erst  gültig,  nachdem  sie  der  Oberrichter  (Juge  Maje) 
von  Ternier  und  Gaillard  geprüft  und  amtlich  beglaubigt 
hatte.  Um  auch  dem  Getreidehandel,  den  die  savoyischen 
Bauern  mit  Genf  trieben,  ein  Ende  zu  machen,  untersagte 
das  Verbot  in  einem  zwei  Meilen  weiten  Umkreis  um  die 
Stadt  den  Kornverkauf,  wenn  sich  der  Verkäufer  nicht  zuvor 
mit  Ueberfuhrscheinen  (billets  de  transmarchement)  versah. 
Zuwiderhandelnde  wurden  mit  der  Konfiskation  des  Wa- 
gens, des  Gespanns  und  des  Getreides  bestraft.'^)  Am  17.  Au- 
gust 1693  erliess  de  Bonval  noch  ein  weiteres  Verbot,  welches 
das  erstere  bedeuteud  verschärfte.  Alle  diejenigen,  die  ohne 
Ueberfuhrscheine  im  Geheimen  Getreide  kauften  oder  ver- 
kauften, wurden  mit  einer  Busse  von  1000  livres  und  der 
Konfiskation  des  Wagens,  des  Gespanns  und  der  Frucht 
bedroht.-^)  Um  diese  Verordnungen  strenge  durchzuführen, 
stellte  man  eine  bedeutende  Anzahl  Korn  Wächter  auf,  an 

1)  P.  h.  3883.       P.  h.  3898,  Arret  du  28  Janvier  1693.    ^  p.  h. 
3898,  Arret  du  17  Aoüt  1693. 
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deren  Spitze  der  Hauptmann  Tresville  stand.  ^)  Dieser  erhielt 
den  Befehl,  direkt  nach  der  Ernte  bei  allen  Besitzern  von 
Aeckern  im  Chablais,  Faucig-ny  und  Genevois,  sowie  in 
den  Vogteien  Ternier  und  Gaillard  samt  St.  Viktor  und 
Kapitel  einen  Besuch  zu  machen  und  von  dem  Kornvorrate 
eines  jeden  ein  Inventar  aufzunehmen.  Wenn  jemand  sich 
weigerte,  die  Türe  zur  Kornkammer  zu  öffnen,  so  wurde 
dieselbe  kurznm  eingesprengt.  2) 

Aehnlich  wie  der  Intendant  von  Savoyen  ging  auch 
derjenige  von  Burgund,  unter  dem  das  Ländchen  Gex  stand, 
gegen  Genf  vor.  Allem  Brauch  und  Recht  zum  Hohne 
schickte  der  Intendant  von  Burgund  im  März  1693  zwei 
Beamte  in  die  Vogtei  Peney,  die  souveränes  Genfergebiet 
war,  um  einen  genauen  Etat  von  den  Getreide  Vorräten  eines 
jeden  aufzunehmen.  Es  wurde  ihm  nämlich  berichtet,  dass 
die  Bewohner  dieser  Vogtei  grosse  Mengen  Getreide  zu- 
sammengeschachert hätten.  Der  Rat  von  Genf,  über  diese 
Vergewaltigung  empört,  verhinderte  die  französischen  Be- 
amten an  der  Ausführung  des  erhaltenen  Befehls.-^)  Der 
Intendant  führte  beim  Hofe  Klage;  aber  auch  die  Genfer 
beschwerten  sich  beim  Minister  Colbert  und  beim  General- 
leutnant Stuppa,  der  ihr  ergebener  Freund  war.^)  Der 
Minister  Pontchartrain  wagte  es  nicht,  das  rechtswidrige 
Vorgehen  des  Intendanten  gutzuheissen.  Er  erteilte  ihm 
den  Befehl,  die  Getreideausfuhr  aus  der  im  Ländchen  Gex 
liegenden  Vogtei  nicht  zu  hindern,  sondern  nur  zu  beauf- 
sichtigen, weil  die  Hoheitsrechte  über  dieses  Gebiet  der  Stadt 
Genf  zustehe;  dagegen  verlangte  der  Minister,  dass  die 
Getreideausfuhr  aus  dem  übrigen  Teile  des  Ländchen  Gex 
strenge  verboten  werde. ^)  Das  Getreide,  das  Genf  auf  seinen 
nicht  souveränen  Herrschaften  in  Gex  in  Form  von  Zehnten 
erhob,  durfte  Avenigstens  füi'  das  Jahr  1693  nicht  in  die 
Stadt  geführt,  sondern  musste  auf  den  Marktplätzen  des 
Ländehens  verkauft  werden.  Die  Genfer  waren  also  ge- 
zwungen, ihr  Getreide  zu  verkaufen,  während  in  der  Stadt 


1)  Arret  du  28  Janvier.       Arret  du  17  Aoüt.    ^)  R.  d.  C.  1693, 
19  Sept.    4)  Ebenda,  29  Sept.    ')  Ebenda,  6  Octobre. 
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die  gTösste  Teuerung  herrschte.  ^  Alle  Beschwerden  bei 
Stuppa,  Colbert  und  Pontchartrain  gegen  diese  empörende 
Massregel  blieben  ohne  Erfolg. 2) 

Infolge  dieser  Anerböte  war  Genf  wie  belagert ;  denn  die 
Getreidezufuhr  wurde  damit  plötzlich  unterbrochen.  Aller- 
dings konnte  die  Stadt  aus  ihrem  souveränen  Gebiete,  das 
in  der  Hauptsache  aus  ihrer  unmittelbaren  Umgebung  und 
den  beiden  Yogteien  Peney  und  Jussy  bestand,  ziemlich 
ungestört  die  Brotfrüchte  beziehen.  Ebenso  kam  aus  den 
Dörfern  von  St.  Viktor  und  Kapitel  immer  noch  ziemlich 
viel  Korn  in  die  Mauern ;  aber  das  Quantum  nahm  infolge 
der  eingeführten  Ausfuhrscheine  doch  bedeutend  ab.  Zudem 
zeichnete  sich  das  Jahr  1693  durch  seine  Missernte  aus. 
Die  damals  etwa  16,000  Einwohner  zählende  und  mit  Re- 
fügierten  überfüllte  Stadt  war  schon  in  normalen  Jahrgängen 
auf  die  Getreideeinfuhr  aus  Savoyen  und  Gex  angewiesen 
und  empfand  die  von  Frankreich  getroffenen  Massregeln 
gerade  jetzt,  wo  überall  Teuerung  herrschte,  am  schmerz- 
haftesten. Die  Teuerung  wurde  bald  so  gross,  dass  ein 
Becher  (coupe)"^)  Getreide  80  Gulden  kostete. Deshalb 
machten  die  Genfer,  vom  Residenten  in  lobenswerter  Weise 
unterstützt,  dem  Intendanten  von  Savoyen  wegen  seiner 
Verbote  ernstliche  Vorstellungen.  Sie  erinnerten  ihn  an 
das  beim  Beginn  des  Krieges  gegebene  Versprechen  des 
Königs,  in  der  Nachbarschaft  Genfs  keine  nachteiligen 
Neuerungen  zu  schaffen.  Aber  der  Intendant  ging  auf  die 
Reklamationen  Genfs  nicht  ein und  so  blieb  den  Genfern 
nichts  anderes  übrig,  als  vom  Hof  zu  verlangen,  was  sie 
beim  Intendanten  vergeblich  nachgesucht  hatten.  Der  Rat 
setzte  sich  zu  diesem  Zwecke  zunächst  mit  dem  in  Paris 
wohnenden  (ienferkaufmann,  Daniel  Martine,  in  Beziehung, 
der  die  Rolle  eines  genferischen  Gesandten  spielte.  Näm- 
lich jedesmal,  wenn  Genf  dem  Hofe  Beschwerden  vorzu- 
legen hatte,  nahm  es  seinen  in  Hofkreisen  bekannten  und 

')  Ebenda,  7,  5),  10,  IB,  17,  28  ot  30  Octohrc.  -')  Ebenda,  9,  11, 
et  18  Decembre.  Une  coiipo  dv  hlr  =^  77,(;r)3  1.  ^)  Jean  Picot,  Histoire 
de  Üeneve  III,  p.  92.  P.  Ii.  3898,  Boaval  au  Resident,  13  Fevrier, 
15  Mars  et  27  Aoüt  et  ßonvai  ä  Geneve,  13  Öeptembre  1693. 
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mit  Stuppa  befreundeten  Bürger  in  Anspruch.  Martine  sprach 
mehrmals  bei  Stuppa  und  beim  Minister  Pontchartrain  vor, 
konnte  aber  die  Aufhebung  der  Verbote  nicht  erwirken. 
Die  Verwendung  Stuppa's  und  des  Residenten  am  Hofe, 
sowie  ein  Schreiben  Genfs  an  den  König  selbst  hatten  nicht 
mehr  Erfolg. 2) 

Die  strengen  Massregeln  Frankreichs  gegen  Genf  wer- 
den durch  die  eigene  Not  teilweise  entschuldigt,  die  infolge 
des  Krieges  und  der  Missernten  von  1692  und  1693-^)  sich 
mancherorts  bis  zum  Elend  steigerte.  Die  stetige  Erhaltung 
einer  Armee  von  einigen  hunderttausend  Mann  entzogen 
dem  Landbau  die  besten  Kräfte,  sodass  allein  im  Bour- 
bonais  nach  Beginn  des  spanischen  Erbfolgekrieges  1700 
verlassene  Bauernhöfe  gezählt  wurden.^)  Wie  gross  die  Not 
in  Frankreich  infolge  des  Misswachses  von  1693  war,  geht 
aus  folgenden  zeitgenössischen  Versen  hervor: 

On  est  plus  avide  de  pain, 
One  de  la  plus  belle  victoire. 
Lorsque  le  peuple  meurt  de  faim, 
II  est  insensible  ä  la  g-loire. 

Louis  a  beau  depuis  quatre  ans, 

Faire  conquete  sur  conquete: 

Ses  Sujets  toutefois  n'en  sont  pas  plus  contens ; 

Lorsqu'on  manque  de  tout,  ou  n'a  pas  l'äme  en  fete."^) 

Die  gegen  Genf  getroflenen  Massregeln  verfolgten  den 
Zweck,  aus  Savoyen  und  aus  Gex  reichlichere  Getreide- 
lieferungen für  die  Truppen  zu  erzielen,  und  es  war  das 
Vorgehen  Frankreichs  gegen  Genf  der  eigenen  bedrängten 
Lage  wegen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu  entschuldigen. 
Dagegen  wurde  die  Weigerung  des  Finanzministers  Pont- 
chartrain, den  Genfern  für  in  Marseille  angekommenes  Ge- 
treide aus  Sizilien,  Nordafrika  und  der  March  Ancona  Passe- 
ports zum  Weitertransport  auszustellen,  als  ein  Akt  bos- 

^)  P.  b.  3912,  53  Briefe  zwischen  Stadtschreiber  Gautier  und 
Daniel  Martine.  P.  h.  3900,  Stouppe  ä  Geneve,  15  Avril  1693  et 
P.  h.  3901,  Pontchartrain  ä  Geneve,  27  Octobre  1693.  3)  Mercure  1694, 
Juin,  Chapitre  France.  Vogt,  Weltgeschichte  V,  83.  ^)  Mercure 
bist,  et  polit.  1694,  Juillet,  Chap.  France. 
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hafter  Feindseligkeit  betrachtet.  Erst  nachdem  sich  Pont- 
chartrain  überzeugt  hatte,  dass  das  Getreide  wirklich  nicht 
aus  Frankreich  kam  und  er  von  Stuppa  mehrmals  an  die 
Reklamationen  der  Genfer  erinnert  worden  war,^)  gab  er 
die  Weiterfuhr  frei.  So  blieb  trotz  der  grossen  Not  in  Genf 
das  Korn  den  ganzen  Sommer  und  Herbst  in  Marseilles  und 
erst  am  19.  Dezember  1693  gestattete  der  königliche  Leutnant 
in  der  Provence  den  Weitertransport.-) 

Viel  schhmmer^  ja  geradezu  eine  Verhöhnung  Genfs 
war  es,  als  P^ankreich  im  Herbst  1692  den  nichtswürdigen 
Marc  Dupuis  zum  Juge-Maje-^)  der  Vogteien  Ternier  und 
Gaillard  und  im  Januar  1693  zum  Kontrolleur  der  Aus- 
und  Ueberfuhrscheine  machte.  Dupuis  hatte  als  wohlan- 
gesehener Genferbürger  das  ehrenvolle  Amt  eines  Gross- 
weibels  (sautier)  bekleidet.^)  Durch  leichtsinnige  Lebens- 
führung war  er  in  Schulden  geraten  und  hatte,  von  seinen 
Gläubigern  bedrängt,  im  Juni  1691  die  Flucht  ergriffen  und 
seine  Frau  im  Stiche  gelassen.  Er  trat,  um  mit  seiner  Vater- 
stadt für  immer  zu  brechen,  zum  Katholizismus  über  und 
steUte  sich  hierauf  der  jesuitischen  Hofpartei  in  Versailles 
zur  Verfügung.  Sie  erkannte,  dass  Dupuis  ein  vorzügliches 
Werkzeug  gegen  das  protestantische  Genf  sei  und  machte 
ihn  zum  Juge-Maje  und  zum  Kontrolleur.  Die  Genfer  waren 
über  die  ihnen  angetane  Schmach  empört;  denn  sie  sollten 
von  nun  an  ihre  Getreideeinfuhr  von  diesem  abtrünnigen 
verachtungswürdigen  Spitzbuben  kontrollieren  lassen.  Des- 
halb suchte  der  Rat,  nachdem  er  beim  Intendanten  nichts 
erreicht  hatte, beim  Hofe  die  Absetzung  von  Dupuis  zu 
erwirken.    Aber  seine  Bemühungen  waren  umsonst,  weil 

')  P.  h.  3900,  Stouppe  ä  Geneve,  30  Aoüt  et  18  Novembre  1693. 
2)  P.  h.  3913,  le  Lieutenant  de  la  Provence  ä  Genevo  19  Decerabre  1693. 
^)  Jug-e-Maje  (Iudex  major)  ist  der  Obervogt  oder  Oberrichter.  Alle 
Kriminal-  und  Zivilfälle  in  der  Senechaussee  wurden  von  ihm  ab- 
geurteilt. Vom  Juge-Maje  aus  konnte  die  Appellation  an  den  Gerichts- 
hof des  Landesfürsten  oder  an  das  königliclie  Parlament  gehen.  Der 
Name  Juge-Maje  war  besonders  in  der  Languedoc  und  in  der  Dau- 
phine  gebräuchlich.  Grande  ^ncifdopedie,  XXI,  245.  ^)  Lieber  die  Funk- 
tionen des  „sautier"  siehe  buUetin  de  l'institut  nationnal  genevois, 
XXXI,  48.     P.  h.  3898,  ßonval  au  Resident,  13  Fcvrier  et  15  Mars  1693- 


102 


die  jesuitische  Hofpartei  und  besonders  die  Frau  von  Main- 
tenon  Dupuis  kräftig  in  Schutz  nahmen, 

Auf  diese  Weise  von  P^iankreich  verhöhnt  und  durch 
dessen  Getreidesperre  ernsthch  bedroht,  dachten  die  Genfer 
zunächst  daran,  die  Stadt  für  den  Winter  J693  auf  1694 
so  gut  als  möghch  mit  Korn  zu  versehen.  Es  wurde  zu 
diesem  Zwecke  der  Alt-Sindic  Ami  Lefort  nach  Bern  und 
Zürich  gesandt,  um  dort  Rat  und  Hilfe  zu  suchen.  In  Be- 
gleitung seines  Sohnes,  des  jungen  Rechtsdoktoren  Louis, 
der  ihm  als  Sekretär  beigegeben  worden  war,  reiste  er  am 
11.  August  nach  Bern.  Am  17.  erhielt  er  im  Rate  Audienz 
und  stellte  ihm  in  beredten  Worten  die  missliche  Lage  Genfs 
vor  Augen.  Obwohl  die  Privaten,  die  mehr  Getreide  be- 
sassen,  als  sie  brauchten,  gewisse  Quanten  zu  bestimmten 
Preisen  an  das  Volk  abgeben  mussten,  obwohl  eine  öffent- 
liche Bäckerei  eingerichtet  und  mit  den  Vorräten  aus  den 
städtischen  Kornhäusern  versehen  wurde,  obwohl  die  Re- 
gierung den  armen  Leuten  Billets  austeilte,  umi  aus  dieser 
Bäckerei  billiges  Brot  beziehen  zu  können,  obwohl  man 
viele  ..unnütze  Mäuler",  besonders  Refügierte,  aus  der  Stadt 
gewiesen  hatte,  war  die  Teuerung  seit  fünf  Jahren  immer 
empfindlicher  geworden.  Da  die  von  Mundvorräten  entblösste 
Stadt  auch  einer  Belagerung  oder  einem  Ueberfall  aus- 
gesetzt war,  appellierte  Lefort  mit  Nachdruck  an  das  bun- 
desgenössisclie  Wohlwollen  Berns,  von  dem  Genf  so  häufig 
Beweise  gegeben  worden  seien.  2) 

Die  Berner  rieten  Ami  Lefort,  sich  an  den  kaiserlichen 
Gesandten,  den  Grafen  von  Neveu,  zu  wenden,  weil  er  auf 
das  Gesuch  Genfs  um  Freigabe  seines  Handels  im  Reiche 
nicht  unfreundlich  geantwortet  hatte, -^j  und  allem  iVnscheine 
nach  seine  Bitte,  in  Süddeutschland  Getreide  kaufen  zu 
dürfen,  nicht  von  der  Hand  weisen  würde.  Lefort  begab 
sich  zunächst  nach  Zürich,  wo  er  am  23.  August  eintraf 
und  mit  einem  Ehrenausschusse  in  Unterhandlung  trat. 
Dieser  setzte  sich  mit  dem  holländischen  Gesandten,  Peter 
Valkenier,  in  Verbindung,  welcher  seinerseits  wieder  den 

')  Gb.  E.  Manual  der  Standeskommission,  Beilag-e  7.  -')  R.  d.  C.  1693, 
Annex,  Journal  et  rajjport  de  Noble  Ami  Lefort,  p.  3  ss.     Ebenda  p.  8. 
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Grafen  von  Neveu  bearbeitete.  ^)  Neveu  liess  sich  dazu  be- 
wegen, mit  den  Abgeordneten  Zürichs,  Berns  und  Genfs 
in  einer  Konferenz  zu  Weiningen  über  die  Not  der  Rhone- 
stadt zu  beraten.  Am  1.  September  1693  versammelten  sich 
an  diesem  Orte  der  Baron  von  Neveu,  Peter  Valkenier, 
David  Hess,  Seckelmeister  Sinner  und  Ami  Lefort.  Valkenier 
wusste  den  kaiserUchen  Gesandten  dadurch  zu  gewinnen, 
dass  er  ihn  auf  die  Wichtigkeit  der  Erhaltung  Genfs  sowohl 
für  die  Kantone,  als  besonders  auch  für  die  Feinde  Frank- 
reichs aufmerksam  machte.-)  Da  Neveu  infolgedessen  grosses 
Entgegenkommen  zeigte,  kam  es  zu  folgenden  Abmachungen: 

1.  Der  kaiserhche  Gesandte  hat  vom  Hofe  für  dieses 
Jahr  nur  Ausfuhrpatente  für  Zürich,  Bern  und  Schaffhausen 
erhalten  und  besitzt  keine  Vollmacht,  Genf  ein  besonderes 
Patent  auszustellen.  Da  aber  diese  Orte  schon  seit  fünf 
Wochen  von  ihrem  Patente  keinen  Gebrauch  gemacht  und 
infolgedessen  jetzt  schon  auf  den  Bezug  von  1500  Säcken 
oder  4500  Zürcher  Mütt  ■'')  Anspruch  haben,  sollen  sie  dieses 
Quantum  an  Genf  abtreten. 

2.  Zudem  verspricht  Neveu,  die  Ausfuhrpatente  etwas 
höher  zu  stellen,  sodass  Zürich  und  Bern  zusammen  anstatt 
220  von  nun  an  250  und  die  Herren  von  Schaff'hausen 
anstatt  80  100  Säcke  per  Woche  aus  dem  Reiche  ausführen 
durften.  Dieses  Mehr,  das  auf  alle  drei  Orte  wöchentlich 
50  Säcke  ausmacht,  wird  von  denselben  samt  der  Bezugs- 
berechtigung auf  die  1500  rückständigen  Säcke  an  Genf 
abgetreten.  Naturgemäss  muss  Genf  bei  Schaffhausen  die 
Einwilligung  zu  diesen  Abmachungen  einholen.^) 

In  Schaffhausen  wurde  dem  Gesuche  Lefort's  infolge 
der  warmen  Verwendung  Zürichs entsprochen,  und  am 


')  P.  h.  3909,  Lefort  ä  Geneve,  17  Aoüt  1693.  ')  Ebenda.  ")  Ein 
Mütt  altes  Zürchermass  =  0,552  Malter,  neues  Zürchermass  =  82,8  1. 
Vergleiche,  Tafeln  zur  Vcrgvlcicliung-  der  bislier  gebräuchlichen  Masse 
und  Gewichte  des  Kantons  Zürich  mit  den  neuen  schweizerischen 
Massen  und  Gewichten,  Ainllichc  Ausiiohc,  Ziiricfi  1808,  h.  70.  P.  h^ 
3895,  Resultat  de  la  Conference  de  Weiningen.  •')  P.  h.  3895,  Zürich 
an  Schaff  hausen,  23.  August  1693  und  II.  d.  C,  1G93,  Journal  et  rap- 
port  de  Noble  Ami  Lefort,  p.  29. 
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19.  September  kehrte  er  mit  dem  hehren  Gefühle,  seine 
Vaterstadt  aus  grosser  Bedrängnis  gerettet  zu  haben,  in 
die  Mauern  derselben  zurück.^)  Obwohl  sich  Bern  anfäng- 
lich weigerte,  gegen  spätem  Austausch  Getreide  an  Genf 
abzugeben,  musste  es,  da  der  Ankauf  und  Transport  des 
Genfergetreides  in  Süddeutschland  langsam  von  statten 
ging,  dem  notleidenden  Bundesgenossen  doch  entgegen- 
kommen. Es  trat  vor  Beginn  des  Winters  aus  seinem  Korn- 
hause in  Yverdon  tauschweise  1000  Säcke  an  Genf  ab  und 
erlaubte  den  Genferbürgern,  die  in  den  Aemtern  Nyon, 
Morges  und  Lausanne  wohnten,  die  Frucht  ihrer  Aecker 
zu  mässigen  Gedingen  in  ihrer  Vaterstadt  zu  verkaufen.-) 
Das  Entgegenkommen  des  kaiserlichen  Gesandten  und 
der  evangelischen  Orte  war  allerdings  nicht  im  stände,  der 
Teuerung  in  Genf  ein  Ende  zu  machen.  Aus  Frankreich 
kamen  nämlich  seit  der  Aufhebung  des  Edikts  von  Nantes 
und  in  diesem  Fehljahre  1693-^)  ganz  besonders  Scharen 
von  französischen  Flüchtlingen  nach  Genf,  wo  man  den 
durch  Dragonaden  und  Elend  vertriebenen  Glaubensgenossen 
trotz  der  Drohungen  des  Residenten  die  Tore  nicht  ver- 
schliessen  wollte.  Viele  waren  bei  ihrer  Ankunft  krank 
und  aller  Mittel  entblösst.  Um  diese  armen  Leute  mit  Le- 
bensmitteln und  etwas  Reisegeld  zu  versehen  oder  sie  im 
Falle  von  Krankheit  in  einem  besonders  dazu  eingerich- 
teten Asyl  zu  verpflegen,  war  die  „bourse  francaise"  ge- 
gründet worden.  Im  Jahr  1693  hatte  diese  Kasse  auch  ihre 
letzten  Mittel  erschöpft,  so  dass  ihr  der  Rat  5000  Taler 
vorstrecken  musste.^)  So  sah  man  sich  trotz  des  besten 
Willens  gezwungen,  die  Refügierten  soviel  als  möglich  ab- 

i)  Ebenda  p.  33.  ^)  P.  h.  .S897,  Bern  an  Genf,  2.  November, 
9.  November  und  6.  Dezember  1693.  ^)  Während  in  Genf  die  Getreide- 
preise im  Jahr  1693  den  Höheijunkt  erreichten,  sanken  sie  in  Zürich 
von  1692  auf  1693  im  Durchschnitt  jjer  DojJijelzentner  von  57,40  auf 
48,20  französische  Franken;  Zeitschrift  für  Schweizerische  Statistik,  1878, 
S.  172.  Es  ist  dies  einerseits  der  französischen  Getreidesperre,  an- 
dererseits aber  auch  dem  Umstand  zuzuschreiben,  dass  der  Misswachs 
in  Frankreich  grösser  war  als  in  der  Schweiz  und  in  Süddeutschland. 
^)  R.  d.  C.  1693,  15  et  18  Septembre;  Bulletin  de  l'institut  nationnal 
genevois,  III,  82. 
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zuschieben.  Viele  dieser  Unglücklichen  irrten  in  der  Schweiz 
herum  und  verbrauchten  ihre  kleinen  Mittel,  bevor  sie  eine 
neue  Heimat  gefunden  hatten.  In  Morges  allein  hatte  es 
800  und  in  Lausanne  1800  Flüchtlinge.')  Bern  und  Zürich 
waren  von  ihnen  so  sehr  überschwemmt,  dass  sie  während 
des  Sommers  und  Herbstes  Genf  mehrmals  ersuchten,  mit 
dem  Abschieben  von  „Exultanten"  inne  zu  halten.-)  Da 
viele  der  Vertriebenen  in  der  Schweiz  kein  Asyl  fanden;, 
versprach  ihnen  der  englische  König,  sie  von  Rotterdam 
aus  auf  eigene  Kosten  nach  Irland  zu  bringen,^)  und  die 
evangelischen  Orte  sorgten  für  Fuhrwerk  und  Unterhalt 
während  der  Durchreise  durch  ihr  Gebiet. 

Während  sich  Genf  den  Folgen  der  französischen  Ge- 
treidesperre durch  anderweitige  Hilfe  wenigstens  teilweise 
entzogj  musste  es  in  Geduld  die  Schikanen  von  Marc  Dupuis 
über  sich  ergehen  lassen.  Die  vergeblichen  Schritte,  die 
Genf  wegen  seiner  Abberufung  beim  Intendanten  von  Sa- 
voyen  und  beim  Hofe  getan  hatte,  bestärkten  ihn  noch  in 
seinem  Entschlüsse,  seiner  Vaterstadt  alles  erdenkliche  Leid 
zuzufügen.  Er  drohte  den  Genfern  mit  allerlei  Gewaltmass- 
regeln ^)  und  der  Rat  antwortete  auf  diese  Drohungen,  in- 
dem er  dem  „sindic  de  la  garde"  den  Befehl  erteilte,  Dupuis 
zu  ergreifen,  falls  er  in  die  Stadt  kommen  sollte.-^)  Auf 
diese  Kriegserklärung  hin  brachte  Dupuis  seine  Drohungen 
teilweise  zur  Ausführung.  Am  19.  August  1693  ging  er 
mit  dem  Hauptmann  Tresville  und  7—8  bewaffneten  Korn- 
wächtern nach  Cartigny  auf  Gebiet  von  St.  Viktor  und 
Kapitel,  um  die  dortigen  Bauern,  weil  sie  unter  der  Hoheit 
des  Königs  standen,  zu  entwaffnen.  Sie  drangen  in  die 
Häuser  ein  und  nahmen  alle  Waffen  weg.  Die  Bauern, 
darüber  erschreckt,  läuteten  die  Sturmglocken  und  liefen 
zusammen.  Einer  von  ihnen,  der  mit  einer  Hollebarde  be- 
waffnet war,  wurde  deswegen  ergriffen  und  nach  St.  Julien 
geschleppt.'^)  Der  Rat  musste  sich  beim  Residenten  ernst- 

')  P.  h.  3909,  Lofort  ä  Genevo,  6  Aoüt  1G93.  ')  P.  h.  3895,  Zürich 
an  Genf,  5.  August  und  10.  November  1693  und  P.  Ii.  3897,  Bern  an 
Genf,  8.  Mai  1693.  'j  P.  h.  3910,  Valkenier  a  Geneve,  21  Septembre 
1693.    »)  R.  d.  C.  1093,  9  Juin.      Ebenda,  10  Juin.   '>}  Ebenda,  11  Aoüt. 
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lieh  verwenden,  um  dessen  Freilassung  zu  erhalten.^)  Die 
niedere  Gerichtsbarkeit,  die  Genf  von  jeher  in  St.  Viktor 
und  Kapitel  ausübte,  anerkannte  Dupuis  nicht.  Wegen  der 
kleinsten  Vergehen  wurden  die  Leute  in  diesen  Ortschaften 
schwer  gebüsst  oder  nach  St.  Julien  ins  Gefängnis  geschleppt.'-) 
So  wurde  eine  Frau  in  Pinchat  nur  deswegen  verhaftet  und 
nach  St.  Julien  geführt,  weil  sie  an  einem  katholischen 
Feiertage  zu  Hause  gesponnen  hatte. Solche  Schandtaten 
übte  Dupuis  auch  in  andern  Orten  von  St.  Viktor  und  Ka- 
pitel aus,  z.  B.  in  Troinex,^)  in  Carouge,'^)  in  Gy,  in  Lan- 
decy  u.  s.  w.  Noch  unverschämter  trieb  er  es,  als  sUih 
Genf  infolge  von  Tatsachen,  die  in  anderem  Zusammenhange 
geschildert  werden,  im  Herbst  1695  mit  Frankreich  voll- 
ständig überwarf.  Weil  er  die  Funktionen  des  genferischen 
Richters  in  St.  Viktor  und  Kapitel,  des  Herrn  Gabriel 
Desbergeries,  nicht  anerkannte,  liess  er  am  6.  Dezember 
1695  einen  Haftbefehl  an  den  Herrn  Desbergeries  ergehen. 
Da  er  nicht  erwischt  werden  konnte,  wurde  ihm  das  Vieh, 
das  er  zu  Pinchat  hatte,  weggenommen.*^)  Dupuis  benutzte 
überhaupt  jede  Gelegenheit,  um  die  Genfer  in  Harnisch  zu 
jagen,  und  die  Ratsregister  der  Jahre  1695  und  1696  geben 
uns  beredtes  Zeugnis  über  seine  boshaften  Uebergriffe.^) 
Fast  so  wie  Dupuis  trieben  es  die  königlichen  Steuer- 
einnehmer. Sie  verlangten  im  Jahr  1694  für  die  Freiherr- 
schaften oder  francs-alleux,"^)  die  Genf  im  Landchen  Gex 
besitzen  sollte,  eine  Steuer  von  100  livres.  Genf  gab  dem 
königlichen  Rate  ein  Memorial  ein,  in  dem  es  gegen  diese 
noch  nie  verlangte  Steuer  und  auch  gegen  die  Auffassung 
protestierte,  als  ob  seine  Herrschaften  francs-alleux  wären. 
Der  Hof  musste,  durch  Stuppa  bearbeitet,  zugeben,  dass 

1)  Ebenda,  12  Aoüt.  2)  R.  d.  C.  1694,  31  Octobre,  1695,  18  Jan- 
vier,  9,  15  Octobre,  2,  3  et  8  Novembre.  ^)  R.  d.  C.  1695,  18  Janvier. 
4)  Ebenda,  9  Aoüt.  Ebenda,  23  Septembre.  ^)  R.  d.  C.  1695,  2  De- 
cembre.  R.  d.  C.  1696,  17,  20,  22,  24,  27  Janvier,  24  Fevrier,  7  et 
28  Mars.  ^)  Die  Freiherrschaften  (francs-alleux)  waren  von  jeder  Feu- 
dallast befreit  und  eigentlich  ein  Besitz  in  modernem  Sinne.  Die  ab- 
solute Monarchie  bekämjjfte  die  Freiherrschaften  und  belastete  sie 
besonders  seit  dem  Dekret  von  1692  mit  einer  Steuer,  G.  Encyclopedie, 
II,  357  SS. 
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diese  Steuer  auf  die  Verhältnisse  Genfs  nicht  angewendet 
werden  könne.  ^)  Im  Juli  des  gleichen  Jahres  verlangte  der 
Steuereinnehmer  der  Bresse,  Jean  Fauchet,  von  der  Stadt 
die  Summe  von  33,100  livres  für  das  Mühlen-,  Fischerei- 
und  Brückenrecht  an  der  Rhone.  Genf  wies  diese  lächer- 
liche Forderung  wie  anno  1681  und  1682  mit  dem  Argu- 
ment zurück,  dass  diese  Rechte  an  der  Rhone  nur  da  be- 
ansprucht werden,  wo  der  Fluss  über  souveränen  Genfer- 
boden fliesse.  Da  aber  die  königliche  Steuer  sich  nur  auf 
diejenigen  Flussstrecken  beziehen  könne,  die  auch  wirklich 
im  Königreich  liegen,  müsse  es  sich  einfach  um  einen  Irr- 
tum handeln.  Gegen  diese  BoAveisführung  ko unten  die  fran- 
zösischen Beamten  nicht  aufkommen  und  sie  mussten  von 
ihrer  Forderung  abstehen.-) 

Stärkere  gegenseitige  Leidenschaftlichkeit  erregte  die 
Streitfrage  wegen  der  Kopfsteuer  oder  capitation.  Nach  einem 
königlichen  Dekret  vom  21.  Januar  1695  wurde  auf  jede 
Haushahung  (par  feu  ou  par  famille)  eine  Steuer  erhoben. 
Diese  Kopf-  oder  Haushaltungssteuer  erregte  beim  Adel 
und  bei  der  Geisthchkeit  grossen  Unwillen ;  denn  man  er- 
bhckte  darin  eine  Art  „taille"  und  infolgedessen  eine  Gleich- 
stellung mit  dem  Volke.  Das  Volk  war  damit  nicht  zu- 
frieden, weil  es  die  „capitation"  für  eine  Verdoppelung  der 
„taille"  hielt.  Noch  mehr  verhasst  war  diese  Kopfsteuer, 
weil,  trotzdem  sie  allgemein  sein  sollte,  viele  Adelige  und 
Geistliche  durch  den  König  von  derselben  dispensiert  wur- 
den.-^) Auf  Befehl  des  Intendanten  von  Burgund  nahm  der 
Generalleutnant  von  Gex  die  Dörfer  Russin  und  Moins  in 
die  Steuerhsten  auf.^)  Hierauf  machte  Genf  Schritte,  um 
die  Ortschaften  von  St.  Viktor  und  Kapitel,  seien  sie  in 
Gex  oder  in  Ternier  und  Gaillard  gelegen,  von  der  Koi)f- 
steuer  zu  befreien.  Der  Rat  wandte  sich  an  den  alten  Freund 
Stüppa  und  dieser  brachte  es  beim  Minister  Pontchartrain 
dazu,  dass  er  die  Beamten  an  der  Erhebung  der  Steuer  in 
St.  Viktor  und  Kapitel  so  lange  zu  verhindei'n  versprach, 

'}  R.  d.  C.  16i)4,  9,  11  Mai  et  IG  Juillct.  R.  d.  C  1G04,  iO  Jiiillet. 
^)  Mercuro  liist.  et  politique,  Jaiivicr  U)5)5,  France.  ^)  U.  d.  C.  1GU5, 
10  Avril  et  2G  Juillet. 
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bis  die  Frage  im  Rate  des  Königs  untersucht  worden  sei.^) 
Als  der  Intendant  Ferrand  trotz  dieses  Zugeständnisses  des 
Ministers  in  Malagny  die  Kopfsteuer  erheben  lassen  wollte, 
erinnerte  ihn  Genf  an  das  Versprechen  von  Pontchartrain, 
und  der  Intendant  verpflichtete  sich,  nachdem  ihm  der  in 
Dijon  wohnende  Genferadvokat  Gallatin  in  einer  münd- 
hchen  Besprechung  Vorstellungen  gemacht  hatte,  die  Er- 
hebung der  Kopfsteuer  bis  zur  Entscheidung  der  Frage 
durch  den  königlichen  Rat  einzustellen.  Am  18.  August 
1695  konnte  Stuppa,  der  sich  für  seine  Freunde  am  Hofe 
eifrig  verwendet  hatte,  ihnen  mitteilen,  es  sei  die  Streit- 
frage wegen  der  Kopfsteuer  zu  Gunsten  Genfs  entschieden, 
d.  h.  St.  Viktor  und  Kapitel  von  derselben  befreit  worden.^) 

An  der  Vergewaltigung  Genfs  nahmen  auch  die  Kleriker 
einen  regen  Anteil.  Die  Ratsregister  von  1693,  1694  und 
1695  sind  reich  an  Klagen  über  Geistliche,  die  selbst  auf 
souveränem  Genferboden  in  die  Häuser  eindrangen,  um 
Messe  zu  lesen  oder  Kranke  zu  besuchen.  Auch  die  Ge- 
treidewächter erlaubten  sich  allerlei  Ausschreitungen  imd 
die  französischen  Werbeoffiziere  scheuten  sich  nicht,  direkt 
vor  der  Stadt  Männer  abzufangen  und  wegzuführen.-^) 

Immerhin  zeigte  der  Hof  bis  im  Herbst  1695  in  seinen 
Entscheidungen  über  die  vielen  Klagen  der  Genfer  die  Ab- 
sicht, wenigstens  offenkundige  Ungerechtigkeiten  zu  ver- 
meiden. Viel  schlimmer  wurde  die  Lage  der  Dinge,  als 
im  September  des  gleichen  Jahres  das  Genfervolk  zu  offenen 
Demonstrationen  gegen  Frankreich  überging.  König,  Re- 
sident und  Beamtenschaft  fielen  nun  gemeinsam  über  die 
arme  Stadt  her.  Iberville,  der  wegen  seiner  Kapelle  mit 
dem  Rat  in  einen  hitzigen  Streit  verwickelt  war,  riet  dem 
Hofe,  die  Genfer  durch  irgend  eine  gewaltsame  Massregel 
zur  alten  Unterwürfigkeit  zurückzuführen.  Dem  königlichen 
Verbote  vom  9.  Oktober  zufolge^)  gab  der  Intendant  von 

1)  Ebenda,  22  et  23  Avril.  R.  d.  0.  1695,  18,  19,  21  Juin, 
1  Juillet  et  6  Aoüt.  Auch  der  Resident,  der  gerade  in  Paris  war, 
hatte  sich  beim  Hofe  für  Genf  verwendet,  P.  h.  3910,  Iberville  ä  Geneve, 
5  Avril  1695.  ^)  P.  h.  3883.  G.  v.  A.  1695,  10  Octobre,  le  Roy  ä 
Amelot,  II,  40. 
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Burgund  dem  Generalleutnant  von  Gex  den  Befehl,  die 
Ausfuhr  von  Lebensmitteln,  Plolz  und  Kohle  nach  Genf 
zu  verhindern.  Diese  Lebensmittelsperre  war  geradezu  eine 
Verhöhnung  von  Recht  und  Gesetz;  denn  die  souveränen 
Genferherrschaften  Peney,  Genthod  und  Celigny,  die  als 
Enklaven  im  Ländchen  Gex  lagen,  wurden  auch  in  dieselbe 
einbezogen  und  selbst  die  Verbindung  mit  dem  Waadtlande 
wagte  man,  wenigstens  zu  Lande,  abzuschneiden.^)  Da  von 
Savoyen  her  die  Getreideausfuhr  auch  gesperrt  war,  stand 
die  Stadt  nur  noch  mit  ihrer  unmittelbaren  Umgebung  (les 
franchisses)  und  mit  der  Vogtei  Jussy  in  freiem  Verkehr. 
Die  Aufregung  in  der  Stadt  war  nicht  klein,  als  am  Mitt- 
woch, am  7.  Dezember,  also  am  Markttage,  die  vielen  Leute 
von  Gex  (samt  denjenigen  von  Peney)  mit  ihren  Wagen, 
Karren  und  Körben  ausblieben,  weil  sie  bei  Chätelaine^) 
von  den  Kornwächtern  aufgehalten  wurden."*)  Allerdings 
erkannte  der  Resident,  dass  man  den  Leuten  von  Peney 
den  Verkehr  mit  der  Stadt  nicht  verweigern  könne  und 
erteilte  deshalb  den  Wächtern  zu  Chätelaine  den  Befehl, 
die  Zufuhr  von  Lebensmitteln,  Holz  und  Kohle  aus  dieser 
Vogtei  nicht  zu  hindern.^)  Im  übrigen  wurde  das  Verbot 
der  Lebensmittelausfuhr  aus  dem  Ländchen  Gex  erst  im 
Frühjahr  1696  aufgehoben,"')  nachdem  zwischen  Frankreich 
und  Genf  in  allen  wichtigen  Streitfragen  eine  Verständigung 
stattgefunden  hatte.  Während  dieser  Zeit  musste  Genf,  um 
die  kleinen  Handwerke  nicht  stille  stehen  zu  lassen,  über 
den  See  her  aus  der  Waadt  Kohle  beziehen. ß) 


0  R.  d.  C,  1695,  26  Novembre.  Bei  Chätelaine,  einer  Lokali- 
tät, die  im  Nordwesten  der  Stadt  liegt  und  jetzt  mit  dieser  verbunden 
ist,  betrat  man,  von  Gex  herkommend,  das  Genfergebiet.  Um  z.  B. 
von  der  Vogtei  Peney  über  Chätelaine  nach  Genf  zu  gelangen,  musste 
man  etwa  eine  Stunde  weit  das  Gebiet  von  Gex  betreten,  infolge- 
dessen war  Peney  in  die  Lebonsmittelsperre  einbegriffen.  Vergleiche 
die  Karte  von  C/iopv  in  Spon,  histoiro  de  Geneve,  II.  R.  d.  C.  1695, 
27  Novembre.  ^)  R.  d.  C.  1695,  27  Novembre,  2  et  6  Decembre.  ^)  P.  h. 
8947.       R.  d.  C.  1695,  18  et  19  Octobre. 
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2.  Der  Resident  reizt  die  Genfer  durch  sein  herrschsüchtiges 

Benehmen. 

Wenn  das  Genfervolk  ausserhalb  der  Stadt  durch  die 
Gewalttätigkeiten  der  französischen  Beamten  und  des  Hofes 
gepeinigt  wurde,  so  geschah  dies  innerhalb  der  Mauern 
durch  den  Residenten.  Am  10.  November  1688  war  Charles 
Franeois  d'Iberville  als  dritter  Resident  nach  Genf  gekom- 
men. Ihm  waren  de  Chauvigny  und  Dupre  vorausgegangen. 
Dupre  hatte  dank  seiner  Bildung  und  seiner  Mässigung 
die  Genfer,  soweit  es  einem  Residenten  gelingen  konnte, 
für  sich  zu  gewinnen  gewusst;  dagegen  Iberville  machte 
schon  bei  der  ersten  Audienz  im  Rate  einen  ungünstigen  Ein- 
druck. Die  Ausdrücke,  mit  denen  er  den  Genfern  gegenüber 
dem  Sonnenkönig  Respekt  einflössen  wollte,  waren  über- 
trieben 1)  und  liessen  zu  deutlich  merken,  dass  er  Genf  als 
eine  französische  Untertanenstadt  betrachtete.  Er  war  ein 
geschickter  Lügner  und  verstand  es,  durch  seine  Schmei- 
cheleien die  Leute  zu  gewinnen.  Er  erwies  sich  als  ein 
ungebildeter  und  fanatischer  Mensch.  Wenn  wir  Dupuis 
glauben  dürfen,  so  beschwor  er  nur  deshalb  einen  Streit 
wegen  der  Kapelle  herauf,  um  sich  als  devoter  Diener  der 
jesuitischen  Hofpartei  zu  kennzeichnen  und  von  ihr  mit 
Gratifikationen  überschüttet  zu  werden.  Dupuis,  sein  Busen- 
freund behauptete,  vom  Hofe  die  Weisung  erhalten  zu  haben, 
immer  mit  dem  Residenten  gemeinsam  gegen  Genf  vorzu- 
gehen und  auf  die  Briefe,  die  ihm  der  Resident  in  ent- 
gegengesetztem Sinne  schreiben  werde,  nicht  zu  achten. 
Wir  müssten  in  diesem  Falle  annehmen,  es  habe  der  Re- 
sident ähnliche  Instruktionen  erhahen  und  für  seine  Ge- 
walttätigkeiten wäre  dann  vor  allem  der  Hof  verantwort- 
lich zu  machen. 2) 

Iberville  führte  in  Genfein  ausgezeichnet  funktionieren- 
des Spioniersystem  ein.  Wirtshäuser,  Versammlungslokale 
und  sogar  Privathäuser  wurden  von  seinen  Spitzeln  ab- 
gesucht, obwohl  sie  das  erboste  Volk  manchmal  mit  einer 


1)  Sordet,  histoire  de  Geneve,  p.  46.    ^)  Gb.  E  Manual  der  Stan- 
deskommission,  Beilage  7. 
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Tracht  Prügel  heimschickte.  Sogar  einige  Ratsherren  Agaren 
von  ihm  bestochen  und  berichteten  ihm  wörtlich  genau,  ^ 
was  in  den  Sitzungen  gesprochen  wurde.  Hatte  sich  einer 
der  Räte  gegen  die  Interessen  Frankreichs  geäussert,  so 
gab  der  Resident  Dupuis  den  Auftrag,  dem  betreffenden, 
falls  er  Güter  in  Ternier  und  Gaillard  hatte,  Schikanen 
zuzufügen.  Umgekehrt  musste  Dupuis  den  Gütern  derjenigen 
Batsherren,  die  dem  Dienste  Frankreichs  ergeben  waren, 
allerlei  Vorteile  zukommen  lassen. "2) 

Ein  besonders  wachsames  Auge  hielt  der  Resident 
auf  die  Werbungen.  Er  unterstützte  die  französischen  Agen- 
ten und  Werboffiziere,  wollte  dagegen,  dass  der  Rat  strenge 
einschreite,  wenn  er  von  Werbungen  für  die  Verbündeten 
etwas  spürte.  Die  Regierung  suchte  eine  vollständig  neu- 
trale Stellung  einzunehmen  und  erliess  am  8.  Februar  1692 
ein  Verbot,  das  jeden  Werber  mit  Gefängnis  und  Konfis- 
kation seines  Vermögens  bedrohte.  Die  Wachen  an  den 
Toren  erhielten  gleichzeitig  den  Befehl,  keine  Angeworbenen 
aus  der  Stadt  hinaus  zu  lassen.-^)  Trotz  dieser  Massregeln 
wurden  die  Werbungen  von  den  Agenten  Frankreichs  und 
der  Verbündeten  geradezu  öffentlich  bewerkstelligt.  Deshalb 
verschärfte  der  Rat  am  26.  Januar  1694  das  bereits  erwähnte 
Verbot  und  untersagte  allen  Offizieren  im  Dienste  der  Alliier- 
ten den  Aufenthalt  in  den  Mauern  der  Stadt.^)  Er  ging, 
vom  Residenten  dazu  getrieben,  besonders  gegen  die  Werber 
der  verbündeten  Mächte  mit  strengen  Strafen  vor.  Einer 
derselben,  Jean  Jacques  Brochet,  wurde  ins  Gefängnis  ge- 
worfen und  ein  anderer  aus  der  Stadt  verwiesen,  weil  er 
zudem  noch  Frankreich  bescliimpft  hatte. ^)  So  liess  sich 
die  Regierung,  nur  um  Konflikten  mit  Frankreich  aus  dem 
Wege  zu  gehen,  Parteihchkeit  und  Ungerechtigkeit  zu  schul- 
den kommen.  Dieses  unterwürfige  Betragen  reizte  aber  den 
Residenten  nui*  zu  neuen  Protestationen  und  gewalttätigen 
Eingriffen.  Im  Winter  1692  kam  ein  Verwandter  der  refü- 
gierten  Frau  von  Maillerargue,  ein  junger  Offizier,  zu  ihr 

0  P.  h.  8912,  Martine  ä  Gautier,  Vyl  Oetobre  1695.  ^)  Gb.  E. 
Manual  der  Standeskommission,  Beilage  7.  ')  R.  d.  C.  1692,  29  Janvier. 
*)  R.  d.  C.  1694,  16  Janvier.       Ebenda,  27  Mars,  'S  et  23  Avril. 
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nach  Genf  auf  Besuch.  Sie  wusste  den  Jüngling  zu  bewegen, 
den  französischen  Dienst  aufzugeben  und  bei  den  Feinden 
Frankreichs  seine  mihtärische  Laufbahn  zu  versuchen.  Die 
Frau  dachte  nicht  an  böse  Folgen,  da  sie  sich  in  einem 
„freien  Lande"  zu  befinden  glaubte.  Aber  der  Resident, 
von  dem  Vorfall  in  Kenntnis  gesetzt,  forderte  die  Verhaf- 
tung der  Dame.  Der  Rat  erklärte  dem  Residenten,  er  könne 
sich  mit  dieser  Angelegenheit  nicht  befassen.')  Iberville 
geriet  darüber  in  Wut  und  drohte  mit  dem  Zorn  seines 
Königs.  Der  Rat,  vom  Residenten  eingeschüchtert,  sah  zwar 
von  einer  Verhaftung  der  Dame  ab,  wollte  aber  dieselbe 
zitieren  und  sie  schwören  lassen,  sich  nicht  aus  der  Stadt 
zu  entfernen.  Da  die  Dame  von  Maillerargue  erkannte,  dass 
der  Rat  nicht  im  stände  wai',  sie  gegen  die  Verfolgungen 
des  Residenten  zu  schützen,  rettete  sie  sich  durch  heimliche 
Flucht. 2)  Die  Reklamationen  des  Residenten  wegen  der  Wer- 
bungen wurden  so  häufig  und  so  unverschämt,  dass  dem 
Rate  die  Geduld  endlich  ausging.  Er  wies  Iberville  mit 
seinen  unbegründeten  Reklamationen  ab  und  erklärte  ihm, 
von  fünf  erfolgten  Anwerbungen  würden  mindestens  vier 
auf  Frankreich  fallen.  Der  Resident  war  erbost,  Genf  in 
diesen  „nachteiligen  Vorurteilen"  zu  sehen  und  liess  es  an 
Drohungen  nicht  fehlen.  Da  sich  aber  der  Rat  um  dieselben 
nicht  kümmerte,  lenkte  er  wieder  ein.-"*) 

Nicht  nur  die  Werbungen,  sondern  das  Tun  und  Treiben 
in  der  Stadt  überhaupt  wurden  von  Iberville  eifrig  über- 
wacht. Wo  er  glaubte,  eine  franzosenfeindliche  Manifestation 
zu  erblicken,  da  schritt  er  mit  einer  Rücksichtslosigkeit  ein, 
als  ob  Genf  eine  Untertanenstadt  Frankreichs  gewesen  wäre. 
So  setzte  er  es  beim  Rate  durch,  dass  Personen,  die  Schimpf- 
reden gegen  Frankreich  führten,  einfach  eingesteckt  wurden. 
Als  der  Rat  in  einem  solchen  Falle  mit  der  Bestrafung  etwas 
zögerte,  da  erinnerte  ihn  der  Resident  voll  beissenden  Spottes 
an  die  Gefügigkeit,  die  er  zur  Zeit,  als  de  Vins  mit  seinen 
Truppen  vor  den  Mauern  war,  an  den  Tag  gelegt  habe.^) 

')  R.  d.  C.  1692,  17  Decembre.  2)  r.  d.  C.  1692,  20  Decembre. 
3)  R.  d.  C.  1695,  26  Avril.  R.  d.  C.  1695,  11  et  12  Juillet,  Affaire 
Barthelmy  Duhamel. 
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Mit  der  gleichen  Unverschämtheit  mischte  er  sich  in  die 
g-erichtlichen  Verhandlungen  ein,  wenn  es  sich  um  die  Be- 
sti'afung  von  franzosenfreundlichen  Individuen  handelte J) 
Sogar  die  in  Genf  erscheinenden  Bücher  und  Zeitschriften 
wurden  vom  Residenten  auf  ihre  Franzosenfreundlichkeit 
geprüft.  Wenn  sie  diese  Eigenschaft  nicht  in  genügend« un 
Masse  besassen,  so  musste  der  Rat  die  Veröffentlichung 
dei*  betreffenden  Publikationen  einstellen.  So  erschien  damals 
im  Haag  die  Monatsschrift  „Mercure  historique  et  politique", 
die  auch  in  Genf  vielfach  gelesen  wurde.  Da  diese  Zeit- 
schrift oft  eine  ziemlich  scharfe  Sprache  gegen  Frankreich 
führte,  verbot  der  Rat,  um  Auseinandersetzungen  mit  dem 
Residenten  zu  vermeiden,  den  Verkauf  derselben.  Bei  die- 
sem Anlasse  fasste  der  Rat  den  Beschluss,  um  keine  bösen 
Händel  mit  Frankreich  zu  provozieren,  sollen  von  nun  an 
alle  Bücher,  die  vom  Ausland  kommen,  vom  Zensoren  durch- 
gesehen wei'den.2) 


3.  Demonstrationen  des  Genfervolkes  gegen  Frankreich. 

Die  letzten  zwei  Abschnitte  haben  uns  deutlich  ge- 
zeigt, wie  schwer  das  französische  Joch  auf  der  guten  Stadt 
Genf  lastete.  Wenn  Frankreich  noch  lange  im  Besitz  der 
ganzen  Umgebung  und  besonders  der  Vogteien  Ternier  und 
Gaillard  blieb,  wo  die  meisten  Dörfer  von  St.  Viktor  und 
Kapitel  lagen,  dann  war  es  um  die  Rechte  Genfs  auf  die- 
selben geschehen.  Dupuis  und  die  übrigen  Beamten  rüt- 
telten nämlich  mit  einer  solchen  Hartnäckigkeit  an  all  diesen 
Rechten,  dass  es  Genf  immer  schwerer  fiel,  sie  zu  vertei- 
digen. Als  zuletzt  auch  noch  der  Hof  mithalf,  die  kleine 
Republik  zu  peinigen  und  zu  schi'ecken,  da  war  sie  voll- 
ständig der  Laune  und  Gewalt  Frankreichs  preisgegeben. 
Es  kann  uns  deshalb  nicht  wundern,  wenn  dem  Hass  des 
Genfervolkes  gegen  den  Feind  und  \"erderber  seiner  lieben 
Stadt  keine  Zügel  mehr  anzulegen  waren.  Trotzdem  die 
Regierung  von  ghiichen  (iefühkui  beseelt  war,  versäumte 

')  R.  d.  C.  1G92,  13,  16  et  17  Soptembre,  AlTairo  Laci'oix.  -)  R.  d.  C. 
1Ü96,  10  Janvier. 
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sie  doch  keine  Massi'egel,  um  die  Bevölkerung  vor  Aus- 
schreitungen abzuhalten,  da  ja  ein  offenes  Auftreten  gegen 
Frankreich  die  Lage  der  Dinge  nur  verschlimmert  hätte. 
Im  Volke  hasste  man  besonders  den  Residenten,  weil  er 
das  gewalttätige  Frankreich  sozusagen  personifizierte.  Bei 
jeder  Gelegenheit  spielte  man  ihm  böse  Streiche,  und  die 
Strafen,  die  der  Rat  wider  Willen  gegen  die  Possenmacher 
jeweilen  verhängte,  wurden  von  denselben  nicht  ernst  ge- 
nommen. 

So  lange  nur  einzelne  Personen  den  Residenten  reiz- 
ten und  beschimpften,  hatte  dies  auf  die  Beziehungen  Genfs 
zu  Frankreich  keine  besondere  Wirkung.  Zu  offenen  Feind- 
seligkeiten zwischen  den  beiden  Staaten  kam  es  aber,  als 
im  September  1695  das  Genfervolk  zu  Demonstrationen 
gegen  Fi*ankreich  überging.  Eine  solche  allgemeine  Volks- 
manifestation war  schon  im  Juli  1690  vorgekommen,^)  hatte 
aber  keine  weitern  Folgen  gehabt.  Die  Veranlassung  zur 
zweiten  offenen  Kundgebung  des  Franzosenhasses  bot  die 
Einnahme  von  Namur  durch  die  Verbündeten.  Als  die  Kunde 
davon  nach  Genf  kam,  wurden  während  einiger  Nächte 
Freudenfeuer  errichtet,  ohne  dass  der  Rat  das  Volk  daran 
hätte  hindern  können.  Am  14.  September  teilte  nämlich 
der  Ratsherr  Chovet  seinen  Kollegen  mit,  dass  einige  Eng- 
länder die  Absicht  hätten,  am  Abend  des  gleichen  Tages 
in  einem  Garten  von  Plainpalais  ein  kleines  Feuerwerk 
loszubrennen.  Der  Rat  teilte  den  betreffenden  unverzüglich 
mit,  es  seien  solche  Demonstrationen  aus  Rücksicht  gegen 
Frankreich  nicht  gestattet."^)  Da  aber  schon  am  Vorabend 
an  einigen  Orten  in  der  Stadt  solche  Freudenfeuer  veran- 
staltet worden  waren,  solJte  der  „sindic  de  la  garde"  An- 
ordnungen treffen,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden.^) 
Trotzdem  gab  es  vom  14.  auf  den  15.  und  vom  15.  auf 
den  16.  neuerdings  Freudenfeuer  und  zwar  viel  grössere 
und  viel  zahlreichere.^)  Da  diese  Demonstrationen  beim 
Residenten  böses  Blut  erzeugen  mussten,  wurden  auf  (  jeheiss 

'  )  R.  d.  C.  1695,  SONoverabre.  R.  d.  C.  1690,  29,  30  Juillet, 
12,  18  et  19  Aoüt.  ^)  R.  d.  C.  1695,  4  Septembre.  *)  Ebenda,  3  Sep- 
tembre.    ^)  Ebenda,  6  Septembre. 
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des  Rates  am  16.  einige  Verhaftungen  vorgenommen.')  Es 
musste  dies  umsomehr  geschehen,  als  einige  der  Feuer- 
werker am  Abend  des  15.  zwischen  9  und  10  Uhr  aus 
voller  Kehle  gerufen  hatten :  „Es  lebe  der  König  Wilhelm  !" 
Der  Resident,  vor  dessen  Hause  der  Tumult  am  grössten 
gewesen  war,  hatte  die  Schreier  nicht  erkennen  und  deshalb 
beim  Rate  keine  bestimmte  Klage  einreichen  können.  Des- 
halb wurden  die  acht  Verhafteten,  meistens  junge  Bui'schen, 
nach  kurzer  Untersuchung  aus  dem  Gefängnis  entlassen 
und  nur  mit  leichten  Bussen  belegt.  Damit  schien  die  Sache 
abgetan. 

Als  aber  die  Kunde  von  diesen  Freudenfeuern  durch 
allerlei  Zutaten  mächtig  aufgebauscht  nach  Paris  kam,  rief 
sie  am  Hofe  \'erstimmung  und  Aej'ger  gegen  Genf  hervor. 
Dies  war  umsomehr  der  Fall,  weil  man  am  Hofe  von  der 
Gewogenheit  Genfs  überzeugt  war.  In  Paris  erzählte  man 
von  gehässigen  Liedern  auf  den  französischen  König,  die 
vor  dem  Hause  des  Residenten  gesungen  worden  seien  und 
dergleichen  Dinge  mehr.-'')  Mitglieder  des  Rates  der  Zwei- 
hundert hätten  anlässlich  des  Kapellenstreites  so  entsetz- 
liche Dinge  gegen  den  Hof  geäussert,  dass  einige  ihrer 
Kollegen  aus  dem  Saale  weggegangen  wären.  Sogar  Stuppa, 
der  alte  Freund  Genfs,  war  gegen  diejenigen  Magistrate, 
die  man  verdächtigte,  mit  dem  demonstrierenden  Volke  im 
Einverständnis  zu  sein,  so  aufgebracht,  dass  er  deren  Aus- 
schluss aus  dem  Rate  für  notwendig  hielt. '^) 

Sobald  man  in  Genf  von  der  Leidenschafthchkeit  und 
Erbitterung  am  Hofe  Kenntnis  erhielt,  suchte  man  den  auf- 
gebauschten Zwischenfall  auf  sein  wirkliches  Niveau  und 
noch  etwas  unter  dasselbe  zurückzuführen.  Vor  allem  nmsste 
Freund  Stuppa,  der  am  Hofe  grossen  Einüuss  hatte,  wieder 
gewonnen  werden.  Durch  obrigkeithche  Schi'eiben  und  durch 
die  Mitteilungen  des  Agenten  Martine  wurde  Stuppa  über 
das  Vorgefallene  allerdings  in  der  Weise  benaclii-ichtigt, 
wie  wenn  es  sich  bei  diesen  Freudenfeuern  um  eine  un- 

')  7  Scpioinbiv.        KbvmUi.    •')  P.  h.  31)12,  Martine  ä 

l'ancien  Riruiic  Lofort,  30  ISepteinbrc  1605.  |)  Ebenda,  le  meine  au 
meme,  3  Octobre  1695. 
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schuldige  Belustigung  einiger  junger  Leute  handeln  würde. 
Von  Mitte  September  bis  Ende  Oktober  werde  nach  alter 
Sitte  abends  vor  den  Häusern  Hanf  geschlichtet.  Die  Kinder 
sammeln  dann  di(i  Stengel  mit  andern  brennbaren  Materialien, 
zünden  das  Ganze  an  und  hüpfen  singend  um  die  Feuer. 
Unglücklicherweise  seien  diese  Feuer  mit  der  Einnahme 
von  Namur  zeitlich  zusammengetroffen  und  deshalb  die 
Kinder  von  einigen  englischen  Edelleuten,  die  ihnen  Mün- 
zen gaben,  aufgefordert  worden,  sie  etwas  grosser  zu  machen, 
als  dies  gewöhnlich  geschehen  sei.  Einige  Personen  des 
niedrigsten  Pöbels,  die  gebührend  bestraft  worden  seien, 
hätten  sich  hinzugesellt  und  die  Feuer  noch  vergrössert. 
Von  Schmähliedern  auf  den  König  wolltim  die  genferischen 
Berichte  nichts  wissen.^)  Stuppa  liess  sich  durch  diese  An- 
gaben umstimmen  ;  aber  seine  Fürbitte  am  Hofe  hatte  keinen 
Erfolg,  weil  der  König  wegen  des  nun  darzustellenden  Ka- 
pellenstreites zu  sehr  erbittert  war.'^) 


4.  Der  Streit  wegen  der  Kapelle  und  wegen  der  Wachen  vor 
dem  Hause  des  Residenten. 

Am  16.  August  1695  teilte  der  Resident  der  Genfer- 
regierung  mit,  dass  er  seine  Kapelle,  um  Raum  zu  gewinnen, 
umbauen  wolle,  weil  bei  starkem  Besuch  der  Messe  die 
Hitze  und  der  üble  Geruch,  den  die  Bauern  und  Arbeiter 
hineinbrächten,  den  Aufenthalt  in  derselben  fast  unmöglich 
machten. •'•)  Mit  diesem  Begehren  traf  der  Resident  das 
Genfervolk  an  seiner  verwundbarsten  Stelle.  „Von  katho- 
lischen Ländern  umgeben  und  sozusagen  erwürgt,  vertei- 
digte sich  Genf  gegen  den  Kathohzismus  nicht  nur  als  einen 
falschen  rehgiösen  Glauben,  sondern  insbesondere  als  den 
Feind  seiner  nationalen  Unabhängigkeit.  Es  handelte  sich 
dabei  für  Genf  nicht  so  sehr  um  eine  Kontroverse  als  viel- 
mehr um  eine  Existenzfrage.  Diese  Ueberzeugung  hatte  bei 


')  P.  h.  3912,  Geneve  ä  Stouppe,  30  Septembre  1695  et  Mar- 
tine ä  Gautier,  17  Octobre  1695.  P.  h.  3912,  Martine  ä  Gautier,  17 
et  31  Octobre  1695.       R.  d.  C.  1695,  6  Aoüt. 
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den  Genfern  so  tiefe  Wurzeln  gefasst  und  so  sehr  den  Charak- 
ter eines  universellen  Instinkts  angenommen,  dass  während 
der  ganzen  Dauer  der  alten  Republik,  trotz  der  Aenderung 
der  religiösen  Ideen,  trotz  der  politischen  Revolutionen  und 
trotz  der  Fortschritte  der  philosophischen  Toleranz  und  der 
Abnahme  des  kirchlichen  Glaubens  es  ein  Staatsprinzip 
oder  doch  ein  Vorurteil  der  öffentlichen  Meinung  blieb:  der 
reformierte  Glaube  allein,  bei  völligem  Ausschluss  des  Ka- 
tholizismus, darf  Burgrecht  in  Genf  haben."  ^)  Der  Grund 
zu  dieser  Denkungsweise  der  Genfer  lag  nicht  in  ihrer 
sonstigen  Eigenart;  sie  war  vielmehr  das  Resultat  einer 
langen  historischen  Entwicklung.  Der  Reformation,  die  den 
letzten  Bischof  und  Fürsten  aus  der  Stadt  vertrieb,  ver- 
dankte Genf  seine  Selbständigkeit,  seinen  Ruhm  und  sein 
Schutzbündnis  mit  Bern  und  Zürich,  das  die  kleine  Re- 
publik vor  dem  Untergang  bewahrte,  der  ihr  vom  Westen 
her  drohte.  Während  die  evangelischen  Orte  die  Erhaltung 
Genfs  auf  ihre  Fahne  schrieben,  hofften  die  katholischen 
mit  dem  Freundschaftsbund,  den  sie  1560  mit  dem  Herzog 
Emanuel  Philibert  schlössen,  diese  Brutstätte  der  Ketzerei 
auf  immer  zu  verderben.  Allerdings  musste  Bern  hierauf 
den  Rückzug  antreten  und  im  Lausannervertrag  von  1564 
einen  Teil  seiner  Eroberungen,  nämlich  Gex,  Genevois  und 
Chablais  preisgeben ;  aber  wie  aus  Rache  wegen  des  intri- 
ganten Bündnisses  der  Katholiken  liess  es  sich  vom  Herzog 
den  Weiterbestand  der  Reform  in  den  genannten  Gebieten 
und  die  Unabhängigkeit  der  Stadt  Genf  zusichern.  Damit 
hatte  Bern  den  Katholiken  zum  Trotze  der  Stadt  Calvins 
gleichsam  das  Protektorat  über  die  Reformierten  in  den 
benachbarten  Provinzen  Gex,  Genevois  und  Chablais  über- 
tragen. Mit  dieser  Aufgabe  übernahm  Genf  nebst  der  eigenen 
Verteidigung  auch  noch  den  Kampf  zum  Schutze  seiner 
Glaubensgenossen.  Im  Genevois  und  Chablais,  wo  der  Pro- 
testantismus nicht  tiefe  Wurzeln  geschlagen  hatte,  konnte 
er  sich  nicht  lange  halten;  dagegen  kam  es  im  Ländchen 
Gex,  das  1601  von  Frankreich  annoxiert  wurde,  zu  harten 
Kämpfen. 

')  A.  RiUict,  Hctablissciiicnt  du  catholicisiiic  ii  Gcucvc,  p.  16 
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Durch  eine  Reihe  von  Gewalttaten  rottete  Frankreich 
den  Protestantismus  in  Gex  aus.  Zunächst  niussten  die 
Reformierten  nach  einem  königlichen  Dekrete  vom  15.  Juni 
1612  die  Kirchengüter  herausgeben ')  und  ein  ähnliches 
Dekret  vom  23.  August  1662  beschränkte  den  reformierten 
Kult  auf  die  Lokalitäten  Öergy  und  Fernex.-)  Hierauf  be- 
gann man  mit  dem  Niederreissen  der  Kirchen.  Selbst  die 
schöne  Peterskirche  im  Städtchen  Gex  wurde  nicht  geschont. 
Von  25  reformierten  Kirchen  wurden  21  demoliert,  zwei 
zugemauert  und  zwei,  diejenige  zu  Sergy  und  zu  Fernex, 
noch  einstweilen  offen  gelassen.-^)  Eine  Deputation  der  evan- 
gelischen Orte  an  den  König  hatte  keinen  Erfolg.  1681 
gründete  der  Bischof  von  Annecy,  Jean  d'Aranthon,  im 
Städtchen  Gex  ein  Institut  für  die  Verbreitung  des  echten 
Glaubens  (maison  pour  la  propagation  de  la  foi),  wo  die 
berühmte  Dame  Guyon  eine  rege  Tätigkeit  entfaltete.^)  Ein 
königlicher  Eiiass  vom  18.  Dezember  1684  untersagte  den 
reformierten  Kult  im  ganzen  Ländchen  Gex  '^)  und  im  März 
des  gleichen  Jahres  wurden  die  Kirchen  von  Sergy  und 
Fernex  zerstört.'')  Nachdem  endlich  das  böse  Revokations- 
edikt  vom  18.  Oktober  1685  folgte  und  man  es  selbst  an 
Drohungen  mit  Dragonaden  nicht  fehlen  liess,  wanderten 
von  1373  reformierten  Familien  888  nach  Genf  und  dem 
Waadtlande  aus.'^) 

Nachdem  der  Protestantismus  in  Gex  ins  Mark  ge- 
troffen war,  richtete  sich  der  Angriff'  der  Gegenreformation 
auf  die  Flerrschaften  von  St.  Viktor  und  Kapitel.  In  diesen 
Oertlichkeiten  wohnten  genferische  Gutsherren  und  viele 
teilweise  katholische  Pächter  und  Landarbeiter.  Schon  im 
Jahr  168J  hatte  Genf  in  Moins  und  Russin  die  VIesse  ein- 
führen lassen  müssen,  obwohl  der  grösste  Teil  von  Russin 
zu  der  nie  beanstandeten  Vogtei  Peney  gehörte  ^)  und  Genf 
bis  dahin  in  St.  Viktor  und  Kapitel  nur  den  reformierten 
Kult  geduldet  hatte.  Besonders  wirksam  konnte  Frankreich 

Claparedc,  Histoire  des  eglises  reformees,  du  pays  de  Gex, 
p.  72  SS.    ")  Ebenda,  p.  123  ss.     '')  Ebenda,  p.  127.       Claparcde.  p.  184. 

Ebenda,  p.  206.  "^j  Ebenda,  p.  207.  ')  Ebenda,  p.  219.  ^)  Ebenda, 
p.  207  SS. 
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gegen  die  Reform  in  diesen  Herrschaften  vorgehen,  weil 
es  seit  1690,  seit  der  Eroberung  Savoyens,  die  Hoheit  über 
sie  besass.')  Im  Mai  1693  erging  an  die  reformierte  ße- 
völkei'img  von  St.  Viktor  und  Kapitel  —  die  Genfer,  die 
meist  nur  einen  Teil  des  Jahres  dort  weilten,  ausgenom- 
men —  der  Befehl,  innert  drei  Tagen,  vom  18. — 21.  Mai 
das  Gebiet  der  französischen  Souveränetät  zu  verlassen. 
Genf  konnte  nur  erreichen,  dass  der  Termin  der  Auswan- 
derung auf  einige  Monate  erweitert  und  die  Aufforderung 
nur  auf  die  männliche  Bevölkerung  bezogen  wurde.  Die 
Ausführung  dieses  Erlasses  übertrug  man  dem  verhassten 
Marc  Dupuis.  ')  Er  erledigte  sich  dieses  Geschcäftes  mit  der 
Grausamkeit  des  Henkerknechts ;  denn  er  quälte  die  Leute, 
bis  sie  die  neue  Lehre  abschworen  oder  die  Flucht  ergriffen.  0 
Die  Leidenschaft  der  französischen  Glaubensverfolgung  war 
so  gross,  dass  selbst  das  souveräne  Genfergebiet  nicht  mehr 
geschont  wurde.  So  quälten  die  französischen  Beamten  des 
Glaubens  wegen  eine  E^amilie  in  Malagny,  welches  zu  Peney 
gehörte,  bis  die  Genferregierung  gegen  diese  Vergewaltigung 
energische  Schritte  tat.^)  Der  Bischof  von  Annecy  brachte 
es  bis  Ende  des  Jahrhunderts  so  Aveit,  dass  überall  in 
St.  Viktor  und  Kapitel  die  Messe  gelesen  wurde. 

Genf  hatte  sich  gegen  dieses  Vordringen  des  Katho- 
lizismus so  gut  als  möglich  verteidigt,  aber  dem  mächtigen 
Frankreich  doch  nicht  Trutz  bieten  können.  Eine  Position 
nach  der  andern  war  verloren  gegangen,  bis  Frankreich 
gegen  die  Stadt  Calvins  selbst  einen  entscheidenden  Schlag 
führte.  Nämlich  im  Jahr  1679  ersetzte  Ludwig  XIV.  den 
königlichen  Agenten,  der  bis  jetzt  ein  Genfer  und  Protestant 
gewesen  war,  durch  einen  französischen  Residenten  und 
Katholiken.  Nachdem  das  Werk  der  Ausrottung  des  Prote- 
stantismus im  Ländchen  Gex  seiner  Vollendung  entgegen- 
ging, sollte  nun  die  Quelle  des  Ketzertums  selbst  zugestopft, 
Genf  dem  Katholizisnms  unterworfen  werden.    Es  lag  ja 

')  Der  weitaus  grössere  Teil  der  Dörfer  von  St  Viktor  und 
Kapitel  lag'  auf  dem  linken  Uhoneufer,  nur  wenige  waren  im  Ländchen 
Gex.  R.  d.  C.  1098,  8  et  16  Mai.  Ebenda,  28  Novembre.  ^)  H.  d.  0. 
1694,  26  Juin,  23  et  25  Juillet.    ■')  C/aparcde,  p.  230. 


120 


auf  der  Hand,  dass  die  Eigenliebe  des  hochmütigen  Königs 
mit  allem  Nachdruck  für  seinen  Repräsentanten  und  dessen 
Personal  die  Feier  der  Messe  verlangen  würde  und  dass 
der  kleine  Anfang  zu  einem  verhängnisvollen  Fortgang 
führen  konnte.  Deshalb  anerbot  sich  der  Rat,  in  den  Gärten 
von  Plainpalais  dem  Herrn  Laurent  de  Chauvigny  auf  eigene 
Koston  eine  Wohnung  einzurichten,  um  so  den  Residenten 
samt  der  Messe  vor  der  Stadt  zu  haben.  Um  wenigstens 
das  letztere  zu  erreichen,  wurde  Chauvigny  eine  ihm  stets 
zur  Verfügung  stehende  Karosse  offeriert,  damit  er  nach 
Belieben  in  einer  der  benachbarten  katholischen  Kirch- 
gemeinden die  Messe  besuchen  könne.  ^)  All  diese  Anerbieten 
wies  er  von  der  Hand ;  denn  den  Genfern  zum  Trotze  wollte 
er  in  der  Stadt  selbst  die  Messe  hören.  Chauvign}^  bezog 
ein  Haus  in  der  „Grande  Rue",  wo  jetzt  das  „Hotel  du 
Musee^'  steht-)  und  baute  sich  hinter  dem  Hause  im  Garten, 
also  gegen  den  See,  eine  Kapelle.  Hier  wurde  am  30.  No- 
vember 1679  die  erste  Messe  gelesen  und  damit  hatte  der 
verhasste  Kult,  der  144  Jahre  lang  aus  der  Stadt  verbannt 
gewesen  Avar,  seinen  Einzug  in  die  Mauern  der  „cite  de 
Calvin"  gehalten.  Chauvigny  botrieb,  vom  Bischof  von 
Annecy,  dem  Sire  Jean  d'Aranthon  d'Alex,  der  sich  Bischof 
und  Fürst  von  Genf  nannte  und  die  diesbezüglichen  Rechte 
stets  geltend  zu  machen  suchte,  unterstützt,  eine  so  offene 
und  gehässige  Propaganda  gegen  den  reformierten  Glauben, 
dass  er  infolge  einer  genferischen  Deputation  an  den  Hof 
durch  ein  königliches  Schreiben  vom  20.  Mai  1680  abberufen 
wurde.  An  seine  Stelle  kam  Roland  Dupre,  ein  gebildeter 
und  weniger  fanatischer  Mensch.  Aber  in  seine  Periode 
von  1680—1688  fiel  die  Aufhebung  des  Edikts  von  Nantes 
und  die  Ausrottung  des  Protestantismus  im  Ländchen  Gex. 
Zudem  bot  gerade  in  dieser  Zeit  der  intrigante  Bischof 
Jean  d'Aranthon  alles  auf,  um  Ludwig  XIV.  für  seine  Rechte 
auf  Genf,  d.  h.  zunächst  für  die  Restitution  der  in  Genfer- 

')  Rilliet,  Retablissement  du  cathol.  ä  Geneve,  p.  43  ss.  Menioires 
de  la  societe  d'hist.  et  d'archeol.  de  Geneve,  XIX,  Notices  bist,  sur 
l'hötel  du  resent  de  France.  Da.s  heutige  Gebäude  wurde  60  Jahre 
später  gebaut. 


besitz  übergegangenen  Kirchengüter  im  Ländchen  Gex  zu 
gewinnen.  Er  setzte  auf  den  französischen  König,  der  durch 
die  Einsetzung  seines  Residenten  dem  Calvinismus  einen 
schweren  Schlag  versetzt  hatte,  alle  Hoffnung.  Aber  der 
Hof  antwortete  ihm  ausweichend:  „Rien  n'est  plus  juste 
que  vostre  demande,  mais  les  temps  ne  sont  pas  propres/'  ') 
Ebenso  wenig  war  es  Jean  d'Aranthon  vergönnt,  in  Genf 
zu  sterben  und  in  der  altbischöflichen  Kirche  von  St.  Peter 
begraben  zu  werden.-)  Der  dritte  Resident,  Charles  Francois 
d'Iberville,  1688—1698,  unterliess  zwar  jegliche  offene  Pro- 
paganda für  den  Katholizismus  und  schritt  auf  Wunsch 
des  Rates  wenigstens  scheinbar  mehrmals  gegen  die  Ueber- 
griffe  der  katholischen  Geistlichkeit  ein.  Da  liess  er  sich 
aber  von  den  Jesuiten  zu  dem  verhängnisvollen  Schritt  ver- 
leiten, seine  Kapelle  vergrössern  und  damit  den  katholischen 
Kult  öffentlich  in  Genf  einführen  zu  wollen. 

Als  der  Resident  am  16.  August  dem  Rate  diese  An- 
zeige machte,  wusste  dieser  gar  wohl,  dass  nicht  nur  die 
Religion,  sondern  auch  die  Unabhängigkeit  der  Stadt  auf 
dem  Spiele  stehe.  Er  beschloss  deshalb,  eine  Vergrösserung 
der  Kapelle,  die  einen  stärkern  Besuch  der  Messe  zur  Folge 
hätte,  nicht  zu  dulden.  Zweimal  schickte  der  Rat  Abgeord- 
nete aus  seiner  Mitte  zu  Iberville,  um  ihn  in  schonender 
Weise  von  seinem  Vorhaben  abzubringen.  Sie  stellten  ihm 
die  Angst  des  Volkes  und  die  Geftihr,  welcher  die  Stadt 
durch  die  Einführung  des  katholischen  Gottesdienstes  aus- 
gesetzt werde,  lebhaft  vor  Augen.  Da  sich  aber  der  Re- 
sident nicht  belehren  lassen  wollte,  gab  ihm  der  Rat  die 
bestimmte  Erklärung  ab,  er  werde,  da  der  katholische  Gottes- 
dienst schon  genügend  erleichtert  worden  sei,  eine  Erwei- 
terung der  Kapelle  niemals  dulden.  Wenn  es  der  Wunsch 
des  Herrn  Iberville  sei,  sie  nur  zu  erhöhen,  so  werde  man 
dem  Besitzer  seines  Hotels  den  Befehl  geben,  dies  auszu- 
führen. Vor  dieser  bestimmten  Sprache  schreckte  der  Re- 
sident zurück,  und  er  gab  sich  nun  damit  zufrieden,  die 


')  Mi(<jniei\  p.  130,   Im  Jahr  IBBO  reiste  der  Biscliof  weg-eii  der 
Restitution  der  Kirclieii^-iiter  nach  Paris.    '-')  j).  132,  \c  testa- 

ment  de  Jean  d'Aranthon. 
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Kapelle  zu  erhöhen  oder  sie  in  gleichen  Mass  Verhältnissen 
an  einem  andern  Ort  seines  Gartens  aufzubauen. 

Inzwischen  versammelte  sich  der  Rat  der  Sechzig  und 
stiess  den  Beschluss  des  Kleinen  Rates,  der  eine  Verstän- 
digung nicht  ausgeschlossen  hätte,  um.  Er  forderte  den 
Residenten  auf,  an  der  Kapelle  auch  nicht  die  geringste 
Aenderung  vorzunehmen  und  wies  die  Angelegenheit  an 
den  Rat  der  Zweihundert.  Iberville,  dem  die  Aufregung 
des  Volkes  nicht  entging,  protestierte  gegen  das  Gerücht, 
dass  er  eine  Kirche  mit  einem  Glockenturm  bauen  und  den 
Protestantismus  gefährden  wolle.  Er  beklagte  sich,  es  werde 
das  Volk  von  böswilligen  Menschen  gegen  ihn  aufgehetzt. 
Um  sich  wegen  seiner  Pläne  zu  rechtfertigen,  legte  er  einen 
Plan  der  Kapelle  nach  dem  alten  Zustand  und  nach  dem 
beabsichtigten  Umbau  vor.  Nach  diesem  Plane  wäre  sie 
im  Innern  um  drei  Fuss  erhöht  und  oben  mit  einem  ebenen 
Blechdach  versehen  worden,  sodass  das  ganze  Gebäude  an 
Höhe  eher  ab-  als  zugenommen  hätte. ^)  Trotzdem  bestä- 
tigte der  Rat  der  Zweihundert  den  Beschluss  des  Rates 
der  Sechzig  und  stellte  so  die  Sache  auf  Beugen  und  Brechen. 
Dies  sah  der  Hausbesitzer  in  der  „Grande  Rue",  der  Herr 
Jacob  de  Chapeaurouge,  Sohn  des  Alt-Sindic  gleichen  Na- 
mens, ein,  und  um  seine  Vaterstadt  vor  schweren  Verwick- 
lungen zu  bewahren,  machte  er  einen  Vermittlungsversuch. 
Er  teilte  der  Versammlung  mit,  dass  der  Resident,  wie  er 
ihm  im  vertraulichen  Gespräche  eröffnet  habe,  bereit  sei, 
auf  eine  Kapelle  überhaupt  zu  verzichten,  wenn  man  das 
Haus  um  einen  Stock  erhöhe  und  im  zweiten  Stock  einen 
Raum  für  den  Gottesdienst  einrichte.  Der  Rat  der  Zwei- 
hundert, über  diese  Nachricht  hoch  erfreut,  beschloss,  bei 
Zustimmung  des  Residenten  die  Sache  sofort  an  die  Hand 
zu  nehmen  und  die  alte  Kapelle  für  immer  zerstören  zu 
lassen.  2) 

Allerdings  ging  der  in  seiner  Eigenliebe  verletzte  Re- 
sident auf  diesen  Vorschlag  nicht  ein,  weil  ihm  der  zweite 
Stock  zu  dunkel  und  der  Raum,  den  man  dort  für  eine 
Kapelle  gewinnen  konnte,  zu  klein  erschien;  dagegen  war 

1)  P.  h.  3928.    2)  R.  cl.  C.  1695,  14  Aoüt. 
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er  bereit,  anstatt  auf  dem  Umbau  der  alten  Kapelle  zu 
bestehen,  sich  mit  der  Errichtung  einer  solchen  zu  ebener 
Erde  in  dem  einten  der  beiden  Flügel  seines  Hauses  zu 
begnügen.  Die  Mehrheit  des  Rates  der  Zweihundert  war 
nun,  da  es  gleichgültig  sein  konnte,  ob  man  im  zweiten 
Stocke  oder  zu  ebener  Erde  eine  Kapelle  einrichte,  geson- 
nen, dem  Wunsche  des  Residenten  zu  entsprechen.  Da 
kamen  aber  einige  Abgeordnete  der  „venerable  Compagnie 
des  Pasteurs"  in  die  Sitzung  und  ermahnten  die  Ratsherren 
zur  Vorsicht.  Sie  erblickten  in  diesem  Neubau  eine  Ge- 
fährdung der  Rehgion,  weil  der  Resident  damit  die  Absicht 
verfolge,  den  katholischen  Kult  in  der  Stadt  auszudehnen 
und  zu  befestigen.  Infolge  dieser  Mahnungen  kehrte  der 
Rat  auf  den  frühern  Beschluss  zurück,  es  solle  alles  beim 
Alten  bleiben.  Ja  er  ging  sogar  so  weit,  dass  er  den  Ka- 
tholiken an  Sonntagen  während  der  Predigt  der  Protestanten 
das  Verlassen  ihrer  Häuser  vei'bot.')  Mit  dieser  Massregel 
wollte  er  sie  am  Besuch  der  gleichzeitig  stattfindenden 
Alesse  hindern  und  allfälligen  Anschlägen,  die  sie  mit  dem 
Auslande  gegen  Genf  spinnen  konnten,  zuvorkommen.  An 
einem  Sonntag  Vormittag,  wenn  sich  alles  in  der  Kirche 
befand,  wäre  es  nämlich  den  Katholiken  ein  Leichtes  ge- 
wesen, sich  mit  Hilfe  der  französischen  Truppen  der  Stadt- 
tore zu  bemächtigen. 

Dieses  Vergehen  reizte  den  Residenten  zum  Wider- 
stand. Er  hatte  ja  die  vermittelnden  Vorschläge  des  Haus- 
besitzers, die  vom  Rat  der  Zweihundert  gutgeheissen  worden 
waren,  mit  einer  kleinen  Modifikation  angenommen,  wäh- 
rend dieser  urplötzlich  eine  Schwenkung  machte  und  in 
die  alte  feindselige  Stellung  zurückkehrte.  Auch  war  der 
Resident  wegen  des  gegen  die  Katholiken  gerichteten  Ver- 
botes und  wegen  der  Demonstrationen  dos  Genfervolkes 
aufgebracht,  das  vor  seinem  Hause  rief:  „Es  lebe  König 
Wilhelm!"  Auch  gingen  die  Wachen,  die  die  Regierung 
vor  der  Kapelle  und  dem  Hause  des  Residenten  aufstellte, 
um  die  Leute  vom  Lande  am  Besuch  der  Messe  zu  hin- 
dern, manchmal  zu  weit.  So  beklagte  sich  Iborville,  dass 

')  K.  d.  C.  1G95,  5  Scptcmbre, 
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sie  ihm  befreundeten  Persönlichkeiten  den  Zutritt  in  sein 
Haus  verweigert  hätten.  Mit  bittern  Worten  erinnerte  er 
den  Rat  der  Zweihundert  an  seine  Wortbrüchigkeit  und 
wetterte  gegen  die  Kabalen,  die  eine  politische  Partei  m 
Genf,  an  deren  Spitze  der  Alt  Sindic  Michel  Trembley  stehe, 
betreibe.  Er  behauptete,  es  seien  im  ,,Conseil  general" 
während  der  Besprechung  der  Kapellenangelegenheit  so 
verleumderische  Reden  gegen  den  König  geführt  worden, 
dass  einige  Mitglieder  voll  Empörung  den  Saal  verlassen 
hätten.  Besonders  protestierte  er  gegen  die  Wachen,  die 
ihn  in  seinem  Hause  sozusagen  belagerten.  Er  verlangte, 
dass  die  Wachen  vor  seinem  Hause  entfernt  werden  und  dass 
der  König  in  der  Kapellenangelegenheit  entscheiden  solle. 

Durch  die  energische  Sprache  und  die  Drohungen  des 
Residenten  eingeschüshtert,  trat  der  Rat  der  Zweihundert 
den  Rückzug  an  und  gab  sich  dadurch  neuerdings  eine 
Blösse.  El'  war  nun  bereit  im  Hause  des  Residenten  eine 
Kapelle  einrichten  zu  lassen  und  bestimmte  einen  Ausschuss 
von  vier  Mitgliedern,  um  deshalb  einen  Augenschein  vor- 
zunehmen. Aber  diese  Massregel  kam  zu  spät,  weil  der 
Resident  den  ganzen  Handel  dem  König  vorgelegt  hatte. 

Ludwig  XIV.  war  besonders  über  die  Aufstellung  der 
Wachen  vor  dem  Hause  des  Residenten  aufgebracht.  Er 
hatte  im  Streite  mit  dem  Papste  Innocenz  XL  wegen  der 
Quartierfreiheit,  die  die  fremden  Botschafter  in  Rom  nicht 
nur  für  ihre  Paläste,  sondern  sogar  für  die  umliegenden 
Strassen  in  Anspruch  nahmen,  das  Prinzip  der  Exterritorialität 
durchgesetzt.  2)  Der  König  war  nun  nicht  gesonnen,  in  Genf 
anzuerkennen,  was  er  in  Rom  bekämpft  hatte.  Infolge  er- 
haltener Instruktion  verlangte  der  Resident  innerhalb  zweier 
Tage,  vom  17.  auf  den  19.  Oktober,  eine  bestimmte  Antwort 
in  bezug  auf  die  W^achen.  Der  Rat  war  bereit,  die  Wachen 
aufzuheben,  wenn  das  in  Savoyen  erlassene  Verbot,  es 
dürfen  die  Bauern  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  vor  Mittag 
in  die  Stadt  kommen,  strenge  durchgeführt  und  ihnen  dadurch 
der  Besuch  der  Messe  verunmöglieht  werde.  Zudem  behielt 

')  R.  d.  C.  1695,  2  et  4  Octobre.        Weber,  Weltgeschichte,  XII, 

404  ff. 
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er  sich  vor,  die  Wachen  nötigenfalls  zu  erneuern. Ja  er 
erklärte  sich  sogar  bereit,  die  alte  Kapelle  etwa  um  1 V2  Fuss 
zu  erhöhen  oder  zu  vertiefen,  falls  trotz  Umbau  des  Hauses 
kein  geeigneter  Raum  für  die  Messe  eingerichtet  werden 
könnte.-)  Da  ernstliche  Auseinandersetzungen  mit  Frank- 
reich trotz  aller  Gefügigkeit  der  Regierung  nicht  mehr  zu 
vermeiden  waren,  wurde  Bern  und  Zürich  nach  Beschluss 
vom  24.  Oktober  um  die  Absendung  von  Repräsentanten 
ersucht."^)  Als  der  Resident  dies  vernahm,  da  wurde  es  auch 
ihm  angst  und  bange.  Er  hatte  gehofft,  die  Affäre  werde 
nicht  so  weitgehende  Wellen  schlagen.  Deshalb  erklärte 
er  der  Regierung,  es  liege  ihm  daran,  die  alten,  guten  Be- 
ziehungen mit  ihr  wieder  aufzunehmen.'*) 

Aber  schon  am  9.  und  10.  November  1695  fand  in 
Aarau  eine  Konferenz  statt,  an  der  nebst  Bern,  Zürich  und 
Genf  auch  Basel  und  Schaffhausen  teilnahmen;  St.  Gallen 
liess  sich  entschuldigen.  Nach  weitläufigem  Berichte  der 
Genferdeputierten,  Jacob  de  la  Rive  und  Michel  Trembley, 
beide  Alt-Sindics,  über  den  Verlauf  der  Freudenfeuer  und 
des  Kapellen  Streites  fand  man,  es  sei  das  Verlangen  des 
Kapellenumbaus  eine  Verletzung  des  Völkerrechtes  und  der 
Zudrang  so  vielen  fremden  Volkes  zur  Messe  höchst  ge- 
fährlich.') Die  Konferenz  beschloss,  die  Gesandtschaften 
von  Bern,  Zürich  und  Genf  an  Amelot  nach  Solothurn  ab- 
zuordnen. Aus  dem  Erfolge  dieser  Mission  werde  sich  dann 
zeigen,  ob  eine  Absendung  von  Repräsentanten  nach  Genf 
nötig  sei.^) 

Am  französischen  Hofe  hatte  man  nicht  erwartet,  dass 
die  evangelischen  Orte  so  geschlossen  fiu*  Genf  eintreten 
würden.'')  Sogar  Freiburg  und  Luzern,  die  beiden  mäch- 
tigsten katholischen  Kantone,  erklärten  sich  bereit,  im  Falle 
der  Not  die  Waflen  gegen  Frankreich  ergreifen  zu  wollen. 
So  zeigte  sich  bei  den  meisten  Orten  trotz  der  religiösen 

^)  R.  d.  C.  1695,  7  Octobre.  2)  Ebenda,  9  Octobre.  Ebenda, 
14  Octobre.  Ebenda,  19  Octobre.  •')  Häufig-  waren  50—70  Personen 
in  der  Messe  des  Residenten,  R.  d.  C.  1G9G,  13,  20,  27  Janvier,  3  et 
10  Fevrier.  Abschiedo,  VI,  2,  No.  315.  ')  R.  d.  C.  1G95,  8  Novembre, 
De  la  Rive  et  Troml>loy  au  Conseil,  2  Novembre. 
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Zwistigkeiten  und  daheriger  Verirrungen  und  trotz  der  schon 
beginnenden  Auflösung  der  Eidgenossenschaft  eine  Art  ge- 
sunder Instinkt,  der  eine  Behauptung  der  Juragrenze  und 
damit  die  Erhaltung  Genfs,  Neuenbürgs  und  des  Bistums 
Basel  gebot.  Unter  solchen  Umständen  konnte  Frankreich 
gegen  Genf  keine  heftigen  Massregeln  ergreifen;  es  durfte 
den  kleinen  Nachbarn  nicht  durch  den  Jochgalgen  hindurch- 
schicken. Der  hochmütige  König  konnte  erst  dann  die  Genfer 
in  schonungsloser  Weise  demütigen,  wenn  ihre  Verbindungen 
mit  der  Eidgenossenschaft  abgeschnitten  wurden.  Deshalb 
schrieb  der  Minister  Colbert  an  den  Gesandten  Amelot: 
„Le  Roy  m'ordonne  de  vous  escrire  que  son  intentions  est 
que  vous  taschiez  d'empescher  autant  qu'il  vous  sera  possible 
que  les  Cantons  allies  ne  se  meslent  de  l'afiaire  de  Geneve 
parce  qu'encore  qu'ils  temoignent  estre  a  present  dans  des 
sentimens  convenable  au  Service  du  Roy,  il  seroit  ä  craindre 
que  venant  ä  en  changer  S.  M^"^  se  trouvast  engager  avec 
ces  Cantons  dans  une  affaire  qu'elle  veut  eviter." 

Amelot  tat  besonders  in  Zürich  sein  Möglichstes,  um 
diesen  Ort  gegen  Genf  aufzuhetzen;-)  aber  seine  Anstren- 
gungen blieben  erfolglos.  „V.  M.  aura  vu  par  lä  (Einberufung 
der  Konferenz  nach  Aar  au)  qu'on  n  estoit  plus  ä  tems 
d'empescher  les  Cantons  de  se  mesler  de  l'affaire  de  Geneve 
mais  je  crois  d'ailleurs  que  cela  n'auroit  pas  este  praticable. 
Iis  prennent  trop  de  part  a  ce  qui  regarde  cette  ville  pour 
qu'on  eust  pü  les  obliger  a  demeurer  dans  le  silence  surtout 
estans  sollicites  par  les  Geneuois  de  les  assister  de  leurs  offices 
en  ce  rencontre.  II  ne  s'agit  donc  plus  que  de  faire  en  sorte 
qu'ils  n'entrent  point  dans  cette  affaire  auec  trop  de  Chaleur 
ny  d'une  maniere  qui  puisse  commettre  V.  Maj*^  auec  eux."  •^) 

Nach  Beschluss  der  Aarauerkonferenz  begaben  sich 
am  Freitag,  den  11.  November,  Bürgermeister  Escher  und 
Statthalter  Hess  von  Zürich,  Seckelmeister  Johann  Rudolf 
Sinner  und  Johann  Friedrich  Willading,  des  Rats,  von  Bern 

0  G.  V.  A.  1695,  Addition  ä  la  lettre  particuliere  de  M.  Amelot 
du  26  Octobre,  II,  44.  ^)  G.  v.  A.  1695,  Amelot  au  Roy,  23  Septembre, 
V,  44  c  et  le  meme  au  meme,  30  Octobre,  V,  52  b.  ■^)  G.  v.  A.  1695, 
Amelot  au  Roy,  6  Novembre,  V,  54  a. 
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und  eJacob  de  la  Rive  und  Michel  Trembley  von  Genf  nach 
Solothurn  zu  AmelotJ)  Am  Sonntag  darauf  empfing  Amelot 
die  Deputation,  nachdem  er  den  Herren  von  Genf  nahe 
gelegt  hatte,  dass  sie  ihn  mit  „Monseigneur"  und  nicht  bloss 
mit  „Monsieur"  anreden  müssten.-)  Das  Wort  wurde  haupt- 
sächlich von  Escher  geführt.  Er  erinnerte  Amelot,  wie  Frank- 
reich bei  der  Einnahme  Savoyens  auf  Tagsatzungen  und 
bei  andern  Gelegenheiten  mündliche  und  schriftliche  Zu- 
sicherungen gegeben  habe,  dass  in  der  Nachbarschaft  Genfs 
alles  im  alten  Zustand  verbleiben  und  Genf  in  seinen  Rechten 
über  St.  Viktor  und  Kapitel  nicht  geschmälert  werden  solle. 
Diese  Versprechungen  seien  von  Frankreich  nicht  gehalten 
worden,  es  habe  ganz  im  Gegenteil  gegenüber  Genf  ein 
gewalttätiges  Verfahren  eingeschlagen.  Dies  zeige  sich  in 
der  Wahl  des  von  der  Religion  und  vom  Vaterland  abge- 
fallenen Dupuis  zum  Juge-Maje  von  Ternier  und  Gaillard, 
sowie  in  der  Art  und  Weise,  wie  er  die  Leute  von  St.  Viktor 
und  Kapitel  mit  Bussen  und  Einkerkerung  quäle.  Ebenso 
stellte  Escher  die  Lebensmittelsperre,  die  nicht  nur  über 
den  französischen  Teil  des  Ländchens  Gex,  sondern  auch 
über  die  darin  enklavierte  Vogtei  Penej^  verhängt  wurde, 
als  eine  Vergewaltigung  dar.  Er  sah  in  den  Freudenfeuern, 
allerdings  unrichtigerweise,  nichts  anderes  als  einen  blossen 
Volksbrauch,  die  Hanfstengel  zu  verbrennen,  der  zufällig 
mit  der  Einnahme  von  Namur  zusammengetroffen  sei.  Zu- 
dem könne  die  Regierung  für  die  Ausschreitungen  des  V olkes 
nicht  verantwortlich  gemacht  werden.  Er  erinnerte  zum 
Beweise  dessen  an  die  Unverschämtheiten,  die  das  Volk  in 
Paris  täglich  dem  König  erwiesen  habe,  als  er  im  Jahr  1686 
mit  andern  Deputierten  der  Kantone  am  Hofe  gewesen  sei.'') 

1)  G.  V.  A.  1695,  Amelot  au  Roy,  10  Novembre,  V,  55  et  13  No- 
vembre,  V,  56.  ^)  Ebenda,  10  Novembre,  V,  55.  Infolo-e  der  Auf- 
hebung des  Edikts  von  Nantes,  1685,  kamen  viele  Refügiertt^  iiacli 
Genf,  wo  sie  freundliche  Aufnahme  fanden.  Frankreich,  darüber  er- 
zürnt, erliess  gegen  Genf  die  Kornsperre.  Im  Einverständnis  mit  den 
vier  evangelischen  Städten  tkn-  Eidgenossenschaft  ging  deshalb  eine 
Deputation  an  den  Hof  von  Versailles  al),  die  zwar  erfolglos  blieb. 
Die  Hänpter  der  Dei»utalion  waren  Konrad  Escher  und  Ami  Lefort. 
Vergleiche  Histoire  de  l'eglise  de  Geneve  par  J.  GalwrcL  III,  377  ss. 


Aber  der  König  habe  ihnen  sagen  lassen,  sie  sollen  dem, 
was  das  Volk  mache,  keine  Aufmerksamkeit  schenken.  In 
bezug  auf  die  Kapelle  seien  die  Genfer  dem  Residenten 
genügend  entgegengekommen,  da  sie  trotz  grosser  Kosten 
im  Hause  des  Herrn  Iberville  einen  Raum  für  den  Gottes- 
dienst einrichten  wollten.  Die  Minister  der  Fürsten  müssten 
an  andern  Orten  sich  auch  nur  mit  einem  für  den  Kult 
eingerichteten  Zimmer  begnügen.  Wie  sehr  es  den  Genfern 
im  Grunde  ihres  Herzens  an  der  Gnade  des  Königs  gelegen 
sei,  gehe  aus  der  Nichtaufnahme  des  enghschen  Residenten 
genugsam  hervor.  Die  kecke  Sprache  Eschers  kulminierte 
in  den  Worten:  ,,Les  maux  qui  Sont  faits  a  nos  allies  de 
Geneue  Sont  faits  aux  Cantons ;  leurs  interets  sont  les  notres, 
et  nous  regardons  leur  conseruation  conmie  la  notre  propre, 
et  pendant  que  l'on  les  trailte  ainsi  on  n'auance  pas  les 
affaires  de  S.  M."  ')  Amelot  konnte  das  Gesagte  nicht  wider- 
legen. Er  verschanzte  sich  deshalb  hinter  der  Tatsache, 
dass  ihn  Iberville  über  die  verschiedenen  Begebenheiten 
ganz  anders  aufgeklärt  hatte.  Gerade  deshalb  fand  es  Amelot 
nur  von  gutem,  wenn  Bern  und  Zürich  Repräsentantennach 
Genf  schicken  würden,  um  zur  Feststellung  der  Tatsachen 
mit  dem  Residenten  selbst  zu  unterhandeln.  Amelot  ermahnte 
die  Genfer,  die  Differenzen  mit  dem  König  sobald  als  mög- 
lich zu  begleichen  und  um  sie  recht  einzuschüchtern,  er- 
wähnte er  das  Gerücht  einer  baldigen  Beschiessung  Genfs 
durch  die  Franzosen. 2) 

Inzwischen  hatte  der  Hof  dem  Herrn  Iberville  den 
Befehl  erteilt,  die  Kapelle  im  alten  Zustande  bleiben  zu 
lassen.'^)  Der  König  wollte  nämlich  aus  militärischen  In- 
teressen die  evangelischen  Orte,  die  die  Sache  Genfs  so 
eifrig  vertraten,  nicht  entfremden.  Auch  war  er  aus  einem 
andern  Grunde  zur  Nachgiebigkeit  geneigt.  Gei'ade  zu  dieser 
Zeit  befasste  sich,  wie  allgemein  verlautete,  der  enghsche 
König  mit  dem  Gedanken,  den  in  Genf  weilenden,  refü- 
gierten  Marquis  d'Arzilhers  zu  seinem  Residenten  zu  er- 

')  P.  h.  3935,  Journal  de  Jacob  de  la  Rive  et  Michel  Trerabley. 
G.  V.  A.  1695,  Amelot  au  Roy,  16  Novembre,  V,  57.       G.  v  A.  1695, 
Louis  ä  Amelot,  23  Novembre,  II,  48  a. 
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nennen.  Ludwig  XlVr  durfte  deshalb  gegen  Genf  nicht 
allzu  schroff  auftreten,  weil  sonst  die  Genfer  diesmal  der 
Einsetzung  eines  englischen  Gesandten  keine  Opposition 
gemacht  hätten. ')  Die  Nachricht,  dass  der  König  den  Ka- 
pellenstreit zu  Gunsten  Genfs  geschlichtet  habe,  erzeugte 
in  der  Rhonestadt  grossen  Jubel ;  denn  damit  war  die  Ein- 
bürgerung des  so  verhassten  katholischen  Gottesdienstes 
unmöghch  gemacht.  Es  blieben  nun  nur  noch  die  zwei 
Fragen  wegen  der  Wachen  und  wegen  der  dem  König  zu 
leistenden  Satisfaktion  offen.  Allerdings  wünschte  Genf,  dass 
auch  sie  balde  gelöst  würden ;  denn  die  Gewalttätigkeiten 
Frankreichs  nahmen  erst  dann  ein  Ende,  wenn  die  Ge- 
wogenheit des  Königs  wieder  gewonnen  war. 

Dem  Rate  von  Amelot  folgend,  schickte  Zürich  den 
Statthalter  David  Hess  und  Bern  den  Ratsherrn  Daniel 
Imhof  als  Repräsentanten  nach  Genf  und  am  26.  November 
erhielten  sie  Audienz  im  Rate. 2)  In  einer  mündlichen  Be- 
sprechung mit  Iberville  brachten  es  die  beiden  Repräsen- 
tanten zu  einer  vorläufigen  Verständigung:  Es  wird  den 
Genfern  auch  in  Zukunft  gestattet  sein,  in  den  Strassen, 
die  zum  Hause  des  Residenten  führen,  Wachen  aufzustellen  ; 
nur  soll  der  Resident  vorher  benachrichtigt  werden.  Der 
Rat  zitiert  die  Familienhäupter  in  allen  zehn  Zehnten  der 
Stadt  vor  sich  und  ermahnt  sie,  jeghche  Handlung  zu  unter- 
lassen, die  der  Achtung,  die  sie  dem  mächtigen  Nachbarn 
schuldig  sind,  zuwiderläuft.  Auch  die  Pfarrer  legen  am 
nächsten  Sonntag,  dem  11.  Dezember,  in  den  drei  Kirchen, 
sowohl  in  der  Vormittag-  als  auch  in  der  Abendpredigt 
dem  Volk  seine  Pflichten  gegen  Frankreich  ans  Herz. ') 
Trotzdem  diese  Massregeln  demütigend  wai*en  und  Genf 
durchaus  als  eine  Untertanenstadt  Frankreichs  erscheinen 
liessen,  beugte  sich  die  Regierung  dennoch  unter  das  harte 
Joch.^) 

Damit  war  der  bittere  Kelch  noch  nicht  bis  ziu'  Neige 
geleert,  jetzt  musste  man  erst  noch  den  König  um  \'ei'zeihung 

')  (J.  V.  A.  1695,  le  Roy  h  Amolot,  24  Octobre,  IT,  42.  -)  R.  d.  C. 
1695,  16  Nüvombre.  •-)  R.  d.  C.  1695,  25,  27,  29  et.  30  Novembre. 
^)  P.  h.  3937,  Journal  et  resiütat  des  coiilerences. 
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bitten.  Die  Regierung  hoffte,  ein  unterwürfiges  Schreiben 
an  Ludwig  XIV.,  in  dem  sie  ihr  aussergewöhnhches  Be- 
dauern, ihm  missfallen  zu  haben,  ausspräche,  würde  viel- 
leicht genügen.  1)  Im  Einverständnis  mit  dem  Residenten 
wurde  am  16.  Dezember  ein  solches  Schreiben  an  den  König 
und  ein  zweites  ähnlichen  Inhalts  an  den  Minister  Colbert 
gerichtet.2)  Gleichzeitig  versuchte  Stuppa  den  Hof  zu  Gun- 
sten seiner  Freunde  umzustimmen.-^)  Wie  war  man  aber 
in  Genf  erstaunt  und  geängstigt,  als  der  Brief  nach  vier- 
zehn Tagen  unaufgebrochen  wieder  zurückkam.  Es  lag 
nun  auf  der  Hand,  dass  der  König  eine  gründhchere  Satis- 
faktion verlangte.*) 

Glücklicherweise  hatte  die  Genferregierung  vorgebaut, 
indem  Esch  er  auf  ihre  Veranlassung  hin  mit  Amelot  in 
persönlichen  Verkehr  getreten  war,  um  zu  erfahren,  welcher 
Art  die  Genugtuung  sein  solle.  Dies  war  vorsichtig ;  denn 
an  einem  Wunsche,  den  der  König  als  private  Mitteilung 
seinem  Gesandten  zukommen  liess,  konnte  viel  eher  ge- 
rüttelt und  gemarktet  werden,  als  dies  der  Fall  gewesen 
wäre,  wenn  Genf  mit  Ludwig  XIV.  direkt  verkehrt  hätte. 
Escher  ersuchte  Amelot,  ihm  im  Vertrauen  mitteilen  zu 
wollen,  worin  die  zu  leistende  Satisfaktion  bestehen  könnte. 
Er  versprach  iVmelot,  mit  seinen  Angaben  keinen  Miss- 
brauch zu  treiben  und  versicherte  ihn,  Zürich  werde  Genf 
zum  Einlenken  anhalten.  Um  durch  den  französischen  Ge- 
sandten einen  kleinen  Druck  zu  Gunsten  Genfs  auf  den 
König  auszuüben,  fügte  er  hinzu:  „Je  ne  veux  pourtant 
pas  croire  qu'on  veuille  demander  de  M'"^  de  Geneve  des 
choses,  qui  ne  soient  ä  leur  pouvoir,  ou  les  pousser  ä 
l'extremite."  •') 

Ludwig  XIV.  hatte  in  bezug  auf  die  zu  leistende 
Satisfaktion  zu  Amelot  den  Wunsch  ausgesprochen,  es  möch- 
ten die  Genfer  eine  Deputation  an  den  Hof  schicken,  um 
ihr  Vorgehen  zu  rechtfertigen.    Zudem  sollte  Genf  in  der 

1)  R.  d.  C.  1695,  4  Decembre  et  P.  h.  3937.  ^)  R.  d.  C.  1695, 
G  Decembre.  •)  P.  h.  3912,  Martine  ä  Geneve,  23  Decembre  1695. 
4)  G.  V.  A.  1695,  Louis  ä  Amelot,  28  Decembre,  II,  56.  ^)  G.  v.  A. 
1695,  Escher  ä  Amelot,  6  Decembre,  IV,  10. 
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Umgebung  der  Residenz  nie  Wachen  aufstellen  und  jecier- 
mann  unbehelligt  ein-  und  ausgehen  lassen.  0 

Die  Genferregierung  wäre  auf  diese  Forderungen  des 
Königs  eingegangen;  aber  der  französische  Gesandte  liess 
sich  von  seinem  Diensteifer  dazu  verleiten,  dieselben  auf 
eigene  Faust  zu  verschärfen.  Iberville  hatte  nämlich,  als 
ihm  der  Rat  der  Zweihundert  den  Umbau  der  Kapelle  unter- 
sagte, dem  Hof  den  Vorschlag  gemacht,  die  Absetzung  einiger 
franzosenfeindhcher  Magistrate  2)  durchzusetzen.-^)  Amelot 
leuchtete  dieser  Gedanke  ein,  obwohl  der  König  von  einer 
so  infamen  Vergewaltigung  nichts  wissen  wollte.  Er  schrieb 
deshalb  dem  Bürgermeister  Escher:  „Si  M'"^  de  Geneve 
off'roient  en  mesme  tems  de  demettre  de  leurs  charges  deux 
ou  trois  de  ceux  qui  ont  paru  les  plus  empörtes,  ou  de  les 
suspendre  au  moins  pour  quelque  tems  de  l'entree  des  Gon- 
seils,  cela  seroit  capable,  selon  mon  sentiment  particulier, 
de  contenter  Sa  Majeste  et  de  la  remettre  dans  les  mesmes 
dispositions  de  bienveillance  ou  Elle  etoit  auparavant  pour 
la  ville  de  Geneve."^)  Escher  war  über  diese  Forderung 
des  Gesandten  empört  und  entgegnete  ihm:  „A  demettre 
quelques  uns  du  conseil  de  leurs  charges,  ce  seroit  une 
affaire  dans  un  lieu  oü  on  se  peut  servir  de  l'autorite  du 
magistrat.  V.  E.  sait  mieux  que  moy,  quelles  mesures  il 
faut  prendre,  si  autrement  on  ne  veux  exposer  une  Repu- 
blique  ä  une  entiere  ruine.  Ainsi  j'espere  qu'on  ne  voudra 
pas  pousser  ä  l'extremite  cette  ville  du  repos  de  laquelle 
depend  aussi  celui  de  la  nostre.  Je  me  promets  plustost 
de  la  bonte  de  V.  E^^-  qu'Elle  voudra  bien  contribuer  par 
ses  bons  effects  ä  une  composition,  par  laquelle  l'honneur 
de  Sa  Majeste  soit  sauve  et  la  tranquillite  de  la  ville  de 

•)  G.  V.  A.  1695,  Louis  ä  Amelot,  30  Novembre,  II,  49.  Der 
Resident  hasste  besonders  den  offenen  und  ehrlichen  Alt-Sindic  Michel 
Trembley,  der  bei  der  Schilderung  der  Gefahren,  die  seiner  Vater- 
stadt von  Frankreich  her  drohten,  kein  Blatt  vor  den  Mund  nahm, 
und  im  Jahr  1680  als  Deputierter  an  den  Hof  die  Abset/nno-  des  Re- 
sidenten de  Chauvigny  durchgesetzt  hatte.  Vergleiciie  Allwrt  RiUier^ 
Retablissement  du  catholicisme  a  (Jeneve,  p.  '200  ss.  G.  v.  A.  1695, 
le  Roy  ä  Amelot,  10  Octobre,  11,  40  et  Anudot  au  Roy,  18  Decembre, 
V,  65.       G.  V.  A.  1695,  Amelot  ä  Escher,  10  Decembre,  YII,  4. 


Geneve  remise  sans  l'exposer  ä  la  risee  et  moquerie  de 
tout  le  monde."  ^)  Diese  männliche  Sprache  verletzte  den 
Gesandten. 2)  Er  verspottete  Escher  in  seinen  Berichten  an 
den  Hof  —  „le  style  de  ces  gens  cy  se  sent  toujours  de  la 
rudesse  du  terroir"  —  und  munterte  den  König  sogar  auf, 
die  Absetzung  einiger  Magistrate  zu  verlangen.  „Pour  ce 
qui  est  de  la  demission  ou  Suspension  de  quelques  menbres 
du  Conseil  des  plus  empörtes  il  est  certain  qu'un  pareil 
exemple  feroit  encore  plus  d'eöect  pour  Tauenir."  •'^)  Trotz- 
dem blieb  Ludwig  XIV.,  was  ihm  zur  Ehre  gereicht,  bei 
seinem  frühern  Entschlüsse. Aber  erst  am  16.  Januar  1696 
machte  Amelot  Esch  er  davon  Mitteilung'^)  und  rettete  so  die 
Genferregierung  aus  grosser  Besorgnis ;  denn  sie  war  im  Ein- 
verständnis mit  den  Repräsentanten  entschlossen,  auf  die 
Absetzung  einiger  Räte  unter  keinen  Umständen  einzugehen. 

Nachdem  diese  Schwierigkeit  gehoben  war,  bot  sich 
gleich  eine  andere,  an  der  die  Lügenhaftigkeit  des  Resi- 
denten ihren  grossen  Anteil  hatte.  Wie  schon  bemei'kt, 
hatte  Iberville  in  bezug  auf  die  Wachen  mit  den  Reprä- 
sentanten eine  Verständigung  getroffen,  die,  wie  er  behaup- 
tete, vom  Hofe  genehmigt  worden  sei.  Aber  aus  den  Briefen, 
die  Amelot  an  Escher  schrieb  und  die  dieser  in  Eorm  von 
Kopien  dem  Repräsentanten  Hess  übermittelte,  ersah  man, 
dass  der  Hof  als  eine  Hauptbedingung  der  zu  leistenden 
Satisfaktion  die  unbedingte  Aufhebung  der  Wachen  for- 
derte. Um  den  Widerspruch  zu  lösen,  wurde  Iberville  in- 
terpelliert und  geriet,  da  er  sich  auf  einer  Lüge  ertappt 
sah,  in  hellen  Zorn.  Er  suchte  sich  zu  beschönigen,  musste 
aber  endlich  doch  zugeben,  dass  ihn  der  Hof  wegen  der 
Wachen  nicht  nur  nicht  approbiert,  sondern  sogar  getadelt 
und  ihm  ei'klärt  habe,  es  liegen  solche  Abmachungen  nicht 
in  seiner  Vollmacht.^') 

1)  G.  V.  A.  1695,  Escher  ä  Amelot,  ISDecembre,  IV,  12  b.  2)  G.  v.  A. 
1695,  Amelot  ä  Escher,  22  Decembre,  VIT,  6.  G.  v.  A.  1695,  Amelot 
au  Roy,  18  Decembre,  V.  65  a.  ^)  G.  v.  A.  1696,  le  Roy  ä  Amelot, 
4  Janvier,  I,  3.  R.  d.  C.  1695,  28  Decembre  et  G.  v.  A.  1695,  Louis 
ä  Amelot  28  Decembre,  IT,  56.  G.  v.  A.  1695,  Louis  ä  Amelot, 
30  Novembre,  II,  49;  R.  d.  C.  1695,  28  Decembre;  R.  d.  0.  1696, 
15  Jauvier;  P.  h.  3937. 
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Die  Frage  der  Wachen  gab  in  den  Räten  zu  heftigen 
Debatten  Anlass.  Die  eine  Partei  des  Kleinen  und  Grossen 
Rates,  wir  können  sie  die  französisch  gesinnte  nennen,  wollte 
auf  die  Aufstellung  von  Wachen  in  der  Nähe  der  Residenz 
verzichten,  weil  ein  Nachgeben  des  Hofes  auch  in  diesem 
Punkte  nicht  zu  erwarten  sei  und  ein  längeres  Unterhan- 
deln zum  vollständigen  Bruche  führen  könnte.  Die  andere 
Partei,  die  wir  als  die  eidgenössisch  gesinnte  bezeichnen 
wollen,  befürchtete,  es  möchte  die  Forderung  des  freien 
Zutritts  zum  Residenten  auch  auf  Messe  erstreckt  werden. 
Die  Folge  davon  sei  eine  Vergrösserung  der  Kapelle  und 
die  Einbürgerung  des  katholischen  Gottesdienstes,  der  die 
Stadt  in  hohem  Masse  gefährde.  Sie  traute  dem  V^erbote, 
wornach  die  Bauern  an  Sonn-  und  Festtagen  vor  Mittag 
nicht  in  die  Stadt  kommen  sollten,  nur  halb,  da  die  katho- 
lische Geistlichkeit  dieses  Verbot  leicht  zu  Falle  bringen 
konnte.  Dagegen  Genf  könne  auf  eine  einmal  gemachte 
Konzession  nicht  mehr  zurückgreifen.  Sie  verlangte  deshalb 
die  Einberufung  einer  Tagsatzung  der  vier  evangelischen 
Städte  Bern,  Zürich,  Basel  und  S(^haff'hausen,  um  sich  mit 
ihnen  über  die  Frage  der  Wachen  zu  besprechen.  Die 
Gegner  dieser  Ansicht,  die  in  der  Verschiebung  der  An- 
gelegenheit nur  eine  Verschlimmerung  der  Lage  Genfs  er- 
blickten, machten  geltend,  es  verlange  Frankreich  für  seinen 
Resid(^nten  in  Genf  nicht  mehr  als  für  alle  seine  übrigen 
Minister  im  Auslande  und,  da  es  sich  um  Hoheitsrechte  des 
Königs  handle,  so  sei  es  am  leichtesten  von  diesem  selbst 
und  direkt,  d.  h.  durch  die  Deputation,  einige  Konzessionen 
in  bezug  auf  die  Wachen  zu  erhalten.  Diese  zweite  Mei- 
nung gelangte  zum  Siege  und  der  Rat  der  Zweihundert 
beschloss : 

1.  Es  wird  eine  Deputation  von  drei  bis  vier  Magi- 
straten an  den  Hof  abgesandt. 

2.  Die  Ausdrücke,  die  die  Deputierten  am  Hofe  ge- 
brauchen sollen,  werden  durch  eine  Audienz  der  beiden  Re- 
präsentanten bei  Amelot  festgestellt  und  um  etwas  gelindert. ') 


')  Amclot  hatte  sich  zu  Esclier  jj'oäiissert:  „Je  vous  diray  quo 
la  deputation  propose  so  faisaiit  de  trois  ou  qiiatre  des  priiicipaux 
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3.  Falls  die  beiden  Repräsentanten  wünschen,  dass 
mit  der  Absendung  der  Deputation  gewartet  werde,  bis  ihre 
Obern  zu  dem  getroffenen  Beschluss  ihre  Zustimmung 
gegeben  haben,  so  wird  diesem  Verlangen  entsprochen.-) 

Während  Zürich  diesem  Beschlüsse  beistimmte,  war 
das  gegen  Frankreich  stets  misstrauische  Bern  einer  Depu- 
tation zwar  nicht  abgeneigt,  fand  aber,  dass  eine  so  .^gehlinge" 
Abschickung  derselben  die  Sicherheit,  Freiheit  und  Religion 
Genfs  grosser  Gefahr  aussetzen  könnte,  weil  man  am  Hofe 
im  stände  wäre,  Forderungen  an  sie  zu  stellen,  die  die 
Unabhängigkeit  der  kleinen  Republik  untergraben  würden. 
Deshalb  solle  eine  schleunigst  zusammenberufene  evan- 
gelische Tagsatzung  die  Grenzen  bestimmen,  bis  wie  weit 
die  Konzessionen  der  Deputierten  gehen  dürfen.-^)  So  reiste 
denn  Imhof  und  Hess  am  7.  Februar  1696  von  Genf  ab, 
um  in  Bern  vom  Stand  der  Dinge  einen  genauen  Bericht 
abzugeben,  damit,  wenn  dieser  Ort  immer  noch  auf  der 
Einberufung  einer  Tagsatzung  bestand,  dieselbe  unverzüg- 
lich erfolgen  konnte^)  Auf  den  Wunsch  Berns  schrieb  Zürich 
auf  den  15.  Februar  eine  evangelische  Tagsatzung  nach 
Aar  au  aus.  Genf  wurde  freigestellt,  einen  Vertreter  abzu- 
ordnen oder  nicht;  es  entschied  sich  für  das  Letztere,  um 
bei  Frankreich  nicht  den  Verdacht  zu  erwecken,  es  habe 
diese  Konferenz  provoziert.^) 

Der  König  war  über  die  Einberufung  der  Tagsatzung 
erzürnt.  Er  hatte  gehofft,  die  Deputation  werde,  nachdem 
er  auf  die  Demission  einiger  Magistrate  verzichtet  hatte, 
unverzüglich  abgeschickt.  Auch  Zürich  hatte,  von  Amelot 
beeinflusst,  Genf  ermahnt,  den  Span  mit  Frankreich  so 
schnell  als  möglich  zu  beseitigen.*')  Bern  dagegen  war  von 
Anfang  an  zum  Nachgeben  nicht  geneigt  und  zählte  dabei 

Magistrats  de  Geneve  avec  des  expressions  soumises  et  convenables 
qui  marquent  le  repentir  de  ce  qui  s'est  passe,  avec  des  assurances 
d'une  nieilleure  conduitte  ä  l'avenir"  etc.  G.  v.  A.  1696,  Amelot  ä 
Escher,  16  Janvicr,  II,  2.  R.  d.  C.  1696,  21  et  22  Janvier;  P.  h. 
3934,  Proposition  de  l'ancien  sindic  de  Normandie,  le  jeune.  P.  h. 
3940,  Bern  an  Genf,  25.  Januar  1696.    *)  R.  d.  C.  1696,  27  Janvier. 

R.  d.  C.  1696,  31  Janvier  et  G.  v.  A.  1696,  Amelot  au  Roy,  19  Pevrier, 
Iii,  14  a.    '^j  G.  V.  A.  1696,  Louis  ä  Amelot,  30  Janvier,  L  12. 
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auf  die  Feinde  Frankreichs.  In  der  Tat  suchten  besonders 
der  Kaiser  und  Spanien  durch  Beeinflussung  Berns  die 
Zwistigkeiten  zwischen  Genf  und  Frankreich  in  die  Länge 
zu  ziehen.  Ihre  Absicht  war,  Bern  und  dann  auch  die  übrige 
Eidgenossenschaft  in  den  Krieg  hineinzuziehen;  denn  sie 
versprachen  Bern  und  Zürich  zu  helfen,  falls  Frankreich 
mit  Gewalt  gegen  Genf  vorgehen  wolle.  4  Die  Berner  wollten 
diese  Lage  der  Dinge  ausnutzen  und  markierten  zum  Scheine 
eine  Annäherung  an  die  Alliierten.  Deshalb  setzten  sie  den 
Friedenszusicherungen  Frankreichs  zum  Trotze  die  Ein- 
berufung der  Tagsatzung  durch.-)  Die  Haltung  Berns  er- 
regte, da  dieser  Ort  weitaus  am  meisten  Truppen  lieferte, 
am  Hofe  von  Versailles  Bedenken,  und  der  König  versicherte 
diesen  Stand,  dass  er  niemals  die  Absicht  habe,  den  Frieden 
der  Eidgenossenschaft  zu  stören,  d.  h.  mit  andern  Worten, 
Genf  zu  vergewaltigen.-^) 

Auf  der  Tagsatzung  wurde  besonders  das  zu  weitgeh  ende 
Verlangen  Frankreichs  „d'une  entiere  liberte  ä  toute  sorte 
de  personnes  de  frequenter  chez  le  Resident  de  Sa  Majeste, 
Sans  pretendre  etablir  des  gardes  autour  de  sa  maison" 
hervorgehoben.  Es  erschien  diese  Forderung  gefährlich,  da 
unter  dem  Schein  des  Besuchs  des  katholischen  Gottes- 
dienstes allen  übelgesinnten  Leuten  Tür  und  Tor  geöffnet 
und  der  ehrhchen  Burgerschaft  durch  die  zahlreiche  Be- 
teiligung an  der  so  widrigen  Religionsübung  Anstoss  gegeben 
würde.  Deshalb  möchte  sich  der  Resident  mit  dem  den 
fremden  Ministern  einzig  zustehenden  beschränkten  Rechte 
begnügen,  für  sich  und  seine  Hausgenossen  und  etwa  auch 
für  durchreisende  ehrliche  Leute  Gottesdienst  zu  halten. 
Solche  Personen  aber,  welche  anderwärts  in  ihren  eigenen 
Pfarreien  ihre  ungehinderte  Religionsübung  haben,  sollen 
davon  abgehalten  werden.  Zudem  möchte  Genf  im  Interesse 
der  Ruhe  und  Sicherheit  gestattet  sein,  gegen  den  verdäch- 
tigen Ueberdrang  der  Fremden  Wachen  aufzustellen.  Es 

')  G.  V.  A.  1696,  Amelot  au  Roy,  12  Fevrier,  III,  13  a;  Louis 
a  Amelot,  7  Mars,  I,  20.  '}  G.  v.  A.  1696,  Louis  ä  Amelot,  11  Janvier, 
I,  5.  G.  V.  A.  1696,  Amelot  au  Roy,  4  Mars,  III,  18  a;  Louis  a  Amelot, 
11  Janvier,  I,  5. 
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wurden  von  Aarau  aus  Imhof  und  Hess  an  Amelot  abge- 
schickt, um  sich  bei  ihm  dahin  zu  verwenden,  dass  die 
Gesandten  bei  Hofe  ehrhch  empfangen  und  die  Ausdrücke 
der  Unterwürfigkeit  gemildert  werden.^)  Am  19.  Februar 
sprachen  Imhof  und  Hess  bei  Amelot  vor  und  legten  ihm 
nahe,  „que  les  termes  de  repentir  et  d'assurance  d'une 
meilleure  conduite  leur  paraissoient  un  peu  forts  pour  une 
ville  qui  jouit  de  tous  les  droits  de  la  souverainete,  et  que 
les  mots  d'acces  libre  a  toutes  sortes  de  personnes  dans 
la  Maison  du  Resident  de  S.  M.  leur  auoient  semble  un 
peu  equiuoques."  Amelot  machte  den  Gesandten  Vorwürfe 
wegen  der  durch  die  Einberufung  einer  Tagsatzung  erfolg- 
ten Verschleppung  der  Affäre,  wodurch  die  böse  Lage  Genfs 
leichtsinnig  verlängert  und  die  A^erstimmung  des  Königs 
vergrössert  worden  sei.  Hinter  diesen  Worten,  Amelot  in- 
teressierte sich  nämlich  um  die  böse  Lage  Genfs  sehr  wenig., 
verbarg  der  französische  Gesandte  seinen  Groll  über  das 
entschiedene  Auftreten  Berns,  welches  Frankreich  verhin- 
derte, in  hochmütigem  Uebermut  die  Genfer  durch  den  Joch- 
galgen hindurchzuschicken.  In  bezug  auf  die  etwas  starken 
Ausdrücke  der  Unterwürfigkeit  meinte  Amelot,  die  Sou- 
veränität Genfs  stehe  zu  der  Würde  S.  M.  in  einem  so 
ungleichen  Verhältnis,  dass  diese  iVusdrücke  keine  Nach- 
teile mit  sich  brächten.  Der  Befürchtung,  es  könnten  ge- 
legentlich unter  dem  VorAvande  des  Messebesuchs  4  —  500 
Bauern  in  die  Stadt  kommen  und  diese  bedrohen,  setzte 
der  Gesandte  entgegen,  die  „entiere  liberte  de  frequenter" 
beziehe  sich  nicht  auf  den  Gottesdienst,  sondern  nur  auf 
den  Zutritt  zum  Residenten,  wie  dies  aus  dem  bekannten 
Verbote  hervorgehe.  Zudem  möge  man  zur  Sicherheit  der 
Stadt  an  den  Toren  und  am  Hafen  Wachen  aufstellen.-) 
Nachdem  Amelot  zu  den  gegebenen  Versprechungen  sich 
noch  verpflichtete,  den  Hof  für  eine  gute  Aufnahme  der 
Deputation  zu  bestimmen,  erklärte  sich  die  Tagsatzung  mit 
der  Absendung  derselben  einverstanden,  und  es  wurde  Genf 
unterm  21.  Februar  das  Ergebnis  der  Konferenz  mitgeteilt. 

\)  Absshiede,  VI,  2.  No.  323,  a        G.  v.  A.  1696,  Amelot  au 
Roy,  22  Fevrier,  III,  15. 
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Das  Resultat  dieser  TagsatzuDg  zu  Aarau  war  besonders 
den  Zürchergesandten  zu  verdanken;  denn  sie  ermahnten 
die  Berner  mit  allem  Nachdruck  nun  endlich  einzulenken  und 
Frankreich  durch  weitere  Opposition  nicht  zum  Aeussersten 
zu  treiben.')  Bei  ihrer  Heimkehr  von  Aarau  erklärten  sie, 
wenn  Zürich  letztes  Jahr  durch  Bern  verhindert  worden 
sei,  den  Wartauerhandel  zu  gefährlichen  Extremen  zu  trei- 
ben, so  habe  nun  Zürich  seinerseits  Bern  zurückgehalten, 
sich  mit  Genf  in  böse  Verwicklungen  zu  stürzen. '2) 

5.  Genf  schickt  eine  Deputation  an  den  Hof. 

Am  28.  Februar  wählte  der  Kleine  Rat  die  vier  Ge- 
sandten (envoyes),  nämlich  Ami  Lefort,  Sindic,  Jean  de 
Normandie,  Alt-Sindic  und  Pierre  Gautier  und  Leonhard 
Buisson,  beide  des  Rates.  Es  wurden  ihnen  nebst  vier 
Dienern  zwei  Schreiber  mitgegeben,  Louis  Lefort,  Sohn  des 
Alt-Sindic  und  Francois  Dufour,  Neffe  des  de  Normandie."^) 
Der  Gesandtschaft  wurden  folgende  Instruktionen  gegeben: 

Zunächst  begeben  sich  die  Gesandten  zum  General- 
leutnant Stuppa  und  ersuchen  ihn,  ihnen  ratend  beizustehen 
und  seinen  Einfluss  am  Hofe  zu  Gunsten  der  vielen  Klagen 
Genfs  geltend  zu  machen.  Dann  sprechen  sie  beim  Minister 
Colbert  vor  und  bitten  ihn,  der  Stadt  auch  fernerhin  seine 
freundlichen  Dienste  zu  erweisen."^)  Genf  bedaure,  dem  König 
missfallen  zu  haben  und  bestrebe  sich,  den  Schutz  und  das 
Wohlwollen  des  Monarchen  wieder  zu  erwerben.  Um  Colbert 
nicht  zu  reizen,  lassen  sich  die  Gesandten  auf  nähere  Er- 
örterungen über  die  Wachen  nicht  ein.  Sie  dürfen  aber 
hervorheben,  dass  die  Wachenaufstellung  nie  den  Zweck 
hatte,  Personen,  die  wirklich  zum  Residenten  wollten,  daran 
zu  hindern,  sondern  dass  sie  nur  gegen  den  bösartigen  Zu- 
strom zur  Messe  gerichtet  war.    Ebenso  sprechen  sie  die 

')  G.  V.  A,  1696,  Amelot  au  Roy,  4  Mars,  III,  18  a;  Louis  ä 
Amclot,  27  Fevrier,  I,  17.  ')  ü.  v.  A.  1696,  Anielol  au  Roy,  4  Mars, 
III,  18  a.  R.  d.  C.  1696,  p.  77.  ^)  Colbert  zeigte  iu  der  Tat  ein  ge- 
wisses Wohlwollen  für  Genf,  was  er  nieht  nur  in  dieser  Angelegen- 
heit bewies. 
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Befürchtung  aus,  es  könnte  das  Verbot,  welches  den  Bauern 
der  Umgebung  den  Besuch  der  Messe  untersagt,  nicht  mehr 
durchgeführt  werden,  wenn  Savoyen  wieder  in  die  Hände 
des  Herzogs  gelange.  Nach  der  Audienz  beim  König  wenden 
sich  die  Gesandten  wieder  an  den  Minister  Colbert  und 
legen  ihm  die  Klagen  Genfs  wegen  der  Sperre  auf  Getreide, 
Lebensmittel  anderer  Art,  Holz  und  Kohle  und  wegen  der 
getroffenen  ungerechtfertigten  Neuerungen,  besonders  in 
St.  Viktor  und  Kapitel,  vor.  Sie  erinnern  ihn  an  das  Ver- 
sprechen des  Königs,  trotz  der  Einnahme  Savoyens  in  der 
Nachbarschaft  Genfs  keine  nachteihgen  Neuerungen  vorzu- 
nehmen. Dupuis  schildern  sie  als  einen  Mann,  der  seines  Amtes 
nicht  würdig  ist  und  infolgedessen  entfernt  werden  muss.^) 
Die  Abreise  der  Deputierten  erfolgte  erst  am  Samstag 
den  17.  März.  Die  Kränklichkeit  des  alten  Herrn  Lefort 
hatte  diese  Verspätung  verursacht.^)  Den  Abgeordneten 
wurde  ein  Kreditivschreiben  an  den  König  und  an  Colbert 
und  eine  warme  Em.pfehlung  an  Stuppa  mitgegeben.  Das 
Schreiben  an  den  König  lautete: 

„  Sire, 

Nous  Envoions  ä  V.  M.  Les  Sieurs  Lefort,  Sindic, 
De  Normandie,  Ancien  Sindic,  Gautier  et  Buisson,  Con- 
seillers,  Nos  Bien-aimes  Freres,  pour  Luy  temoigner  L'ex- 
treme  deplaisir,  que  Nous  avons  d'avoir  eu  le  malheur  de 
Lui  deplaire ;  et  pour  L'assurer  en  mesme  temps  qu'ä  L'avenir 
la  regularite  de  Nostro  conduite  sera  tonsiours  une  preuve 
publique,  et  du  zele  respectueux,  que  Nous  avons  pour  Sa 
Personne  sacree,  et  de  Nostre  entier  devouement  ä  son 
Service.  Nous  prions  tres  humblement  V.  M.  de  vouloir  bien 
Leur  donner  creance  en  ce  qu'ils  auront  L'honneur  de  Luy 
representer  de  Nostre  part,  et  de  Nous  permettre  d'esperer, 
qu'Elle  aura  la  bonte  de  Nous  continuer  Les  eö'ects  de  Sa 
Protection  et  de  Sa  Bienveillance  Roiale.  Nous  sommes 
avec  vn  tres  profond  respect,  Sire,  de  V.  M.  Les  Tres  Humbles 
et  Tres  obeissans  Serviteurs.   Les  Sindics  etc."-') 

')  R.  d.  0.  1696,  26  Fevrier.  R.  d.  C.  1696,  4  Mars.  ')  R.  d.  C« 
1696,  4  Mars. 


139 


Colbert  wurde  ersucht,  den  Abgeordneten  beim  König 
eine  vorteilhafte  Audienz  zu  verschaffen,  und  wie  an  Stuppa 
so  war  auch  an  ihn  die  Bitte  gerichtet,  das  Gesu(3h  der 
Gesandten  betreffend  Herstellung  der  alten  Zustände  und 
Absetzung  des  Herrn  Dupuis  unterstützen  zu  wollen.^) 

Am  2.  April  kamen  die  Abgeordneten  in  Paris  an. 
Stuppa  hatte  ihnen  bis  Charenton  seine  sechsspännige  Kar- 
rosse entgegengeschickt.  Am  6.  April  hatten  sie  die  erste 
Konferenz  mit  Colbert.  Er  empfing  sie  im  Schlafrocke  auf 
seinem  Bette  sitzend;  denn  er  litt  an  der  Gicht.  Er  ver- 
sicherte sie  seines  Wohlwollens  und  schrieb  alle  Wider- 
wärtigkeiten zwischen  Genf  und  Erankreich  zwei  bis  drei 
franzosenfeindlichen  Magistraten  zu.  Colbert  machte  ganz 
fälschlicherweise  diese  Herren  für  all  das  Vorgefallene  ver- 
antwortlich, um  sie  womöglich  dem  Hass  des  Genfervolkes 
preiszugeben.  Die  Sperre  auf  Lebensmittel,  Euttervorräte, 
Holz  und  Kohle  habe  der  König  verhängt,  um  den  Gen- 
fern zu  zeigen,  dass  ihm  Mittel  zur  Verfügung  stehen,  um 
sie  gefügig  zu  machen.  Colbert  gab  die  Zusicherung,  es 
würden  nach  der  Audienz  beim  König  wieder  friedlichere 
Zustände  eintreten. 2) 

Am  Mittwoch  den  18.  April,  etwa  um  10  Uhr  vor- 
mittags, wurden  die  vier  Abgeordneten  zu  Versailles  in  das 
Kabinet  des  Königs  eingeführt,  wo  sich  nebst  dem  Monar- 
chen, dem  Dauphin  und  einigen  Herren  des  Hofs  auch  der 
Nuntius,  die  Gesandten  von  Portugal,  Venedig,  Malta  und 
eine  Gesandtschaft  von  Dänemark  befanden.  Es  schmei- 
chelte dem  Hochmute  des  Königs,  vor  all  diesen  fremden 
Ministern  die  Unterwerfung  der  Genfer  entgegenzunehmen. 
Der  Sindic  Lefort  richtete  folgende  Worte  an  Ludwig  XIX, : 

„Sire,  Messieurs  Les  Sindics  et  Conseil  de  Geneue, 
toujours  attentifs  a  Se  conseruer  dans  L'honneur  de  La 
Protection  Et  de  La  Bienueillance  de  V.  M.  viennent  marquer 
par  une  deputation  extraordinairc  La  viue  douleur  qu'ils 
ont,  d'auoir  pü  deplaire  a  V.  M. 

Iis  considerent  cette  disgrace  comme  un  tres  grand 

R.  d.  C.  1696,  4  Mars.    ^)  R.  d.  C.  1696,  B  Avril  et  P.  h.  35)44, 
Extrait  du  rapporl  do  la  deputation. 
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malheur.  Iis  en  Seroient  mesme  inconsolables,  n'estoit  La 
Liberte,  que  V.  M.  nous  donne,  d'approcher  La  Personne 
Sacree,  pour  L'asseurer  qu'ils  ont  un  Sensible  regret  de  ce 
qui  s'est  passe  Et  qu'ils  Seront  toujours  plus  circonspects 
dans  Leur  conduite. 

Non  Seulement  Leur  inclination  naturelle  Les  y  porte, 
mais  La  reconnoissance  Et  Le  deuoir  Les  y  engagent.  Iis 
Scauent,  Sire,  que  V.  M.  est  le  principal  appuy  de  Leur 
Estat,  Que  c'est  Elle  qui  Les  a  toujours  protege  contre 
ceux  qui  Les  ont  voulu  tro übler,  Et  que  La  maxime  fon- 
damentale  de  Leur  Politique  est  de  faire  tous  Leurs  efibrts 
pour  meriter  par  des  demarches  respectueuses  L'honneur 
de  Sa  Royale  Bienueillance. 

Si  nialheureusement  ils  S'en  Sont  esloignes  Iis  Supplient 
V.  M.  de  Leur  faire  La  grace  de  croire  que  Leur  coeur  n'y 
a  aucune  part,  mais  que  cet  accident  Leur  est  arriue  par 
une  pure  fatalite.  V.  M.  estant  persuade  de  cette  verite, 
Nous  osons  esperer  qu'Elle  agreera  La  declaration  Soumise 
que  nous  en  faisons  Et  qu'Elle  en  Sera  Satisfaite. 

Que  nous  Serions  heureux,  Sire,  Si  ayant  eu  L'honneur 
il  y  a  peu  d'annees  de  receuoir  de  V.  M.  des  marques 
esclatantes  de  Sa  bonte  aussi  bien  que  de  Sa  Justice  enuers 
Nos  Seigneurs,^)  Nous  pouuions  encore  par  une  Seconde 
Experience  esgalement  heureuse  Les  asseurer  Eux  Et  Leur 
Peuple  du  retour  de  L'honneur  de  Sa  Bienueillance.  Nous 
ne  voyons  rien,  Sire,  qui  ne  nous  puisse  faire  esperer  La 
Grandeur  d'ame  de  V.  M.  qui  fera  L'admiration  de  tous 
Les  Siecles,  Et  de  L'autre  Le  respect  et  La  veneration  qu'ils 
ont  pour  Elle,  Le  zele  Et  L'attachement  inuiolable  qu'ils 

')  Im  März  des  Jahres  1680  wurde  der  Sindic  Michel  Trembley, 
begleitet  vom  Auditor  Jean  Pierre  Trembley  und  vom  Professoren 
Michel  Turrettini,  nach  Versailles  geschickt,  um  dem  König  anläss- 
lich der  Heirat  des  Dauphin  die  GlückM^ünsche  der  Stadt  Genf  zu 
überbringen.  Gleichzeitig  sollte  Trembley  die  Abberufung  des  Resi- 
denten de  Chauvigny  erwirken,  der  sich  durch  seine  religiöse  Propa- 
ganda in  Genf  unmöglich  gemacht  hatte.  Der  kluge  Diplomat  operierte 
am  Hofe  mit  so  viel  Geschicklichkeit  und  Energie,  dass  der  König 
de  Chauvigny  wirklich  seines  Amtes  enthob.  Vergleiche  Albert  Rilliet, 
p.  209  ss. 
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ont  pour  Son  Seruice,  Nous  Sont  des  tesmoinages  certains 
de  La  Serenite  Et  du  Calme  que  V.  M.  voudra  redonner 
a  Leur  Estat.  Nous  faisons,  Sire,  Les  voeux  Les  plus  ardens 
au  Ciel  qu'il  Luy  plaise  de  Conseruer  V.  M.,  Et  qu'il  La 
Comble  toujours  auec  toute  La  famille  Royale  de  felieite 
Et  de  gioire. 

Ce  Sont,  Sire,  Les  Sentimens  de  Nos  Seigneurs  con- 
teuus  dans  Leur  Lettre  que  nous  auons  L'honneur  de  remettre 
ä  V.  M.  auec  tout  le  respect  Et  La  Soumission  dont  nous 
Sommes  Capables/'  ^) 

Diese  Apotheose,  in  welcher  das  gefürchtete  Wort 
„Verzeihung"  allerdings  vermieden  war,  hatte  den  ruhm- 
süchtigen König  besonders  bei  der  Anwesenheit  so  vieler 
fremder  Gesandten  hoch  befriedigt.  Gerne  nahm  er  die 
aufgebauschten  Schmeicheleien  entgegen,  die  ihm  Lefort 
in  dicker  Auftragung  servierte.  Dem  Genferdiplomaten, 
der  im  Grunde  des  Herzens  jedes  Wort  gerne  widerrufen 
hätte,  kam  es  nur  darauf  an,  seinem  Vaterlande  neuerdings 
die  Gunst  des  mächtigen  Monarchen  zu  erwerben.  So  brachte 
er  denn  der  Eigenliebe  des  Königs  reichliche  Opfer,  ver- 
fehlte aber  damit  sein  Ziel  nicht ;  denn  Ludwig  XIV.,  über 
die  vernommenen  Worte  hoch  befriedigt,  antwortete: 

„Je  suis  bien  aise  de  voir  les  sentimens,  dans  lesquels 
sont  Mess'"^  de  Geneve  ä  mon  egard ;  il  n'en  faut  pas  davantage 
pour  oublier  tout  ce  qui  s'est  passe.  Vous  pouves  les  assurer 
de  ma  part,  que  ie  leur  continuerai  tousiours  mon  aniitie 
et  ma  bienveillance,  et  que  tant  qu'ils  se  conduiront,  comme 
ils  doivent,  envers  moi,  et  comme  ie  crois  qu'ils  feront,  apres 
ce  que  vous  venes  de  me  dire,  ie  Leur  temoignerai  aussi 
de  mon  coste  mon  estime  et  mon  afi'ection."  2) 


\)  Copie  du  discours  prononce  au  Roy  le  inardi,  17  Avril  1696 
B.  d.  C.  1696,  13  Avril. 
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V.  Die  Deputation  und  die  europäisclienFriedenssclilüsse 
bringen  Genf  politisclie  Vorteile. 


I.  Die  Deputation  verständigt  sich  mit  dem  Hofe  wegen  der 
verschiedenen  Zwistigkeiten. 

Nach  der  Audienz  beim  König  wollten  die  Abgeord- 
neten dem  Hofe  die  Klagen  Genfs  vorlegen.  Aber  die  Kar- 
woche vom  14.  bis  21.  April  und  die  darauf  folgenden  Oster- 
feste verzögerten  die  Unterhandlungen.  Erst  am  24.  April 
fand  eine  Konferenz  bei  Colbert  statt,  welche  folgendes 
Resultat  hatte: 

1.  Genf  entfernt,  um  auch  seinerseits  keine  Neuerungen 
zu  schaffen  und  einem  persönlichen  Wunsch  des  Königs 
zu  entsprechen,  den  Wachtposten  und  das  tragbare  Wacht- 
häuschen  diesseits  der  Arvebrücke.  Es  werden  über  diese 
Frage  keine  weitern  Untersuchungen  gemacht. 

2.  Nach  Wunsch  des  Königs  dürfen  seine  Beamten 
die  öffentlichen  Verträge  nicht  mehr  verletzen  und  muss 
alles  in  dem  Zustand  verbleiben,  in  dem  es  bei  der  Er- 
oberung Savoyens  war. 

3.  Es  werden  unverzüglich  Befehle  erteilt,  damit  die 
durch  den  Erlass  vom  9.  Oktober  des  Vorjahres  eingetretene 
Speri'e  des  Handels  mit  Lebensmitteln,  Futtervorräten,  Holz 
und  Kohle  im  Ländchen  Gex  aufhöre. 

4.  In  bezug  auf  St.  Viktor  und  Kapitel  wird  den  Be- 
amten unter  strenger  Strafandrohung  befohlen,  jede,  sowohl 
die  Stadt  Genf  als  auch  Private  betreffende  Neuerung  zu 
unterlassen. 

5.  Dupuis  kann  ohne  genauere  Untersuchung  seines 
Amtes  nicht  entsetzt  werden.  Die  Abgeoi'dneten  sollen  aber 
ein  Memorial  über  dessen  Vexationen  einreichen,  welches 
dann  im  königlichen  Rate  behandelt  wird.^ 

Am  1.  Mai  begaben  sich  die  Abgeordneten  neuerdings 
zu  Colbert,  um  zu  erfahren,  ob  die  getroffenen  Abmachungen 

1)  R.  d.  C.  1696,  20  Avril. 
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vom  königlichen  Staatsrate  genehmigt  worden  seien.  Der 
„Conseil  d'Etat"  hatte  auf  Antrieb  des  Königs  die  von 
Colbert  mit  den  Gesandten  getroffene  Verständigung  gut- 
geheissen  und  beschlossen,  es  sollen  die  könighchen  Be- 
amten in  Savoyen  und  in  Gex  aufgefordert  werden,  den 
Genfern  von  nun  an  keine  Ungerechtigkeiten  mehr  zuzu- 
fügen. Ferner  wurde  im  Staatsrate  eine  Kommission  in  Aus- 
sicht genommen,  die  die  verwickelten  Verhältnisse  in  St.  Vik- 
tor und  Kapitel  genau  studieren  sollte. 

Bei  gleicher  Gelegenheit  übergaben  die  Genferabgeord- 
neten  dem  Minister  das  erwähnte  Memorial.  Dasselbe  liess 
sich  vor  allem  über  die  seit  1693  eingeführte  strenge  Kon- 
trolle der  Getreideausfuhr  aus  den  genferischen  Besitzungen 
in  Savoyen  aus.  Es  wies  nach,  dass  jene  Massregel  des 
Intendanten  de  Bonval  gegen  den  ersten  Artikel  des  Ver- 
trages von  St.  Julien  verstösst,  nach  welchem  der  freie 
Handel  mit  Savoyen  garantiert  ist.  Genf  könne  aus  dem 
kleinen  eigenen  Gebiete  nicht  genügend  Getreide  beziehen 
und  müsse  einen  Teil  seines  Verbrauchs  durch  Einfuhr  aus 
den  kornreichen  Provinzen  Genevois,  Chablais  und  Faucigny 
und  aus  den  Vogteien  Ternier  und  Gaillard  decken.  Erst 
in  zweiter  Linie  befasste  sich  das  Memorial  mit  der  Ab- 
berufung des  Herrn  Dupuis,  mit  dem  es  strenge  ins  Gericht 
ging.i) 

Am  8.  April  begaben  sich  die  Abgeordneten  wieder 
zu  Colbert,  um  zu  erfahren,  wie  dasselbe  vom  König  auf- 
genommen wurde.  Ludwig  XIV.  hatte  dem  einen  Wunsch 
entsprochen  und  bestimmt,  es  solle  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  ersten  Artikel  des  Vertrags  von  St.  Julien  den 
Genfern  in  Savoyen  vollständig  freier  Getreidehandel  zu- 
erkannt und  dem  Intendanten  die  nötigen  Befehle  ei'teilt 
werden.  Die  schlauen  Genfer  hatten  den  König  zu  diesem 
Entschlüsse  gebracht,  weil  sie  in  ihrem  Memorial  hervor- 
hoben, es  könne  die  Armee  in  Piemont  nicht  mit  Getreide 
aus  den  Genf  naheliegenden  savoyischen  Provinzen  ver- 
sehen werden,  weil  es  dui'ch  den  schwierigen  Ti'nnsport 


^)  P.  h.  3944,  Copie  du  Memoire  ä  M.  de  Croissy  1.  Mai  1696. 
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zu  sehr  verteuert  würde.  Dagegen  lasse  sich  aus  der  Dau- 
phine  und  aus  der  Bresse  das  Getreide  streckenweise  per 
Wasser,  also  mit  viel  weniger  Kosten  nach  dem  Piemont 
spedieren. 0  In  bezug  auf  die  zweite  Bitte  des  Memorials, 
die  Kassierung  des  Juge-Maje  Dupuis,  hatte  sich  der  König 
zu  Amelot  durchaus  ablehnend  geäussert,  obwohl  dasselbe 
alle  Schikanen,  die  Genf  zugefügt  worden  waren,  Dupuis 
zur  Last  legte  und  die  Deputierten  Colbert  beständig  ins 
Ohr  flüsterten,  eigentlich  habe  der  verhasste  Oberrichter 
durch  seine  Gewalttätigkeiten  das  Volk  und  einige  Magi- 
strate gegen  Frankreich  aufgestachelt.  Ludwig  XIV.  be- 
fürchtete, durch  die  Absetzung  des  Herrn  Dupuis  seiner 
Würde  zu  schaden  und  liess  sich  auch  durch  Madame  de 
Maintenon  beeinflussen,  die  den  abgefallenen  Protestanten 
eifrig  protegierte.  Immerhin  versprach  Colbert  dem  Juge- 
Maje  dem  Willen  des  Königs  gemäss  genaue  Befehle  über 
sein  zukünftiges  Verhalten  zukommen  zu  lassen. 2) 

Am  13.  Mai  verabschiedeten  sich  die  Genferabgeord- 
neten  beim  König  und  beim  Minister  Colbert.-'O  Am  26.  Mai 
reisten  sie  von  Paris  ab  und  Sonntags  den  3.  Juni  kamen 
sie  nach  zweieinhalbmonatlicher  Abwesenheit  in  Genf  an. 
Von  einer  Delegation  des  Rates  wurden  sie  mit  grosser 
Würde  empfangen.^)  Die  Abgeordneten  hatten  diese  Auf- 
mei'ksamkeit  wohl  verdient;  denn  das  Resultat  ihrer  Mission 
war  ein  unerwartet  günstiges.  Für  die  Bückhnge  und  die 
devote  Sprache,  die  man  dem  mächtigen  Herrscher  hatte 
entgegenbringen  müssen,  war  man  reichlich  entschädigt. 
Sowohl  der  König,  als  auch  Colbert  sprachen  dem  Rate 
von  Genf  ihre  volle  Zufriedenheit  über  das  Verhalten  der 
Abgeordneten  am  Hofe  aus. ')  Stuppa,  der  am  grossen  Er- 
folge derselben  nicht  den  geringsten  Anteil  und  sie  fast 
Schritt  auf  Tritt  begleitet  hatte,  meinte  in  etwas  überschwäng- 
licher  Weise:  „Je  ne  saurois  asses  vous  (Magnifiques 
Seigneurs)  exprimer  combien  Le  Roy  a  este  content  de  leur 
conduite  et  que  je  n'ay  jamais  veu  en  ce  pais  cy  d'Am- 

P.  h.  3944,  lettre  des  envoyes  du  9  Mai  1696.  ^)  P.  h.  3944, 
lettres  des  envoyes  du  2  et  9  Mai  1696.  Ebenda,  lettre  du  9  Mai. 
4)  R.  d.  C.  1696,  20  Mai.       P.  h.  3947,  lettres  du  23  et  24  Mai  1696. 
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bassadeui's  ny  Deputez  d'anemis  Princes  qui  se  soient  acquis 
une  approbation  si  generalle  qu'Eux."  ^) 

Gleichzeitig  mit  den  Fragen,  die  Genf  in  seiner  Stellung 
zu  Frankreich  betrafen,  waren  im  königlichen  Rate  zwei 
Prozesse  behandelt  worden,  deren  günstiger  Entscheid  zum 
grossen  Teile  dem  diplomatischen  Geschick  zuzuschreiben 
ist,  mit  dem  die  Abgeordneten  am  Hofe  Eindruck  machten. 
Diese  Prozesse  waren  zwar  nur  gegen  einzelne  Bürger  der 
Stadt  gerichtet ;  aber  sie  berührten  die  Frage,  ob  die  Rechte 
und  Güter,  die  die  katholische  Kirche  seit  1536  in  St.  Vik- 
tor und  Kapitel  verloren  hatte,  nun  nach  der  teilweisen 
Ausi'ottung  des  Protestantismus  in  diesen  Gegenden  wieder 
beansprucht  werden  können.  Da  der  Entscheid  dieser  Frage 
von  hoher  Wichtigkeit  war,  wurden  die  beiden  Prozesse 
von  der  Stadt  selbst  an  die  Hand  genommen. 

Im  ersten  Streitfalle  lagen  die  Dinge  so:  Der  Geist- 
liche von  Russin,  der  Herr  Brillon,  verlangte  von  dem 
Hei'rn  von  Chäteauvieux  und  Confignon,  Bürger  von  Genf, 
den  Anteil  der  Kirche  an  den  Zehnten  (portion  congrue),^) 
die  dieser  in  Russin  erhob.  Von  den  Zehnten  in  Russin 
fiel  nämlich  ein  Drittel  jenem  Geistlichen,  ein  zweiter  Drittel 
dem  Herrn  von  Allemogne,  Edelmann  im  Ländchen  Gex, 
und  der  letzte  Drittel  dem  Herrn  von  Chäteauvieux  und 
Confignon  zu.  Der  Herr  von  Chäteauvieux  verlangte,  dass 
die  Streitfrage  wegen  der  „portion  congrue"  von  den  Ge- 
richten Genfs  entschieden  werde,  da  der  grösste  Teil  von 
Russin,  35  Häuser,  zur  Vogtei  Peney  gehörte  und  nur  27 
Häuser  auf  französischem  Gebiete  standen.  Trotzdem  machte 
der  Geisthche  die  Sache  beim  Parlament  von  Dijon  an- 
hängig. Dieses  erkannte  die  Kompliziertheit  des  Gegen- 
standes und  wies  den  Entscheid  an  den  Rat  des  Königs. 
Das  Memorial,  welches  die  Abgeordneten  dem  Minister 

')  P.  h.  .S944,  lettre  de  M.  Stoiippe,  28  Mai  1696.  ')  Das  Lateran- 
konzil von  1215  hatte  bestimmt,  es  müsse  von  den  Zelinten  so  viel 
an  die  Geistlichen  abg-egeben  werden,  als  zn  ihrem  Linterhalt  nötig- 
sei.  Diesen  Anteil  der  Kirche  an  den  Zehnten  nannte  man  „portion 
congrue".  Bie  betrug-  im  17.  Jahrhundert  auf  je  einen  (Geistlichen 
etwa  300  livres;  Grande  Encyclopedie,  XIV,  576. 

10 
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Colbert  wegen  dieses  Prozesses  übergaben,  stellte  das  Vor- 
gehen des  Geistlichen  als  eine  konfessionelle  Hetze  dar, 
weil  er  nur  den  Herrn  von  Chäteauvieux,  nicht  aber  den 
Herrn  von  AUemogne  wegen  der  „portion  congrue'*  ver- 
folgte.^) Allerdings  hatte  es  auch  ganz  den  Anschein;  denn 
die  im  Juli  des  Vorjahres  vom  Intendanten  von  Burgund 
ausgegangene  Aufforderung,  es  müssen  alle  Bewohner  von 
Russin,  sowohl  Genfer  als  Franzosen,  an  der  Restauration 
der  katholischen  Kirche  beisteuern,  war  ohne  Zweifel  von 
jenem  Geistlichen  oder  vom  Bischof  von  Annecy  angeregt 
worden. 2) 

Der  zweite  Handel  war  ähnlicher  Natur.  Der  katho- 
lische Pfarrer  von  Confignon,  de  Pontverre,  erhob  beim 
Senat  von  Chambery  Klage  gegen  den  Sindic  Jean  Antoine 
Lullin  von  Genf.  Er  behauptete,  Lullin  als  Inhaber  des 
grossen  Zehent-'')  in  der  Ortschaft  Lancy  sei  verpflichtet, 
die  dime  des  novales'*)  zu  bezahlen  und  die  dortige  halb 
verfallene  Kirche  zu  restaurieren.  Dagegen  machte  Genf 
geltend,  dass  ihm  Bern  die  Kirche  von  Lancy  im  ewigen 
Vertrage  von  1536  abgetreten  habe  und  dass  dieser  Ver- 
trag 1564  zu  Lausanne  und  1603  zu  St.  Julien  bestätigt 
worden  sei.-*)  Der  Senat  von  Chambery  wies  die  Sache  an 
das  Parlament  von  Dijon  und  dieses  in  Erkenntnis  der 
Schwierigkeit  des  Falls  an  den  königlichen  Rat.*^) 

Die  Genfer  befürchteten,  obwohl  wenigstens  in  bezug 
auf  Lancy  das  Recht  ganz  auf  ihrer  Seite  war,  der  Hof 
werde  für  die  Sache  des  Klerus  eintreten.  Der  Bischof  von 
Annecy,  Jean  d'Aranthon,  hatte  mit  Hilfe  der  jesuitischen 
Hofpartei,  an  deren  Spitze  der  Beichtvater  Lachaise  und 
die  einflussreiche  Maintenon  standen,  die  Restitution  der 

^)  P.  h.  3944,  copie  du  memoire  remis  ä  M.  de  Croissy,  le 
13  Mai  1696.  ^)  R.  d.  C.  1695,  16  Juillet,  6  et  30  Aoilt.  Der  grosse 
Zehent  (la  grosse  dime)  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  Wein  und  Ge- 
treide. „Novales",  Neubruch,  nannte  man  das  durch  Rodung-  ge- 
wonnene Kulturland.  Die  Zehnten,  die  in  Frankreich  auf  diesem 
neugewonnenen  Lande  erhoben  wurden,  fielen  der  Kirche  zu;  G.  Ency- 
clopedie,  XIV,  574.  R.  d.  C.  1696,  28  Mars,  23  Juin,  16  et  28  De- 
cembre  et  1  Janvier  1697  et  P.  h.  3944,  copie  du  memoire  remis  ä 
M.  de  Croissy,  le  13  Mai  1696.    6)  r.  cl.  C.  1696,  3  Avril. 
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Kirchengüter  in  Gex  durchgesetzt,  und  diese  Leute  erstreb- 
ten nun  das  GJ eiche  in  bezug  auf  die  genferischen  Herr- 
schaften St.  Viktor  und  Kapitel.  Da  die  Hoheitsrechte  über 
diese  Gebiete  seit  1690  in  den  Händen  Frankreichs  lagen 
und  der  Kathohzismus  daselbst  gewaltige  Fortschritte  ge- 
macht hatte,  war  zu  erwarten,  es  werde  der  Hof  auch  hier 
die  Restitution  der  Güter  und  Rechte  der  Kirche  gutheissen. 
Trotz  alledem  wies  der  Staatsrat  die  zwei  Geistlichen  mit 
ihren  Klagen  ab.  Dieses  Urteil  hatte  für  Genf  eine  ganz 
besondere  Tragweite.  Damit  hatte  die  höchste  richterliche 
Instanz  Frankreichs  der  Geistlichkeit  von  Gex  und  Savoyen 
und  insbesondere  dem  Bischof  von  Annecy  auf  die  bestän- 
digen Reklamationen  die  bestimmte  Antwort  gegeben,  eine 
Restitution  der  kirchlichen  Rechte  und  Güter,  soweit  sie 
in  den  Besitz  Genfs  übergegangen  sind,  gibt  es  nicht  mehr. 
Die  Krone  hatte  zwar  die  Katholisierung  im  Ländchen  Gex 
rücksichtslos  durchgefühi't ;  aber  mit  diesem  Ui'teile  sagte 
sie  doch,  dass  sie  die  Rechte  und  Besitzungen  Genfs  gegen- 
über den  Ansprüchen  einer  fanatischen  Geistlichkeit  prin- 
zipiell anerkenne.  Mit  einem  Schlage  fielen  nun  eine  ganze 
Anzahl  von  Streitigkeiten,  die  mit  denjenigen  des  Pfarrers 
zu  Russin  und  Confignon  verwandt  waren,  dahin.  ^) 


^)  Die  Deputation  nach  Paris  rief  ein  kleines  Nachspiel  hervor, 
das  uns  den  Residenten  in  seiner  intriganten  Lügenhaftigkeit  dar- 
stellt. Da  Iberville  den  Sindic  Michel  Trembley  persönlich  hasste, 
suchte  er  den  Hof  zu  bestimmen,  diesen  Mann  seines  Amtes  zu  ent- 
setzen. Der  Resident  schrieb  während  der  Abwesenheit  der  Abgeord- 
neten in  Paris  an  den  Greneralleutnant  Stuppa,  Trembley  habe  in 
Genf  das  Gerücht  ausgestreut,  es  seien  die  Gesandten  in  Dijon  des- 
wegen so  freundlich  empfangen  worden,  weil  der  König  einen  Bruch 
mit  Genf  befürchtet  habe.  Die  zurückgekehrton  Abgeordneten  teilten 
Trembley  mit,  was  der  Resident  dem  Herrn  Stuppa  geschrieben  hatte. 
Trembley,  eine  offene,  gerade  und  etwas  derbe  Natur,  ging  sogleich 
zum  Residenten  und  interpellierte  ihn  über  den  Vorfall.  Dieser  er- 
klärte, er  habe  von  einem  Genfermagistraten  nur  erfahren,  dass  die 
Gesandten  auf  Befehl  des  Hofes  in  Dijon  gut  empfangen  worden  seien  ; 
alles  übrige  gehe  auf  Schlüsse  zurück,  die  er  selbst  giv.ogen  habe. 
Dieses  bedenkliche  Geständnis  braucht  wohl  keines  weitern  Kommen- 
tars; vergleiche  R.  d.  C.  1696,  25  Mai  et  2  Juin. 


2.  Der  Hof  hält  sich  an  die  gegebenen  Versprechungen  nicht. 

Der  Erfolg,  welchen  die  Deputation  hatte,  war  mehr 
ein  scheinbarer  als  ein  wirklicher;  denn  der  Hof  kam  seinen 
Versprechungen  nicht  nach.  Ein  königlicher  Erlass  vom 
25.  April  1696  hob  zwar  das  Ausfuhrverbot  vom  9.  Oktober 
des  Vorjahres  auf;  ^)  ebenso  kam  schon  am  Tage  der  Rück- 
kunft der  Abgeordneten  ein  Brief  des  Herrn  Dupuis  in  die 
Stadt,  in  dem  er  versprach,  von  nun  an  dem  Wunsche  des 
Königs  gemäss  Genf  keine  Unannehmlichkeiten  mehr  zu 
bei'eiten.2)  Aber  das  wichtigste  Zugeständnis,  nämlich  die 
freie  Getreideausfuhr  aus  Savoyen,  kam  dem  König  bald 
als  eine  seinen  Interessen  schädhche  Konzession  vor.  Zu 
Anfang  Juni  liess  er  dem  Intendanten  von  Savoyen  und 
von  der  Dauphine  und  dem  Gouverneur  von  Savoyen,  dem 
Herrn  Bachevillier,  den  Befehl  zukommen,  in  St.  Viktor 
und  Kapitel  jegliche  Neuerung  zu  verhindern,  dagegen  er- 
wähnte er  den  freien  Getreidehandel  mit  keinem  Worte. 
Als  am  24.  Juni  der  Subdelegiei'te  des  Intendanten  zu  Chäteau- 
blanc  bei  Villette  übernachtete,  nahm  der  Rat  an,  er  sei 
gekonmien,  um  Genf  von  der  Promulgation  des  königlichen 
Erlasses  Mitteilung  zu  machen.  S(dion  hoffte  man,  der  ver- 
hassten  Getreidewächter  los  zu  werden.  Die  Enttäuschung 
war  nicht  klein,  als  der  Subdelegierte  dem  Ratsherrn  Leon- 
hai'd  Buisson,  der  sich  auf  Befehl  des  Rates  nach  Chäteau- 
blanc  begeben  hatte,  mitteilte,  wegen  des  Getreidehandels 
durchaus  keine  Instruktionen  zu  haben.^)  Am  20.  Juli  schrieb 
Stuppa  von  Paris  aus,  dass  eine  volle  Freiheit  des  Getreide- 
handels nicht  eingeführt  werden  könne,  da  eine  solche  auch 
vor  der  Besetzung  Savoyens  durch  Frankreich  nicht  exi- 
stiert habe.  Auch  müsse  das  Heer  in  Piemont  von  Savoyen 
aus  mit  Getreide  versehen  werden.  Zudem  seien  Friedens- 
verhandlungen mit  dem  Herzog  im  Gange,  sodass  es  nicht 
mehr  dem  König  zustehe,  diese  Fi'age  zu  lösen. ^)  Diese 
Wortbrüchigkeit  des  Hofes  verstimmte  die  Genfer  umso- 
mehr,  als  sie  ihrerseits  den  mit  Colbert  getroffenen  Verein- 


^)  P.  h.  3947.  ^)  R  d.  C.  1696,  27  Mai  lettre  du  3  Juin.  Ebenda, 
29  Mai.    4)  Ebenda,  15  Juin.    ^)  R.  d.  C.  1696,  17  Juillet. 
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barungen  gemäss  das  Wachthäuschen  und  den  Posten  dies- 
seits der  Ai'vebrücke  entfernten.  Aber  Frankreich  zeigte 
sich  nicht  nur  in  bezug  auf  den  Getreidehandel  wortbrüchig, 
es  hielt  sich  auch  nicht  an  das  Versprechen,  in  St.  Viktor 
und  Kapitel  jegliche  Neuerung  zu  unterlassen.  Neuerdings 
wollten  nämlich  die  französischen  Beamten  in  diesen  Herr- 
schaften die  Kopfsteuer  erheben,  wie  z.  B,  in  Sierne,  Bossey, 
Carouge  und  sogar  in  Moins,  worüber  Genf  Hoheitsrechte 
hatte.  Von  dieser  Ortschaft  verlangten  die  französischen 
Beamten  eine  Kopfsteuer  von  27  livres  und  drohten  im 
Verweigerungsfalle  mit  Soldateneinquartierungen.  Nicht  nur 
die  eigentlichen  Bewohner  von  St.  Viktor  und  Kapitel,  son- 
dern auch  die  Genferbürger,  die  Güter  und  Herrschaften 
in  Gex  oder  Savoyen  hatten,  wurden  zur  BezahJung  der 
Kopfsteuer  angehalten.^)  Wie  wenig  Frankreich  gesonnen 
war,  die  Rechtszustände,  wie  sie  vor  der  Okkupation  Sa- 
voyens  bestanden,  zu  respektieren,  ging  daraus  hervor,  dass 
der  Rat  des  Königs  im  Jahr  1696  Genf  für  das  Fischerei- 
recht auf  der  Rhone  bis  nach  Colonges  hinunter,  für  die 
auf  der  gleichen  Strecke  dem  Flusse  entlang  erbauten  Müh- 
len, für  das  Ufer  bei  Peney,  Avully  und  Dardagny  und 
für  die  Inselchen,  die  die  genannten  Orte  nebst  Russin  be- 
sassen,  mit  einer  Steuer  von  45,134  livres  belastete.  Genf 
wies  diese  Forderung  zurück,  indem  es  wie  anno  1694  er- 
klärte, es  müsse  bei  der  Aufnahme  der  Steuerliste  ein  Irr- 
tum begangen  worden  sein.  Die  Republik  beanspruche 
nämlich  den  Rhonefluss  nur  da,  wo  er  ihr  souveränes  Ge- 
biet durchfliesse.  Es  kam  sowohl  auf  Seite  der  französischen 
Steuereinnehmer  als  auch  auf  Seite  Genfs  zu  weitläufigen 
Auseinandersetzungen.  Plötzlich  brechen  die  Ratsregister 
mit  der  Affäre  ab,  sodass  wir  annehmen  dürfen,  es  sei  die- 
selbe französischerseits  nicht  weiter  verfolgt  worden.-) 

Aus  dem  Angeführten  geht  deutlich  hervor,  dass  sich 
der  Hof  an  die  Konzessionen,  die  er  Genf  gemacht  hatte, 
nicht  hielt.  Man  hatte  tatsächlich  nur  die  Aufhebung  des 
Verbotes  vom  9.  Oktober  1695  erreicht.   Damit  blieben  die 

')  Ebenda,  8  Fevricr,  IG,  28  Mars,  1,  5,  25)  Juin,  10  .In i Hot, 
28  Septcmbrc,  2  et  lü  Oetobre.    -)  K.  d.  C.  169Ü,  2'J,  30  Mai  et  3  Juin, 
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lästigen  Verbote  des  Jahres  1693,  die  die  Kornausfuhr  aus 
Savoyen  untersagten  und  die  Zufuhr  von  den  enklavierten 
Genfergütern  einschränkten,  bestehen.  Infolgedessen  schal- 
tete und  waltete  der  gehasste  und  verachtete  Marc  Dupuis 
als  Kontrolleur  der  Aus-  und  üeberfuhrscheine  weiter.  Ja, 
in  Genf  lebte  man  der  Ueberzeugung,  es  sei  Dupuis  ge- 
wesen, der  den  Geistlichen  von  Confignon  zu  seinem  ge- 
hässigen Vorgehen  gegen  Genf  angespornt  habe.  Die  Ge- 
treidewächter waren  nach  wie  vor  für  diejenigen,  die  Güter 
in  Savoyen  oder  in  Gex  hatten,  eine  wahre  Plage;  denn 
stets  war  man  auf  dem  Hin-  oder  Herwege  ihren  Schikanen 
ausgesetzt.  Dazu  kamen  die  stetigen  Behelligungen  der 
Bewohner  von  St.  Viktor  und  Kapitel  wegen  der  Kopfsteuer, 
obwohl  der  Hof  vor  einem  Jahre  diese  Leute  ausdrücklich 
von  der  Kopfsteuer  freigesprochen  hatte.  Unter  solchen 
Umständen  kann  es  uns  nicht  wundern,  wenn  die  Genfer 
den  Wunsch  hegten,  es  möchte  Savoyen  wieder  an  den 
Herzog  zurückfallen.  Besser  war  es  noch,  den  alten  Feind 
als  den  verkappten,  rücksichtslosen  Freund  zum  Nachbaren 
zu  haben. 

3.  Der  Friede  zwischen  Frankreich  und  Savoyen  und  dessen 
Folgen  für  Genf. 

Am  30.  Mai  1696  kam  zwischen  den  geheimen  Agenten 
des  Königs  und  des  Herzogs  ein  Friedensvertrag,  d.  h.  ein 
Offensiv-  und  Defensivbündnis  zu  stände.  Der  König  hatte 
schon  längst  gewünscht,  den  Krieg  im  Süden  und  Osten 
seines  Reichs  zum  Stillstand  zu  bringen,  um  alle  seine 
Kräfte  im  Norden  konzentrieren  zu  können.  Deshalb  ging 
er  in  diesem  Frieden  oder  Bündnis  Bedingungen  ein,  zu 
denen  er  einige  Jahre  vorher  nur  gelächelt  hätte.  Der  Herzog 
ging  bis  zum  allgemeinen  Friedensschluss  ein  Offensiv- 
und  Defensivbündnis  ein,  und  der  König  gab  ihm  sozusagen 
alles  Gebiet  wieder  zurück.  Er  gab  dem  Herzog  bis  Ende 
August  Zeit,  sich  von  der  Liga  so  ehrlich  als  möglich  zu 
trennen.^) 

')  Henri  Martin,  Histoire  de  la  France,  XIV,  216. 
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Schon  im  Juli  darauf  erfuhr  man  in  Genf,  es  seien 
Friedensverhandlungen  zwischen  Frankreich  und  Savoyen 
im  Gange.  Da  beide  P'ürsten  es  auf  den  Besitz  der  Rhone- 
stadt abgesehen  hatten,  befürchtete  man,  es  könnte  zwischen 
ihnen  zu  bösartigen  geheimen  Abmachungen  gekommen 
sein.  Besonders  verurteilten  die  Genfer  das  Vorgehen  des 
Herzogs,  der  seine  Verbündeten  so  hinterlistig  im  Stiche 
liess.  In  Chambery  und  in  Turin  bekam  man  von  den 
verächtlichen  Aeusserungen  des  Genfervolkes,  welches  den 
Herzog  einen  Spitzbuben  genannt  haben  soll,  Wind,  und 
der  Rat  musste,  wenn  es  der  Wahrheit  auch  wenig  ent- 
sprach, sowohl  in  Chambery  als  auch  in  Turin  gegen  solche 
Anschwärzungen  Protest  einlegen.^)  Auch  in  Bern  traute 
man  dem  Geheimfrieden  nicht  und  befürchtete,  es  könnten 
die  beiden  Fürsten  gegen  Genf  und  die  Waadt  gerichtete 
Klauseln  in  denselben  aufgenommen  haben.-)  Nach  einer 
Kunde,  die  vom  badischen  Hofe  ausging,  steckten  sogar 
die  katholischen  Kantone  mit  den  beiden  Monarchen  unter 
der  gleichen  Decke.  Aus  dem  Reiche,  hiess  es,  werden 
Kanonen  nach  Luzern  transportiert,  damit,  wenn  Frank- 
reich und  Savoyen  Genf  angreifen,  die  katholischen  Orte 
mit  Luzern  an  der  Spitze  Bern  und  Zürich  bedrohen  kön- 
nen, um  so  deren  Hilfeleistung  an  die  verbündete  Stadt 
unmöglich  zu  machen.-^) 

Im  Herbste  1696,  also  noch  vor  dem  allgemeinen  Frie- 
den, hatte  Frankreich  die  Verwaltung  Savoyens  wieder  dem 
Herzog  übergeben.  Der  neue  Intendant,  Gropel,  entsetzte 
Dupuis  auf  Befehl  des  Herzogs  seines  Amtes  als  Juge- 
Maje  von  Ternier  und  Gaillard  und  liess  ihn  wegen  Unter- 
schlagungen am  15.  Oktober  zu  Viry  verhaften  und  nach 
Annecy  und  später  nach  Chambery  überführen.  Hier  Avurde 
er  vom  Senate  seiner  Ehren  und  Aemter  entsetzt,  zu  einer 
Busse  von  6000  livres  verurteilt  und  für  6  Monate  ins  Ge- 
fängnis gesteckt.  Während  des  gerichtlichen  Verfahrens 
war  Dupuis  so  schrecklich  gefoltert  worden,  dass  die  Aorzte, 

')  R.  d.  C.  1696,  3,  13,  20,  24  Juillot  et  15  Aout.  R.  d.  C. 
1096,  2  Decembre  et  G.  v.  A.  1697,  Aniclot  au  Roy,  3  Fevrier,  IV, 
0  a.    ^}  Gb.  E. 
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um  ihn  noch  am  Leben  zu  erhalten,  Einhalt  geboten.  Zur 
Deckung  der  Geldstrafe  und  seiner  vielen  Schulden  wurde 
sein  Haus  und  sein  Grundbesitz  zu  Viry  verkauft.  Im  Mai 
1697  kam  Dupuis  wieder  auf  freien  Fuss  und  begab  sich 
nach  Carouge  zu  seinem  Freunde,  dem  Advokaten  Rambert, 
der  ihm  manchmals  aus  der  Geldverlegenheit  geholfen  hatte. 
Am  Abend  des  25.  Mai  verliess  er  heimlich  das  Haus  seines 
Freundes,  ging  unerkannt  über  die  Arvebrücke  und  erreichte 
bei  Eaux-vives  den  See,  um  in  einem  Schiffchen  nach  Coppet 
überzusetzen.  Wäre  er  von  den  genferischen  Wachen  ent- 
deckt worden,  so  hätte  seiner  die  Folter  vielleicht  neuer- 
dings gewartet.  Der  alte  Sünder  war  reuig  geworden  und 
kehrte  zu  seiner  Familie  zurück.  In  der  Kirche  zu  Coppet 
schwor  Dupuis  vor  der  ganzen  Gemeinde  den  Katholizismus 
wieder  ab  und  wurde  als  das  verloren  gewesene  Lämmchen 
wieder  in  die  Herde  aufgenommen.  Der  Kat  von  Genf  war 
nicht  entschlossen,  dem  Reuigen  zu  vergeben,  und  als  er 
erfuhr,  dass  Dupuis  in  einem  Hause  in  der  Nähe  der  Stadt 
häufig  verkehre,  liess  er  nach  ihm  fahnden,  konnte  aber 
des  Verhassten  nicht  habhaft  werden.^) 

Die  Entfernung  des  Juge-Maje  Dupuis  wurde  in  Genf 
sehr  begrüsst.  Der  Herzog  hatte  damit  gezeigt,  dass  er 
korrumpierte  Beamte  nicht  dulde,  wenn  sich  deren  Schlech- 
tigkeit auch  mehr  den  Genfern  als  den  eigenen  Leuten 
gegenüber  fühlbar  machte.  Es  zeigte  sich  damit  das  Be- 
streben des  Herzogs,  in  seinem  Lande  würdigere  und  ge- 
rechtere Verhältnisse  eintreten  zu  lassen,  als  sie  unter  der 
Räuberherrschaft  der  Franzosen  bestanden  hatten.  Die  alten 
savoyischen  Beamten,  die  nun  teilweise  ihre  frühern  Posten 
wieder  einnahmen,  kannten  die  Besitzungen  und  Rechtsame 
der  Genfer  viel  besser  als  die  Franzosen  und  respektierten 
sie  deshalb  auch  mehr.  Der  neue  Intendant  gab  sich  alle 
Mühe,  mit  den  Genfern  friedlich  auszukommen.  Er  liess 
zwar  manche  Neuerungen,  die  die  Franzosen  eingeführt 

')  R.  d.  C.  1696,  29  Septenibre,  6,  9,  16  Oktobre  et  2  Decembre 
et  R.  d.  C.  1697,  22,  25  Janvier,  5,  10  Mars,  17  Mai,  15  Juin,  30  et 
31  Aoüt.  Es  ist  merkwürdig,  dass  die  ßeriierregierung  Dujjuis  nicht 
au  Genf  auslieferte. 
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hatten,  bestehen.  So  behielt  er,  um  die  Getreideausfuhr 
zu  hintertreiben,  die  Ausfuhrscheine  bei;  dagegen  wurden 
sie  gratis  abgegeben,  was  unter  der  P'ranzosenherrschaft 
nicht  der  Fall  gewesen  war.^)  Am  27.  Dezember  1696  (a.  K.) 
kam  es  sogar  zu  einer  Konferenz  zwischen  dem  Intendanten 
und  einer  Abordnung  der  Genferregierung,  um  sich  wegen 
des  freien  Getreidehandels  zu  besprechen.-)  Eine  Verstän- 
digung wurde  zwar  nicht  erzielt;  aber  die  Genfer  konnten 
für  das  Jahr  1697  ungehindert  die  Produkte  der  Landwirt- 
schaft von  ihren  Gütern  und  Herrschaften  nach  der  Stadt 
führen.^)  Dann  kam  es  zu  einer  vorläufigen  Uebereinkunft, 
nach  welcher  Genf  dem  Gouverneur  von  Savoyen  einen 
ungefähren  Etat  über  das  Getreidequantum  auszustellen 
hatte,  das  es,  sei  es  als  Ernte  auf  eigenem  Boden  oder  sei 
es  als  Inhaber  von  Zehnten,  ausführen  wollte.  Eine  volle 
Freiheit  des  Kornhandels,  wie  sie  Genf  mit  aller  Energie 
zu  erreichen  suchte,  wurde  also  vom  Intendanten  aus  Furcht, 
das  eigene  Land  durch  allzu  grossen  Getreideabfluss  zu 
entblössen,  nicht  zuerkannt;^)  aber  die  vielfach  subtilen 
Rechte  Genfs  in  St.  Viktor  und  Kapitel  wurden  von  den 
Savoyarden  viel  mehr  respektiert  als  dies  unter  der  Will- 
kürherrschaft Frankreichs  der  Fall  gewesen  war.  Kurzum 
Genf  musste  die  Restitution  Savoyens  an  den  Herzog  als 
eine  wahre  Wohltat  empfinden. 


4.  Durch  den  nominellen  Einschluss  in  die  europäischen  Frie- 
densverträge wird  Genf  als  ein  Glied  des  ,, Corpus  Helveticum" 
und  als  ein  selbständiges  Staatswesen  anerkannt. 

„Zu  den  vornehmsten  Mitteln,  welche  die  Eidgenossen, 
sei  es  als  Gesamtheit,  sei  es  in  ihren  konfessionellen  Ver- 
bänden, anwendeten,  um  die  Zugehörigkeit  ihrer  Zuge- 
wandten und  Verbündeten  zum  „Corpus  Helveticum"  im 

')  R.  d.  C.  1696,  15  Juin,  10  Novcmbro  et  28  Decembre.  -')  R 
d.  C.  1696,  28  Decernbre.  ')  R.  d.  C.  1696,  1  Jaiivior  1697,  R.  d.  C. 
1697,  11  et  25  Jan  vier.  ^)  R.  d.  C.  1697,  16,  28  Juillet,  13,  18  et  ;jü  Aout 
et  R,  d.  0.  1698,  20  Juillet,  19,  29  Aoüt,  Ii),  26  Septombre,  1.,  10  et 
21  üctobre. 
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europäischen  Völkerrecht  zur  Geltung  zu  bringen,  gehörte 
der  Einschluss  derselben  an  der  Seite  der  Orte  in  die  Frie- 
densverträge der  Mächte.  In  den  Bündnissen  mit  der  fran- 
zösischen Krone  hatten  sich  die  Eidgenossen  ausbedungen, 
von  derselben  bei  allfälligen  P>iedensschlüssen  stets  mit- 
einbegriffen zu  werden.  Der  ursprüngliche  Sinn  dieser  Be- 
stimmung war  der,  dass  bei  gemeinschaftlich  geführten 
Kriegen  kein  Theil  ohne  Rücksicht  auf  den  andern  Frieden 
machen  sollte ;  aber  auch  später,  als  die  Eidgenossen  sich 
nicht  mehr  direkt  an  den  europäischen  Verwicklungen  be- 
teiligten, hielten  sie  sorgfältig  darauf,  dass  ihrer  von  Frank- 
reich und  auch  den  andern  befreundeten  Mächt(^n  bei  Frie- 
densschlüssen gedacht  werde.  Einmal  war  ihre  Neutralität 
infolge  des  Söldnerwesens  doch  nicht  über  jeden  Zweifel 
erhaben,  und  es  musste  ihnen  daher  angenehm  sein,  durch 
jeweiligen  Einschluss  in  den  Frieden  aller  künftigen  Re- 
klamationen überhoben  zu  werden.  Dann  lagen  darin  noch 
andere  Vorteile.  Die  einschliessende  Macht  proklamierte 
damit  die  Eidgenossenschaft  vor  aller  Welt  als  ihr  ver- 
bündet oder  befreundet,  und  der  andere  Teil  sprach  dadurch, 
dass  er  in  die  Einschli essung  willigte,  wenigstens  eine  Art 
völkerrechtlicher  Anerkennung  ihres  Bestandes  aus.  An- 
fänglich geschah  die  Einschliessung  gewöhnlich  in  sum- 
marischer Weise;  die  Friedensverträge  erwähnen  einfach 
die  „Helvetier"  oder  „Schweizer'',  die  „Herren  Helvetier 
oder  Schweizer",  die  Bünde  der  Schweizer"  oder  die  „alten 
und  neuen  Bünde  der  Schweizer"  etc.^)  Diese  Bezeichnungen 
kamen  der  Tagsatzung  allmählich  als  ungenügend  vor ;  auf 
ihren  nachdrücklichen  Wunsch  führte  Franz  1.  im  Frieden 
von  Chäteau-Cambresis,  1559,  neben  den  XIII  Orten  auch 
Graubünden,  Wallis,  St.  Gallen,  Toggenburg,  Mühlhausen 
„und  andere  Zugewandte  und  Verbündete  der  genannten 
Herren  Eidgenossen"  auf.  Im  Frieden  von  Vervins,  1598, 
wurde  neben  den  erwähnten  Zugewandten  auch  noch  die 
Grafschaft  Neuenburg  genannt;  dagegen  scheiterte  die  Nen- 
nung Genfs,  das  als  eifrige  Waffengenossin  Heinrich  IV. 
vor  allem  Anspruch  darauf  gehabt  hätte,  durch  Einschluss 

')  Orte  und  Zugewandte,  S.  233  und  234. 
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in  den  Frieden  sieher  gestellt  zu  werden,  an  der  katego- 
rischen Weigerung  der  Spanier,  eine  Urkunde,  worin  der 
Staat  Calvins  anerkannt  wäre,  zu  unterzeichnen.  Wenn 
Heinrich  IV.  liernach  den  Genfern  eine  besondere  Urkunde 
darüber  ausstellte,  dass  er  sie  unter  den  Zugewandten  und 
Verbündeten  der  genannten  Herren  Eidgenossen  mitver- 
stehe, so  hatte  selbstverständlich  diese  einseitige,  für  den 
Spanier  unverbindliche  Interpretation  nicht  den  gleichen 
Wert.  Merkwürdigerweise  wurden  im  17.  Jahrhundert,  im 
Frieden  von  Madrid,  1630,  im  westfälischen  Frieden,  1648, 
im  pyrenäischen  Frieden,  1659,  und  im  Frieden  von  Nym- 
wegen,  1678,  die  Zugewandten  und  Verbündeten  wieder 
nicht  näher  bezeichnet.  Allerdings  hatten  die  evangelischen 
Orte,  um  Genf  in  seiner  Selbständigkeit  und  Zugehörigkeit 
zur  Schweiz  von  den  Mächten  anerkennen  zu  lassen,  schon 
beim  Nymwegerfrieden  die  Einschliessung  dieser  Stadt  be- 
trieben ;  aber  sie  waren  besonders  französischerseits  auf  zu 
grosse  Schwierigkeiten  gestossen.  Während  des  zweiten 
Koalitionskrieges  gegen  Ludwig  XIV.,  1688 — 1697,  beriet 
die  Tagsatzung  schon  seit  1694  die  Art  der  Einschh essung 
in  den  Frieden.^) 

Auf  der  evangelischen  Konferenz,  die  im  Juli  1696 
während  der  Jahrrechnungstagsatzung  zu  Baden  stattfand, 
wurde  ein  Gutachten  des  Standes  Bern  verlesen,  welches 
die  nach  allgemeiner  Ansicht  balde  zustandekommenden 
Friedensschlüsse  erwähnte.  Es  sollte,  hiess  es  in  demselben, 
zunächst  der  englische  König  durch  ein  wohlüberlegtes 
Schreiben  gewonnen  werden,  welches  ihm  der  Herr  Oberst 
Tscharner  von  Bern,  als  ,,ein  Mann  von  Geist  und  Faust", 
persönlich  übergeben  möge,  worin  dem  König  angedeutet 
würde,  auf  den  baldigen  ^Friedensverhandlungen  sich  für 
die  Aufnahme  der  exponierten  Stadt  Genf  in  die  Verträge 
zu  verwenden  und  „löblicher  evangelischer  Eidgenossen- 
schaft der  eine  und  andere  Dorn  aus  dem  Fuss  zu  ziehen." 
Die  Absendung  eines  solchen  Schreibens  an  den  König 
von  England  und  die  protestantischen  Fürsten  unterblieb 
zwar,  da  man  es  vorzog,  mit  deren  Gesandten  und  ins- 

')  Ebenda,  S.  234  ö',  ^ 
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besondere  mit  Yalkenier  direkt  in  Beziehungen  zu  treten, 
Dagegen  wurde  an  den  Kaiser  und  an  die  Könige  von 
Frankreich  und  Spanien  das  schrifthche  Gesuch  gerichtet, 
in  den  Friedensverträgen  nicht  nur  die  XIII  Orte,  .wie  dies 
zu  Nymwegen  geschah,  sondern  auch  deren  Zugewandte 
zu  erwähnen. 2) 

Der  Kaiser  und  die  beiden  Könige  gaben  zwar  zu- 
stimmende Antworten;  aber  Genf  befürchtete  dennoch,  es 
werde  nicht  mit  Namen  in  den  Verträgen  aufgeführt.  Die 
Bezeichnung  des  Friedens  von  Nymwegen  „die  Kantone  und 
ihre  Zugewandten  und  Verbündeten"  erschien  den  Genfern 
ungenügend,  um  daraus  eine  Garantie  für  ihre  kleine  Re- 
publik abzuleiten.  Da  Genf  nur  mit  Bern  und  Zürich  ver- 
bündet sei,  werde  sein  Einschluss  in  den  Frieden  mit  dem 
obigen  Ausdrucke  nicht  genug  präzisiert.  Man  hatte  in 
Genf  noch  nicht  vergessen,  wie  der  savoyische  Gesandte, 
der  Graf  von  Tournon,  die  Entrüstung  über  die  „Escalade" 
in  der  evangehschen  Schweiz  dadurch  zu  beschwichtigen 
suchte,  dass  er  behauptete,  es  sei  dieser  Ueberfall  kein 
Friedens bruch.  Der  Lyonerfrieden  von  1601  habe  nämlich 
mit  der  Bezeichnung  „die  Kantone  und  ihre  Verbündeten" 
(les  allies  des  Cantons),  in  der  Genf  keinen  Platz  finde, 
die  Ruhe  und  Sicherheit  dieser  Stadt  infolgedessen  auch 
in  keiner  Weise  garantiert.-^)  Da  sich  ein  solcher  Fall 
wiederholen  konnte,  gelangte  Genf  mit  dem  Gesuche  an 
Bern  und  Zürich  und  an  den  Gesandten  Valkenier,  sie 
möchten  sich,  dahin  verwenden,  dass  es  in  den  Friedens- 
verträgen zur  Garantie  seiner  Sicherheit  mit  Namen  ge- 
nannt werde.  Die  gleiche  Bitte  richtete  die  Genferregierung 
an  den  englischen  Gesandten  in  Turin,  den  Milord  Galway, 
der  sein  Möglichstes  zu  tun  versprach,  besonders  wenn  er 

')  Abschiede,  VI,  2,  No.  336  und  P.  h.  3940,  Bern  an  Genf, 
23.  Juli  1696.  ^)  Abschiede,  VI,  2,  No.  335  b.  P.  h.  3940,  Bern  an 
Genf,  25.  September  1696  und  P.  h.  3963,  Valkenier  ä  Arzilliers,  3  Mai 
1697.  Unter  den  Schriften  des  Marquis  d' Arzilliers,  der  als  Refügier- 
ter  1710  in  Genf  starb  und  die  vom  Alt-Sindic  Chovet  1700  dem  Rate 
übergeben  wurden  und  im  Kantonsarchiv  die  „Piece  historique"  3863 
bilden,  befindet  sich  ein  interessantes,  die  Stadt  Genf  betreffendes 
Memorial,  das  allerdings  nur  in  einem  Entwürfe  vorliegt. 
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sich  allenfalls  am  Orte  der  FriedeDsverhandlung'en  befinden 
sollte.  0  Auch  der  französische  König  wurde  ersucht,  die 
kleine  Republik  im  Friedenstraktat  besonders  zu  erwähnen. 
Ludwig  XIY.  versicherte  die  Rhonestadt  seines  Wohlwollens, 
wollte  dagegen  von  einer  nominellen  Einschliessung  der- 
selben in  die  Verträge  nichts  wissen.  Er  suchte  die  Genfer 
mit  allerlei  Ausreden  zufrieden  zu  stellen.  Genf  könne  im 
Frieden  nicht  besonders  genannt  werden,  weil  sonst  auch 
andere  kleine  Staaten,  wie  Mühlhausen,  Neuenburg  u.  a. 
ihn  mit  dem  gleichen  Wunsche  bestürmen  würden.'^)  Es 
war  zu  erwarten,  dass  der  französische  König  die  kleinen 
Nachbarstaaten  Genf,  Neuenburg  und  Mühlhausen  durch 
besondere  Erwähnung  im  Frieden  in  ihrer  Selbständigkeit 
und  in  ihrem  Besitzstand  nicht  anerkennen  und  garantieren 
würde,  da  er  ja  doch  nur  den  günstigen  Augenblick  ab- 
wartete, um  sie  zu  absorbieren. 

Wenn  Genf  trotz  der  Weigei'ung  des  französischen 
Königs  im  Ryswikerfrieden  mit  Namen  erwähnt  wird,  so 
verdankt  es  dies  der  Verwendung  der  evangelischen  Orte 
und  der  regen  Tätigkeit  des  Marquis  d'Arzilliers  und  des 
holländischen  Gesandten  Peter  Valkenier.  Sowohl  an  den 
englischen  König  als  auch  an  den  holländischen  Gesandten 
richtete  Arzilliers  ein  Memorial,  in  dem  er  für  die  Interessen 
Genfs  eintrat.-^)  Er  fordert  die  Gönner  Genfs  auf,  für  die 
Einschliessung  der  exponierten  Stadt  in  die  Friedeus Ver- 
träge einzutreten  und  suchte  sie  zu  überzeugen,  dass  die 
Ruhe  und  Sicherheit  Genfs  nur  dann  begründet  sei,  wenn  ^ 
Frankreich  gezwungen  werde,  seinen  Residenten  zurück- 
zuziehen. „II  est  est  certain  que  ce  ministre  n'est  propre- 
ment  ä  Geneue  que  pour  debaucher  par  Ses  cabales  et  in-  ' 

')  R.  d.  C.  1G96,  2  Novembre  et  7  Decembre.  ^)  R.  d.  C.  1696, 
13,  17,  20  Juillet,  10  Octobre,  13  Novembre  et  2  Decembre  et  P.  h. 
3963,  Memoire  concernant  Geneve.  ')  P.  h.  3963,  lettre  du  16  Avril 
1697  et  Valkenier  ä  Arzilliers,  3  Mai  1696.  —  Ich  nehme  an,  dass 
das  „Memoire  concernant  Geneve"  in  der  „Piece  historique"  3963,  das 
nur  im  Entwürfe  vorhanden  ist,  den  ^-cnannten  zwei  Schriftstücken 
inhaltlich  ziemlich  entsprechen  werde.  Wie  weit  die  Genferregierung 
in  die  Agitation  des  Marquis  d'Arzilliers  hinein  verllochten  ist,  kann 
ich,  weil  mir  diesfällige  Quellen  fehlen,  leider  nicht  bestimmen. 
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trigues  Les  cytoyens,  les  aliener  de  la  fidelite  et  de  L'o- 
beissance  qu'ils  doiuent  ä  leurs  Souuerains  et  pour  y  establir 
le  papisme."  Es  würde  genügen,  heisst  es  weiter,  wenn 
in  der  Schweiz  nur  ein  französischer  Gesandte  wäre,  um- 
somehr,  da  erst  seit  kurzer  Zeit  in  (3renf  ein  Resident  ge- 
halten werde.  „II  Seroit  donc  un  tres  grand  Seruice  qu'on 
Rendroit  a  cest  Republique  Si  dans  La  negotiation  de  la 
paix  ou  pourroit  portei'  La  France  a  Retenir  Son  Resident 
de  Geneue.  Si  Elle  ne  veut  pas  consentir,  on  pourroit  faire 
craindre  aux  cantons  Suisses  que  S.  M.  imp.,  S.  M.  Brit., 
(les  Etats  generaux)  et  S.  Serenite  electorale  de  Brandeboui'g 
sont  aussi  dans  le  dessein  (d'y)  enuoyer  chacun  un  Resident. 
La  crainte  que  les  cantons  pourroient  auoir  que  tous  ces 
ministres  de  differens  princes  dans  une  mesme  ville  ne 
causat  quelque  brouillerie  qui  pourroit  attirer  la  guerre  chez 
Eux,  pourroit  aussi  les  obliger  ä  obtenn-  de  la  France  la 
Revocation  du  Resident  en  faisant  leurs  eftbrts  pour  auoir 
un  (seul)  ambassadeur  en  Suisse  comme  pour  le  passe."  *) 

Wie  sehr  der  englische  König  versucht  sein  musste, 
für  die  Abberufung  des  französischen  Residenten  einzu- 
treten, so  ist  es  dennoch  wenig  wahrscheinlich,  dass  diese 
Angelegenheit  in  Ryswik  ernsthaft  verfolgt  worden  wäre. 
Wenigstens  hat  Frankreich  keine  Konzessionen  gemacht. 
Dagegen  wagte  es  nicht,  gegen  die  nominelle  Aufnahme 
der  Zugewandten  und  Verbündeten  Protest  zu  erheben,  weil 
der  Kaiser,  Spanien  und  die  protestantischen  Staaten  damit 
einverstanden  waren. 2) 

Dieser  Friede  von  Ryswik  hatte  für  die  Zugewandten 
und  Verbündeten  die  gleiche  Bedeutung  wie  der  westfälische 
Friede  für  die  Orte  selbst.  Die  Zugehörigkeit  dieser  Gebiete 
zum  Corpus  Helveticum  und  damit  eine  Art  politischer 
Selbständigkeit  war  durch  den  Frieden  von  Ryswik  von 
den  Mächten  vertraglich  anerkannt  worden.  In  Genf,  das 

1)  P.  h.  3963,  Memoire  concernant  Geneve.  P.  h.  3963  und 
3970  und  R.  d.  0.  1697,  20  Septembre,  30  Octobre,  1.,  2,  19  Novembre, 
4,  5,  6  et  17  Decembre.  In  den  Verträgen  von  Ryswik  werden  auf- 
geführt: Die  Republik  Genf  und  ihre  Herrschaften,  das  Fürstentum 
Neuenburg,  der  Abt  und  die  Stadt  St.  Gallen  und  die  Städte  Mühl- 
hausen und  Biel.    Vergleiche  Orte  und  Zugewandte,  S.  237  ff. 
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zum  ersten  Mal  in  einem  europäischen  Friedenstraktat  mit 
Namen  genannt  wurde,  lieri'schte  über  diese  politische  Er- 
rungenschaft grosse  Freude.  An  alle  Höfe  gingen  Dank- 
schreiben ab  und  besonders  dem  holländischen  Gesandten 
Valkenier  stellte  man  ein  warmes  Zeugnis  der  Erkennt- 
lichkeit aus.i) 

Die  dargestellte  Periode  von  1690  —1697  war  für  Genf 
eine  Zeit  harter  Bedrängnis  gewesen.  Die  Kriegsstürme 
hatten  ihre  Wellen  bis  an  die  Mauern  der  Stadt  geworfen 
und  die  herannahenden  französischen  Heere  sie  mehrmals 
mit  dem  Untergange  bedroht.  Genf  war  bis  zur  französischen 
Untertanenstadt  herabgewürdigt  worden ;  denn  in  der  Stadt 
drinnen  hatte  der  Resident  wie  ein  Burgvogt  gewaltet  und 
geschaltet  und  draussen  in  den  genferischen  Herrschaften 
war  die  Verhöhnung  des  Rechts  und  des  Gesetzes  geradezu 
zur  Maxime  geworden.  Als  dann  das  französische  Joch  dem 
Genfervolke  gar  zu  drückend  geworden  war,  da  hatte  es 
seinem  Unwillen  in  Demonstrationen  Ausdruck  gegeben, 
die  der  kleinen  Republik  fast  den  Untergang  gebracht  hätten. 
Dadurch  hatte  Frankreich  nämlich  einen  Vorwand  bekom- 
men, um  über  den  schwachen  Nachbarn  herzufallen.  Aber 
Bern  und  Zürich  waren  gleich  von  Anfang  an  so  energisch 
für  ihren  Bundesgenossen  eingetreten,  dass  Frankreich  von 
seinem  Opfer  ablassen  musste.  Nicht  nur  diese  zwei  Orte, 
sondern  auch  manche  der  übrigen  Kantone  betrachteten 
Genf  als  einen  Schlüssel  und  ein  Bollwerk  gemeiner  Eid- 
genossenschaft und  als  einen  Wachtposten  an  der  äussersten 
Westgrenze.  Frankreich  wusste,  dass  die  Eidgenossen  und 
insbesondere  die  evangelischen  Orte  auf  die  Eroberung  Genfs 
mit  der  Rückberufung  ihrer  Truppen,  ja  vielleicht  mit  dem 
Uebertritt  ins  Lager  der  Feinde  geantwortet  hätten.  Ein 
solcher  Schritt  der  Eidgenossen  wäre  aber  für  Frankreich, 
das  sich  nur  noch  mit  Mühe  gegen  das  anstürmende  Europa 
verteidigte,  vielleicht  verhängnisvoll  gewoi'den,  und  so  haben 
denn  die  französischen  Waffen  aus  Gründen  der  Politik  die 
Stadt  Calvins  geschont. 

1)  R.  d.  C.  1697.  1.  Novembre. 
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Aber  wenn  die  Verbindung  Genfs  mit  der  Eidgenossen- 
schaft genügte,  um  die  Stadt  äusserlicb  gegen  Frankreich 
zu  schützen,  so  versagte  sie  fast  vollständig,  wenn  sie  dazu 
dienen  sollte,  die  innern  Interessen  der  kleinen  Republik  zu 
wahren.  Zwar  hatte  Zürich  und  besonders  Bern  im  Kapellen- 
streit durchgesetzt,  dass  die  Satisfaktion,  die  Genf  dem  fran- 
zösischen König  leisten  musste,  die  Ehre  und  Selbständigkeit 
der  Stadt  nicht  gefährde.  Aber  im  übrigen  waren  Bern  und 
Zürich  doch  nicht  im  stände,  Genf  gegen  die  Intriguen  und 
Gewalttätigkeiten  Frankreichs  zu  schützen.  Vergeblich  hatte 
Bern  alle  seine  Energie  aufgeboten,  um  Genf  während  des 
savoyischen  Krieges  mit  einer  schützenden  neutralen  Zone 
zu  umgeben.  Vergeblich  war  die  eifrige  Propaganda  Berns 
.  und  Zürichs  gewesen,  um  das  von  Genf  geplante  Bündnis 
mit  Luzern,  Freiburg  und  Solothurn  zu  stände  zu  bringen. 
Vergeblich  waren  auch  die  Vorstellungen  dieser  beiden  Orte, 
als  Frankreich  nach  1693  anfing,  die  arme  Stadt  Genf  zu 
misshandelu. 

Wenn  aber  die  Verbündeten  Genfs  nicht  im  stände 
waren,  ihren  Schützling  vor  Gewalttätigkeiten  zu  bewahren, 
so  konnte  der  Fall  eintreten,  dass  sie  samt -den  evangelischen 
Oi'ten  nicht  mehr  die  Kraft  hatten,  Genf  vor  dem  völligen 
Untergange  zu  retten.  Wurde  Frankreich  einmal  seiner  Feinde 
los,  so  durfte  es  Genf  wegnehmen,  ohne  die  kleine  Macht 
der  Eidgenossen  fürchten  zu  müssen,  besonders  deshalb  nicht, 
weil  es  ihm  leicht  gefallen  wäre,  in  der  Schweiz  den  Re- 
ligionskrieg zu  entfachen  und  so  die  Eidgenossen  zum  voraus 
ziemhch  ungefährlich  zu  machen.  Glücklicherweise  wurde 
Frankreich  seiner  Feinde  sozusagen  nie  los.  Nach  dem  Frie- 
den zu  Ryswik  blieb  dem  erschöpften  Lande  nicht  einmal 
Zeit,  um  seine  vielen  Wunden  zu  pflegen.  Wegen  der  spa- 
nischen Erbfolge  gingen  die  Kriegsstürnie  bald  neuerdings 
durch  das  verwirrte  Europa,  und  Frankreich  wurde  diesmal 
so  entsetzlich  mitgenommen,  dass  seine  Macht  gebrochen 
war.  Mit  dem  spanischen  Erbfolgekrieg  und  dem  daherigen 
Sinken  der  französischen  Macht  war  Genf  nach  aussen  hin 
immer  mehr  gesichert;  denn  das  Unglück  des  Starken  diente 
dem  Schwachen  zum  Segen. 


